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EDITORIAL/128: Abonnement Schattenblick-Wochendruckausgabe (SB)




Wochendruckausgabe 128 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum 13.04.2019
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Liebe Leserinnen und Leser,

nach einigen Anfragen zum Abonnementverfahren der Schattenblick-Wochendruckausgabe
möchte der MA-Verlag in dieser Ausgabe noch einmal darauf hinweisen, wie sich der
interessierte Zeitgenosse das Abonnement der wöchentlich erscheinenden
Schattenblick-Printausgabe regelmäßig zugänglich machen kann.

Zu diesem Zweck sind 25,- Euro inklusive Versandkosten auf das unten angegebene Konto
für die Übersendung von vier aufeinander folgenden Schattenblick-Wochenzeitungen
zu überweisen, und bei Fortsetzungswunsch des Abonnements ist dieser sieben Tage
vor Ablauf der ersten Abo-Bestellung mit jeweils 25,- Euro fortgesetzter Überweisung
für die entsprechenden nächsten Ausgaben zu bestätigen.

Bleibt diese Bestätigung während der entsprechenden Frist aus, gilt das
Abonnement als fristgemäß gekündigt.

Selbstverständlich kann die Wochendruckausgabe des Schattenblick auch als Einzelbestellung
erworben werden, jedoch muß auch hier mit der jeweiligen Bestellung die Einzahlung
auf das Konto sieben Tage vor Erhalt getätigt worden sein. Ein Einzelexemplar kostet
dann allerdings 8,50 Euro.

Wie auch immer, als einzelner Leser oder im Zusammenschluß mit anderen wünschen wir
Ihnen und uns das Beste für die jeweils in Betracht gezogene Form der möglichen
und doch sehr überschaubaren Bestellabwicklung.

Weiterhin viel Spaß beim Lesen und Stöbern im Schattenblick wünscht

Ihre Schattenblick-Redaktion




Kontoverbindung:

MA-Verlag

Commerzbank Heide

IBAN: DE54 2184 0078 0432 8720 00

BIC: COBADEFF218

Hinweis:
Bitte bei der Überweisung die aktuelle und vollständige Anschrift mit angeben,
damit die bestellten Ausgaben auch zugestellt werden können.


12. April 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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TREFF/1353: Kiel - Toleranz für Religion, Toleranz der Religion, 09.05.2019


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel

Toleranz für Religion, Toleranz der Religion

Streitgespräch zwischen Volker Beck und Dr. Michael Schmidt-Salomon am
Donnerstag, 9. Mai



Ist die Beschneidung jüdischer und muslimischer Jungen Körperverletzung?
Gehören Kreuze in bayerische Dienstgebäude? Dürfen Lehrerinnen im
Unterricht ein Kopftuch tragen? Religionspolitik und Religionsfreiheit
sind Themen, die stark polarisieren und regelmäßig gesellschaftlich und
politisch debattiert werden. Professor Bernd Simon, Leiter der Kieler
Forschungsstelle Toleranz (KFT) der Christian-Albrechts-Universität zu
Kiel (CAU), forscht zu Toleranz und Religion. Am Donnerstag, 9. Mai,
moderiert er zu diesem Thema ein Streitgespräch an der Kieler Universität
zwischen Volker Beck, ehemaliges Mitglied des Deutschen Bundestages und
Lehrbeauftragter am Centrum für religionswissenschaftliche Studien der
Ruhr-Universität Bochum, und dem religionskritischen Philosophen und
Schriftsteller Dr. Michael Schmidt-Salomon. Im Anschluss kann das Publikum
mitdiskutieren. Alle Interessierten sind herzlich eingeladen.

"Das Zusammentreffen von Menschen, die unterschiedlichen
Glaubensgemeinschaften angehören, wie auch von religiösen und 
nicht-religiösen Menschen stellt unsere gegenseitige Toleranz auf die Probe,
bietet aber stets auch die Chance zur weiteren Einübung und Festigung
dieser demokratischen Tugend", sagt Bernd Simon. "Mit Volker Beck und
Michael Schmidt-Salomon sind zwei exponierte Streiter für Toleranz unserer
Einladung gefolgt, die bei Fragen des Umgangs mit Religion
unterschiedliche Positionen vertreten. Wir werden demnach nicht nur ein
Streitgespräch über Toleranz erleben, sondern auch eine praktische
Demonstration streitbarer Toleranz."

Volker Beck ist Lehrbeauftragter am Centrum für religionswissenschaftliche
Studien (CERES) an der Ruhr-Universität Bochum. Von 1994 bis 2017 war er
Mitglied des Deutschen Bundestags. 2015 erhielt er den Leo-Baeck-Preis des
Zentralrates der Juden in Deutschland "für sein herausragendes Engagement
für die jüdische Gemeinschaft in Deutschland und gegen Antisemitismus."
Von 1991 bis 2004 war er Sprecher des Lesben- und Schwulenverbandes in
Deutschland e.V.

Dr. Michael Schmidt-Salomon ist Philosoph und Schriftsteller, Mitbegründer
und Vorstandssprecher der Giordano-Bruno-Stiftung sowie
Direktoriumsmitglied des Instituts für Weltanschauungsrecht (ifw). Zu
seinen bekanntesten Veröffentlichungen zählen die Bücher "Jenseits von Gut
und Böse", "Leibniz war kein Butterkeks", "Keine Macht den Doofen",
"Hoffnung Mensch", "Manifest des evolutionären Humanismus" und "Die
Grenzen der Toleranz". Im März erschien sein neuestes Buch: "Entspannt
euch! Eine Philosophie der Gelassenheit".

Die Kieler Forschungsstelle Toleranz (KFT) ist am Lehrstuhl für
Sozialpsychologie und Politische Psychologie der 
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel angesiedelt. Sie widmet sich der 
Aufgabe, auf der Grundlage einer wissenschaftlich fundierten 
Toleranzkonzeption Möglichkeiten der praktischen Umsetzung und 
gesellschaftlichen Wirksamkeit von Toleranz empirisch zu erforschen.

www.kft.uni-kiel.de

Das Wichtigste in Kürze:

Was: Streitgespräch "Toleranz für Religion, Toleranz der Religion"
zwischen Volker Beck und Dr. Michael Schmidt-Salomon

Wann: Donnerstag, 9.5.2019, 18:15 Uhr

Wo: Christian-Albrechts-Platz 2, Audimax, Frederik-Paulsen-Hörsaal

Weitere Informationen unter:

https://www.uni-kiel.de/de/detailansicht/news/116-toleranz-streitgespraech/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution235

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, 15.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





ASIEN/796: Wahlen in Indonesien - Religiöse Minderheiten sind schon jetzt die großen Verlierer 


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 16. April 2019

Wahlen in Indonesien (17.4.): Religiöse Minderheiten sind schon
jetzt die großen Verlierer der Wahlen



Vor den morgigen Wahlen in Indonesien warnt die Gesellschaft für
bedrohte Völker vor einer Verschlechterung der Lage religiöser
Minderheiten. Der amtierende Staatspräsidenten Joko Widodo biederte
sich im Wahlkampf verstärkt bei konservativen Wählern an und machte
den muslimischen Hardliner Ma?ruf Amin zu seinem designierten
Stellvertreter. Dieser ist für seine Fatwas gegen liberale und
andersdenkende Indonesier berüchtigt und will Minderheiten den Bau
religiöser Stätten erschweren.

Widodos stärkster Konkurrent wird im Wahlkampf offen von
extremistischen Islamisten unterstützt.

Am morgigen Mittwoch werden in Indonesien ein neues Parlament und der
Staatspräsident gewählt. Vor den Wahlen warnt die Gesellschaft für
bedrohte Völker (GfbV) vor einer Verschlechterung der Lage religiöser
Minderheiten. "Favorit Joko Widodo setzt auf die Zusammenarbeit mit
sunnitischen Hardlinern. Darum sind schon vor dem Urnengang die
Islamisten die großen Gewinner - Christen, Ahmadiyyah, Schiiten,
Hindu und Bahai?i werden dagegen noch mehr Intoleranz und Ausgrenzung
erleben", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Dienstag in
Göttingen.

Bedrängte Christen und Ahmadiyyah zeigten sich vor allem vom
amtierenden Staatspräsidenten Joko Widodo enttäuscht, erklärte die
GfbV. Vor fünf Jahren als Bürgerpräsident und Befürworter einer
aktiven Zivilgesellschaft gewählt, biederte er sich im Wahlkampf
verstärkt bei konservativen, muslimischen Wählern an. So ernannte er
den konservativen Gelehrten und muslimischen Hardliner Ma?ruf Amin
als Kandidaten zum stellvertretenden Staatspräsidenten. Der
Vorsitzende des nationalen Rates der Ulemas, einer einflussreichen
klerikalen Organisation, ist für seine Fatwas gegen liberale und
andersdenkende Indonesier berüchtigt. Zudem will er den Bau
religiöser Stätten für Minderheiten erschweren.

Der amtierende Präsident brach kürzlich zu einer Pilgerreise nach
Mekka in Saudi-Arabien auf, um konservative Wähler zu gewinnen.
"Widodo bahnt im größten muslimischen Staat der Welt einer
schleichenden Islamisierung den Weg", warnt Delius. Der Islam werde
immer mehr zur Staatsreligion, obwohl die offizielle Staatsdoktrin
Pancasila die fünf Religionen Islam, Christentum, Hinduismus,
Konfuzianismus und Buddhismus als gleichberechtigt ansieht.

Widodos stärkster Konkurrent ist Prabowo Subianto, früherer
Armeegeneral und ehemaliger Schwiegersohn des Diktators Suharto. Er
wird im Wahlkampf offen von extremistischen Islamisten unterstützt.
Sie hatten Ende 2016 mit Massenprotesten dafür gesorgt, dass der
liberale christliche Politiker Basuki Tjahaja Ahok Purnama wegen
angeblicher Blasphemie zu einer zweijährigen Haftstrafe verurteilt
wurde.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. April 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / FAKTEN





MELDUNG/993: Über 100 Ostermarschaktionen stehen an (Netzwerk Friedenskooperative)


Netzwerk Friedenskooperative - Pressemitteilung vom 15. April 2019

Informationsbüro zu den Ostermärschen 2019

Über 100 Ostermarschaktionen stehen an



Das Netzwerk Friedenskooperative stellt auch 2019 wieder umfangreiche
Informationen zu den Ostermärschen zur Verfügung. In unserem Terminkalender
auf www.friedenskooperative.de/termine/ostermarsch finden sich bereits weit
über 100 Einträge (mit Stand 15.04.2019) zu Aktionen und Veranstaltungen im
Rahmen der Ostermärsche. Auf der Website finden sich außerdem die Aufrufe
der Veranstalter*innen sowie weitere Informationen. Zeitnah veröffentlichen
wir auch die Redebeiträge aus den verschiedenen Städten.

Das Netzwerk Friedenskooperative zeigt sich höchst erfreut, dass, wie schon
in den vergangenen Jahren, auch 2019 wieder neue Ostermarsch-Aktionen
hinzugekommen sind. Dazu zählen dieses Jahr u.a. Göttingen, Siegen,
Eschwege und Neubrandenburg. Auch nach fast 60 Jahren bleiben die
Ostermärsche eine lebendige Tradition. Der erste Ostermarsch des Jahres
startete bereits am vergangenen Samstag in Potsdam. Alle weiteren
Ostermärsche finden von Gründonnerstag bis Ostermontag statt.

Themen der Ostermärsche 2019

Die Schwerpunktthemen, die sich in vielen Ostermarschaufrufen wiederfinden,
sind die drohende Gefahr eines neuen nuklearen Wettrüstens in Europa,
bedingt durch das Ende des INF-Vertrags, die bevorstehende Aufstockung der
Militärausgaben sowie die deutschen Rüstungsexporte. Traditionell finden
die Ostermärsche in regionaler und lokaler Verantwortung statt. Daher
variieren die Themen und Aufrufe der verschiedenen Ostermärsche.

Das im August bevorstehende Aus des INF-Vertrags birgt die Gefahr eines
neuen nuklearen Wettrüstens in Europa. Seit der Ankündigung über die
Aussetzung des Vertrags haben sowohl die USA als auch Russland angekündigt
neue nuklear bestückbare Mittelstreckenraketen zu entwickeln. Die
Wahrscheinlichkeit ist hoch, dass solche neuen Atomraketen in Europa
stationiert werden. Die Friedensbewegung setzt sich hingegen für den Abzug
der Atomwaffen aus Büchel und den Beitritt Deutschlands zum
UN-Atomwaffenverbot ein.

Auch die Erhöhung der Ausgaben für Rüstung und Militär wird bei vielen
Veranstaltungen eines der zentralen Themen beim Ostermarsch 2019 sein.
Weltweit belaufen sich die Rüstungsausgaben auf rund 1,5 Billionen Euro.
Deutschland trägt seinen Teil zur weltweiten Aufrüstung bei. Aktuell gibt
Deutschland über 40 Milliarden Euro für Rüstung und Militär aus, Tendenz
steigend. Dabei wird das Geld in vielen zivilen Bereichen, etwa bei Schulen
und Kitas, sozialem Wohnungsbau, Krankenhäusern, öffentlichem Nahverkehr,
Kommunaler Infrastruktur, Alterssicherung und dem ökologischem Umbau,
dringend benötigt.

Das dritte wesentliche Thema bei den Ostermärschen werden die deutschen
Waffenexporte sein, welche derzeit besonders aufgrund des Einsatzes
deutscher Waffen im Jemen Krieg in den Fokus der Öffentlichkeit geraten
sind. Trotz des Krieges im Jemen werden Saudi-Arabien, die Vereinigten
Arabischen Emirate und ihre Verbündeten auch von Deutschland aus und von
deutschen Konzernen mit Rüstungsgütern versorgt. Seit 2015 genehmigte die
Bundesregierung Rüstungsexporte in Länder der Jemen-Kriegskoalition im Wert
von über 5 Milliarden Euro.

Weitere Themen der Ostermärsche sind u.a. die weltweiten Konflikte, z.B. in
Syrien, Ukraine oder auch Libyen, eine neue Entspannungspolitik mit
Russland, die Forderung nach ziviler Konfliktbearbeitung und einem Ende der
Auslandseinsätzen der Bundeswehr, Fluchtursache Krieg, die voranschreitende
Militarisierung Deutschlands und der EU, aber auch Umweltthemen und die
Gefahren für den Weltfrieden durch den Klimawandel.

Informationsangebot

Alle Infos unter:

www.friedenskooperative.de/ostermarsch-2019

Ostermarsch-Termine:

www.friedenskooperative.de/termine/ostermarsch

Ostermarsch-Termine nach Bundesland: 

https://www.friedenskooperative.de/ostermarsch-2019/termine-nach-bundesland

 * 

Quelle:

Netzwerk Friedenskooperative

Römerstr. 88, 53111 Bonn

Telefon: 0228-692904, Fax: 0228-692906

E-Mail: friekoop@friedenskooperative.de

Internet: www.friedenskooperative.de
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1. Ostermärsche in Bremen und Norddeutschland für Frieden und
Abrüstung 

Bremen. "Verantwortung heißt: Abrüstung, Atomwaffenverbot, Entspannung."
Mit den Ostermarsch-Aktionen bringt die Friedensbewegung bundesweit ihre
Themen in die Öffentlichkeit. So auch in Bremen und weiteren norddeutschen
Städten.

In der Hansestadt beginnt am Ostersamstag, 20. April, um 11 Uhr, die
Auftaktkundgebung am Hauptbahnhof, unter anderem mit der Songgruppe
von #Aufstehen Bremen. Nach der Demonstration durch die Innenstadt findet
um 12 Uhr eine Kundgebung auf dem Marktplatz statt. Dort spricht Reiner
Braun (Berlin), Präsident Internationales Friedensbüro (IPB, Genf),
Mitinitiator des Aufrufs "Abrüsten statt aufrüsten" und der Kampagne "Stopp
Air Base Ramstein". Musikalische Beiträge liefert das Bremer Trio del Sur
mit Gert Woyczechowski, Uli Simon und Choche Ballesteros. Eva Böller
(Bremer Friedensforum) moderiert.

Folgende Organisationen rufen zum Ostermarsch in Bremen auf: DGB Region
Bremen-Elbe-Weser, Bremer Friedensforum, GEW Stadtverband Bremen, Pax
Christi Bremen, Anders-besser-leben e.V., Die LINKE. Landesverband Bremen,
IALANA-Vereinigung für Friedensrecht, IPPNW Region Bremen,
AK Nahost, #aufstehen, Bremische Stiftung für Rüstungskonversion und
Friedensforschung, Bundesvereinigung Opfer der NS-Militärjustiz e.V.,
Deutsche Friedensgesellschaft (DFG/VK), Deutsche Kommunistische Partei
Bremen, Deutsche Kommunistische Partei Bremen-Nord,
Deutsch-Palästinensische Gesellschaft, Initiative Nordbremer Bürger gegen
den Krieg, Kirchlicher Dienst in der Arbeitswelt, Messstelle für Arbeits-
und Umweltschutz (MAUS e.V.), Pusdorfer Friedensgruppe, VVN-Bund der
Antifaschisten LV und über 200 Personen aus Bremen. Darunter sind eine
Reihe Gewerkschaftsmitglieder, Hochschullehrer*innen, Pastoren und
Pastorinnen, Juristen und Juristinnen wie auch Mediziner*innen.

Eines der zentralen Themen bei den diesjährigen Ostermärschen ist das
drohende Aus des INF-Vertrags und die drohende Stationierung neuer
Atomraketen in Europa. Die Friedensbewegung setzt sich bundesweit für den
Beitritt Deutschlands zum UN-Atomwaffenverbot ein und begrüßt in diesem
Zusammenhang entsprechende Beschlüsse der Bremischen Bürgerschaft und des
Senats der Freien Hansestadt Bremen. Auch die Erhöhung der Ausgaben für
Rüstung und Militär stellt eines der zentralen Themen dar. Für dieses Jahr
wurde der Militärhaushalt auf 43,2 Milliarden Euro angehoben und ist damit
größer als die Etats für Bildung und Gesundheit zusammen. Bedingt durch das
zwei-Prozent-Ziel der NATO stehen in den kommenden Jahren weitere
Erhöhungen des Rüstungsetats bevor, wodurch wichtige zivile Bereiche
unterfinanziert bleiben. Auch unter sicherheitspolitischen Gesichtspunkten
sind steigende Ausgaben für das Militär nicht zielführend, sondern wirken
eskalierend. Es ist höchste Zeit, dass an die Stelle der massiven
Aufrüstung und Konfrontationspolitik eine Politik der zivilen
Konfliktprävention und Entspannung gesetzt wird.

"Gründe, um zum Ostermarsch zu gehen, gibt es leider mehr als genug. Einer
davon ist auch die immer weiter voranschreitende Militarisierung der EU.
Wir setzen uns für eine europäische Friedenspolitik ein, die diesen Namen
auch verdient! Zivile Mittel, Abrüstung und Dialog müssen dabei ganz klar
Vorrang haben", erklärt das Bremer Friedensforum in einem Testimonial im
Rahmen einer bundesweiten Aktion des Netzwerks Friedenskooperative wenige
Wochen vor den Wahlen zum EU-Parlament am 26. Mai.

Ostermarsch-Aktionen finden zeitgleich mit Bremen auch in Bremerhaven,
Oldenburg, Delmenhorst und Rotenburg/Wümme statt. Vom Bremer Friedensforum
sprechen Horst Otto in Delmenhorst, Gerhard Baisch in Oldenburg und am
Ostermontag in Emden Barbara Heller.

Link zum Aufruf [1]

Ostermarsch-Postkarte:

https://www.bremerfriedensforum.de/pdf/Ostermarsch2019-WEB.pdf

Informationen über die Ostermärsche bundesweit:

https://www.friedenskooperative.de/ostermarsch-2019


2. Bremer Friedensforum begrüßt Senatsentscheidung

Bremen. Der Senat der Senat Bremen Freien Hansestadt Bremen hat in seiner
Sitzung vom 4. April den Beitritt zu dem von ICAN Deutschland initiierten
"Bündnis der Städte gegen Atomwaffen" beschlossen. (Hierzu die
Pressemitteilung des Senats [Link siehe unter 2].)

Das Bremer Friedensforum begrüßt die Senatsentscheidung. In diesem
Zusammenhang empfiehlt das Bremer Friedensforum den Erwerb der neuen
Broschüre "Bremen und der Atomwaffenverbotsvertrag", u.a. mit einem Text
von Antje Grotheer, der neuen Präsidentin der Bremischen Bürgerschaft. Die
Publikation ist beim Bremer Friedensforum erhältlich. Bestellungen mit
Lieferanschrift bitte an: info@bremerfriedensforum.de.

Link zur Broschüre: [3]


3. Protest in Bremen zum Anlass 70 Jahre NATO

Bremen. Eine ganze Reihe von Bremerinnen und Bremern folgten dem Aufruf des
Bremer Friedensforum, sich auf dem Marktplatz gegen das Militärbündnis NATO
zu versammeln, das 70 Jahre besteht und eine Blutspur hinterlässt. "Die
NATO, die in Washington ihr 70-jähriges Bestehen feiert(e), hat - von
Jugoslawien bis Libyen - eine verheerende und völkerrechtswidrige Politik
betrieben. Sie hat auch ein verheerendes Denken in die Köpfe der Friedens-
und Sicherheitspolitiker getragen, das nur eine Richtung kennt: Aufrüstung.
Wir brauchen stattdessen eine Entmilitarisierung des Denkens. Wir brauchen
kooperative Nachbarschaft statt Militarisierung und aggressive
Konfrontation, wir brauchen Abrüstung statt Aufrüstung, und wir brauchen
faire Handelsbeziehungen statt Ausbeutung des globalen Südens", hieß es in
einer Erklärung des Bremer Friedensforums anlässlich der Mahnwache. Zu
Anfang sprach Hartmut Drewes, Mitglied des Sprecher*innenkreises Bremer
Friedensforum und Pastor i.R.. Er rief Stationen der NATO in Erinnerung.
Ihre Politik ist nach der Wende 1989 bis heute mit blutigen Kriegseinsätzen
verbunden. Drewes schloss mit dem Satz: "70 Jahre NATO sind kein Grund zum
Feiern, sondern ein Grund, für die Auflösung dieses Militärbündnisses zu
kämpfen."

Nach ihm kamen zehn Kurzbeiträge zum Thema von Annemarie Hildebrandt, Horst
Otto, Rudolph Bauer, Ingeborg Kramer, Eva Böller, Frank Sperling, Hartmut
Kath, Antonie Brinkmann und Joachim Barloschky. Barbara Heller moderierte
die Aktion.


4. Wir fordern die sofortige Freilassung von Chelsea Manning und
Julian Assange

Bremen. Im April 2010 veröffentlichte die Whistleblower-Plattform Wikileaks
von Julian Assange hunderttausende als geheim klassifizierte US-Dokumente.
Dadurch wurden schlimme völkerrechtliche und kriminelle Verstöße der USA
aufgedeckt, darunter das Video "Collateral Murder". Bis heute werden
Chelsea Manning und Julian Assange wegen Whistleblowing politisch verfolgt.
Besonders von Julian Assange und Wikileaks wurden Tausende von geheimen
Dokumenten veröffentlicht, die illegale Kriegsführung, umfassende
Menschenrechtsverletzungen, undemokratisches und autoritäres Verhalten
führender Regierungen und Politiker dokumentierten. Wir wissen und haben
nicht vergessen, dass die Enthüllungen damals zahlreiche kriminelle
Rechtsbrüche ans Licht brachten. Wir sind der Auffassung, dass Rechtsbrüche
ohnehin keinen Geheimnisschutz beanspruchen dürfen und die Offenlegung
solcher Vorgänge von strafrechtlicher Verfolgung freigestellt werden muss.
Wir wenden uns gegen die vielfältigen Verdächtigungen und Unterstellungen
gegen Chelsea Mannings und Julian Assange. Wer die Wahrheit an die
Öffentlichkeit bringt und für diese einsteht, muss mit der Verfolgung derer
rechnen, deren Lügen, Betrug und Menschenrechtsverletzungen an die
Öffentlichkeit gezerrt wurden. Krieg beinhaltet immer die Lüge - Frieden
bedeutet auch Wahrheit und Solidarität. Unsere Solidarität gilt Chelsea
Manning und Julian Assange. Wir fordern ihre sofortige Freilassung.
Stattdessen und dafür werden wir uns immer einsetzen: Bestraft die Täter
der geheim gehaltenen Verbrechen, nicht diejenigen, die sie aufdecken und
veröffentlichen!

Video-Interview von Weltnetz.TV mit Gerhard Baisch, stellvertretender
Vorsitzender der IALANA und aktiv im Bremer Friedensforum:

https://weltnetz.tv/video/1874-assange-droht-die-todesstrafe

Am 2. Mai soll Julian Assange sich vor Gericht verantworten - viele
Proteste im Vorfeld wären nötig, um ihn vor einer Auslieferung an die USA
zu schützen. In Bremen werden gerade eventuelle Aktivitäten überlegt. Wer
Interesse an der Vorbereitung hat: bitte melden unter
info@bremerfriedensforum.de.


5. Anspruch der EU, ein Imperium zu sein/entsprechend wird die
Militarisierung vorangetrieben

Bremen. Auf Einladung des Bremer Friedensforums und der Partei Die Linke
informierte Claudia Haydt auf einer Mahnwache auf dem Marktplatz und in
einer Diskussionsveranstaltung über die Militarisierung der Europäischen
Union. Sie schilderte, wie die Vorbereitungen zu einer EU-Militärunion auf
Hochtouren laufen. Allein für das das Projekt "Ocean 2020" werden viele
Millionen zur Verfügung gestellt, unter anderem zur Entwicklung von
Seedrohnen und unbemannten U-Booten, 35 Millionen Euro zur Verfügung
gestellt. Die EU-Sicherheitspolitik gehört mit der EU-Außenpolitik zu den
beiden Bereichen, die der EU-Kommission unterstehen, und keiner
parlamentarischen Kontrolle ausgesetzt sind. Ihr jetziger Präsident
Jean-Claude Juncker sieht in der Erwähnung des Militärs im Lissabon-Vertrag
eine "schlafende Schönheit..; es ist Zeit, die schlafende Schönheit zu
wecken." Denn ohne Militär, so Juncker, sei die Union wie ein halb gebautes
Haus. Die EU will ein Imperium sein. Sein designierter Nachfolger Manfred
Weber (CSU) wird ohne Frage die militärische Seite der EU weiter und
verstärkt vorantreiben. Außerdem ist nach Haydt davon auszugehen, dass
führende deutsche Politiker eine EU als Atommacht unter deutscher Führung
und damit eine Teilhabe Deutschlands an Atomwaffen anstreben.


6. Wir müssen wieder laut werden, für den Frieden und für eine
echte Zivilklausel

Bremen. "Wir müssen wieder laut werden, für den Frieden und für eine echte
Zivilklausel": Miriam Strunge, Abgeordnete der Partei Die Linke in der
Bremischen Bürgerschaft, sprach auf dem Marktplatz bei der Mahnwache des
Bremer Friedensforums zur Zivilklausel an den Bremer Hochschulen.

Weiteres siehe unter [4]


7. Protest gegen die Praktiken des Bundesamts für
Verfassungsschutz unerwünscht/Lebenslaute protestiert gegen Bußgelder

Bremen. Die Musik- und Aktionsgruppe "Lebenslaute" protestiert in Form
eines Offenen Briefs gegen Bußgeldbescheide nach einem Konzert vor den
Toren des Bundesamts für Verfassungsschutz am 20. August 2018.

Link zum Offenen Brief [5]


8. Gemeinsamer Aufruf des Bundesausschuss Friedensratschlag und
der Kooperation für den Frieden: 

Protestaktionen in Büchel - Für den Abzug der Atomwaffen und nukleare
Abrüstung

Kassel/Bonn. Das Ende des INF-Vertrages ist ein beunruhigendes Zeichen.
Europa droht die Stationierung von neuen atomwaffenfähigen
Mittelstreckenraketen. Unklar bleibt, ob der Atomwaffenteststopp bestand
hat. All dies zeigt, wie dringend notwendig nukleare Abrüstung sowie
Aktivitäten für Frieden und Entspannung sind. Der Abzug der Atomwaffen aus
Büchel wäre ein wichtiges Zeichen für eine atomwaffenfreie Welt. Dies würde
den Ausstieg aus der Nuklearen Teilhabe der NATO bewirken und den Weg ebnen
für die Unterzeichnung des UN-Verbotsvertrages für ein Atomwaffenverbot.
Dies sind dringend notwendige Schritte um die weltweite nukleare Aufrüstung
zu stoppen und umzukehren. Die Anschaffung neuer deutscher Trägerflugzeuge
für die US-Atomwaffen in Büchel würde hingegen einen Rückschlag bedeuten.

Auf geht's nach Büchel! Wir setzen uns für Frieden und Abrüstung ein. Die
Protestaktionen in Büchel sind ein wichtiges Zeichen an die Politik um
Druck aufzubauen. Es ist dringend geboten, dass wir die Bundesregierung zu
konkreten Schritte auffordern, damit wir der Vision einer atomwaffenfreien
Welt näher kommen. Dazu gehört:


	Der Abzug der US-Atomwaffen aus Büchel und die Beendigung der Nuklearen Teilhabe im Rahmen der NATO;

	Keine neuen Trägerflugzeuge für die US-Atomwaffen in Büchel;

	Die Unterzeichnung des UN-Verbotsvertrages für Atomwaffen.



Kommt nach Büchel! Die Aktionspräsenz ist am 26. März gestartet und wird
bis zum 9. August laufen.

Weitere Informationen unter:

www.atomwaffenfrei.de

Einen Terminkalender der Protestaktionen gibt es hier:

https://buechel-atombombenfrei.jimdo.com


9. Bremer Friedensforum im Netz

Mehr Informationen bringt die Internetseite des Bremer Friedensforums:
www.bremerfriedensforum.de. Wir empfehlen auch die täglich mehrfach
aktualisierte Facebook-Seite des Bremer Friedensforums. Sie kann auch
gelesen werden, ohne Mitglied in dem sozialen Netzwerk zu sein (einfach das
"f" von www.bremerfriedensforum.de anklicken!). Wer bei Facebook ist, bitte
dort ruhig öfter mal den Daumen hoch (Gefällt mir). Auch für Kommentare
sind die Redakteure und LeserInnen der Facebook-Seite dankbar.
Friedenspolitische News aus Bremen gibt es auch auf Twitter!

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum

https://twitter.com/ekkehardlentz1


10. Terminkalender

• Samstag, 20. April, 11:00 Uhr, Ostermarsch-Auftakt, Bremen,
Hauptbahnhof, 12:00 Uhr, Kundgebung Marktplatz mit Reiner Braun, Präsident
Internationales Friedensbüro (IPB)

• Donnerstag, 25. April, 19:00 Uhr, Nachbarschaftshaus "Helene
Kaisen", Beim Ohlenhof 10, Bremen-Gröpelingen, 4. Vollversammlung
von #Aufstehen Bremen

• Donnerstag, 25. April, 19:00 Uhr, Überseemuseum Bremen, Dr. Martin
Breidert: "Ist Kritik an der Politik des Staates Israel antisemitisch?" [6]

• Sonntag, 5. Mai, 11:00 Uhr, Gedenkveranstaltung an der
KZ-Gedenkstätte Bahrsplate in Bremen-Blumenthal aus Anlass des 74.
Jahrestages der Befreiung von Faschismus und Krieg. Es spricht: Raimund
Gaebelein, Landesvorsitzender der VVN-Bund der Antifaschisten in Bremen.

• Dienstag, 7. Mai, 19:00 Uhr, Villa Ichon, Goetheplatz 4, Treffen der
AG Frieden von #Aufstehen Bremen

• Mittwoch, 8. Mai, 19:00 Uhr, Villa Ichon, Goetheplatz 4, 28203
Bremen, Prof. Dr. Mechthild Schrooten und Prof. Dr. Rudolf Hickel, Bremen:
Memorandum 2019, Veranstalter: Marxistische Abendschule Bremen - Forum für
Politik und Kultur e.V. (MASCH)

• Mittwoch, 15. Mai, 19:30 Uhr, Haus der Wissenschaft, Sandstraße 4/5,
28195 Bremen, 2wei Stimmen für den Frieden - Positionen zur Europa- und
Bürgerschaftswahl 2019, Vertreter*innen der Fraktionen der Bremischen
Bürgerschaft und Kandidat*innen für die Europawahl 2019 geben Antworten auf
friedenspolitische Fragen, Moderatorin: Gaby Schuylenburg; Eintritt frei,
Veranstalter: Bremische Evangelische Kirche, Bremer Friedensforum,
Bremische Stiftung für Rüstungskonversion und Friedensforschung,
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - Landesverband Bremen, Katholische
Hochschulgemeinde, Katholischer Gemeindeverband, Pax Christi, Stiftung die
schwelle

• Donnerstag, 23. Mai, 19:00 Uhr, Bürgerhaus Weserterrassen, Dr.
Gerhard Fulda (ehemaliger langjähriger deutscher Botschafter, Buchautor und
einer der exzellentesten Nahost-Kenner): "Regime Change - der deutsche
Abschied vom Völkerrecht?"

• Samstag, 25. Mai, Sternmarsch in Bremen: "Gegen Rassismus und
Rechtspopulismus - in der Bürgerschaft und überall! Für Solidarität und
soziale Gerechtigkeit - in Bremen, Europa und weltweit!"[7]

• Sonntag, 26. Mai, Bürgerschaftswahl Bremen und Wahlen zum
EU-Parlament

• 24. bis 30. Juni, Aktionswoche Stopp Air Base Ramstein 2019

https://www.ramstein-kampagne.eu/

• 11. bis 14. Juli, Bremer*innen fahren nach Büchel

Einen Terminkalender der Protestaktionen gibt es hier: 

https://buechel-atombombenfrei.jimdo.com

• Dienstag, 6. August, 12 Uhr, Marktplatz Bremen, Mahnwache zum 74.
Jahrestag der Atombombenabwürfe auf Hiroshima und Nagasaki, Rednerin:
Xanthe Hall (IPPNW/ICAN Deutschland)

• Freitag, 20. September, 18:00 Uhr, Rathaus Verden/Aller, Rebellinnen
gegen den Krieg - Anita Augspurg-Preis der Internationalen Frauenliga für
Frieden und Freiheit, Verleihung an die Preisträgerin: Rasha Jarhum, Jemen
(ACHTUNG: einen Spendenaufruf für die Preissumme von 5.718 Euro schicken
wir gern zu!)

Regelmäßige Termine:

• Treffen Bremer Friedensforum: jeden ersten Donnerstag im Monat um
18.30 Uhr in der Villa Ichon, Goetheplatz 4

• Jeden Donnerstag, 17 bis 18 Uhr, Mahnwache Bremer Friedensforum,
Marktplatz, in den Wintermonaten: Unser Lieben Frauenkirchhof


• Jeden dritten Freitag im Monat, 12 bis 13 Uhr, Mahnwache gegen die
Rüstungshochburg Bremen an der Domsheide (vor "Kapitel 8")

• Jeden Freitag, 17 Uhr, Kundgebung der "Nordbremer Bürger gegen
Krieg", Bremen-Vegesack, Gerhard-Rohlfs-Straße/Breite Straße

Weitere Termine aus der Friedensbewegung:

http://www.friedenskooperative.de/termine.htm

Weitere Informationen aus der Friedensbewegung:

www.friedensratschlag.de/


11. In eigener Sache

Bleiben Sie bitte dem Bremer Friedensforum gewogen und sparen Sie nicht mit
Vorschlägen, Ergänzungen, Texten und anderen Reaktionen an:
info@bremerfriedensforum.de. Bei dieser Gelegenheit möchten wir auch gern
darauf hinweisen, dass das Bremer Friedensforum auf ehrenamtlicher Basis
arbeitet.

Und: Friedensarbeit kostet auch Geld! Im Unterschied zu Rüstungsproduzenten
erhalten wir keine staatliche Unterstützung aus Steuergeldern, sondern
finanzieren unsere Arbeit ausschließlich aus Spenden.


Verweise:

[1] https://www.bremerfriedensforum.de/955/event/Aufruf-zum-Bremer-Ostermarsch-2019-Verantwortung-heisst-Abruestung-Atomwaffenverbot-Entspannung/

[2] https://www.senatspressestelle.bremen.de/detail.php?gsid=bremen146.c.318133.de&asl=bremen02.c.732.de

[3] https://www.bremerfriedensforum.de/1122/aktuelles/Neue-Broschuere-Fuer-eine-atomwaffenfreie-WeltBremen-und-der-Atomwaffenverbotsvertrag/

[4] https://www.bremerfriedensforum.de/1126/aktuelles/Wir-muessen-wieder-laut-werden-fuer-den-Frieden-und-fuer-eine-echte-Zivilklausel/

[5] http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/meinung/bmof0087.html

[6] http://nahost-forum-bremen.de/?event=martin-breidert-ist-kritik-an-der-politik-des-staates-israel-antisemitisch

[7] http://gegen-rassismus-bremen.de/gemeinsam-streiten-statt-gegeneinander-kaempfen-fuer-eine-solidarische-gesellschaft-ohne-rassismus/

 * 

Quelle:

Newsletter Bremer Friedensforum 3 vom 16. April 2019

Bremer Friedensforum

Villa Ichon, Goetheplatz 4 - 28203 Bremen

Telefon: 0049 - (0) 421-3 96 18 92

E-Mail: info@bremerfriedensforum.de

http://www.bremerfriedensforum.de

http://www.facebook.com/bremerfriedensforum
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AKTION/061: Friedensgruppen rufen zum Aktionstag gegen Atomwaffen auf


Pressemitteilung der
IPPNW, DFG-VK, ICAN und der atomwaffenfrei-Kampagne

Berlin/Stuttgart 16. April 2019

Friedensgruppen rufen zum Aktionstag gegen Atomwaffen auf

Nach Kündigung des INF-Vertrages wird es am 1. Juni 2019 einen bundesweiten
Aktionstag gegen ein neues atomares Wettrüsten und für eine atomwaffenfreie
Welt geben.



Anfang Februar hat US-Präsident Donald Trump den INF-Vertrag, der den USA
und Russland den Besitz atomarer Mittelstreckenwaffen verbietet, gekündigt.
Wladimir Putin ist daraufhin ebenfalls aus dem Vertrag ausgestiegen. Im
August läuft der Vertrag voraussichtlich endgültig aus. Friedensinitiativen
rufen aus diesem Anlass zu einem bundesweiten, dezentralen Aktionstag am 1.
Juni 2019 für einen Nachfolgevertrag und eine Welt ohne Atomwaffen auf. Zu
den Initiatoren gehören die "Deutsche Friedensgesellschaft" (DFG-VK), die
Internationalen Ärzte zur Verhütung des Atomkrieges (IPPNW), die
Internationale Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen (ICAN) und die
Kampagne "Büchel ist überall - atomwaffenfrei.jetzt!".

Xanthe Hall, Abrüstungsexpertin der IPPNW und ICAN-Vorstandsmitglied zeigt
sich besorgt: "Ohne den Vertrag könnte es zu einem neuen atomaren
Wettrüsten und zu einer Stationierung von Mittelstreckenraketen in Europa
kommen. In den 1980er-Jahren waren es auch Friedensproteste, die zu dem
INF-Vertrag und zu einer Entspannungspolitik geführt haben - jetzt müssen
wir einen neuen Kalten Krieg verhindern."

Michael Schulze von Glaßer von der DFG-VK hat den Tag konzeptioniert: "Der
1. Juni ist der 31. Jahrestag des Inkrafttretens des INF-Vertrages und
bettet sich gut in die weiteren in diesem Jahr geplanten Aktivitäten für
eine atomwaffenfreie Welt ein", so der politische Geschäftsführer. "Wir
rufen alle Friedensgruppen dazu auf, an dem Tag aktiv zu werden und
unterstützen sie beispielsweise mit Aktionssets", so Schulze von Glaßer
weiter. Vor allem vor den Landesvertretungen der USA und Russlands sollen
Proteste stattfinden. In Berlin, Hamburg, Düsseldorf, Bonn, Frankfurt und
München laufen bereits die Planungen.

Anne Balzer von ICAN Deutschland macht vor allem auf die deutsche Rolle
beim Thema Atomwaffen aufmerksam: "Im rheinland-pfälzischen Büchel lagern
noch immer 20 US-Atomwaffen", so Balzer. "Aktuell plant die Bundesregierung
die Anschaffung neuer Kampfflugzeuge, um in Zukunft auch aufgerüstete
Atombomben ins Ziel fliegen zu können", kritisiert die
ICAN-Pressesprecherin. Und weiter: "Unser Protest richtet sich auch gegen
den neuen Atombomber und die atomare Teilhabe Deutschlands."

Roland Blach von der Kampagne "Büchel ist überall - atomwaffenfrei.jetzt!"
fordert alle Seiten zu Gesprächen auf: "Eine langfristige Lösung der
aktuellen Konfrontation kann nur die Unterzeichnung des
UN-Atomwaffenverbotsvertrags und die Abrüstung dieser gefährlichen Waffen
bringen", so Blach. Nur Abrüstung bringe Sicherheit.

Alle zum INF-Aktionstag aufrufenden Organisationen und Bündnisse sind
Partner von der weltweiten Kampagne für die Abschaffung von Atomwaffen
ICAN, die 2017 den Friedensnobelpreis erhalten haben.




Alle Informationen zum Aktionstag gibt es auf:

www.inf-vertrag-retten.de

 * 

Quelle:

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK)

Bundesgeschäftsstelle: Werastraße 10, 70182 Stuttgart

Telefon: 0711 - 5189 2626

E-Mail: office@dfg-vk.de

Internet: www.dfg-vk.de
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AUSSICHTEN/8611: Und morgen, den 17 April 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 17.04.2019 bis zum 18.04.2019 +++






[image: Jean-Luc 8611 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Wolken kaum,

Sonnenwetter,

Jean am Baum

bläst sich fetter.
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MELDUNG/385: Leben zwischen zwei Großreichen (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 15.04.2019

Leben zwischen zwei Großreichen

Altertumswissenschaftler der Universität Jena erkunden den Grenzraum
zwischen Rom und Iran in einem Forschungsvorhaben mit DFG-Förderung



Das Römische Reich hatte relativ flexible Grenzen, da die Römer stets auf
Expansion aus waren. Traf das Imperium dabei auf ein anderes Großreich,
gab es meist einen spannungsvollen Wechsel von Vorrücken und Zurückweichen
in einer Pufferzone. Einen solchen Grenzraum wollen
Altertumswissenschaftler der Universität Jena nun näher untersuchen. Ihr
Forschungsprojekt "Imperia sine fine? Der römisch-parthische Grenzraum als
Konflikt- und Kontaktzone vom späten 1. bis zum frühen 3. Jh. n. Chr."
wird von der Deutschen Forschungsgemeinschaft mit gut 310.000 Euro
gefördert.

"Die Grenze zwischen dem Römischen Reich und dem Reich der Parther - im
heutigen Irak und Iran - war keine starre Demarkationslinie", sagt Dr.
Frank Schleicher. Eher sei es ein Raum gewesen, in dem sich die Kulturen
gegenseitig beeinflussten. Kriegerische Auseinandersetzungen und Perioden
relativer Ruhe lösten einander ab.

Gemeinsam mit Prof. Dr. Timo Stickler bearbeitet Schleicher das neue
Projekt, das an ein Thema anschließt, das die Althistoriker zuvor
untersucht hatten: "Iberien in der Spätantike".

In den Fokus der Forscher rückt die Ostgrenze Roms, das einstige
Grenzgebiet zwischen Rom und Iran reicht vom armenischen Hochland bis hin
zum Roten Meer. "Heute gehören insbesondere Syrien dazu, Jordanien und
Teile der Türkei", sagt Frank Schleicher.

Frank Schleicher erläutert, welche Quellen in den Blick der Forscher
rücken: "Wir untersuchen die griechisch-lateinische Überlieferung, die
orientalischen literarischen Traditionen aus dem syrisch-mesopotamischen
Grenzraum und dem Iran." Hinzu kommen noch archäologische Zeugnisse zu den
militärischen Anlagen und den nahöstlichen Kulturzentren im Grenzraum.

Zeitlich werde die Periode von der Regierungszeit Vespasians
beziehungsweise seines Gegenspielers Vologeses I. um das Jahr 70 n. Chr.
bis zum Untergang der Arsakidenmonarchie um das Jahr 230 n. Chr. reichen.
In diesem zeitlichen Rahmen soll untersucht werden, welche Verschiebungen
die Kräfte des Zentrums und der Peripherie zu beiden Seiten der Grenze
bewirkten. Das verspricht ein tieferes Verständnis sowohl der
Lokalgeschichte als auch der großen historischen Entwicklungen.


Weitere Informationen unter:

http://www.uni-jena.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 15.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/791: Essen - Der überforderte Frieden. Versailles und die Welt 1918 bis 1923, 08.05.2019


Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI)

Vortrag: Der überforderte Frieden. Versailles und die Welt 1918 bis
1923

Historiker Jörn Leonhard zu Gast am KWI



Mittwoch, 08. Mai 2019, 18.00 Uhr

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), Gartensaal

Goethestraße 31, 45128 Essen

Der renommierte Historiker Jörn Leonhard präsentiert im Gespräch mit Ute
Schneider sein aktuelles Buch "Der überforderte Frieden. Versailles und
die Welt 1918-1923" (C. H. Beck Verlag).

Der Erste Weltkrieg war ein industrialisierter Massenkrieg. Je länger er
dauerte, desto mehr veränderte er die Gesellschaften, die ihn führten, und
desto rasanter entwertete er das Wissen der Politiker. Zugleich führte er
zu einer beispiellosen Dynamik von globalen Hoffnungen und Projektionen,
die sich auf den künftigen Frieden bezogen. Doch die vom amerikanischen
Präsidenten Woodrow Wilson erhoffte Friedensordnung im Zeichen des
nationalen Selbstbestimmungsrechts, der Demokratie und einer kollektiven
Sicherheitsarchitektur erwies sich als brüchig. Weder wurde der
Nationalstaat zum Akteur kollektiver Sicherheit, noch wurde die
Internationale der Friedenswahrung eine Realität. Aufbrüche und
Untergänge, Revolutionen und fortdauernde Kämpfe verbanden sich mit der
Suche nach Frieden und legten die hochfliegenden Erwartungen und die teils
widersprüchlichen Versprechen ebenso offen wie die erdrückenden Probleme
bei der Umsetzung und die Unterschiede zwischen den Annahmen in Paris und
den Realitäten vor Ort. Ob im Blick auf untergehende Reiche und neue
Staaten, ethnische Minderheiten oder das neue Massenphänomen von Flucht
und Vertreibung: Aus der Art und Weise, wie der Krieg zu Ende ging,
entstand ein schwieriges Erbe - bis in unsere Zeit.

REFERENT

Jörn Leonhard, Professor für Westeuropäische Geschichte an der Universität
Freiburg

MODERATION

Ute Schneider, Professorin für Geschichtswissenschaften an der Universität
Duisburg-Essen (UDE)

ANMELDUNG

Bitte melden Sie sich bis zum 06. Mai 2019 unter susanne.loose@uni-due.de
an. Der Eintritt ist frei.

VERANSTALTER

Eine Veranstaltung des Kulturwissenschaftlichen Instituts Essen (KWI) in
Zusammenarbeit mit dem Ruhr Museum und dem Historischen Institut der
Universität Duisburg-Essen (UDE)

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), 15.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/538: Lippstadt - Miniflohmarktsaison startet am 4. Mai 2019


Stadt Lippstadt

Taschengeld durch alte Schätze aufbessern

Miniflohmarktsaison startet am 4. Mai



Lippstadt. Am ersten Samstag im Mai, 4.5.2019, haben Lippstädter
Kinder und Jugendliche wieder die Gelegenheit, auf ihrer Verkaufsdecke
Spielzeug, Bücher, CDs, DVDs, Comics und vieles mehr beim
Miniflohmarkt in der Luchtenstraße (neben New Yorker) an die
Kundschaft zu bringen. Wer bis zum großen Altstadtfest-Flohmarkt
Anfang Juni nicht mehr warten kann, ist bei diesem Miniflohmarkt in
gemütlicher Atmosphäre genau richtig, um zu Feilschen und zu Handeln.
Alte Schätze, die noch gut in Schuss sind, sind die beste Ware, um das
Taschengeld ein wenig aufzubessern. Die Standplätze sind kostenfrei,
aber es wird eine Anmeldekarte benötigt, die ab dem 20.4.2019 in der
Kulturinformation im Rathaus erhältlich ist.

Und wer zum ersten Miniflohmarkt keine Zeit hat, kann sich die zwei
weiteren Miniflohmarkttermine vormerken: 6. Juli 2019 und 7. September
2019.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 15. April 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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AKTION/537: Bocholt - "Tüftelkiste" am 25. April 2019


Stadt Bocholt

Tüftelkiste beim ESB: Es sind noch Plätze frei!



Bocholt (PID). In den Osterferien bietet die Abfallberatung des
Entsorgungs- und Servicebetriebes Bocholt (ESB) eine kostenlose
Mitmachaktion an. Am Donnerstag, 25. April 2019, von 15 bis 17 Uhr
können Kinder im Alter zwischen 7 und 13 Jahren im Seminarraum des ESB
nach Herzenslust an alten Elektrogeräten schrauben. Aufgrund der
begrenzten Plätze bittet der ESB um Anmeldung. Es sind noch ein paar
wenige Plätze frei.

Am 25. April dürfen Kinder ab 7 Jahren unter Anleitung alte
Elektrogeräte zerlegen. Dabei tüfteln die Kinder selber aus, was in
den verschiedenen Geräten steckt, und erleben, wie schwierig das
Zerlegen ist, wenn die Gehäuse verschweißt sind oder Spezialwerkzeuge
benötigt werden. Die Gruppengröße ist auf 15 Kinder begrenzt.

Ist das noch gut, oder kann das weg?

Viele von uns kennen das: der Föhn ist schon nach kurzem Gebrauch
kaputt, also weg damit. Alle paar Monate kommt ein neues, noch
besseres Handy auf den Markt, also weg mit dem alten. Nur kaum jemand
von uns weiß wie der Föhn, der Toaster oder das Handy innen aussehen.
"In der heutigen Zeit fehlt vielen von uns das Verständnis dafür warum
etwas überhaupt funktioniert", erklärt Abfallberaterin Petra Tacke den
Hintergrund der Aktion "Tüftelkiste".

Tacke will mit der "Tüftelkiste" den Kindern einen Einblick geben in
die Funktionsweise verschiedener Geräte und das Augenmerk für
Nachhaltigkeit schärfen. Dabei können die Kinder so viel wie möglich
selber machen, Geräte nach Herzenslust zerlegen und auseinanderbauen.

Der ESB bittet um Anmeldung unter 24 63-24.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 10. April 2019

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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LESUNG/1850: Bocholt - Spannende Bilderbuch-Kinos zum Welttag des Buches am 23.4.2019


Stadt Bocholt

Spannende Bilderbuch-Kinos zum Welttag des Buches

Stadtbibliothek Bocholt beteiligt sich am 23. April beim großen
Lesefest



Bocholt (BIB). Am Dienstag, 23. April 2019, ist es wieder so weit:
Deutschlandweit feiern Buchhandlungen, Bibliotheken, Schulen und
Lesebegeisterte am UNESCO-Welttag des Buches ein großes Lesefest. Eine
regionale Tradition ist zu einem internationalen Ereignis geworden:
1995 erklärte die UNESCO den 23. April zum "Welttag des Buches", dem
weltweiten Feiertag für das Lesen, für Bücher und die Rechte der
Autoren. Auch die Stadtbibliothek Bocholt beteiligt sich an dieser
Aktion zur Leseförderung.

In der Zeit von 10:30 bis 11:30 Uhr und von 15:30 bis 16:30 Uhr sind
alle Ferienkinder von 4 bis 8 Jahren zu spannenden Vorlesegeschichten
eingeladen, die in Form von Bilderbuch-Kinos erzählt werden. Mit dabei
sind "Die Olchis - Ein Drachenfest für Feuerstuhl" von Erhard Dietl,
"Pippilothek - Eine Bibliothek wirkt Wunder" von Lorenz Pauli und
Kathrin Schärer und "Carlo und Kasimir" von Dominik Rupp. Ein
Geschichtenerlebnis für Groß und Klein, bei dem gleichzeitig die
Kreativität und die Konzentrationsfähigkeit unterstützt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 16. April 2019

Stadt Bocholt

PRESSE- und INFORMATIONSDIENST

Berliner Platz 1, 46395 Bocholt

Telefon: (0 28 71) 953-327, -209, -571

Fax: (0 28 71) 953-189

E-Mail: pid@mail.bocholt.de

Internet: www.bocholt.de
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MELDUNG/389: Bildband zu den Kunstwerken der Universität Hamburg erschienen (idw)


Universität Hamburg - 16.04.2019

Von Feininger bis Kokoschka: der Campus als Kunstmuseum

Bildband zu den Kunstwerken der Universität Hamburg erschienen



Gemälde, Skulpturen, Reliefs und Sticker-Collagen - auf dem Campus der
Universität Hamburg gibt es fast so viele Kunstwerke wie in einem Museum.
Nun ist im Jubiläumsjahr der Bildband "Kunstschätze und Wissensdinge. Die
Geschichte der Universität in 100 Objekten" erschienen. Er stellt die
Kunstwerke vor und bietet dabei einen neuen Blick auf die bewegte
Geschichte der Hochschule.

Oskar Kokoschka im Hörsaal, Candida Höfer in der Bibliothek und
Hans-Joachim Frielinghaus an der Liegewiese - wer die Gebäude, Plätze und
Grünflächen der Universität Hamburg betritt, ist von Kunst umgeben. Der
neue Bildband beschreibt die Geschichte der Hochschule anhand von
einhundert Werken, die diese erworben, geschenkt bekommen oder in Auftrag
gegeben hat. Darunter sind Acryl-Bilder, Stelen, Holzschnitte, haushohe
Wandgemälde, Gebäude-Reliefs, Collagen, Statuen und vieles mehr - darunter
zahlreiche geschaffen von überregional bedeutenden Künstlern.

"Mit dem Band 'Kunstschätze und Wissensdinge' wollen wir eine ganz eigene
Geschichte der 100 Jahre alten Universität erzählen", sagt Prof. Dr. Iris
Wenderholm. "Denn in den Kunstobjekten der Hochschule kristallisiert sich
die bewegte Geschichte der Universität, zeigen sich ihre Vordenker und
geistigen Initiatoren, spiegelt sich Fachgeschichte".

Wenderholm ist Professorin für Kunstgeschichte an der Universität Hamburg
und gibt den Bildband gemeinsam mit Dr. Christina Posselt-Kuhli heraus.
Zusammen mit Lehrenden verschiedener Fachrichtungen und Studierenden der
Kunstgeschichte beschreiben sie darin die Entstehung und Bedeutung von
einhundert Arbeiten und leisten damit einen wichtigen Beitrag für das
Jubiläumsprogramm der Universität.

"Aus den Kunstwerken können wir etwas über die Universität lernen, was wir
von Zeitzeugen und schriftlichen Quellen nicht erfahren", erklärt
Posselt-Kuhli. "Denn hinter jeder künstlerischen Auftragsarbeit und jeder
Annahme von Kunst-Geschenken steckt eine Haltung, mit der die Hochschule
den Themen und Gepflogenheiten der Zeit begegnet. Genau diese Haltung
spricht aus den Kunstwerken des Campus zu uns."

"Kunstschätze und Wissensdinge. Eine Geschichte der Universität Hamburg in
100 Objekten" ist im Michael Imhof Verlag erschienen, kostet 29,95 Euro
und ist erhältlich im Unikontor (https://www.uni-hamburg.de/unikontor)
sowie im Buchhandel. ISBN: 373190764X, EAN: 9783731907640.

Kunstwerke auf dem Campus der Universität Hamburg (Auswahl):

Oskar Kokoschkas Tryptichon "Termopylae oder der Kampf um die Errettung
des Abendlandes" (1954), Philosophenturm, Hörsaal D (zurzeit in Wien auf
einer Kokoschka-Retrospektive im Leopold Museum)

Lyonel Feiningers Holzschnitte "Segelschiffe" (1918) und "Buddelstätt"
(1920), Thünen-Institut für Holzforschung

Candida Höfers Fotografie des Lesesaals im Warburg-Haus (2000),
Fachbereichsbibliothek Kulturwissenschaften

Hamburger Gelehrten-Gemälde (17. bis 19. Jahrhundert), Staats- und
Universitätsbibliothek

Cecilia Herrero-Laffins Wandgemälde "Jüdisches Leben am Grindel" (1995),
Campus Von-Melle-Park

Michael Grey Wolf Guruevs Acrylbild zur Evolutionsgeschichte "Only a
Little Drop of Eternity" (1982-83), Zoologisches Museum

Hans-Joachim Frielinghaus (1978) "Stele", an der südwestlichen Liegewiese
auf dem Campus Von-Melle-Park




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg, 16.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/946: Köln - coin, collaborative intervention, 4.-10.5.2019


Kunsthochschule für Medien Köln - 11.03.2019

coin - collaborative intervention

Samstag 04. bis Freitag 10.5.2019

04.05., 13-17 Uhr; 05.05., 15-17 Uhr; 06.-09.05., 16-19 Uhr; 10.05.,
10-12:30 Uhr, Christuskirche, Dorothee-Sölle-Platz 1, 50672 Köln

Der Eintritt ist, wenn nicht anders angegeben, frei



GroßstadtPolyphonie - das diesjährige Thema von ACHT BRÜCKEN wird von
Studierenden der KHM in einer kollaborativen Intervention umgesetzt.
Darin verbinden sich Animation, 3D/VR, experimenteller Informatik und
Klang mit der Architektur der Christuskirche. Realisiert in
gemeinschaftlicher Autorschaft bezieht die Arbeit den bewusst
gewählten städtischen Ort mit seiner besonderen architektonischen
Verknüpfung von privaten Wohnungen, öffentlichem Raum und Kirche ein.

Mit Hajar Asyura, Giorgi Gedevanidze, Phaidonas Gialis, Hyein Han,
Jeesoo Hong, Mayuko Kudo, Seongmin Yuk. 

Leitung: hans w. koch, Karin Lingnau.

www.facebook.com/kunsthochschulefuermedien

www.instagram.com/kunsthochschulefuermedien/

www.twitter.com/khmkoeln

www.youtube.com/KHMKoeln

 * 

Quelle:

Kunsthochschule für Medien Köln (KHM)

Academy of Media Arts Cologne

Peter-Welter-Platz 2, 50676 Köln

Telefon: +49 221 20189 0

Internet: www.khm.de
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GRASWURZELREVOLUTION/1858: Algerien - "Grandiose Gewaltfreiheit"


graswurzelrevolution Nr. 438, April 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

"Grandiose Gewaltfreiheit"

Algerien am 11. März 2019: Bouteflika gibt auf und lässt die Wahlen
verschieben. Skizze eines grotesken Militärregimes

von Lou Marin



Am Abend des 11. März 2019 hat der soeben von einer weiteren
Krankenhausbehandlung in Genf nach Algerien zurückgekehrte Präsident
Abdelaziz Bouteflika - oder wie auch immer diejenigen, die in seinem
Namen sprechen oder Briefe schreiben - auf die
Präsidentschaftskandidatur am 18. April verzichtet. Die Wahlen, die
auf den 18. April angesetzt waren, wurden auf unbestimmte Zeit
verschoben. Ein erster Erfolg für die gewaltfreie Massenbewegung.
(GWR-Red.)


Doch Bouteflika gab in seinem Abdankungsschreiben auch bekannt,
er habe nie vorgehabt, erneut für eine fünfte Amtszeit zu kandidieren.
Diese offizielle Verlautbarung vom 11. März zeigt die gesamte Groteske
dieses Regimes auf - denn noch am 3. März hatte er sich gegen die
entstehende Massenbewegung trotzdem als Kandidat eintragen lassen. Und
nun soll alles nicht so gemeint gewesen sein? Dümmer geht's nümmer.
Das Chaos dieser Erklärungen zeigt aber, was diese gewaltfreie
Massenbewegung bewirkt hat und wie schwer sich das Regime tut, sich
überhaupt noch selbst zu legitimieren.

Aber der Reihe nach: Algeriens Präsident Bouteflika wurde von vielen
Beobachter*innen und Journalist*innen, zuletzt im März 2019 von der
Schweizer Zeitung "Tribune de Genève", beschrieben als "beständig
davon bedroht, seine Lebensfunktionen zu verlieren" aufgrund einer
"systemischen Beeinträchtigung seiner körperlichen Reflexe"(1) - ein
Halbtoter also, und dies seit seinem doppelten Schlaganfall 2013, also
seit sechs Jahren schon. Seine neuerlich geplante fünfte Kandidatur
für die Präsidentschaftswahlen kam, so die allgemeine Einschätzung,
nur deshalb zustande, weil sich die reichen, abgehobenen Eliten des
Landes auf keinen Nachfolger untereinander einigen konnten.


Der Unabhängigkeitskrieg 1954 bis 1962: Primat des
Militärischen über das Politische

Die Struktur des unabhängigen Algerien muss real als permanente
geheime Diktatur eines Klientelbündnisses von einer Partei, des FLN
(Front de libération nationale; die siegreiche, bei weitem nicht die
einzige Organisation der historischen Unabhängigkeitsbewegung
1954-1962) und wechselnder Fraktionen des Militärs bezeichnet werden.
Diese Struktur ist noch immer das Ergebnis der militärischen Form und
Dynamik des antikolonialen Krieges.

Der Krieg kann in zwei Phasen aufgeteilt werden. Erstens: 1954 war der
FLN eine bewaffnete Untergrundbewegung von ein paar wenigen Hundert
Kämpfern, die mit dem bewaffneten Losschlagen der damaligen
antikolonialen Massenorganisation, den sogenannten "Messalisten" unter
dem gewählten Vorsitzenden Messali Hadj, die damals mehrere
Zehntausend aktive Mitglieder hatte und sogar streikfähig war, den
Rang ablief. Innerhalb des antikolonialen Befreiungskampfes kam es von
1954 bis 1958 deshalb zu einem sogenannten "Krieg im Krieg" des
messalistischen MNA (Mouvement Nord-Africaine; Nordafrikanische
Bewegung, später: Mouvement national algérien; Algerische
Nationalbewegung) mit dem FLN. Vor allem nach zwei großen Massakern in
messalistischen Dörfern 1957, den Massakern von Melouza und Tifraten,
war die MNA in diesem inneralgerischen Krieg von der FLN, die von
Nassers Ägypten Waffen bekam, besiegt worden. Doch der FLN hatte eine
autoritäre Struktur angenommen und führte strategische Kämpfe nun auch
im eigenen Innern bewaffnet durch.

Deshalb zweite Phase: Ende 1957, nach der verloren gegangenen
"Schlacht um Algier" gegen die Kolonialtruppen Frankreichs, wurde
Abbane Ramdane als strategisch prägende Person des politischen Flügels
der FLN, der sich zwar bei der Niederschlagung des Messalismus aktiv
beteiligt hatte, dann aber eher Streikstrategien propagierte,
ermordet. So schreibt Bernhard Schmid:

"Solche Krisenperioden sind günstig, um offene Rechnungen zu
begleichen. Die 'Militärs' im Apparat des FLN können sich nun endlich
des lästigen 'Politikers' Abbane Ramdane, entledigen. Am 27. Dezember
1957 wird er in Marokko in einen Hinterhalt gelockt und erschossen.
(...) Der militärische Arm dominiert über den politischen."(2)

Das war die damals und noch bis zum Ende des 20. Jahrhunderts typische
Ausdrucksweise für nationale bewaffnete Befreiungsbewegungen weltweit,
sei es in der FLN, oder im portugiesisch-kolonialen Afrika (MPLA) oder
in Lateinamerika (FMLN; FSLN). Nur war in diesen Organisationen der
bewaffnete Flügel fast immer dem politischen Flügel innerhalb der
Partei untergeordnet (Primat des Politischen). Seit 1958 war es in
Algerien andersherum, dort gab es vom Mord an Ramdane an bis heute das
"Primat des Militärischen".


Bouteflika: Vom Protégé Boumediennes zur eigenen
Clan-Seilschaft 

Während des Befreiungskrieges war Abdelaziz Bouteflika von der FLN
abkommandiert, um an der eher unbedeutenden Südfront Algeriens zu
operieren. Nach der Unabhängigkeit verdankte er seine Karriere dem
Militärchef und Präsidenten Boumedienne bis zu dessen Tod 1978. 1981
wurde Bouteflika aufgrund der Veruntreuung von Devisen während seiner
Zeit in Boumediennes Außenministerium von 1965 bis 1978 juristisch
verurteilt und für 18 Jahre aus den Machtzentren verstoßen, was bei
ihm, so heutige Beobachter wie Kamel Daoud, einen jähzornigen,
egozentrischen und cholerischen Charakter formte.(3)

Bouteflika verdankte es einem Zufall, dass er 1999 rehabilitiert und
als Präsident an die Spitze des Staates gestellt wurde. Die
mörderischen Neunzigerjahre in Algerien waren vom Militär geprägt, die
1992 den demokratischen Wahlgang gegen die islamistische Partei FIS
(Islamische Rettungsfront) abgebrochen und geputscht hatten. Diese
Militärs waren unter dem Namen "Januaristen" bekannt, weil der Putsch
im Januar 1992 durchgeführt wurde. Die Januaristen glaubten zunächst,
schnell den militärischen Sieg gegen die islamistischen Gruppen
erringen zu können, waren jedoch Ende der Neunzigerjahre nach einem
blutigen Jahrzehnt mit 150.000 Toten noch immer nicht erfolgreich. So
verstärkte eine andere Fraktion des Militärs unter General Ahmed Gaïd
Salah (heute 79 Jahre alt) den Druck auf den geheimen Militärrat,
wieder einen zivilen Politiker als Gallionsfigur an die Spitze des
Staates zu stellen und den Bürgerkrieg durch eine offizielle Amnestie
zu beenden, die dann sowohl für die Bluttaten der Militärs als auch
für die islamistischen Gruppen gelten sollte. Der zivile Politiker
sollte dem Regime die bitter nötige internationale Anerkennung
verschaffen. Bouteflika wurde aufgrund dieser strategischen Motivlage
1999 erstmals Präsident. Mit General Salah als Militärchef seit 2004
an seiner Seite baute Bouteflika Stück für Stück seine eigene Klientel
aus, die ihm die ständige Wiederwahl ermöglichen sollte.

Dazu gehörte vor allem Abdelaziz Bouteflikas jüngerer Bruder Saïd
Bouteflika, im Volksmund "Vizekönig" genannt, der nach dem
Schlaganfall ständig den Rollstuhl Bouteflikas umher schob. Im
Nebelfeld dieser Machtstruktur Algeriens wurde Saïd Bouteflika zur für
alle Politikfelder zuständigen Eminenz, vor allem je schwächer
Abdelaziz selbst wurde. Weitere persönliche Freunde, die Abdelaziz
noch in den Jahren seiner zurechnungsfähigen Regierungsarbeit bis 2013
an seine Seite holte, waren der Unternehmer-Oligarch Ali Haddad, ein
Baulöwe und Chef des algerischen Unternehmerverbandes; dann der
Gewerkschaftsführer Abdelmajid Sidi-Saïd an der Spitze der
Staatsgewerkschaft UGTA, die schon im Unabhängigkeitskrieg
individuelle Attentate gegen messalistische Gewerkschafter*innen der
damaligen USTA durchführte; und der gegenwärtige Premierminister Ahmed
Ouyahia, der sich selbst definiert als derjenige, der die
"Drecksarbeit" des Regimes durchführt und etwa mitten im Bürgerkrieg
einen Kredit des Internationalen Währungsfonds aufnahm - mit all den
zugehörigen neoliberalen Bedingungen. Ouyahia hat übrigens nun direkt
nach dem Rückzug Bouteflikas für eine fünfte Amtszeit ebenfalls seinen
Rücktritt angekündigt.(4)


Der Optimismus von Yasmina Khadra und die Skepsis von
Boualem Sansal

Mit dieser Seilschaft kontrolliert der Bouteflika-Militärclan bis
heute Algerien. Andere Machtfaktoren, wie etwa Geheimdienstchef
Mohamed Lamine Mediène, genannt "Toufik", wurde mit dessen Clan im
September 2015 ausgeschaltet.(5) Die Pfründe der Ölexportwirtschaft
wird von dieser Elite eingesackt. Man könnte sagen, dass zu Anfang von
Bouteflikas Amtszeit noch ein paar Tropfen der Ölrente an eine gewisse
Mittelschicht nach unten gesickert sind, weil der Weltmarkt-Ölpreis
damals bei ca. 100 Dollar pro Barrel lag. Etwa ab 2010 ist der Ölpreis
jedoch stark gefallen; aufgrund der Mono-Ausrichtung der Wirtschaft
Algeriens müssen heute sogar Grundnahrungsmittel wie Brot eingeführt
werden und der algerische Staat ist stark verschuldet. Was eingenommen
wird, geht nun ausschließlich noch an die Reichen-Klientel. Besonders
die Korruption hat sich in Algerien seit Bouteflikas Amtsantritt
exorbitant entwickelt.

Der kritische und gewaltfreie Schriftsteller Boualem Sansal schreibt
in seiner aktuellen Einschätzung angesichts der Massenproteste: "Diese
fünfte Kandidatur ist eine Entwürdigung zuviel. (...) Das reiche
Algerien könnte womöglich sogar noch eine Hungersnot erleben und eine
Fluchtbewegung großen Ausmaßes. (...) Die Macht hat der Bevölkerung
alle denkbaren Leiden, alle Entwürdigungen, alle Ungerechtigkeiten
abverlangt. Seit der Unabhängigkeit hat sie ihr alles genommen, ihre
Güter, ihre Geschichte, ihre Freiheit, sogar ihre Träume. Es gibt in
Algerien weder eine Politik noch eine Ökonomie, es gibt eine Rente auf
den Abbau von Bodenschätzen, die von Jahr zu Jahr geringer wird und
nur noch einer unersättlichen Mafia zufließt, die zu allem bereit
ist."(6)

Entscheidend wird sein, wie die Armee im weiteren Verlauf der Bewegung
reagiert. Da stehen sich optimistische Einschätzungen und
pessimistische Befürchtungen gegenüber. Der bekannte Schriftsteller
Yasmina Khadra (der Frauenname ist ein Pseudonym) ist selbst
Ex-Offizier der Armee und meint optimistisch: "Was die
Militärhierarchie anbetrifft: Der oberste Befehlshaber der Armee [das
ist immer noch General Ahmed Gaïd Salah; d.A.] und sein Umfeld wollen
das Regime aufrecht erhalten. Aber der Rest der Armee wird sich nicht
dem Volkswillen widersetzen. Eine große Mehrheit der Offiziere, der
Unteroffiziere und der Truppen werden nicht widernatürlichen Befehlen
gehorchen und könnten sich sogar der Bewegung anschließen, wenn man
ihnen befiehlt, in die Menge zu schießen."(7)

Das sieht Boualem Sansal pessimistischer und sieht sein Land in einer
Zwangslage zwischen zwei totalitären Systemen, dem Militärregime und
den islamistischen Gruppen: "Es ist zu früh, um zu sagen, welche Form
die Bewegung schließlich annehmen wird. Man wird es bis zum 18. April
wissen. Wenn Bouteflika gewählt wird, dann gibt es erst eine
Explosion, dann Repression und das Kriegsrecht. Wir schlittern dann
ins Unbekannte, in die Eiszeit, das Zerbrechen des Landes, das
Überborden der Islamisten. Viele könnten dann aus Algerien fliehen.
Vielleicht wird das Schlimmste noch kommen. Aber noch habe ich
Hoffnung, dass die Demonstrant*innen den Sturz des Regimes bewirken
und mit den Folgen umzugehen wissen."(8)

Am 12. März empfahl der Politikwissenschaftler Rachid Ouaissa den
Menschen auf den Straßen Algeriens: "Die Friedfertigkeit
aufrechterhalten! Das schützt sie vor dem Regime. Die Gewaltfreiheit
ist das Grandiose an den Protesten. Das Volk hat bewiesen, dass es
reif ist und politisch denkt. Zweitens müssen die Leute sich
organisieren und eine Gruppe von Personen delegieren, die in ihrem
Namen spricht. Jetzt, da das Regime mit einem Plan gekommen ist,
braucht es einen Gegenplan. Dann kann verhandelt werden. Eine
Transition ist kein Prozess, sondern ein Momentum, ein Pakt. Der muss
jetzt geschlossen werden - und zwar nicht nach Regeln, die das Regime
diktiert. Die Straße muss auch was zu sagen haben."(9)

Nun, der 18. April und die Explosion aufgrund einer Wiederwahl
Bouteflikas ist bereits abgewendet. Ein erster Sieg für die
gewaltfreie Massenbewegung. Es macht eben doch einen Unterschied der
Stärke aus, ob über eine Million oder nur ein paar Tausend auf der
Straße sind. Auch der begonnene Generalstreik mag seinen Teil zur
Abdankung Bouteflikas beigetragen haben. Aber wie wird das Regime
weiter reagieren? Denn dass es versuchen wird, seine Pfründe und seine
Herrschaft zu retten, steht außer Frage.


Anmerkungen:

(1): Zit. nach frz. Wikipedia-Eintrag zu Präsident Bouteflika.

(2): Bernhard Schmid: Das koloniale Algerien, Unrast Verlag, Münster
2006, S. 149. Obwohl ich Schmid hier zitiere, habe ich auch Kritik am
Buch, weil - um hier nur ein Beispiel zu nennen - Schmid entweder
nicht weiß oder verschweigt, dass es Frantz Fanon war, der diesen Mord
an Ramdane deckte, weil Fanon damals ein Interesse an der Dominanz des
Militärischen über das Politische hatte. Fanon war darüber hinaus auch
aktiv an den Massakern gegen den Messalismus beteiligt. Zur Geschichte
des Messalismus vgl. Brother John: "Die Besiegten und Vergessenen des
Algerienkrieges", Teil 1 in GWR Nr. 296 vom Februar 2005, Teil 2 in
GWR Nr. 297 vom März 2005, siehe:

https://www.graswurzel.net/gwr/2005/02/die-besiegten-und-vergessenen-des-algerienkrieges/

Für eine detaillierte neuere Geschichte des Messalismus in frz.
Sprache siehe das neue Buch von Nedjib Sidi Moussa: "Algérie. Une
autre histoire de l'indépendance. Trajectoires révolutionnaires des
partisans de Messali Hadj" (Algerien. Eine andere Geschichte der
Unabhängigkeit. Revolutionäre Werdegänge der Weggenoss*innen von
Messali Hadj), Presses universitaires de France, Paris 2019.

(3): Vgl. Kamel Daoud: "Le catalogue des nos humiliations", in: Le
Monde, 10.-11. März 2019, S. 26.

(4): Madjid Zerrouky: "En Algérie, l'entourage contesté de
Bouteflika", in: Le Monde, 7. März 2019, S. 4.

(5): Madjid Zerrouky, ebenda, a.a.O.

(6): Boualem Sansal: "Si Bouteflika est réélu, ce sera l'explosion",
in: Wochenzeitung L'Obs, Nr. 2835, Woche 7.-13. März 2019, S. 31.

(7): Yasmina Kehdra: "L'heure de vérité a sonné", in: Wochenzeitung
L'Obs, Nr. 2835, Woche 7.-13. März 2019, S. 29.

(8): Boualem Sansal, siehe Anm. 6, a.a.O.

(9) Politologe zu Protesten in Algerien. "Das Volk will den Sturz des
Regimes", Interview von Jannis Hagmann mit Rachid Ouaissa, in: taz,
13.3.2019,

https://www.taz.de/Archiv-Suche/!5576615&s=algerien/
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Hände weg von Venezuela!

Kriegstreiber stoppen!

Innerhalb weniger Tage gingen Ende Januar, Anfang Februar 2019
Nachrichten um die Welt, die eine sprunghaft erhöhte Gefahr für
Stabilität und Frieden signalisierten. Sie zeigten an, daß sich kurz-
und langfristige Bedrohungen des Friedens in außerordentlicher Weise
zusammenballen. Die internationale Konterrevolution unter Führung von
USA und EU versucht, das Rollback gegen den Sozialismus, gegen
Rußland, China und unabhängige Nationalstaaten zu verstärken.

Erstens: Seit dem 23. Januar versuchen die USA mit Hilfe eines
von ihnen gelenkten Putsches, Venezuelas sozialistischen Präsidenten
Nicolas Maduro und dessen Regierung zu stürzen. Nach jahrelanger
Destabilisierungspolitik erkannte US-Präsident Donald Trump Minuten
nach der Selbsternennung eines ultrarechten Politikers zum
"Übergangspräsidenten" den Contra als Staatsoberhaupt an. Führende
EU-Staaten folgten dem am 4. Februar, einige Mitgliedsländer weigerten
sich. Mißlungen ist der Versuch, die Fehler, die von der Regierung
Maduro zweifellos gemacht wurden, zu nutzen, um die Solidarität mit
dem Angegriffenen zu schwächen. Bei einem akuten imperialistischen
Angriff auf ein Land tauchen stets wohlmeinende Zeitgenossen auf, die
zuerst "Reformen" verlangen und dann Solidarität erwägen. Ähnlich
funktionierte auch die Konterrevolution gegen die DDR.

Die Kanonenbootpolitik gegen Venezuela jetzt führte aber dazu, daß
selbst in einem imperialistischen Hauptland wie der Bundesrepublik in
der Bevölkerung vor allem Stimmen der Solidarität zu hören waren.
Hierzulande nutzten die Konzern- und Staatsmedien die Ereignisse, um
ihrer Haßpropaganda gegen Rußland und China neuen Schwung zu
verleihen. Sie machten beide Staaten dafür verantwortlich, daß Maduro
sich bis zum Verfassen dieses Textes am 6. Februar im Amt halten
konnte. Trump hat mehrfach betont, daß er sich einen militärischen
Angriff vorbehält. Im Deutschlandfunk nannte ein Kommentator das
verantwortungslose Treiben von USA und EU einen "Rückfall in
kolonialistische Zeiten". Er war in den hiesigen Bürgermedien eine
einsame Ausnahme.

Zweitens: Am 1. Februar kündigte der US-Präsident unter
Wiederholung der Lügen von einer Verletzung des INF-Abkommens über
atomare landgestützte Mittelstreckenraketen durch Rußland diesen
Vertrag. Am folgenden Tag erklärte Wladimir Putin, sein Land antworte
"symmetrisch" und setze das Abkommen ebenfalls aus. Es handelt sich um
eine US-Attacke auf das gesamte Geflecht von Abrüstungsvereinbarungen.
Hintergrund ist die NATO-Auffassung, der auch die Bundesregierung
folgt, daß atomare Kriege durch neu entwickelte, "taktische"
Atomwaffen wieder führbar werden. Das soll nach dem Willen Washingtons
allerdings nur in Europa geschehen. Berlin macht willig mit. Eine
Konsequenz ist, daß der Abzug von US-Atombomben aus der Eifel von
deutscher Seite offensichtlich nicht mehr verfolgt wird.

Drittens: Am 5. Februar wurde bekannt, daß der deutsche
Kriegsetat bis 2024 auf etwa 60 Milliarden Euro steigen soll. Das
kommt fast einer Verdoppelung innerhalb eines Jahrzehnts gleich, noch
höhere Steigerungen sind in der Diskussion. Einzige Begründung: die
angebliche russische Bedrohung.

Viertens: Am 6. Februar wurde Nord-Mazedonien in die NATO
aufgenommen, der Kriegspakt expandiert weiter nach Osten und Südosten
in Europa.

Fünftens: In seiner Rede zur Lage der Nation kündigte Trump am
gleichen Tag nach dem Rekordkriegshaushalt der USA 2018 mit weit über
700 Milliarden Dollar weitere starke Rüstungssteigerungen an. Er
wiederholte seine Drohungen gegen Venezuela, feierte den "Sieg über
den Kommunismus" und erklärte, ohne seine Gespräche mit Kim Jong Un
gäbe es längst einen "großen Krieg" in Korea. Mit Krieg drohen und ihn
auch führen - das ist die Sprache, die imperialistische Politiker
wieder verwenden.

Angesichts all dessen bleibt es in der Bundesrepublik bisher
bemerkenswert ruhig. Noch mehr Nachrichten dieser Art oder gar die
reale Gefahr, daß neue US-Atomraketen in Europa und in der
Bundesrepublik stationiert werden, könnten das mit Hilfe aller am
Frieden Interessierten rasch ändern.

Arnold Schölzel
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Solidarität mit Venezuela!

In einer Presseerklärung der CPUSA (Kommunistische Partei der USA)
von Ende Januar heißt es:

Die ohnehin gefährliche Lage in Venezuela hat sich in den letzten
Tagen plötzlich zugespitzt, während der legale, gewählte Präsident
Nicolas Maduro sich auf eine neue Amtszeit vorbereitete.

Am 21. Januar versuchte eine kleine Gruppe Angehöriger der
venezolanischen Nationalgarde, einen Militärputsch durchzuführen.
Dabei wurden sie nicht nur von der venezolanischen Rechten, sondern
auch von reaktionären Führern und Regierungen in den Nachbarländern
sowie von US-Präsident Donald Trump, Vizepräsident Mike Pence,
Außenminister Mike Pompeo und US-Sicherheitsberater John Bolton
ermutigt.

Am 23. Januar verkündete die Trump-Regierung, daß sie einen bis dahin
kaum bekannten rechtsextremen Politiker, Juan Guaidó, als legitimen
Präsidenten Venezuelas anerkenne. Guaidó, Teil der faschistischen
Elemente der von den USA unterstützten Opposition, erklärte sich
aufgrund eines angeblichen verfassungsmäßigen Mandats illegal zum
Präsidenten. Er ist der neue Präsident der Nationalversammlung, eines
Organs, das der Oberste Gerichtshof Venezuelas 2016 als rechtswidrig
eingestuft hat.

Als nachvollziehbare Reaktion auf das Vorgehen der Trump-Regierung hat
die venezolanische Regierung die diplomatischen Beziehungen zu den
Vereinigten Staaten abgebrochen. Die US-Diplomaten wurden
aufgefordert, das Land innerhalb von 72 Stunden zu verlassen. Aber in
einem weiteren gefährlichen Schritt gab ihnen die US-Regierung unter
dem Vorwand, daß Maduro kein rechtmäßiger Präsident sei, die
Anweisung, zu bleiben, und verhängte einseitig weitere Sanktionen.
Tausende Venezolaner strömten auf die Straße, um ihren Widerstand
gegen das Vorgehen der USA zu bekunden.

Das Eingreifen der Trump-Regierung ist ein klarer Verstoß gegen das
Völkerrecht und die Souveränität sowie die Unabhängigkeit Venezuelas.
Diese Maßnahmen stimmen überein mit ihrer Mißachtung aller Formen der
Demokratie und ihrer Verletzung der verfassungsmäßigen und
demokratischen Rechte in den USA sowie international. Sie erinnern an
die lange Geschichte imperialistischer Arroganz der USA, den Sturz von
Regierungen, Einmärschen, Kanonenbootdiplomatie und die Installierung
serviler Militärjuntas.

Es besteht die Gefahr, daß diese überhebliche imperialistische
Handlungsweise der Trump-Regierung das Vorspiel für noch brutalere
Eingriffe der USA und ihrer rechtsextremen Verbündeten in Brasilien,
Kolumbien und anderswo in innere Angelegenheiten Venezuelas ist.

Die jähe Eskalation der Angriffe auf Venezuela folgt einer langen
US-Kampagne zur Destabilisierung der venezolanischen Wirtschaft und
Gesellschaft. Der Imperialismus will in seinem "Hinterhof" keine
Regierungen dulden, die den Reichtum ihrer Nationen nutzen, um das
Leben der arbeitenden Bevölkerung und der Armen zu verbessern, anstatt
mit diesem Reichtum die Kassen transnationaler Unternehmen zu füllen.

Die Destabilisierung Venezuelas mit dem Ziel eines "Regimewechsels"
und die Einführung einer weiteren arbeiterfeindlichen Rechtsregierung
wie der von Jair Bolsonaro in Brasilien und Ivan Duque in Kolumbien
ist weder im Interesse der arbeitenden Menschen Venezuelas noch der
USA. Unter Präsident Maduro und seinem Vorgänger, Hugo Chávez, hat
Venezuela wiederholt seine Bereitschaft gezeigt, freundschaftliche
Beziehungen zu den Vereinigten Staaten und seinen Bürgern zu pflegen,
und ist sogar so weit gegangen, armen Gemeinden in den Vereinigten
Staaten zu helfen, indem sie ihnen preisgünstiges Heizöl zur Verfügung
stellte.

Die Kommunistische Partei der USA ruft alle ihre Mitglieder und
Freunde auf, sich unverzüglich mit ihren Senatoren und Abgeordneten in
Verbindung zu setzen, um ein Ende dieser illegalen und gefährlichen
Einmischung in Angelegenheiten einer souveränen Nation zu fordern.

(Gekürzt und red. bearbeitet)
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Bürgerliche Medien als Putschhelfer in Venezuela

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Venezuela im Visier der internationalen Reaktion

Deutschland erkennt den venezolanischen Umstürzler Juan Guaidó als
"Übergangspräsidenten" an und erklärt damit den gewählten Präsidenten
Venezuelas, Nicolás Maduro, für entmachtet. Mit dem am 4. Februar
offiziell verkündeten Schritt folgt die Bundesregierung der
US-Administration sowie diversen rechtsgerichteten Regierungen
Lateinamerikas, darunter die vom Militär kontrollierte Regierung
Brasiliens. Darüber hinaus haben inzwischen weitere EU-Staaten Guaidó
anerkannt, darunter Großbritannien, Frankreich und Spanien. Das
Europaparlament hatte den Schritt schon eine Woche zuvor vollzogen.
Die Unterstützung für den Schritt ist im Westen breit, aber nicht
ungeteilt; so haben Italien und Neuseeland ausdrücklich bekräftigt,
nicht zur offenen Einmischung in die inneren Angelegenheiten eines
fremden Landes bereit zu sein. Weltweit handelt es sich bei den
Staaten, die Guaidó anerkennen, um eine Minderheit, die freilich über
außergewöhnliche militärische sowie ökonomische Machtmittel verfügt
und in der Vergangenheit mehrfach bewiesen hat, daß sie bereit ist,
diese gewalttätig einzusetzen.

Die freihändige Anerkennung von Umstürzlern in fremden Staaten ist in
der Geschichte auch Deutschlands nicht beispiellos. So hatten etwa vor
rund fünf Jahren deutsche Stellen den Umsturz in der Ukraine nicht nur
gefördert, sondern sofort nach seinem rechtswidrigen Vollzug die
Protagonisten zur "legitimen" Regierung der Ukraine erklärt. Neu ist
freilich, daß ein Umstürzler schon in aller Form anerkannt wird,
während der gewählte Präsident noch im Amt ist. Mit ihrer Anmaßung,
Regierungen fremder Staaten frei nach Gutdünken ab- und einzusetzen,
kehren die Länder Europas faktisch zu Herrschaftspraktiken ihrer
Kolonial-Ära zurück. Zu ihnen zählen außer der EU-Hegemonialmacht
Deutschland die ehemalige Kolonialmacht über Venezuela, Spanien, sowie
weitere Staaten, die sich bis heute Kolonien in der Region leisten:
Frankreich unterhält mit Französisch-Guayana ein "Überseedepartement"
nicht weit im Osten Venezuelas; Großbritannien beherrscht mit Bermuda,
den Cayman und den Virgin Islands und einigen weiteren Inseln gleich
mehrere "Überseegebiete" in der Karibik direkt nördlich von Venezuela;
auch das Königreich der Niederlande beansprucht dort noch diverse
Inseln mit unterschiedlichem Rechtsstatus für sich. Durch die
Anerkennung von Guaidó rauben sie nun auch Venezuela seine
Souveränität und erniedrigen es faktisch auf seinen früheren Status
einer Kolonie.

Der Hintergrund des kolonialen Auftretens der europäischen Mächte läßt
sich Berichten in US-Medien entnehmen. Demnach ist die jüngste Welle
von Umsturzversuchen in Venezuela durch die Drohung von US-Präsident
Donald Trump im August 2017 ausgelöst worden, die Vereinigten Staaten
behielten sich einen militärischen Überfall auf das Land vor. Bereits
im Herbst 2017 seien einige venezolanische Offiziere, von der
Kriegsdrohung ermutigt, auf dem Umweg über eine US-Botschaft in Europa
an die Trump-Administration herangetreten, hätten Putschpläne
dargelegt und um technische Unterstützung gebeten, hieß es vor fünf
Monaten in der "New York Times". Demnach hat Washington zwar
materielle Hilfe verweigert, die putschwilligen Militärs jedoch
befeuert. So äußerte der damalige Außenminister Rex Tillerson am 1.
Februar 2018, es sei denkbar, daß "die militärische Führung einen
friedlichen Übergang organisiert". Der republikanische Senator Marco
Rubio behauptete auf Twitter, "die Welt" werde "die Streitkräfte in
Venezuela beim Sturz ihres Oberbefehlshabers unterstützen". Der
Putschversuch ist im Frühjahr 2018 allerdings rechtzeitig aufgedeckt
worden. Laut Darstellung der "New York Times" sind von den ungefähr
300 bis 400 Militärs, die in ihn involviert waren, rund die Hälfte
festgenommen worden. Auf die zweite Hälfte, die unerkannt blieb,
zielen offenbar die aktuellen Appelle von Juan Guaidó an
oppositionelle Offiziere, jetzt rasch aus der Deckung zu kommen und
den Putsch erneut zu wagen.

Die Aufdeckung des Putschversuchs hat die Umsturzbemühungen allerdings
nicht beendet. Wie es in einem Bericht des "Wall Street Journal"
heißt, hat ein Teil der politischen Opposition, die sich vor allem aus
den weißen, wohlhabenden Eliten des Landes rekrutiert, weiterhin nach
Möglichkeiten gesucht, Präsident Maduro aus dem Amt zu jagen.

Ende Dezember hätten sich dann, schreibt das US-Blatt, Mitarbeiter der
Trump-Administration an die umsturzwilligen venezolanischen Politiker
gewandt, die der Auffassung waren, sie benötigten in Ermangelung
hinreichender eigener Stärke "die Rückendeckung der internationalen
Gemeinschaft", um die für den angestrebten Umsturz erforderliche
"politische Dynamik in Venezuela" zu erzeugen. Die gewünschte
Rückendeckung erhielten sie umgehend aus Washington, wo insbesondere
Senator Rubio, Außenminister Mike Pompeo sowie der Nationale
Sicherheitsberater John Bolton mit den Planungen für die eigenmächtige
Anerkennung von Juan Guaidó als "Präsident" und für begleitende
weitere Schritte wie etwa die inzwischen in Kraft gesetzten
Erdölsanktionen begannen.

Das Wall Street Journal zitiert eine Notiz des US-Außenministeriums
vom 12. Januar: "Es ist Zeit, den geordneten Übergang zu einer neuen
Regierung zu starten." In den folgenden Tagen ging Guaidó bei seiner
Selbstproklamation sowie bei allen weiteren Schritten in engstem
Schulterschluß mit Washington vor. Unklar ist noch, inwieweit deutsche
Stellen in die Operationen eingebunden oder zumindest über sie
informiert waren. Zuvor hatte Berlin immer wieder eng mit
venezolanischen Umstürzlern kooperiert.

Am Bestreben, durch auswärtige Unterstützung die notwendige
"politische Dynamik" für den Umsturz zu erzeugen, beteiligen sich mit
ihrer Anerkennung des Umstürzlers Guaidó nun auch in vollem Umfang
Deutschland sowie weitere europäische Staaten. Dabei geht es nicht nur
darum, eine mißliebige Regierung auszutauschen. Wie ebenfalls das
"Wall Street Journal" unter Berufung auf interne Regierungsquellen
berichtet, soll der ersehnte Sturz der Regierung in Caracas nur der
erste von drei Enthauptungsschlägen sein, deren folgende den
Regierungen Kubas und Nikaraguas gelten werden. Hintergrund sei,
berichtet die US-Zeitung, daß alle drei Staaten engere Beziehungen zu
Rußland und zu China aufgebaut hätten. Diese Beziehungen sollten nun
mit allen Mitteln unterbunden werden. In der Tat stellt der wachsende
Einfluß nicht nur Moskaus, sondern auch Beijings zunehmend die globale
Vorherrschaft der alten Kolonialmächte Europas und Nordamerikas in
Frage. Als dies zum ersten Mal in den Jahren des kalten Kriegs geschah
- damals begehrten sozialistische Bewegungen in vielen Ländern
Lateinamerikas gegen die neokoloniale Herrschaft der transatlantischen
Mächte auf -, da stützten sich die USA und die Staaten der EU, um ihre
Hegemonie zu sichern, häufig auf blutige Militärregime. Aktuell setzen
sie, um Rußland und China zurückzudrängen, auf Umsturz - und treten
beim Bestreben, ihre alte, in der Kolonialzeit am deutlichsten
ausgeprägte Weltherrschaft zu zementieren, erneut mit ihrem alten
kolonialen Herrschaftsanspruch über die einstigen Kolonien auf.

Gestützt auf german-foreign-policy.com
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Daniel Ellsberg über US-amerikanische Atomkriegspläne

Aus der Feder von Daniel Ellsberg erschien 2017 ein Buch mit dem Titel
"The Doomsday Machine" ("Die Weltuntergangsmaschine"). Daniel
Ellsberg? Dieser Name stand bislang für den Herausgeber der
sogenannten Pentagon-Papiere, die 1971 der Weltöffentlichkeit
präsentiert wurden und einen umfassenden Einblick in die vom
US-Imperialismus insgeheim getroffenen Vorbereitungen des Krieges in
Vietnam sowie seine Eskalation in den 60er Jahren boten.

Bislang war weitgehend unbekannt, daß Daniel Ellsberg seit 1959 als
Mitarbeiter der "Denkfabrik" RAND Corporation tätig und seit Anfang
der sechziger Jahre als Berater an das Pentagon und das
Außenministerium delegiert worden war. Dort erhielt er bald Zugang zu
Dokumenten der höchsten Geheimhaltungsstufe ("Keyhole"). Im Rahmen
seiner Arbeitsaufträge traf er den damaligen Verteidigungsminister
Robert McNamara sowie den Sicherheitsberater der Präsidenten John F.
Kennedy und Lyndon B. Johnson, McGeorge Bundy. Im Oktober 1962 gehörte
er zu einer Arbeitsgruppe des permanent tagenden Krisenstabes, der
während der Kuba-Krise gebildet worden war. Daniel Ellsberg, der als
"kalter Krieger" sozialisiert wurde und drei Jahre lang freiwillig als
Offizier bei der Marine-Infanterie gedient hatte, erlebte die Jahre
als Berater höchster Regierungsstellen als eine Zeit der
Desillusionierung.

Schon bald erkannte er, daß die von den politisch Verantwortlichen mit
großem medialem Aufwand proklamierte "Raketenlücke" gegenüber der
UdSSR frei erfunden worden war. Während der Öffentlichkeit ständig
vorgegaukelt wurde, jederzeit könnte ein "atomares Pearl Harbor", ein
Überraschungsangriff sowjetischer Interkontinentalraketen und
Langstreckenbomber die USA heimsuchen, entnahm Ellsberg streng
geheimen Dokumenten, daß die Sowjetunion am Anfang der sechziger Jahre
über lediglich vier einsatzbereite Raketen verfügte, die in der Lage
waren, US-amerikanisches Territorium zu erreichen. Anderslautende
Bekundungen des 1. Sekretärs der KPdSU, Nikita Chruschtschow, waren
ein reiner Bluff, was die damals ausgewerteten Fotos der
U-2-Flugzeuge und - bald darauf - der ersten Spionagesatelliten
bestätigten.

Dagegen stellte die US Air Force zur gleichen Zeit vierzig
Interkontinentalraketen in Dienst, deren Ziele in der Sowjetunion
lagen. Die Propaganda um die angebliche "Raketenlücke" diente
lediglich dem Zweck, immer höhere Militärausgaben gegenüber Senat und
Repräsentantenhaus zu legitimieren und die Öffentlichkeit in Furcht
und Schrecken vor dem "Reich des Bösen" zu versetzen. Eine
"Raketenlücke" bestand tatsächlich bis zum Anfang der 70er Jahre -
allerdings auf seiten der UdSSR.

Die wichtigsten Kapitel des Buches befassen sich mit den
Atomkriegsplänen der USA in den 60er Jahren. Ellsberg war erschüttert
angesichts der Planungen, die eine physische Vernichtung von
mindestens 600 Millionen bis 1 Milliarde Menschen vorsahen bzw.
billigend in Kauf nahmen. Zur Erinnerung: Die Weltbevölkerung zählte
damals etwa 3 Milliarden Menschen.

Worum ging es dabei? Daniel Ellsberg erhielt Zugang zu den konkreten
Zielplanungen des Pentagons, die eigentlich nur eine Handvoll hoher
Regierungsvertreter und Militärs kennen durfte. Manche dieser
Dokumente trugen sogar den Zusatz "For President's Eyes Only!" Ihnen
entnahm er unter anderem die Einschätzung, daß Finnland infolge des
radioaktiven "fallouts" der über Leningrad abgeworfenen Atombomben
ausgelöscht ("wiped out") werden würde.

Ellsberg war außerdem bei "Kriegsspielen" des Strategischen
Bomberkommandos (SAC) anwesend, die den Ablauf eines
Aggressionskrieges gegen die UdSSR, China und die sozialistischen
Staaten in Europa simulierten. Hier wurde die Eisenhower-Doktrin der
"massiven Vergeltung" geprobt, in deren Ergebnis mindestens die Hälfte
der Bevölkerung in der Sowjetunion und 100 Millionen Bewohner in
Osteuropa getötet werden würden. Besonders erschütterte ihn, daß die
Kriegspläne vorsahen, zusammen mit der UdSSR auch China atomar zu
vernichten. Dies galt ausdrücklich sogar für den Fall, daß China an
einem US-amerikanisch-sowjetischen Konflikt, der atomar zu eskalieren
drohte, überhaupt nicht beteiligt gewesen wäre. Die Passagen zum
Verlauf dieser "Kriegsspiele", die Selbstverständlichkeit, mit der die
Generäle des SAC agierten, der menschenverachtende Zynismus der
Offiziere sowie der anwesenden politisch Verantwortlichen sowie ihre
Unfähigkeit, die globalen Folgen eines solchen totalen Atomkrieges in
Rechnung zu stellen (z. B. unzählige Verletzte, die nicht hätten
versorgt werden können; Entstehung eines "atomaren Winters" mit
jahrelangen Mißernten und weltweiten Hungersnöten), gehören zu den
eindrucksvollsten Kapiteln.

Eine weitere Erkenntnis drängte sich ihm auf. Während wider besseres
Wissen die Gefahr eines atomaren Überraschungsangriffs der UdSSR an
die Wand gemalt wurde, handelte es sich bei den Atomkriegsplänen der
USA vor allem um "Erstschlagspläne", deren Berechtigung intern damit
legitimiert wurde, man müsse im Krisenfall einem bevorstehenden
Angriff der UdSSR auf das Territorium der USA zuvorkommen ("preemptive
attack"). Doch derartige Planungen wurden zu einer Zeit vorgenommen,
als die UdSSR zu einem solchen Angriff gar nicht fähig war bzw. eine
solche theoretische Möglichkeit auch für eine absehbare Zukunft nicht
bestand.

Alles das veranlaßte Daniel Ellsberg, ihm zugängliche, streng geheime
Dokumente zu kopieren und an wechselnden Orten aufzubewahren. Manches
davon ist mittlerweile besonders vom National Security Archive und auf
Daniel Ellsbergs Website publiziert worden, manches wird zum ersten
Mal in seinem Buch mitgeteilt, wobei vor allem die Schilderung seiner
Gespräche mit führenden Politikern im Pentagon und aus der Umgebung
des Präsidenten wertvoll ist.

Aber der Autor sorgt sich mit Recht auch um die gegenwärtigen
Atomkriegsplanungen der USA. Er verweist darauf, daß alle
Administrationen seit den Zeiten Harry S. Trumans sich beharrlich
geweigert hätten darin einzuwilligen, niemals als erste Atomwaffen
einzusetzen. Dies galt auch für Barack Obama, unter dessen
Präsidentschaft eine groß angelegte "Modernisierung" der Atomwaffen
beschlossen worden sei - und es gilt selbstverständlich für Donald
Trump. Ellsberg warnt in seinem Buch dringend davor, die Bereitschaft
der Herrschenden in den USA zu unterschätzen, als erste Atomwaffen
einzusetzen: Zumindest indirekt gab es in den letzten Jahren
verschiedentlich öffentliche, an die Adresse des Iran und Nordkoreas
gerichtete Warnungen, daß auch diese Option "auf dem Tisch liege". Der
Autor zitiert aus ent sprechenden Bekundungen gegenüber den Medien.
Ausschließen wollten den Ersteinsatz von Atomwaffen im Vorwahlkampf
2015/2016 lediglich zwei Kandidaten, die allerdings nur auf jeweils
ein Prozent Wählerstimmen hoffen durften und bald aus dem Rennen um
die Präsidentschaft ausgeschieden waren.

Die mehrfach vom russischen Präsidenten Wladimir Putin formulierte
Warnung, Hauptaufgabe der internationalen Politik müsse es sein, einen
Atomkrieg zu verhindern, erhält nach der Lektüre von "The Doomsday
Machine" eine beklemmende Aktualität.

Es bleibt abschließend zu hoffen, daß in nächster Zeit eine deutsche
Übersetzung vorliegen wird.

Dr. Reiner Zilkenat

(Aus "Mitteilungen der Kommunistischen Plattform der Partei Die
Linke", 1/2019)
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Es droht ein neuer nuklearer Rüstungswettlauf
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Petition an die Bundesregierung und den Deutschen Bundestag

Keine Stationierung US-amerikanischer Mittelstreckenraketen in
Deutschland und Europa!

1. Der INF-Vertrag zwischen den USA und der Russischen
Föderation zum Verbot nuklear bestückbarer Mittelstreckenraketen muß
gerettet werden.

Der INF-Vertrag muß lediglich um ein erneuertes Inspektionsregime
ergänzt werden, um Verdachtsfälle vor Ort aufklären zu können, statt
spekulative Ferndiagnosen zu leisten.

2. Sollten die USA dennoch den Vertrag einseitig aufkündigen,
muß die Bundesregierung klar und deutlich einer Stationierung dieser
Waffensysteme auf deutschem Boden eine Absage erteilen.

3. Zugleich muß sich die Bundesregierung auf EU- und NATO-Ebene
gegen eine Stationierung dieser Waffensysteme in Europa engagieren.

Warum ist das wichtig?

Der INF-Vertrag ist der zentrale Baustein der europäischen Abrüstung
im nuklearen Bereich aus den späten 80er Jahren. Wird der Vertrag
gekündigt, so droht ein erneuter nuklearer Rüstungswettlauf. Eine
Stationierung von US-Mittelstreckenraketen in Europa/Deutschland
verkürzt die Vorwarn- und Reaktionszeiten (Flugzeit einer Rakete vom
Startort bis zum Zielobjekt) auf unter zehn Minuten - abhängig davon,
wo sie stationiert werden würden. Damit stiege die Gefahr eines
unbeabsichtigten Nuklearkrieges erheblich. Europa wäre, wie auch schon
im ersten kalten Krieg, das Zentrum der nuklearen Zerstörung. Die
europäischen Länder können mit der Ablehnung einer Stationierung
dieses Waffensystems in Europa der US-Regierung deutlich machen, daß
sie sich nicht den Vorgaben der US-Regierung unterwerfen, und die
einseitige Aufkündigung des INF-Vertrages praktisch ins Leere laufen
lassen.

In den frühen 80er Jahren protestierten Hunderttausende gegen die
Stationierung der US-Mittelstreckenraketen Pershing II. Obschon
seinerzeit die Stationierung 1983 trotz der Massenproteste beschlossen
wurde, war der Widerstand in Deutschland ein doppelter Erfolg:

Niemals zuvor sind so viele Menschen für den Frieden auf die Straße
gegangen. Und Ende der 80er Jahre wurde mit dem INF-Vertrag die
vollständige Verschrottung aller Mittelstreckenraketen der USA und der
damaligen UdSSR beschlossen und vollzogen.

Die Petition kann im Internet unterzeichnet werden unter:

https://t.co/LReRIN5RwX

 * 

Über den Unterschied zwischen zwei Klassendiktaturen

Mit einer gewissen Ernüchterung beobachten Marxisten, wie Teile der
Partei Die Linke ihre Positionen und Auffassungen zum Staat und zur
bürgerlichen Demokratie ändern oder verwässern. Dahinter stehen
Vorstellungen, als Koalitionspartner für Regierungsbündnisse auf
Bundes- und Landesebenen kompatibel zu sein bzw. zu bleiben.

Für eine Teilnahme an einer Bundesregierung hat es bisher jedoch nicht
gereicht. Die Eintrittskarte dafür ist die Bereitschaft zu noch
größerer Selbstverleugnung der eigenen Vergangenheit und die Aufgabe
von Grundpositionen, wie etwa in der Friedensfrage bzw. hinsichtlich
der Teilnahme der BRD an Kriegseinsätzen, z. B. im Rahmen von UNO oder
NATO. Die Herrschenden würden auch gern sehen, daß die Frage nach dem
Eigentum an den wesentlichen Produktionsmitteln keine Rolle in den
politischen Vorstellungen mehr spielt.

So bietet diese Partei ein Bild einer in sich zerrissenen Kraft ohne
klare theoretische Positionen. Ein gewisses Gottvertrauen in die
bürgerliche Demokratie der BRD und in die Europäische Union ist schon
lange vor den Wahlen 2019 festzustellen. Dahinter verbirgt sich bei
manchen die Hoffnung, mit der Eroberung von Parlamentssitzen und
Posten in Regierungsverantwortung tatsächlich etwas ändern zu können.
Doch wer sich darauf einläßt, wird objektiv selbst zum Teil des
Systems und dient seiner Erhaltung, auch wenn er subjektiv meint, die
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen zu gestalten oder gar das
gesellschaftspolitische System erneuern zu können.

Die vermeintlich halblinke Partei Die Grünen ist diesen Weg gegangen
und hat ihr Profil als Friedenspartei aufgegeben, um an die
Fleischtöpfe der politischen Macht zu gelangen. Sie ist
heuteeineParteiwiealleanderenbürgerlichen Parteien, einschließlich der
SPD, die angetreten sind, die kapitalistische Gesellschaftsordnung am
Leben zu erhalten.

Fidel Castro gab in den 60er Jahren dem amerikanischen Journalisten
Lee Lockwood ein Interview, in dem er den Unterschied zwischen den
Klassendiktaturen in den USA und in Kuba analysierte. Auch wenn Castro
über die USA und Kuba spricht, haben seine Gedanken zum Staat eine
hohe Aktualität und einen großen Verallgemeinerungswert für die
Gegenwart.

"Wir sind Marxisten und betrachten den Staat als ein Instrument der
herrschenden Klasse zur Ausübung von Macht. Was Sie 'repräsentative
Demokratie' nennen, ist nach unserer Meinung die Diktatur des
Kapitalismus, und der nordamerikanische Staat ist ein Instrument
dieser Klassenherrschaft, in innenpolitischer Hinsicht ebenso wie in
internationaler. Ich halte dies nicht nur für theoretische Positionen.
Die herrschenden Klassen üben ihre Macht mit Hilfe des Staates und
aller Mittel aus, auf die sie sich zur Verteidigung ihres Systems
verlassen können. Sie verlassen sich dazu nicht nur auf den Staat,
seine Administration, seine Streitkräfte, sondern auch auf all die
anderen Instrumente, die dem System zur Verfügung stehen: die
vorherrschenden politischen Parteien, die komplett von diesen Klassen
kontrolliert werden und sich an der Macht abwechseln, alle
Kommunikationsmittel - die Presse, Rundfunk, Fernsehen, Zeitungen,
Magazine, Filme, Verlage, technische und wissenschaftliche
Gesellschaften, öffentliches Bildungswesen, die Universitäten. Alle
diese Medien sind einem System zu Diensten, das von den Reichen in den
Vereinigten Staaten kontrolliert wird.

Natürlich könnten Sie mir jetzt entgegenhalten, daß es in den
Vereinigten Staaten möglich ist, ein Buch gegen die Regierung zu
veröffentlichen oder ein paar kritische Artikel zu schreiben. Das
gefährdet die Sicherheit des Systems nicht im geringsten. Alles, was
das System gefährden könnte, wird, wie bewiesen wurde, unterdrückt.
(...)

Es gibt Kritik in den Vereinigten Staaten, ja, aber innerhalb
des Systems, nicht gegen das System. Das System ist etwas
Unberührbares, Heiliges, gegen das sich nur wirkliche Ausnahmen zu
äußern wagen. Deshalb frage ich mich, ob es sich hier nicht wirklich
um eine Klassendiktatur handelt, um die Durchsetzung eines Systems mit
allen materiellen und moralischen Mitteln. In den Vereinigten Staaten
wählen die Menschen alle vier Jahre einen der Kandidaten, die von den
beiden Parteien aufgestellt werden, aber das bedeutet keinen Wechsel.

Wir andererseits halten den revolutionären Staat für ein
Machtinstrument der Arbeiter und Bauern, das heißt der körperlich und
geistig Arbeitenden, gelenkt von einer Partei, die sich aus den Besten
dieser Menschen zusammensetzt."

Castro betonte im weiteren Verlauf des Gesprächs, daß er als
Regierungschef und Staatspräsident bestimmte Funktionen in Staat und
Partei ausübt, seine Entscheidungsbefugnis jedoch tatsächlich geringer
ist als die des Präsidenten der Vereinigten Staaten. "Wenn wir über
persönliche Macht sprechen: In keinem anderen Land der Welt, nicht
einmal in absoluten Monarchien, hatte je eine Person so viel Macht wie
der Präsident der Vereinigten Staaten. Der Amtsinhaber (...), kann das
Land sogar in einen thermonuklearen Krieg führen, ohne den Kongreß zu
konsultieren. Das ist in der Geschichte einmalig. (...)

Folglich verkörpert der Funktionär, den Sie Präsident nennen, den
umfassendsten Ausdruck einer Klassendiktatur, die gelegentlich
deutlich wird, wenn sie einem einzelnen Mann die absolute Macht
überläßt." (Lee Lockwood: Castros Kuba, Taschen-Verlag, Köln 2016, S.
187-188) Fidel Castro brachte zum Ausdruck, daß er das kubanische
System als demokratisch betrachtete, weil es den Willen der großen
Mehrheit des Volkes, der Armen und nicht der Reichen widerspiegelt.

Eine wahrhaft linke Partei braucht eine klare theoretische Auffassung
zur Rolle des Staates und der bürgerlichen Demokratie unter den
heutigen Bedingungen der Friedensbedrohung, des Neoliberalismus und
der beschleunigten Internationalisierung von Kapital und Arbeit. Die
Teilnahme am Parlamentarismus ist wichtig, darf aber nicht zum
Selbstzweck werden. Schwerpunkt muß die außerparlamentarische Arbeit
sein, um als linke Kraft in der Gesellschaft wahrgenommen zu werden.
Anderenfalls ist sie nur opportunistisch, chauvinistisch, fester
Bestandteil des staatsmonopolistischen Systems. (Lenin)

Dr. Ulrich Sommerfeld

Bernau

 * 

Einige Gedanken zu einem unerwarteten Wahlergebnis

Das brasilianische Rätsel

Die Wahlen in Brasilien im Jahr 2018 waren von Haß geprägt. Dies wurde
vom Bolsonaro-Team effizient genutzt. Vor ein paar Jahren war es
schwer vorstellbar, daß Bolsonaro so stark wächst. Seine Unterstützung
war nicht großartig. Seine faschistischen Worte fanden mehr Kritik als
Unterstützung, die meisten schienen dem darin zum Ausdruck kommenden
Haß auf Frauen, Schwarze, Homosexuelle und Kommunisten nicht
zuzustimmen.

Bolsonaro war der erste, der seine Kandidatur ankündigte. Sein Team
begann seine politische Kampagne lange vor den anderen Parteien und
Kandidaten. Bolsonaro reiste in die USA, um Verbündete zu suchen. Bei
einer dieser Reisen fand ein Treffen mit Steve Bannon statt. Bannon
wurde bekannt wegen seiner faschistischen Ideen und als Stratege von
Trumps Wahlkampagne. Während der Wahlen in Brasilien erklärte Bannon
seine Unterstützung für Bolsonaro. Es gibt auch Hinweise darauf, daß
er in "sozialen Medien" zur politischen Manipulation beigetragen hat.

Das wurde anfangs nur von wenigen unterstützt. Bolsonaro trat
verstärkt in den Medien und in "sozialen Netzwerken" auf. Er
konzentrierte seine Kommunikation auf Facebook und WhatsApp-Gruppen,
ist aber auch in mehreren Fernsehsendungen aufgetreten. Zunächst wurde
er für seine von Vorurteilen geprägten Slogans kritisiert. Dann
begannen sie sich zu wiederholen, und ihr Sinn wurde durch das
Verhalten seiner Mitarbeiter verändert. Es wurde behauptet, daß er so
aggressiv spreche, weil er ehrlich sei und nichts zu verbergen hätte.
Obwohl er fast dreißig Jahre lang Abgeordneter war, wurde er als ein
von außerhalb der Politik Kommender dargestellt. Bolsonaro wurde in
ein virtuelles Phänomen umgewandelt. Vieles, was er an Kritik bekam,
wurde umgedreht und in den "sozialen Medien" für ihn eingesetzt. Sein
Team versuchte recht erfolgreich, seine Ignoranz in eine positive
Qualität umzuwandeln. In der Kommunikation im Internet ist es immer
schwierig, eine kritische Analyse zu entwickeln. In "sozialen
Netzwerken" wirkt das Wiederholen von Informationen viel stärker als
das Analysieren von Informationen. In Interviews und bei Debatten im
Fernsehen wäre das sehr viel schwieriger: Hier hätte er seine Gedanken
gründlicher entwickeln und konkrete Argumente vorlegen müssen. Zu
Beginn seiner Kampagne hat Bolsonaro an einigen solcher
Veranstaltungen teilgenommen. Seine Beschränktheit wurde dabei
offensichtlich. Daher weigerte er sich später, weitere Fernsehdebatten
zu bestreiten.

Dann wurde er bei einer Kundgebung durch einen Messerangriff schwer
verletzt und fast getötet. Er mußte mehrere Tage im Krankenhaus
bleiben. Der Angriff erhöhte seine Popularität, seine Ablehnungsraten
sanken. Vor dem Angriff galt er als Favorit der ersten Wahlrunde. Man
dachte, er würde in der zweiten Runde von allen anderen Kandidaten
besiegt werden, sogar vom Kandidaten der Arbeiterpartei. Die
Wahlkampagne von Bolsonaro nahm Fahrt auf und wurde durch das Internet
weiter verstärkt - auch auf illegale Weise. Sponsoren bezahlten
Unternehmen für das Versenden von WhatsApp-Nachrichten an ausgewählte
Empfänger. In den USA lief so etwas bereits über Facebook.

Die "sozialen Medien" wurden dazu benutzt, gegen die Arbeiterpartei
gerichtete Nachrichten zu versenden. Auch Fernando Haddad, ihr
Kandidat, war Ziel dieser Botschaften. Millionen von Nachrichten
wurden versendet. Die Botschaften waren zum größten Teil schreckliche
Lügen. Die "Fake news" wurden professionell und skrupellos verbreitet.
Die Effizienz politischer Manipulation beruht auf emotionaler
Manipulation.

Auch anderes half Bolsonaro. Es war nicht nur der Haß. Es waren auch
Vorurteile und Unwissenheit. Bolsonaro hatte wichtige kirchliche
Unterstützung. Der größte Teil der brasilianischen Bevölkerung folgt
immer noch der katholischen Religion. Die Zunahme des Protestantismus
ist besonders in den Neo-Pfingstgemeinden sehr groß. Diese Kirchen
haben eine große Fähigkeit, Menschen zu beeinflussen. Die wichtigste
Unterstützung kam jedoch vom Finanzkapital. Der von der Mehrheit
dieser Gruppe bevorzugte Kandidat war zunächst Geraldo Alckmin von der
brasilianischen Sozialdemokratischen Partei. Aber Alckmin konnte
seinen Stimmenanteil nicht erhöhen. Seine Chancen, in die zweite Runde
zu kommen, waren gering. Die Agenten des Finanzkapitals beschlossen
daher, mit Bolsonaro zu verhandeln. Dieser präsentierte Paulo Guedes,
einen Vertreter der Interessen dieser Gruppe, um die
Wirtschaftspolitik zu kontrollieren. In Erwartung des Sieges von
Bolsonaro in der ersten Runde erfuhr die brasilianische Währung eine
Rekordaufwertung. Zwischen dem 13. September und dem 9. Oktober 2018
(zwei Tage nach der ersten Wahlrunde) stieg die brasilianische Währung
gegenüber dem Dollar und dem Pfund um mehr als 11 Prozent und
gegenüber dem Euro um mehr als 13 Prozent.

Wenn Bolsonaro versprach, die Kontrolle der Wirtschaftspolitik auf das
Finanzkapital zu übertragen, was wird dann seine Hauptfunktion in der
brasilianischen Regierung sein? Die Antwort auf diese Frage zeigt, wie
kompliziert die Situation in Brasilien ist.

Brasilien wird mit seiner Wirtschaftspolitik das Finanzkapital stärken
und damit seine internationale Abhängigkeit erhöhen. Es werden auch
neue Bedingungen geschaffen, um die Gewinne der einheimischen und
ausländischen Kapitalisten zu steigern. Die Arbeitsbedingungen der
Arbeiter werden sich verschlechtern. Die wenigen sozialen Rechte
werden abgebaut werden. Die Ausbeutung des nationalen Reichtums durch
ausländische Kapitalisten wird verstärkt werden. Aber das reicht nicht
aus. Bolsonaro steht für faschistische Werte. Wie er versprochen hat,
wird die Unterdrückung zunehmen. Sein erstes Ziel werden
Organisationen, Menschen und Ideen der Linken sein. Er will das
kritische Denken an Schulen und Universitäten zerstören. Er
beabsichtigt, Menschen, die seiner Regierung kritisch gegenüberstehen,
festzunehmen, zu verbannen oder zu töten. Er wird Gewalt als Mittel
der Einschüchterung und Zerstörung einsetzen. Und diese Gewalt wird
nicht nur von institutionellen Körperschaften wie Polizei und Armee
ausgehen. Man wird dafür auch paramilitärische Gruppen einsetzen.
Viele Menschen wurden bereits von Bolsonaro Anhängern geschlagen,
vergewaltigt und getötet.

Die Geschichte verläuft jedoch nicht linear, sie verläuft dialektisch.
Es gibt keine Geschichte ohne Widersprüche und ohne Bewegung. Dies
gilt auch für Brasilien. Die künftigen Jahre werden wahrscheinlich
schrecklich - es kann sich aber auch großer Widerstand entwickeln.

Prof. Henrique Wellen, 

Natal (Brasilien)

 * 

Die polnische Reaktion an der Macht

Der polnische Nationalismus hat heute eine erschreckende Dimension
erreicht. Erstmals in der modernen polnischen Geschichte ist er - dazu
in dieser extremen Ausprägung - durch eine reaktionäre
Geschichtspolitik unter der PiS (Partei Recht und Gerechtigkeit)
offiziell Staatsraison.

Obwohl er in den letzten 100 Jahren fast nur zu Mißerfolgen und
Niederlagen führte, wird er von den meisten Polen angenommen und als
Kernstück ihres Patriotismus verstanden.

In Polen gibt es zwei Arten von Nationalismus, die sich gegenseitig
ergänzen. Der eine ist ein defensiver Nationalismus und resultierte
aus der ökonomischen und politischen Schwäche des Landes nach dessen
Dreiteilung im 18. Jahrhundert und mehreren verlorenen nationalen
Aufständen. Er entstand gegen Ende des 19. Jahrhunderts und wurde von
den Nationaldemokraten unter Roman Dmowski getragen. Ihm zufolge stand
nicht der polnische Staat an erster Stelle, sondern die polnische
Nation. Sie sollte zusammenhalten - auch unter fremder Besatzung - und
die nationalen Traditionen zur Geltung bringen. Hierzu gehörte in
erster Linie die katholische Konfession, der jeder Pole angehören
mußte.

Die polnische Nation schloß andere nationale Minderheiten, vor allem
Juden, aus. In engem Zusammenwirken mit der katholischen Hierarchie
wurde über die Religion eine kulturelle Überlegenheit des Polentums
gegenüber allen anderen Nachbarvölkern postuliert. Das beinhaltete
auch die Ablehnung aller, vor allem progressiver Einflüsse, aus dem
Westen, denn diese würden das Polentum nur schwächen. Die katholische
Religion sollte alle Klassen und Schichten integrieren, die
Arbeiterschaft von christlichen Parteien und Gewerkschaften geleitet
werden. Sozialistisches Gedankengut, gar Atheismus, wurde als
unpolnisch diffamiert, ignoriert oder als nationale Bedrohung
diskreditiert.

Der Hauptfeind war das die Germanisierung polnischer Gebiete
forcierende protestantische Preußen-Deutschland. Mit dem zaristischen
Rußland, dem man sich überlegen fühlte, wollte man zusammenarbeiten.
Im Zuge des Ersten Weltkrieges ging die Nationaldemokratie, die bisher
nur für eine Autonomie innerhalb des Zarenreiches votierte, zunehmend
auf die Erringung der Staatlichkeit über. Polen sollte in Anlehnung an
Rußland die deutschen und österreichischen Teilungsgebiete bekommen.

Nach der Oktoberrevolution war die prorussische Option passé. Zur
bisherigen Deutschfeindlichkeit kam noch der Antisowjetismus hinzu.

In den Jahren der Grenzkämpfe 1918 bis 1920 spielten die
Nationaldemokraten aber auch eine positive Rolle. Sie hatten
wesentlichen Einfluß auf antideutsche Aufstände und kämpften bei
Verhandlungen mit dem Westen um jeden Zentimeter polnischen Bodens.

Hinsichtlich der polnischen Ostgrenzen waren die Nationaldemokraten
weitaus realistischer als die Regierenden um Marschall Józef
Pilsudski. Sie lehnten nicht nur seine Idee einer Föderation der
westlichen Randstaaten Sowjetrußlands unter polnischer Ägide ab,
sondern mahnten und warnten vor der Eroberung ukrainischer und
belorussischer Gebiete. Sie glaubten zu Recht, daß eine Konzentration
nichtpolnischer, feindseliger nationaler Minderheiten ein
Sicherheitsrisiko nach sich ziehen würde. Immerhin betraf das die
Hälfte des neuen polnischen Staatsgebietes.

Die Nationaldemokraten wurden bei den ersten Wahlen mit fast der
Hälfte der Wähler stärkste Partei Polens, wurden politisch aber ab
1926 durch das Pilsudski-Lager zurückgedrängt und zu einer
faschistoiden und antisemitischen Partei, aus deren rechten Flügel die
polnischen Faschisten (Nationalradikales Lager - ONR) hervorgingen.
Das ONR gibt es heute wieder.

Während des Zweiten Weltkrieges waren die Nationaldemokraten in der
Londoner Exilregierung vertreten. Durch alliierten Beschluß wurden sie
als nazistische Partei verboten.

Heute kann man sagen, daß die regierende PiS-Partei nach den meisten
Kriterien als Nachfolger der Nationaldemokraten gilt:
klerikalpolitisch, antisozialistisch, antideutsch, extrem
nationalistisch und autoritär.

Die Russenfeindlichkeit entnahm die PiS einer anderen Spielart des
polnischen Nationalismus. Die Ideologie des Pilsudski-Lagers verfügt
über die Elemente eines "landläufigen" und aggressiven Nationalismus,
dessen Grenzen zum Patriotismus fließend waren und daher leicht bis
heute angenommen werden konnte.

Während die Nationaldemokratie die Interessen der Kirche, der
Großgrundbesitzer, Unternehmer, Großbauern und besitzenden städtischen
Kleinbürgertum präsentierte, entsprang das Pilsudski-Lager ursprüng
lich aus der sozialdemokratischen Bewegung, die in Rußland ihren
Hauptfeind sah.

Die auch von Pilsudski geschaffene sozialistische Partei PPS hatte
starke nationalistische Tendenzen. Die PPS-Linken spalteten sich dann
ab und vereinigten sich später mit den Kommunisten. Die PPS-Rechte
blieb die politische Hausmacht von Pilsudski, dessen
Militärorganisation zunehmend ein Eigenleben entfaltete und sich
dadurch zu einer kleinbürgerlich-nationalistischen Bewegung
entwickelte, die dann 1926 die stärkste bürgerliche Gruppierung
ausmachte. Seine Sympathisanten waren Sozialdemokraten, die linke
Bauernbewegungen, das nichtbesitzende Kleinbürgertum und die
nichtetablierte Intelligenz. Dadurch kam dieser Nationalismus
verstärkt in jene Schichten, die somit seine ideologischen Träger
wurden.

Nach Pilsudskis Plänen sollte die staatliche Unabhängigkeit
militärisch gegen Rußland erkämpft werden. Deutsche und
österreichische Teilungsgebiete forderte er nicht. Polen sollte um
russischen Besitz erweitert, und zugleich sollten von Polen abhängige
Staaten (Föderation) um Rußland gebildet werden.

Die föderalistische Idee war im Grunde genommen eine mehr oder weniger
den veränderten Realitäten entsprechende und getarnte Wiederaufnahme
der polnischen feudalistischen Ostexpansion.

Der Nationalismus von Pilsudski war eine modifizierte Form
entsprechender Denkweisen des Klein- und Mitteladels (Schlachta) und
der Latifundienbesitzer (Magnaten). Ihre Ostexpansion führte um das
16. Jahrhundert dazu, daß Polen zum zweitgrößten Land Europas wurde
und sich zwischen der Ostsee und dem Schwarzen Meer ausbreitete. Ihnen
stellten sich Türken, länger und folgenreicher jedoch die Russen
entgegen. Für die Schlachta bedeutete es ständige Kriege und reiche
Beute, die Magnanten und Kirche kamen zu unermeßlichem Landbesitz. Die
Kirche schuf die ideologischen Grundlagen für eine Überheblichkeit
gegenüber den unterworfenen ostslawischen Völkern.

Das katholische Polen sollte als Bollwerk des westlichen Christentums
gelten. Durch eine höhere gesellschaftliche Entwicklung, die angeblich
bessere Religion und die durch sie postulierte gottgegebene Herrschaft
der Polen glaubten sie, sich endlos an russischem Land bereichern zu
können. Doch die Russen, später auch die Ukrainer, setzten sich zur
Wehr und schlugen zurück. Das immer stärker werdende und arrogant
unterschätzte Rußland wurde nun zum Hauptfeind. Den Kampf gegen
Rußland bezahlte das polnische Volk 1795 mit dem Verlust seiner
Staatlichkeit.

Die einstige Größe Polens wurde nun die Grundlage eines
gesellschaftlichen Trotzens gegen die Teilermächte, die den Polen
jegliche Fähigkeit zur Staatsbildung absprachen. Die Aufstände 1830
und 1863 wurden besonders von Rußland hart niedergeschlagen. Ende des
19. Jahrhunderts machte sich Resignation breit; gegen Rußland, dem man
sich moralisch und anderweitig überlegen fühlte, schien doch kein
Kraut gewachsen zu sein.

Mit der Erlangung der staatlichen Unabhängigkeit und dem Chaos des
russischen Bürgerkrieges 1918 gelangte der Pilsudski-Nationalismus zur
vollen Blüte: Polen wollte sich an der angeblichen Konkursmasse des
Zarenreiches bedienen, die alten Grenzen von 1772 und möglichst noch
mehr einheimsen. Um diese Gebiete besser verwalten zu können, sollten
in der Ukraine und in Belorußland Marionettenregierungen eingesetzt
werden. Das bedeutete Krieg, und die Mehrzahl der Polen machte gern
mit: die Masse der landarmen Bauern, die wirtschaftlich entmachteten
Kleinadligen, die Latifundisten und natürlich die katholische Kirche,
die das Land der Ukrainer und Belorussen an sich reißen und jene für
sich arbeiten lassen wollten. Auch Teile der Arbeiterschaft, die sich
Aufsichtsposten im Osten versprachen und die Intelligenz, die eine
Vielzahl von zu erwartenden freien Verwaltungsposten besetzen wollte.

Doch es kam anders. Pilsudski konnte trotz erheblicher Landgewinne
sein föderalistisches Programm nicht durchsetzen. Die Polen schwelgten
im Siegesrausch, denn sie hatten die Rote Armee vor Warschau
zurückdrängen können. Pilsudski hingegen kam zu anderen Einsichten,
hatte im Gegensatz zu seinen Landsleuten Lehren aus diesen Kämpfen
gezogen. Einen Krieg gegen die Sowjets wollte er nicht mehr, da er in
der UdSSR eine künftige Weltmacht erblickte. In seinen späten Jahren
war er an sachlichen Beziehungen zum östlichen Nachbarn interessiert
und erteilte den Nazis, die ihn für einen neuen Ritt gen Osten
gewinnen wollten, eine klare Absage. Die Beziehungen zur Sowjetunion
gediehen besonders in seiner Zeit und waren weitaus besser als die
heutigen zu Rußland. Daher ist eine Berufung auf den Marschall durch
die polnischen Rußlandfeinde völlig verfehlt.

Dennoch entwickelte der von ihm initiierte Nationalismus eine
Eigendynamik, wurde noch potenziert, als die Sowjetunion immer stärker
wurde. Polen wollte daher als Bastion des Westens gelten und eine
Sonderrolle in Osteuropa spielen. Aber auch diese Sache ging 1939
schief.

Nach 1944 wurde Polen auch mit erheblicher sowjetischer Hilfe
sozialistisch. Daher schwätzen die heutigen Machthaber von einer
neuen, die deutsche ablösende sowjetischen Okkupation, die nach 1945
eingesetzt haben soll, denn der Sozialismus sei etwas Unpolnisches.
Volkspolen wäre demnach kein souveränes Land gewesen: 1989 galt als
das Jahr der wirklichen Unabhängigkeit. Jetzt erst wurde von einem
"freien Polen" gesprochen, in Verkennung historischer Tatsachen leider
auch von großen Teilen der polnischen Linken. Die von der PiS
betriebene extrem nationalistische reaktionäre Geschichtspolitik ist
Staatsraison.

Heute hat man in Polen wieder die Illusion, in den Nachfolgestaaten
der UdSSR doch noch die Föderation von Pilsudski durchzusetzen. Dem
steht aber nicht nur schwaches polnisches Kapital, sondern auch ein
wiedererstarktes Rußland gegenüber. Daher der ohnmächtige Haß, mit dem
das eigene Regime legitimiert werden und westliche Unterstützung für
den neuen Frontstaat fließen soll. Da es hierzu im Westen Bedenken
gibt, wird ein direktes Bündnis mit den USA angestrebt.

Dr. Bernhard Majorow
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Der deutsche Imperialismus und die Ukraine

Das deutsche Kaiserreich, nach 1871 zur europäischen Großmacht
aufgestiegen, entwickelte sich um die Jahrhundertwende rasch zur
führenden Industriemacht des Kontinents mit weltweiten
Expansionszielen. Zu diesem Zeitpunkt war die Welt bereits fast völlig
aufgeteilt, doch das deutsche Kaiserreich erkannte den bestehenden
Status quo nicht an. Die herrschenden Kreise nahmen Kurs auf eine
Neuaufteilung der Welt zu ihren Gunsten. Der damalige Staatssekretär
des Auswärtigen Amtes, Bernhard von Bülow, erklärte 1899 im Reichstag:
"Aber jedenfalls können wir nicht dulden, daß irgendeine fremde Macht
­... zu uns sagt: Was tun? Die Welt ist weggegeben. Untätig
beiseite stehen, wie wir das früher oft getan haben ... träumend
beiseite stehen, während andere Leute sich den Kuchen teilen, das
können wir nicht und wollen wir nicht. Wir können das nicht aus dem
einfachen Grunde, weil wir jetzt Interessen haben in allen Weltteilen
­..." Er meldete den Anspruch Deutschlands auf einen "Platz an der
Sonne" an. Ist das alles nur Geschichte?

Nachdem das aufstrebende deutsche Industrie- und Finanzkapital sich
sein eigenes politisches System geschaffen hatte, erfolgte die
Militarisierung auf der Grundlage des Preußentums. Unter
imperialistischen Bedingungen kam es zugleich zu einer wesentlichen
Veränderung des allgemeinen Charakters des Krieges. Deutsche
Generalität und deutsches Offizierskorps beanspruchten das Recht, über
die Politik mitzubestimmen. Zugleich entwickelte sich der deutsche
Militarismus in enger Verzahnung mit den Rüstungsunternehmen von
Krupp, Thyssen, Stumm-Halberg, Siemens, der AEG u. a. Es entstand die
Allianz von Kapitalismus und Militarismus, von Krieg, Politik und
großem Geschäft.

Als geistiges Verbindungsglied wurden Organisationen alldeutscher
Prägung entwickelt, die Masseneinfluß erlangten. Dazu gehörten: die
Deutsche Kolonialgesellschaft (1887), der Alldeutsche Verband (1891
bzw. 1894), der Deutsche Flottenverein (1898), der Reichsverband gegen
die Sozialdemokratie (1904), der Deutsche Wehrverein (1912), der
Kyffhäuserbund (1898), Kriegsvereine, Luftfahrtvereine, Jugendvereine.
Universitäten und Forschung wurden mißbraucht. Es entwickelte sich ein
weitverzweigtes System von politischen, wirtschaftlichen,
militärischen und ideologischen Institutionen, Mitteln und Methoden,
die das gesamte gesellschaftliche Leben durchdrangen und in den Dienst
von Profit, Expansion und Krieg stellten. Diese Tradition wirkt bis
heute.

Der preußische General und führende Militärhistoriker Friedrich von
Bernhardi rief in seinem Buch "Deutschland und der nächste Krieg"
(1912) u. a. zur "Eroberung von Siedlungsgebieten im von Rußland
kontrollierten Osten" auf. Schon 1890 ortete er "den Russen" als
"wahren Nationalfeind". "Kampf des Germanentums gegen den
Panslawismus, das wird das Wahrzeichen der nächsten Geschichtsperiode
sein", hieß seine Erkenntnis.

Das Auswärtige Amt des deutschen Reiches entwickelte Vorstellungen, um
diese Ziele zu erreichen. In einer der zahlreichen
Kriegszieldenkschriften forderte am 2. September 1914 der
Zentrumspolitiker Matthias Erzberger, "Rußland sowohl von der Ostsee
als auch vom Schwarzen Meer abzuschließen". Den Weg sah er in der
"Befreiung der nichtrussischen Völkerschaften" des Zarenreiches "vom
Joch des Moskowitertums und (der) Schaffung von Selbstverwaltung im
Inneren der einzelnen Völkerschaften". Er fügte hinzu: "Alles dies
unter militärischer Oberhoheit Deutschlands, vielleicht auch mit
Zollunion." Paul Rohrbach, Mitarbeiter Kaiser Wilhelm II. besucht die
Truppen an der Front in Galizien, das heute zur Westukraine gehört.
der "Zentralstelle für Auslandsdienst" beim Auswärtigen Amt, vertrat
schon damals die Parole: "Ohne die Ukraine ist Rußland nicht Rußland"
und "Wer Kiew hat, kann Rußland zwingen."

In diesem Sinne schloß das Deutsche Reich im Februar 1918, noch vor
dem Diktatfrieden von Brest-Litowsk, ein Abkommen mit der Ukraine.
Diese hatte vorher als Staat nicht existiert! So wurde die Ukraine zum
Subjekt des Völkerrechts, das von Deutschland für seine Zwecke
eingesetzt wurde. Mit dieser Anerkennung als Vertragspartner sollte
Rußland erpreßt werden. Am Ende des Jahrhunderts hat Deutschland als
Vorreiter Kroatien und Slowenien anerkannt und damit den letzten Nagel
für den Sarg Jugoslawiens geliefert.

Der Weg nach Rußland führte stets über die Ukraine und über die
Austragung zwischenimperialistischer Widersprüche. Für die USA z. B.
wäre der volle Sieg einer der kämpfenden Gruppierungen unvorteilhaft
gewesen. Weder der Sieg und die Hegemonie Deutschlands noch der volle
Triumph Englands und des zaristischen Rußlands wären für sie eine
akzeptable Perspektive gewesen. Aber ein Sieg Deutschlands wäre am
wenigsten erwünscht gewesen, weil er zur Hegemonie einer einzigen
Macht in ganz Europa geführt hätte. Es gibt also noch konstante Linien
- auch in der imperialistischen Politik!

In den ersten Tagen nach der Unterzeichnung des Friedensvertrages von
Brest-Litowsk begann Deutschland, ihn zu verletzen. Die aggressiven
Kreise setzten ihre Bestrebungen fort, einen militärischen Überfall
gegen den Sowjetstaat zu organisieren, um Territorium zu erobern, die
Sowjetmacht zu beseitigen und Rußland zu einem von Deutschland
abhängigen Staat zu machen. Im Falle der Ukraine nutzte die deutsche
Regierung die Tatsache aus, daß es zwischen Sowjetrußland und der
Ukraine keine klare Grenzmarkierung gab. Sie besetzte die Ukraine und
machte sie zur Basis für das weitere Vordringen nach Rußland, indem
sie den Verrat der ukrainischen bürgerlichen Nationalisten ausnutzte.

Die deutsche Armee in der Ukraine hatte eine Stärke von einer Million
Mann. Im März 1918 besetzten deutsche Truppen den Donbass. Dann
rückten sie weiter zum Don vor, wo sie General Krasnow, der einen
konterrevolutionären Aufstand anführte, halfen, eine Armee zum Kampf
gegen den Sowjetstaat zu formieren und zu bewaffnen. Im April drangen
die deutschen Truppen in die Gouvernements Kursk, Orlow und Woronesh
ein. Im Mai besetzte die deutsche Armee die Krim. Deutliche Beweise
für die Absichten des deutschen Imperialismus! Lenin erklärte im Mai
1918: "Die Mehrheit der bürgerlichen Parteien Deutschlands tritt
gegenwärtig für die Einhaltung des Brester Friedens ein, möchte ihn
aber natürlich gerne 'verbessern' und noch einige Annexionen auf
Kosten Rußlands erlangen."

Nach einer Periode sich entwickelnder deutsch-sowjetischer Beziehungen
in der Wirtschaft änderte sich die Lage, als in Deutschland die
Papen-Regierung eingesetzt wurde. Es verstärkten sich die Tendenzen
zur Faschisierung im Inneren des Landes und zur Aggression nach außen.
Mit der Machtergreifung des Faschismus wurde das Programm der
Expansion und Aggression erweitert und radikalisiert. Zur Begründung
wurden fehlender "Lebensraum" und ungenügende Rohstoffressourcen
wieder aufgegriffen. Der Antikommunismus wurde Hauptbestandteil der
Politik.

Die Alternative sichtbar machend, brachte die UdSSR in dieser sich
zuspitzenden Lage am 6. Februar 1933 auf der Abrüstungskonferenz den
Entwurf einer Deklaration über die Definition des Aggressors ein. Man
schlug vor, einen Staat als Aggressor zu bezeichnen, der einem anderen
Staat den Krieg erklärt, der ohne Kriegserklärung in das Gebiet eines
anderen Staates eindringt oder Kampfhandlungen zu Lande, zu Wasser und
in der Luft ausführt. Es wurde zwischen direkter und indirekter
Aggression unterschieden. In Punkt zwei hieß es: "Weder die Errichtung
einer politischen, strategischen oder wirtschaftlichen Ordnung, das
Streben nach der Ausbeutung natürlicher Reichtümer auf dem Territorium
des angegriffenen Staates oder nach dem Erwerb beliebiger anderer
Vorteile oder Privilegien noch die Berufung auf bedeutende Ausmaße des
investierten Kapitals oder auf andere mögliche besondere Interessen
wie Vermögenswerte in diesem Gebiet, noch die Verneinung der
besonderen Merkmale eines Staates können als Rechtfertigung für einen
Überfall dienen." Diese Deklaration konkretisierte die Begriffe
"Aggression" und "Sicherheit", die für den Kampf gegen den Aggressor
unerläßlich waren. Es ist besorgniserregend, daß die darin
angesprochenen Inhalte schon wieder von brennender Aktualität sind.
Damals wurde das Marschprogramm der alldeutschen Geopolitiker von den
Faschisten Schritt für Schritt verwirklicht - Aktivitäten, die nicht
vergessen werden dürfen. Auch nicht die Demagogie und die Lügen, die
die Köpfe vernebelten. Auf dem "Nürnberger Parteitag" im September
1938 erklärte Hitler in Vorbereitung der Zerstückelung der
Tschechoslowakei: "Hier handelt es sich nicht um Redensarten, sondern
um Recht, und zwar um verletztes Recht. Was die Deutschen fordern, ist
ihr Selbstbestimmungsrecht, das jedes andere Volk auch besitzt, und
keine Phrase." 1942 erklärte Goebbels: "Es geht uns nicht um Ideale,
sondern um wogende Weizenfelder, um das russische Erdöl ..."

Nach zwei historischen Niederlagen des deutschen Imperialismus in zwei
Weltkriegen, die er um Herrschaft und Ausbeutung fremder Völker
geführt hat, hat man sich in der BRD der 50er Jahre schon wieder auf
das "Recht auf Selbstbestimmung" berufen, um seine wahren Ziele zu
verdecken. Adenauer: "Der wahre Kern der deutschen Frage ist nicht so
sehr die Wiederherstellung der deutschen Einheit, sondern vielmehr die
Wiederherstellung des Selbstbestimmungsrechts für die Deutschen in der
Sowjetzone." "Selbstbestimmung" und "Befreiung", diese zwei Vokabeln
im Sprachschatz Adenauers charakterisierten auch die Politik seiner
Nachfolger. Sie wurde auf alle Länder ausgedehnt, die den Weg des
Sozialismus eingeschlagen haben. 1954 verkündete Adenauer im
Bundestag, daß sich seine Regierung mit der "Trennung der deutschen
Ostgebiete nicht abfinden kann".

In diesem Rahmen wurde auch das Konzept gegenüber der Ukraine
entwickelt, ein Konzept, zu dem auch der schon erwähnte Paul Rohrbach
beigetragen hat. Nachdem er 1918 die Deutsch-Ukrainische Gesellschaft
gegründet hatte, betrieb er 1948 deren Wiedergründung. 1952 wurde er
ihr Ehrenpräsident. Im gleichen Jahr äußerte er sich auch über "die
ukrainische Frage". Darin paßte er die schon im ersten Weltkrieg
entwickelte Dekompositionstheorie (Zerlegung) den neuen Bedingungen
an. Man müsse die "Entbindung der zentrifugalen Kräfte in der
Sowjetunion" fördern. "Die stärkste dieser zentrifugalen Kräfte ist
das nationale Bewußtsein des ukrainischen Volkes mit seinem Willen zu
eigener Staatlichkeit." Durch Unterstützung des ukrainischen
Nationalismus könne man perspektivisch "zu einer inneren Erschütterung
der Sowjetmacht" gelangen und eines Tages, "wenn andere günstige
Umstände hinzutreten, zu ihrem Zusammenbruch". Rohrbach verglich
Rußland mit einer Orange. "Wie diese Frucht aus einzelnen leicht
voneinander lösbaren Teilen besteht, so das russische Reich aus seinen
verschiedenen Gebietsteilen: baltische Provinzen, Ukraine, Polen usw."
Es genüge vollkommen, die Gebietsteile wie Orangenscheiben
"voneinander abzulösen und ihnen eine gewisse Autonomie zu geben",
dann werde es "ein leichtes sein, dem russischen Großreich ein Ende zu
bereiten". Deshalb wurde die Dekompositionstheorie auch
"Orangentheorie" genannt. Wen erinnert das nicht an die "Orangene
Revolution", durch die 2004 Wiktor Juschtschenko mit US-Dollar und mit
Euro ins Amt des ukrainischen Präsidenten gehoben, mit dem Putsch von
Februar 2014 Jazeniuk zum Ministerpräsidenten gemacht und der Oligarch
Poroschenko ins oberste Amt gehievt wurde.

Nach der Zerschlagung der Staatlichkeit der Sowjetunion glaubte man,
mit Jelzin und seinesgleichen, die imperialistischen Ziele des "Drangs
nach dem Osten" "friedlich" erreichen zu können. Wolfgang Schäuble und
Karl Lamers kamen in "Überlegungen zur europäischen Politik" zur
Schlußfolgerung: "Ein stabilitätsgefährdetes Vakuum, ein
Zwischen-Europa darf es nicht wieder geben. Ohne eine solche
Weiterentwicklung der (west)europäischen Integration könnte
Deutschland aufgefordert werden oder aus eigenen Sicherheitszwängen
versucht sein, die Stabilisierung des östlichen Europa alleine und in
der traditionellen Weise zu bewerkstelligen." (!!) Dann kam die
imperialistische Aggression gegen Jugoslawien, die USA betrieben die
Revitalisierung der NATO, und Bundeskanzler Schröder (SPD)
verwirklichte die "Enttabuisierung des Militärischen" in der deutschen
Außenpolitik.

Die Frage, wo die östliche Grenze der EU liegen sollte, beantwortete
die SPD aus der Interessenbestimmung des auch politisch wieder
erstarkten Deutschlands und in Übereinstimmung mit Schäuble und Lamers
in einer Denkschrift der Grundwertekommission beim SPD-Vorstand Anfang
2003 konzeptionell wie folgt: Das "Berliner Interesse" bestehe an
einem "wirtschaftlich und politisch leistungsfähigen Großraum", der
auch einen entsprechenden "Hinterhof" hat, der bis Zentralasien und in
den Nahen Osten reicht. Deutschland habe ein "legitimes Interesse an
einer dauerhaften Einbindung in einen wirtschaftlich und politisch
leistungsfähigen Großraum, der anderen Weltregionen vergleichbar ist".
Zu diesem "Großraum" gehören nicht nur ost- und südosteuropäischen
Staaten, die 2004 und 2007 Mitglied der EU geworden sind. "Um West-
und Mitteleuropa, das sich als integrierte Weltregion etabliert,
liegen in einem Halbkreis von Ost nach Süd Rußland, die früher mit der
Sowjetunion verbundenen Republiken Weißrußland, Ukraine und Moldawien
sowie Transkaukasien und Zentralasien, die Türkei und die Länder des
Nahen und Mittleren Ostens und des Mittelmeeres."

Damit ist der Raum für die Expansionspolitik des deutschen
Imperialismus deutlich beschrieben. Sie schließt eine unabhängige und
selbständige Ukraine aus. Sie zielt direkt gegen die Unabhängigkeit
und Souveränität eines solchen Staates. Sie ist darauf ausgerichtet,
die Ukraine auf lange Sicht aus der russischen Einflußsphäre zu lösen
und sie in das Hegemonialsystem des deutschen Imperialismus zu
integrieren.

Dabei kommt der Politik des deutschen Kapitals zugute, daß es ihm
bisher gelungen ist, aus der Krise sowohl ökonomisch als auch
politisch gestärkt hervorzugehen und seine hegemoniale Stellung in der
EU weiter auszubauen. Diese Position wird verstärkt genutzt, um sich
möglichst profitable Teile der Welt untertan zu machen und den "Drang
bis zum Ural" systematisch in politische Praxis umzusetzen.

Deutschland müsse, wie die FAZ vom 4.4.2003 schrieb, "als größter und
wirtschaftlich stärkster Staat in Europa" für ein Europa eintreten,
das in der Lage sei, sich "gegen äußere wirtschaftliche, politische
und gegebenenfalls auch militärische Pressionen zu wehren". Aus dem
"Großraum" müßten die USA hinausgedrängt werden. "Deutschland muß
dafür eintreten, daß Europa zu seinen Nachbarn eine besonders
intensive, konstruktive und dauerhafte Partnerschaft aufbaut, welche
die Lösung der sicherheitspolitischen, wirtschaftlichen und
politischen Probleme der europäischen Nachbarschaft nicht - wie bisher
- vorwiegend den Vereinigten Staaten überläßt." (!!)

Das Konzept erweist sich als ein "Zeugnis von einem in die Welt
ausgreifenden Gestaltungsanspruch" (FAZ) des deutschen Kapitals und
seiner Regierungen. Die Beherrschung der Ukraine ist ein wichtiger
Schritt in diese Richtung.

Prof. Dr. Anton Latzo

 * 

Hugo Eberlein über die Komintern-Gründung vor 100 Jahren

Vom 2. bis 6. März 1919 fand in Moskau der Gründungskongreß der
III., der Kommunistischen Internationale statt. An ihm nahmen 52
Delegierte von 35 Organisationen aus Europa, Amerika und Asien teil.
Hugo Eberlein, Spartakist und Funktionär der erst drei Monate jungen
Kommunistischen Partei Deutschlands, nahm als deren Delegierter an den
Beratun gen teil. In seinem Artikel "Die Gründung der Komintern und
der Spartakusbund" für die Zeitschrift "Die Kommunistische
Internationale" berichtet er zehn Jahre später:

Die Einladung zur Beteiligung der KPD an einer Vorkonferenz über die
Frage der Gründung einer Internationale traf Anfang des Jahres 1919 in
Berlin ein. Die Einladung war, soweit ich mich entsinnen kann, an das
Zentralkomitee zu Händen Rosas und Karls gerichtet. Eines Nachts, als
ich von der Redaktion der "Roten Fahne" Rosa nach ihrer Wohnung in
Südende begleitete, teilte sie mir mit, daß die Einladung angekommen
wäre, und sie erwog mit mir, wen man delegieren könnte. Sie selbst und
Karl Liebknecht kämen nicht in Frage, da sie aus Berlin unabkömmlich
wären. Außerdem, meinte Rosa, müßte gerade auf dieser Konferenz die
KPD durch einen deutschen Genossen vertreten sein. Rosa schlug mir
vor, zu fahren.

Über die Bedeutung der Konferenz äußerte sie sich in diesem Gespräch
etwa folgendermaßen: Die Bolschewiki werden wahr scheinlich
vorschlagen, die Gründung einer Internationale sofort zu beschließen,
auch wenn nur wenige Delegierte kommen. Die Gründung der
Kommunistischen Internationale sei eine bedingungslose
Selbstverständlichkeit, aber noch verfrüht. Die Kommunistische
Internationale sollte endgültig gegründet werden, wenn im Flusse der
revolutionären Massenbewegung, die fast alle Länder Europas umfaßt
hatte, kommunistische Parteien entstanden wären. Insbesondere wäre es
auch nötig, den Zeitpunkt der Gründung so zu wählen, daß er den Prozeß
der Loslösung der revolutionären Massen von der USPD beschleunigen
würde. Deshalb schlug sie vor, ich möge auf der vorbereitenden
Konferenz den Standpunkt vertreten, daß am zweckmäßigsten die
Einsetzung einer Kommission aus Vertretern der verschiedenen Länder
wäre und der Gründungskongreß zwischen Ostern und Pfingsten 1919, also
etwa zwischen April und Juni stattfinden soll ...

Nach meiner Ankunft in Moskau hatte ich zunächst eine persönliche
Unterredung mit Lenin. Ich gab einen ausführlichen Bericht über die
Lage in Westeuropa ... Als ich ihm die Meinung Rosa Luxemburgs und der
Spartakuszentrale über die Frage der Gründung der Komintern vortrug,
war er wenig überrascht und meinte, eine solche Stellung vorausgeahnt
zu haben ... Er schlug vor, die Diskussion über die Gründung der
Kommunistischen Internationale erst gegen Ende der Tagung aufzurollen.
In den Tagen vor Eröffnung der Konferenz, die sich erst am dritten
Tage zum Kongreß konstituierte, fand noch eine große Reihe von
Sitzungen mit der russischen Delegation der Konferenz statt, in denen
ein lebhafter Meinungsaustausch gepflogen wurde.

Ein positives Ergebnis konnte freilich schwer erzielt werden, da
weniger meine persönliche Meinung entscheidend war als mein Mandat und
eine Möglichkeit, sich mit Berlin zu verständigen, nicht bestand. Aber
Lenin zweifelte während der ganzen Verhandlungen keine Minute daran,
daß der Spartakusbund sich als Glied der neuen Internationale ansah
und daß nach erfolgter Gründung die Meinungsverschiedenheiten nur noch
episodischen Charakter tragen würden.

 * 

100 Jahre nach der Gründung der KPD - wir sind dabei

Liebe Genossinnen und Genossen, den Gelbwesten und ihren Forderungen
in Frankreich gilt unsere Solidarität. Wir wissen, daß hier manches
unreif und widersprüchlich ist - war das aber jemals die Frage für die
Solidarität der Kommunisten? Offensichtlich müssen wir stärker
erkennen, daß Prozesse, die Marx und Engels im Manifest beschrieben,
keine linearen sind. Ihr wißt, daß ich nicht dazu neige, Klassiker zu
zitieren, hier geht es aber um die Frage der Entwicklung von
Klassenbewußtsein, der Formierung der Klasse von einer Klasse an sich
zu einer Klasse für sich. Marx und Engels schrieben im Manifest: "Das
Proletariat macht verschiedene Entwicklungsstufen durch. Sie richten
ihre Angriffe nicht nur gegen die bürgerlichen Produktionsverhältnisse
(Das tun sie viel zu wenig!), sie richten sie gegen die
Produktionsinstrumente selbst; sie vernichten die fremden
konkurrierenden Waren, sie zerschlagen die Maschinen, sie stecken die
Fabriken in Brand, sie suchen die untergegangene Stellung des
mittelalterlichen Arbeiters wiederzuerringen." (Das tun sie viel zu
viel!) Lenin hat analysiert, wie die Herausbildung des
Imperialismus notwendigerweise zur Herausbildung der ökonomischen
Grundlagen für die Entwicklung von Reformismus führt. Wir erleben
heute, daß die Arbeiterklasse in verschiedenen Ländern des
Imperialismus zwischen Formen des eruptiven Aufstands, wie in
Frankreich, und der reformistischen Einbindung mit teilweise
nationalistischem Konsens, wie in Deutschland, hin und her schwankt.
Beides hat mit der Schwäche der revolutionären Kräfte zu tun -
trotzdem wäre mir das erste lieber, da sich im Kampf, auch, wenn er
noch nicht klar zielgerichtet ist, besser vermitteln läßt, um was es
geht.

Kommunistisch sprechen, das heißt die Frage des Kampfes gegen Krieg
und für Frieden in den Mittelpunkt zu stellen. Die Frage der
Eskalation zum Weltenbrand, zum Atomkrieg stellt sich real. Die NATO
unter Führung des US-Imperialismus, bei zunehmender Einbindung und
Einigkeit aller führenden Imperialismen, vorne dabei Deutschland,
Frankreich und Großbritannien, setzen auf Hochrüstung, wollen den
INF-Vertrag kündigen und damit die Russische Föderation und die VR
China in die Zange der Bedrohung durch atomare Mittelstreckenraketen
nehmen. Ähnlich wie in den 80er Jahren muß eine angebliche Hochrüstung
Rußlands und der VR China als Begründung herhalten - genauso wie
damals wird vertuscht, daß russische und chinesische
Mittelstreckenraketen militärisch einen entscheidenden
Qualitätsunterschied haben, sie können das Kernland der NATO, die USA,
nicht erreichen. Und neu ist im Verhältnis zu den 80er Jahren - heute
hat die NATO Raketenabwehrsysteme, und die hat sie in Polen, Ungarn
und Südkorea, und die neuen Mittelstreckenraketen stünden nicht nur in
Deutschland, sondern auch an der russischen Grenze - Vorwarnzeiten
gleich null.

100 Jahre nach unserer Gründung, 100 Jahre nach der Ermordung von Karl
und Rosa - wir sind es ihnen und all den Generationen von
Kommunistinnen und Kommunisten schuldig: Der Kampf um Frieden ist
nicht alles, aber er ist eine entscheidende Form des Klassenkampfs -
wir kämpfen um Aktionseinheit und Bündnisse mit allen, die sich, aus
welchem Antrieb auch immer, gegen die imperialistische Kriegspolitik
stellen. Sobald wir unsere Kandidatur abgesichert haben, werden wir
deshalb dem Aufruf "Abrüsten statt aufrüsten!" wieder eine zentrale
Rolle geben, Unterschriften sammeln und allen unser EU-Wahlprogramm
geben, denn die EU bedeutet Krieg, und wir sagen "Raus aus der NATO!",
"Keine weitere Militarisierung der EU!", "Stoppt die Hochrüstung!" -
das sind wir Karl, Rosa, all den gefallenen Genossinnen und Genossen
des antifaschistischen Widerstands, aber auch den Genossinnen und
Genossen, die mit der DDR einen Friedensstaat aufbauten, und denen,
die bei Adenauer im Knast saßen, schuldig. Schuldig sind wir unseren
Genossinnen und Genossen, um den proletarischen Internationalismus zu
ringen. Proletarischer Internationalismus heißt: "Hoch die
internationale Solidarität!" Die braucht jetzt ganz massiv die
bolivarische Revolution und unsere Schwesterpartei in Venezuela. Die
Reaktion wittert Morgenluft. Mit ihrem Putsch in Brasilien und dem
Wahlsieg von Bolsonaro wütet sie dort, die kubanischen Ärzte wurden
rausgeschmissen, die Agrarreform wurde gestoppt, und diese Dynamik
will sie nutzen für einen weiteren Putsch in Venezuela. Die USA machen
mobil, und die EU, Deutschland und die kapitalistischen Medien
sekundieren. Jetzt wollen sie aufräumen in Lateinamerika - alle
Antiimperialisten weltweit müssen sich dem entgegenstellen. Wir
begrüßen das Agieren der VR China und der Russischen Föderation. Wir
sagen: Solidarität mit Venezuela, mit Nikaragua und vor allem mit dem
sozialistischen Kuba, dem wir damit zum 60. Geburtstag der Revolution
gratulieren.

Internationalismus ist Solidarität, und Internationalismus ist
Voraussetzung und Bestandteil der Formierung der Arbeiterklasse
selbst. Denn solange Teile der Arbeiterklasse glauben, daß sie gut
damit fahren, wenn Deutschland als faktisches Niedriglohnland andere
Ökonomien aussaugt, materialisiert sich auch darin die Spaltung der
Klasse, national und international. Das muß theoretisch verstanden
werden und wird trotzdem nur verstanden, wenn immer größere Teile der
Klasse der vom Monopolkapital Ausgenutzten aufstehen. Und genau hier
bestimmen wir auch unser Verhältnis zu der linken Sammlungsbewegung
"Aufstehen!" "Aufstehen!" bringt Fragen des Klassenkampfs in die
Debatte. "Aufstehen!" verknüpft dies mit dem Kampf um Frieden und
Abrüstung. "Aufstehen!" zeigt an vielen Orten, daß es ein Potential
von Freundinnen und Freunden gibt, die für den Friedenskampf, für
Klassenfragen aktiv werden wollen. Das ist gut so - da sind wir dabei,
mit offenem Visier, erkennbar als Kommunistinnen und Kommunisten, mit
unserem EU-Wahlprogramm, mit dem Aufruf "Abrüsten statt aufrüsten!"

Auch in diesem Jahr haben wir der "jungen Welt" herzlich zu danken für
die Rosa-Luxemburg-Konferenz, die größte Konferenz der radikalen
Linken in diesem Land - für die Möglichkeit, uns zu präsentieren, für
die Zusammenarbeit. Trotzdem ist dieses Jahr ein besonderes, weil die
Reaktion sich etwas ganz Besonderes ausgedacht hat. Diesmal ist es ein
infamer ökonomischer Angriff, der die "junge Welt" kaputtmachen soll -
genutzt wird die Monopolstellung der Deutschen Post, das Instrument
der Gebührenerhöhung für den Versand soll das schaffen, was die
Herrschenden seit der Konterrevolution wollen, das Ende der "jungen
Welt", mindestens der Printausgabe. Das dürfen wir nicht zulassen.
Ausgehend von unserer heutigen Veranstaltung rufen wir auf:
Organisiert Solidarität mit der "jungen Welt" in Gewerkschaften,
Initiativen und Bündnissen! Laßt uns gemeinsam den politischen Druck
entwickeln, damit dieser Angriff scheitert - Solidarität mit der
"jungen Welt"!

Die Gelbwesten, die einen Präsidenten entzaubern, den noch wenige
Monate zuvor viele für den Sonnenkönig hielten, die Gelbwesten, die
damit reale Erfolge für die Massen erzielen und auf die die deutsche
herrschende Klasse und ihre Medien ängstlich schielt. Italien, zu dem
ein führender Ideologe des deutschen Kapitals, Hans-Werner Sinn, sagt,
daß "Italiens Misere" darin liege, daß "die politischen Strukturen und
die Macht der Gewerkschaften echte Reformen ausschließen". Was in
Italien dazu führt, daß ausgerechnet eine reaktionäre Regierung sich
zumindest so gibt, als ob sie gegen das EU-Diktat aufbegehren wolle.
Der Brexit. Der polternde Trump - die immer deutlicher auf der Hand
liegenden Widersprüche im Imperialismus. Ja, leider auch die Kriege
und die Gefahr einer Eskalation bis hin zum Flächenbrand. Der Fakt,
daß weltweit 78 Millionen Menschen auf der Flucht sind. Der Rückzug
des US-Imperialismus aus Syrien, die Gefahr, daß Erdogan das ausnutzt,
und die Hoffnung, daß sich die YPG mit der syrischen Regierung einigt
- all das und vieles mehr sind Belege einer immensen Labilität, die
das Ergebnis einer Verschärfung der allgemeinen Krise des Kapitalismus
und einer offensichtlichen Krise seiner Integrationsmechanismen ist.
Das macht die Situation nicht weniger gefährlich. Es steht die Frage
"Sozialismus oder Barbarei" und die Antwort darauf entscheidet sich
wesentlich an der Formierung der Arbeiterklasse, die wiederum von der
Stärke und Verfaßtheit der revolutionären Kräfte, der kommunistischen
Partei abhängt. So blöde es sich anhört, so unschön es ist, wir
schreiben letztlich Weltgeschichte, wenn wir in diesem
hochentwickelten Land um die Stärkung unserer Partei ringen.

Ein bißchen was haben wir geschafft, aber 98 bis 99 Prozent des Weges
liegen noch vor uns. Unsere Hauptaufgaben sind: Kampf um die
Verankerung in der Klasse, Kampf um die Jugend und um den Aufbau
unserer Strukturen im Osten. Wir werden deshalb dem Parteivorstand
vorschlagen, den kommenden Parteitag im Frühjahr des kommenden Jahres
durchzuführen und ihn zu einem Parteitag zu machen, der sich sehr
intensiv mit der praktischen Politik der DKP, vor allem auf diesen
Kampffeldern, mit der Stärkung der Partei befaßt. Wir werden dem
Parteivorstand vorschlagen, das kommende Pressefest für den
Spätsommer/Herbst des kommenden Jahres einzuplanen. Auf dem Weg dahin
wollen wir dem Parteivorstand vorschlagen, eine Großveranstaltung zum
70. Geburtstag der DDR durchzuführen - vom Wesen werden wir dem Satz
von Peter Hacks folgen: "Wessen sollten wir uns rühmen, wenn nicht der
DDR?" Dabei geht es uns weder um Nostalgie noch Ostalgie, sondern um
die Betrachtung der Widersprüchlichkeit vor dem Hintergrund, daß die
DDR sowohl die größte Errungenschaft der Arbeiterbewegung Deutschlands
als auch der bisher erste und einzige Friedensstaat in Deutschland
war. Wir wissen, daß wir uns auch sehr viel stärker mit der
tatsächlich besonderen Situation der Menschen im Osten unseres Landes
befassen müssen.

Zur "normalen" Schweinerei des Kapitalismus kommt hier die besondere
Schweinerei der weitgehenden Zerschlagung der Industrie, in deren
Gefolge Entvölkerung, Überalterung, massive Perspektivlosigkeit. Zur
normalen Schweinerei des Antikommunismus kommen hier Strafrenten,
Demütigung der Biographien, Besatzermentalität und "Wehe den
Besiegten!" Das dient auch der Spaltung der Klasse, und die Formierung
der Klasse erfordert auch das Zurückdrängen der "besonderen"
Ungerechtigkeiten. Formierung der Klasse heißt aber auch: "Heran an
die Klasse!" Ja, Hoffnung können wir haben - bei der Unterstützung der
Aktivitäten zur Personalbemessung waren wir, vor allem in Düsseldorf,
Essen und Homburg - nicht schlecht. Die betriebliche Orientierung der
Partei, vor allem im Gesundheitswesen, nimmt zu. Auch unsere Gegner
nehmen das wahr. In NRW stellte die AfD eine Anfrage im Landtag, die
sich fast ausschließlich mit unserer Orientierung auf Klassenkämpfe,
auf Betrieb und Gewerkschaft befaßt - wir müssen es schaffen, daß sie
sich da noch viel mehr fürchten müssen. Und wir müssen das auch in den
Kernbereichen, in der Industrie, in der Produktion schaffen. Das wird
nicht gehen, wenn wir nicht auch jünger werden. Ich meine, wenn ich
mich so umgucke und wir vor kurzem unseren hundertsten Geburtstag
feierten - "Wir sehen noch ziemlich gut aus."

Trotzdem: Klasse, Jugend, Osten - das ist unser zentraler
organisationspolitischer Dreiklang. Jugend heißt vor allem "Danke,
SDAJ!" und heißt, alles für die Unterstützung des Festivals der Jugend
an Pfingsten in Köln zu tun - werbt Jugendliche, helft ihnen
hinzukommen, fahrt selbst mit, nehmt teil! Die weitere Steigerung
unserer Aktivitäten, das ist der zentrale Inhalt unserer Kandidatur zu
den EU-Wahlen. Wir verbinden sie aber damit, daß wir ein Wahlprogramm
haben, das uns tatsächlich einzigartig macht. Ein Programm, das die
Arbeiterbewegung, die linke Bewegung, die Friedensbewegung dieses
Landes braucht, weil es die Analyse und Kritik der EU auf den Punkt
bringt und die Alternativen formuliert.

Die EU steht für Krieg und Hochrüstung! 

Wir sagen: Deutschland raus aus der NATO! US-Atomwaffen raus aus
Deutschland! PESCO abschaffen! Frieden mit Rußland! Abrüsten statt
aufrüsten! Weg mit dem 2-Prozent-Ziel der NATO! Schluß mit allen
Auslandseinsätzen der Bundeswehr!

Die EU steht für Flucht!

Wir sagen: Fluchtverursacher bekämpfen, nicht Geflüchtete! Frontex
abschaffen!

Die EU steht für Ausbeutung und Armut! 

Wir sagen: Solidarität statt Ausgrenzung. Für gesetzliche Mindestlöhne
ohne Ausnahmen. Schuldenschnitt statt Schuldenbremse! Die Banken und
Konzerne müssen zahlen!

Die EU steht für Demokratieabbau!

Die DKP sagt: Hände weg vom Grundgesetz! Weg mit Überwachung und
Polizeigesetzen!

Die DKP sagt nein zur EU!

Die EU ist ein Instrument des deutschen Imperialismus!

Die DKP sagt: Kapitalismus abschaffen! Für den Sozialismus kämpfen!
 

Glück auf und Rot Front!


Patrik Köbele

(Vorsitzender der Deutschen Kommunistischen Partei)

(Auszüge aus der Rede, die Patrik bei der
Jahresauftaktveranstaltung der DKP am 12. Januar in Berlin gehalten
hat)

 * 

Ein neuer Feiertag für Berlin

Der 8. März, der Internationale Frauentag, ist eine gute Wahl als
Feiertag. Der 8. Mai, der Tag der Befreiung, wäre sicher mindestens
genausogut gewesen! Wenn vom 9. November die Rede ist, dann kommt
häufig der 9. November 1938 ins Spiel, der Tag der Judenpogrome - für
immer eine Schande Deutschlands. Im Vordergrund steht dann aber vor
allem der 9. November 1989, der Tag der Maueröffnung.

Abgesehen vom 100. Jahrestag im vergangenen Jahr ist vom 9. November
1918 seltener die Rede. Als Feiertag wäre er also eher nicht geeignet,
aber er sollte auf jeden Fall ein Gedenktag sein. An diesem Tag wurde
die Monarchie in Deutschland beseitigt. In Berlin rief nicht nur
Scheidemann die Deutsche Republik aus, sondern Karl Liebknecht
proklamierte die Sozialistische Deutsche Republik, die allerdings nur
eine Illusion blieb. Die Novemberrevolution führte zur Gründung der
Kommunistischen Partei Deutschlands.

Diese Revolution sollte nicht nur von ihrem Scheitern aus betrachtet
werden. Sie hatte auch positive Ergebnisse. So wurde u. a. das
Frauenwahlrecht erkämpft. - Auf dem Friedhof der Märzgefallenen in
Berlin-Friedrichshain findet jedes Jahr am 9. November eine
Gedenkveranstaltung statt. 29 Opfer der Novemberrevolution in Berlin
wurden hier beigesetzt. Der Vorschlag hierfür ging von Dr. Heinz
Warnecke aus.

Am 18. März gedenkt die "Initiative 18. März" regelmäßig auf dem
Friedhof der Märzgefallenen der Opfer der Märzkämpfe 1848 in Berlin.
Ihr Sprecher Volker Schröder warb mit einer Unterschriftenaktion für
den 18. März als Berliner Feiertag. Das wäre auch kein schlechtes
Datum gewesen, obwohl hier sofort wieder die Volkskammerwahlen vom 18.
März 1990 ins Spiel gebracht worden wären. Deshalb scheiterte auch der
Versuch, den Platz vor dem Brandenburger Tor in Platz des 18. März
1848 umzubenennen. Als Kompromiß heißt er jetzt Platz des 18. März.

Dr. Kurt Laser

Berlin

 * 

Rufmordkampagne gegen Rosa Luxemburg

Letztes Jahr begann eine Reihe ideologischer Auseinandersetzungen
unter Linken und Sozialdemokraten um die Deutungshoheit des
Matrosenaufstands von 1918. Mehrere amtliche Veranstaltungen feierten
den damaligen Ausgang der Ereignisse unter blutiger Niederschlagung
durch rechte Freikorps-Soldateska auf Befehl der SPD-Führung als
"Geburtsstunde der deutschen Demokratie". Bedauernde Einlassungen über
notwendige Kollateralschäden inbegriffen. Ebenso bei den Weimarer
Jubiläumsfeiern am 2. Februar. Die BRD wurde zur "besten Staatsform
der deutschen Geschichte erklärt, "verpflichtet dem Erbe der Weimarer
Republik, die von Rechts- und Linksextremisten zerrieben wurde".

Da paßten die Liebknecht-Luxemburg-Gedenkveranstaltungen so gar nicht
ins Bild. Daher inszenierten antimarxistische Kreise der SPD und
einige ihrer PDL-Koalitionsgenossen pünktlich zum 100. Jahrestag ihrer
Ermordung die bisher massivste Verleumdungskampagne gegen Rosa.

So verbreitete das "Redaktions-Netzwerk Deutschland" (RND), das die
gesamte Lokalpresse beschickt, am 14. Januar 2019 Schwerpunktartikel
unter Schlagzeilen wie: "Entzauberte Heldin der Linken - Seit 100
Jahren spaltet ihr gewaltsamer Tod Sozialisten und Sozialdemokraten"
"Es ist Zeit, diesen Spuk zu beenden", "Eine verlogene Ehrung -
Wolfgang Thierse über linke Spaltung und falsche Helden". Beides vom
freiberuflichen Berliner "taz"- und "FR"-Redakteur Jan Sternberg.
Schon am 6. November 2018 hatte die "Zeit" anläßlich eines
Berlin-Besuchs des Autors unter dem Titel "Entsetzliche Knallerei" das
Buch "Am Anfang war Gewalt. Die deutsche Revolution von 1918/19 und
der Beginn der Weimarer Republik" von Mark Jones, Dublin College,
vorgestellt, an dessen Tendenz sich Sternberg ebenso gütlich tat wie
an Aussagen Wolfgang Thierses, Andrea Nahles' und Bodo Ramelows in
einem Interview des RND. Jones: "Wegen ihrer Texte sind Menschen
gestorben. Auch Frauen und Kinder, die sich zum Beispiel im falschen
Augenblick aus dem Fenster gelehnt haben und von einer Kugel erwischt
wurden." Und er kritisiert ihr fortdauerndes politisches Vermächtnis
"einer tragisch irrenden Putschistin" als den "wirkungsmächtigsten
historischen Mythos der Linken". Auch Redakteur Sternberg bedauert:
"Doch der Geist der toten Rosa Luxemburg spukt weiter durch die
deutsche Linke." Thierse resümiert: "Der Marsch nach Friedrichsfelde
ist verlogen, auch heute noch. Man ehrt ohne Unterschied auch
Antidemokraten wider besseres historisches Wissen. ... Die waren nur
mit Waffengewalt zu besiegen,... aber man kann doch wissen, daß der
Weg, der dann eingeschlagen wurde, der bessere war." Der "Vorwärts"
brüstete sich auf "Twitter": "Die SPD verteidigt die Demokratie auch
mit Hilfe des Militärs." Ganz wie es schon 1919 Scheidemann
begründete: "Wenn ich im Begriffe bin, mich in ein brennendes Haus zu
stürzen, um Weib und Kind zu retten, und mein wahnsinniger Bruder legt
die Flinte auf mich an, dann hilft nichts mehr, dann muß ich mich
gegen ihn zur Wehr setzen."

Letztlich wird der ermordeten Rosa, bzw. ihrem "bösen Geist" noch die
Schuld an der faschistischen Machtübernahme zugeschoben. Das kennt man
zwar aus der Nachkriegs-Historiographie der Adenauerzeit; es ist
jedoch empörend, wenn antikommunistische Koalitionäre der Linkspartei
wie Bodo Ramelow das Liebknecht-Luxemburg-Gedenken in Frage stellen.
"Jede humane Schwelle wurde überschritten. Aus dieser Perspektive ist
es nicht angebracht, die Fehler der Vergangenheit zu beklagen. Sätze
wie 'Wer hat uns verraten? Sozialdemokraten!' bringen uns nicht
weiter. Sie ordnen auch historisch nicht ein, was falsch gelaufen ist.
Am Ende traf der Fluch sie alle. Die Republik ging zugrunde, weil die
Linke sich lieber gegenseitig bekämpfte ... Die Toten mahnen uns zu
einem konstruktiveren Umgang mit dem Thema."

Beste Gelegenheit für so ein harmonisches Miteinander mit großer Bühne
für den "ersten linken Ministerpräsidenten" und den Bundespräsidenten
Walter Steinmeier bot die 100jährige Jubiläumsfeier der
Republikgründung in Weimar. "Der Kompromiß ist das Herzblut der
Demokratie." Ramelow, der schon einmal trotz eigener Stimmenmehrheit
vergeblich der SPD die Führungsrolle angeboten hatte, bangt um die
nötige Wählerzahl zur Fortsetzung seiner Koalition. Die hatte er sich
mit der totalen Verdammung der DDR erkauft. Ein weiterer Zusammenhalt
gegen das Anwachsen der AfD erfordert wohl auch eine weitere Absetzung
von sozialistischen Positionen der PDL. Denn die SPD bemüht ja mal
wieder soziale Wahlversprechen, um ihren fatalen Niedergang
aufzuhalten. Die SPD "ein bißchen sozialdemokratischer", Die Linke
"ein bißchen systemkonformer" ...?

Für heutige antikommunistische, den Marxismus als "überholte
illusionäre Utopie" betrachtende Bernstein-Jünger im rechten Lager der
PDL taugt er allenfalls noch in Gestalt einer Karl-Marx-Puppe als
Wahlkampfmaskottchen. Diese werden von der Parteiführung als Ikonen
der Wahlerfolge hoch geehrt, und sie haben jede Freiheit, sich über
Parteiprogramm und Parteitagsmehrheiten hinwegzusetzen. Daher erfüllt
mich Katja Kippings Januar-Aufruf zur Bildung weiterer
"rot-rot-grüner" Koalitionen auch mit Sorge um das Überleben
marxistischer Gruppierungen und ihrer Friedensoptionen in dieser
pluralistischen Parlamentspartei. Mit Sicherheit hat die schleichende
Angleichung der PDL in Regierungsbeteiligungen auch zur Enttäuschung
vieler Wähler, die klare Alternativen erwarteten, beigetragen. Und
einige von ihnen wurden so zur leichten Beute der AfD, die nun mit
einem "nationalen und sozialen" Wandel lockt.

Jobst-Heinrich Müller 

 * 

Konstantin Wecker: Willy 2018

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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250.000 Menschen für eine solidarische Gesellschaft

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Aus Überzeugung

Zehntausende demonstrierten im Hambacher Forst für den Klimaschutz. In
Chemnitz gingen Zehntausende gegen Rassismus auf die Straße. In
München waren es Zehntausende für Freiheitsrechte. Und nun sind es
über zweihundertvierzigtausend in Berlin. Das zeigt: Die
Zivilgesellschaft hat ihre Schockstarre überwunden. Sie ist sehr
lebendig. Und das ist sehr gut so!

Als ich Kolleginnen und Kollegen erzählt habe, daß ich auf der
nicht. Du sollst dich als unabhängiger Journalist nicht gemein machen
mit einer Sache, auch nicht mit einer guten. Aber wie kann man sich
nicht damit gemein machen, die demokratischen Freiheitsrechte in
diesem Land zu verteidigen? Wenn die Grundwerte der Demokratie, wenn
die Freiheitsrechte dieses Landes in Gefahr sind, dann ist Haltung
gefordert. Das gilt auch und ganz besonders für Journalistinnen und
Journalisten.

Wenn die Menschenwürde im Mittelmeer versinkt, weil wir Flüchtlinge
nicht mehr ins Land lassen wollen. Wenn Rassismus und völkischer
Nationalismus sich in der Mitte der Gesellschaft breitmachen. Wenn die
Religionsfreiheit nicht mehr für alle gelten soll und Polizeigesetze
verabschiedet werden, die elementare Freiheitsrechte einschränken,
dann ist die Freiheit in diesem Land in Gefahr. Deshalb stehe ich
hier: als Bürger dieses Landes, als Journalist, aus tiefster
Überzeugung!

Wenn wir über Freiheitsrechte sprechen, müssen wir über eines der
wichtigsten Grundrechte reden: die Meinungsfreiheit, die
Pressefreiheit, die Rundfunkfreiheit. Ich habe in Chemnitz erlebt, was
es heißt, wenn aus Parolen Taten werden. Wenn Journalistinnen und
Journalisten erst als Lügenpresse beschimpft und dann attackiert und
verfolgt werden. Dann ist die Meinungsfreiheit in Gefahr. Wenn
Rechtsextreme öffentlich dazu aufrufen, Journalistinnen und
Journalisten auf die Straße zu zerren oder sie gleich verbrennen zu
lassen - und dafür Applaus bekommen. Dann ist die Meinungsfreiheit in
Gefahr. Und wenn der Vorsitzende der größten Oppositionspartei im
Bundestag dazu auffordert, AfD-kritische Journalistinnen und
Journalisten aus den Rundfunkanstalten zu entfernen und
Jungpolitikerinnen und Jungpolitiker dieser Partei von "ausmisten"
reden, dann ist die Meinungsfreiheit in Gefahr.

Wir sollten uns nicht täuschen lassen: All die, die von Lügenpresse
reden, haben nur eins im Sinn: ihre Lügen als die einzig gültige
Wahrheit gelten zu lassen. Wehe der Meinungsfreiheit, wenn sie an die
Macht kommen!

Aber es geht nicht nur um Journalistinnen oder Journalisten. Es heißt,
im Krieg stirbt die Wahrheit zuerst. Nein, die Wahrheit stirbt schon
viel früher. Wenn Lügen zu "alternativen Fakten" werden und unbequeme
Wahrheiten zu Fake News. Wenn Propaganda am Ende wichtiger wird als
Journalismus. Dann sterben die Wahrheit und die Meinungsfreiheit erst
recht. Ohne Meinungsfreiheit aber gibt es keine Freiheit, keine
Demokratie, keine Menschenwürde. Und die gilt in diesem Land für jede
und jeden - ganz egal, wo sie oder er herkommt oder woran sie oder er
glaubt. Unsere Freiheit ist unteilbar, unsere Würde ist unteilbar, wir
als Menschen sind mit gleichen Rechten unteilbar. Dafür lohnt es sich,
jeden Tag zu kämpfen. Aus Überzeugung!

Georg Restle 

(Journalist; Rede auf der Demonstration am 13.10.2018 in Berlin)

 * 

Plädoyer für eine Neuauflage des Buchs "Geißel der Menschheit"


Thomas Mann hatte völlig recht

Buchmesse in Göteborg - viel Hin und Her, viele Gespräche und am Abend
offener Streit mit einer der edlen Seelen, die glauben, der westlichen
Interpretation von UNO-Statuten und Menschenrechten in den neuen
Kriegen von NATO und EU folgen zu müssen - den heißen gegen
Jugoslawien und den kalten gegen den Süden. Auf dem Weg zum Hotel kam
mir in den Sinn: Nun ist es wieder wie damals, als wir vor fast 50
Jahren versuchten, mit den edlen Seelen jener Generationen den
Stockholmer Appell gegen Atomwaffen und die deutsche Wiederaufrüstung
zu diskutieren.

Schließlich las ich ein wenig in Thomas Manns Tagebuch der Jahre 1953
bis 1955. Mit seiner Hilfe wollte ich jenes Jahrzehnt wiedererstehen
lassen. Ebenso wie Charles Chaplin und Bertolt Brecht war Thomas Mann
aus den USA McCarthys nach Europa geflohen.

Die Ausgabe des Tagebuchs von Thomas Mann ist gut gemacht, es ist mit
deutscher Akribie ordentlich kommentiert. Inge Jens hat eine
gründliche Arbeit geleistet. Aber - auf Seite 327 lese ich, daß Thomas
Mann am Freitag, dem 13. März 1955, notierte: "Skandal über Skandal.
In Westdeutschland wird Russells Buch über den Nazismus unterdrückt."
Auf Seite 736 erklärt die Herausgeberin in einem langen Kommentar, daß
dies falsch sei. Dafür finde sich kein Beleg in der damaligen Presse.
Aber Thomas Mann hatte völlig recht. Russells Buch sollte 1954/55
unterdrückt werden. Es war ein großer internationaler Skandal. Aber
das wurde offiziell so gut verdeckt, daß die Herausgeberin nicht
dahintergekommen ist.

So aber ist es: Lord Russell of Liverpool war ein hoch dekorierter
britischer Offizier und Militärjurist, der oberste juristisch
Verantwortliche für die Kriegsverbrecherprozesse in der britischen
Besatzungszone in Deutschland von 1946 bis 1951. (Es handelte sich um
356 Prozesse gegen mehr als 1000 Kriegsverbrecher.) Die Protokolle
dieser Prozesse sind damals publiziert worden. Aber das Material
war so umfangreich, daß sich nur wenige damit befassen konnten. Dazu
kam: Die Verbrechen waren so monströs, daß viele nicht glauben
wollten, daß so etwas jemals geschehen sei. Deshalb beschloß Lord
Russell, jedem Leser die Möglichkeit zu geben, sich ein wahrhaftiges
Bild über die deutschen Kriegsverbrechen während des Zweiten
Weltkrieges zu verschaffen. Sein Buch wurde eine schreckliche Lektüre.
Die Forschung der letzten Jahrzehnte hat gewiß viele neue Tatsachen
ans Licht gebracht, aber Lord Russells Buch ist nach wie vor eine der
besten Zusammenfassungen der Verbrechen Hitlerdeutschlands.

Lord Russells Buch baute völlig auf bereits veröffentlichten Tatsachen
und Dokumenten auf, er verwandte kein internes Material. Das Werk war
rein faktisch, ohne Polemik. Doch am 27. Juli 1954 wurde Russell
plötzlich vor die Wahl gestellt, die Herausgabe des Buches zu stoppen
oder sofort den Staatsdienst zu verlassen und jegliche
Pensionsansprüche zu verlieren. Die britische Regierung forderte, daß
das Buch unterdrückt wird. Der Justizminister gab auch den Grund an:
"Die Art und Weise, wie das Material präsentiert wird, wird die
kritischsten Auffassungen gegenüber der Politik der Wiederaufrüstung
Deutschlands unterstützen ..." Lord Russell antwortete, daß der
Versuch der Regierung, die Schrift zu unterdrücken, das Prinzip der
Meinungsfreiheit grob verletzen würde. Er nahm seinen Abschied, um
"The Scourge of the Swastika" (Die Geißel des Hakenkreuzes)
publizieren zu können. "Times Literary Supplement" lobte Lord Russell
für seine Wahrhaftigkeit, und Kingsley Martin schrieb in "New
Statesman & Nation", daß es Pflichtlektüre an allen deutschen Schulen
werden sollte. (In der DDR ist das Buch in zwei Auflagen [1955 und
1956] unter dem Titel "Die Geißel der Menschheit" bei "Volk und Welt"
in der Übersetzung von Roswitha Czollek erschienen und wurde auch
vielfach im Schulunterricht eingesetzt. RF)

Im Westen wurde vor allem deshalb gegen das Buch polemisiert, weil
Lord Russell just in jenen Tagen des Strebens der deutschen Regierung
nach Wiederaufrüstung nachwies, daß es nicht nur eine Handvoll
antisemitische Nazis waren, die die Verbrechen begangen hatten, und
daß sich das deutsche Oberkommando und der Generalstab ihrer
Verantwortung nicht entziehen könnten. Bereits vor dem Nürnberger
Gerichtshof hatte der britische Chefankläger darauf hingewiesen, daß
das Dritte Reich mindestens 12 Millionen Männer, Frauen und Kinder
unbarmherzig umbringen ließ. Im Urteil von Nürnberg hieß es just über
die deutschen Streitkräfte, daß sie aktiv an den Verbrechen teilnahmen
oder stillschweigend Zeugen waren.

Für uns Antifaschisten und Linke bedeutete Lord Russells Buch sehr
viel. Wir arbeiteten ringsum in Europa gegen die deutsche
Wiederaufrüstung. Wir hofften auf ein vereinigtes, demokratisches und
allianzfreies Deutschland. Lord Russell gab uns Argumente dafür.
Ungefähr zur gleichen Zeit, als Thomas Mann jene Zeilen über Russells
Buch schrieb, las ich es im Zug auf dem Weg nach Berlin zu einer
europäischen Jugendkonferenz gegen die deutsche Wiederbewaffnung.

Der 30. August 1954 war ein Tag des Sieges für uns - die französische
Nationalversammlung lehnte den Plan einer Europäischen
Verteidigungsgemeinschaft ab, in deren Rahmen Deutschland hätte
verstärkt aufrüsten können. Drei Tage später bestand Adenauer in einem
"Times"-Interview auf dem Recht, Deutschland wieder zu bewaffnen und
nutzte die Gelegenheit zu einer Attacke gegen das Russell-Buch.

Die Kampagne Adenauers und der Westmächte glückte. Wir verloren. Über
Lord Russells Buch wurde der Schleier des Vergessens gebreitet. Heute
ist Deutschland die stärkste Macht in EU-Europa und treibt dessen
Politik Richtung Osten. Ringsum in Europa macht sich zugleich eine
neue extreme und chauvinistische Rechte bemerkbar. Eine Rechte, die im
Namen der Globalisierung und eines vereinten Europa eine
wohlformulierte und politisch korrekt gekleidete Fremdenfeindlichkeit
mit Plänen einer wirtschaftlichen Dominanz über die Dritte Welt und
militärischer Einsätze in den Randgebieten des neuen kontinentalen
Superstaates kombiniert. Das wiederum wirft seinen kriminellen
Schatten - Skinhead-Gangs und Neonazis - in Deutschland, Schweden und
anderen Ländern voraus. Auch deshalb sollte die "Geißel der
Menschheit" neu herausgegeben werden.

Jan Myrdal

(2001; RF-Archiv)

 * 

Zwangsarbeit im Schatten des Hamburger Flughafens 1943-45

Das vergessene Lager

In unmittelbarer Nähe des Hamburger Flughafens stehen in Fuhlsbüttel
die letzten noch weitgehend im Originalzustand erhaltenen
Zwangsarbeiterbaracken Hamburgs. Mitglieder der
Willi-Bredel-Gesellschaft - Geschichtswerkstatt e. V. retteten sie
1998 vor dem Abriß.

Durch umfangreiche Forschungsarbeiten konnten die Geschichte des
ehemaligen Zwangsarbeiterlagers an diesem Ort und die Geschichte der
Betreiberfirma Kowahl & Bruns anhand von Originalakten, Fotos,
Zeitzeugenberichten und Recherchen in Archiven rekonstruiert werden.

"Als die Deutschen merkten, daß ihre Werbezettel, mit denen sie
Arbeitskräfte nach Deutschland locken wollten, nicht wirkten, dachten
sie sich etwas anderes aus. Sie nahmen meiner Familie die 'Stammkarte'
weg. Ohne Karte gab es für meine Eltern und uns zehn Geschwister keine
Lebensmittel. Also ging ich gezwungenermaßen nach Deutschland zum
Arbeiten. Außer sonntags stand ich jeden Tag an einer Drehbank bei
Röntgenmüller - und das bei kargem Essen, meist bestehend aus einer
Rübensuppe."

Aus einem Bericht des ehemaligen niederländischen Zwangsarbeiters
Theo Massuger, 2000

Die Publikation "Das vergessene Lager" von Uwe Leps (mit zahlreichen
Abb., 102 S.) kann zum Preis von 8,90 € bezogen werden bei der
Willi-Bredel-Gesellschaft, Ratsmühlendamm 24, 22335 Hamburg.

Email: willi@bredelgesellschaft.de

Sprechzeit dienstags 15-18 Uhr, Tel. 040-591107

Das Informationszentrum Zwangsarbeit zeigt fünf Ausstellungen am
authentischen Ort in den im Buch von Uwe Leps beschriebenen
Zwangsarbeiterbaracken der Firma Kowahl & Bruns:


• Zwangsarbeit in Hamburg 1940-1945

• Lebens- und Arbeitsbedingungen niederländischer Zwangsarbeiter
1943-1945

• Der Leidensweg der polnischen Jüdin Matla Rozenberg

• Kriegsverbrecher und Kriegsgewinnler Emil Bruns

• Notunterkunft für Ausgebombte und Flüchtlinge 1945-1957

Angebote für Gruppen und Schulklassen auf Anfrage.
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BUCHTIPS

Werner Rügemer: Die Kapitalisten des 21. Jahrhunderts

Gemeinverständlicher Abriß zum Aufstieg der neuen Finanzakteure

Neue Finanzakteure haben nach der Finanzkrise die bisherigen
Großbanken abgelöst. Blackrock & Co sind nun die Eigentümer von Banken
und Industriekonzernen. Hinzu kommen Private-Equity-Fonds, Hedgefonds,
Wagniskapital-Investoren und Investmentbanken. Mit Digital-Giganten
wie Amazon, Facebook, Google, Microsoft, Apple und Uber haben die
neuen Finanzakteure schon vor Donald Trumps "America First" die
US-Dominanz in der EU verstärkt. Arbeits-, Wohn-, Ernährungs- und
Lebensverhältnisse: Die neue Ökonomie dringt in die feinsten Poren des
Alltagslebens von Milliarden Menschen ein. Die Kapitalisten des 21.
Jahrhunderts verstecken ihre Eigentumsrechte in vier Dutzend
Finanzoasen, fördern rechtspopulistische Politik, stützen sich auf
eine zivile, transatlantische Privatarmee von Beratern und kooperieren
in Silicon-Valley-Tradition mit Militär und Geheimdiensten. Rügemers
Analyse schließt mit einem ausführlichen Systemvergleich des nach
innen und außen noch aggressiver gewordenen "westlichen" Kapitalismus
mit demjenigen Chinas, der auch bei seinen Investitionen in der EU und
weltweit einer alternativen Logik folgt.

PapyRossa, Köln 2018, 358 S., 19,90 €


Jürgen Kuczynski: Asche für Phönix. Oder: Vom Zickzack der
Geschichte 

Aufstieg, Untergang und Wiederkehr neuer Gesellschaftsordnungen. Mit
einem Nachwort von Georg Fülberth

Zwei der letzten Bücher des 1997 verstorbenen großen
Wirtschaftshistorikers Jürgen Kuczynski gekürzt und zu einem Band
zusammengefaßt. Sein Überblick über zweitausend Jahre
Wirtschaftsgeschichte seit der Antike beleuchtet das Verhältnis von
Ökonomie, Technik und Kultur und bietet zugleich einen Rundgang durch
Kunst, Literatur und Philosophie. Zentral geht es um die Frage, warum
keine der auf die Sklavenhaltergesellschaft folgenden
Gesellschaftsordnungen sich im ersten Anlauf durchsetzen konnte.
Feudale Elemente im späten Rom gingen ebenso wieder unter wie die
kapitalistischen im spätmittelalterlichen Oberitalien. Feudalismus wie
Kapitalismus erlebten also jeweils ein gescheitertes, verfrühtes
Vorspiel, bevor sie einige Jahrhunderte später wiederauferstanden. Und
der untergegangene Realsozialismus? Deckt seine Asche einen Phönix?
Wiederholt sich also das geschichtliche Muster von Aufstieg, Untergang
und Wiederkehr neuer Gesellschaftsordnungen? Oder führt die tiefe
Krise des Kapitalismus die Menschheit in die Barbarei?

PapyRossa, Köln 2019, ca. 180 S., 14,90 €


André Scheer: Che Guevara

Basiswissen Politik / Geschichte / Ökonomie

Ernesto Che Guevara ist eine Legende. Das berühmte Bild des Fotografen
Alberto Korda ziert unzählige Devotionalien: T-Shirts und andere
Kleidung, Tassen, Rumflaschen, Fahnen usw. Entsprechend gibt es auch
jede Menge Veröffentlichungen über ihn, von einer kaum überschaubaren
Anzahl mehr oder weniger gelungener Biographien bis hin zu punktuellen
Erwähnungen in Büchern über revolutionäre Bewegungen in Lateinamerika.
Warum also ein weiteres Buch über ihn? Meist erscheint er als
idealistischer Abenteurer, doch über seine politischen Ideen und
Überzeugungen ist erstaunlich wenig bekannt. Deshalb ist es trotz all
dieser Publikationen sinnvoll, in der Reihe "Basiswissen" auf diese
wichtige Persönlichkeit der internationalen sozialistischen Bewegung
einzugehen. Dabei geht es weniger um die Anekdoten, die über Che
kursieren, als vielmehr um seine politischen Positionen und deren
Entwicklung im biographischen und zeitgeschichtlichen Kontext. Zu
fragen gilt es zudem, was er uns mit seinen Analysen heute noch zu
sagen hat.

PapyRossa, Köln 2019, 134 S., 9,90


Frank Wecker: Der Tod der Freiheit

Der letzte Tag im Leben von Libertas Schulze-Boysen

Es ist der 22. Dezember 1942. Die Widerstandskämpferin Libertas
Schulze-Boysen wartet auf ihre Überführung zur Hinrichtungsstätte nach
Plötzensee. Die verbleibende Lebenszeit nutzt sie, um im Kopf einen
Film über ihr Leben entstehen zu lassen. Als Filmkritikerin hatte sie
sich in ihrem Berufsleben mit der Filmästhetik auseinandergesetzt. Nun
denkt sie sich einen Film, der die neuen Möglichkeiten des Ton- und
Farbfilms zur Geltung bringt. Gleichzeitig ist sie sich bewußt, daß es
diesen Film nie geben wird.

Edition Winterwork, Borsdorf 2018, 346 S., Zeittafel,
Personenregister, 19,90 €
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WISSENSCHAFTLICHE WELTANSCHAUUNG

Zur Kritik von Marx und Engels am Gothaer Programmentwurf

Sendung des Deutschlandsenders vom 5. Juni 1975

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Die Ungarische Räterepublik von 1919

Nach dem Zusammenbruch der österreichisch-ungarischen
Nationalitätenmonarchie hatte am 30. Oktober eine
bürgerlich-demokratische Revolution begonnen. Ungarn wurde am 16.
November 1918 Republik. Die unter dem Ministerpräsidenten Graf Mihály
Károlyi gebildete Koalitionsregierung mit kleinbürgerlicher und
sozialdemokratischer Mehrheit konnte aber die Aufgaben der
bürgerlich-demokratischen Revolution nicht lösen und versuchte auch
mit allen Mitteln, jede revolutionäre Weiterentwicklung zu verhindern.
Die Regierung trat am 20. März 1919 zurück.

Einen Tag später, am 21. März 1919, rief der Revolutionär und
Journalist Béla Kun die Ungarische Räterepublik aus. Kun, Mitbegründer
der Kommunistischen Partei Ungarns im November 1918, war eine der
führenden Persönlichkeiten dieser Räterepublik. Am 20. März 1919
hatten sich Kommunisten und Sozialdemokraten zur Sozialistischen
Partei Ungarns zusammengeschlossen. Nach dem Sturz der Räterepublik
zerfiel die einheitliche Partei aber wieder.

An der Spitze der Räteregierung stand der Sozialdemokrat Sándor
Garbai. Führende Funktionen übernahmen Kommunisten wie Otto Korvin,
Béla Kun, Tibor Szamuely und linke Sozialdemokraten wie Jenö Landler
und Béla Szántó. Am 22. März 1919 erklärte die Regierung in einem
Manifest als Ziel der Rätemacht den Aufbau des Sozialismus und als
Grundlage ihrer Außenpolitik das Bündnis mit Sowjetrußland. Sie
leitete Maßnahmen zur Zerschlagung des bürgerlichen Staatsapparates
und zur grundlegenden Umgestaltung der Gesellschaft ein. Die großen
und mittleren Betriebe, die Gruben und Großbanken und der Grundbesitz
über 57 Hektar wurden nationalisiert. Es entstanden
landwirtschaftliche Produktionsgenossenschaften. Die Einführung des
Achtstundentags, das Prinzip des gleichen Lohns für gleiche Arbeit,
die Erweiterung der Sozialfürsorge und die Brechung des
Bildungsmonopols waren wichtige soziale Errungenschaften der
Räterepublik.

Nach Wahlen in der ersten Aprilhälfte 1919 tagte vom 14. bis zum 24.
Juni 1919 der Landesrätekongreß von Abgeordneten der Komitate, Städte
und Gemeinden, der sich zum höchsten gesetzgebenden Gremium des Landes
konstituierte und eine Verfassung beschloß. Dieses Gremium
proklamierte nun die Föderative Ungarische Sozialistische Räterepublik
und wählte den Revolutionären Regierungsrat. Am 25. Juni 1919 wurde
die Diktatur des Proletariats verkündet. Der Aufbau einer Roten Armee
begann.

Arbeiter in anderen Ländern begrüßten und unterstützten die Ungarische
Räterepublik. W.I. Lenin wandte sich am 27. Mai 1919 mit einem Gruß an
die ungarischen Arbeiter, der am 29. Mai in der "Prawda"
veröffentlicht wurde. Er schrieb: "Die Nachrichten, die wir von den
Führern der ungarischen Rätebewegung erhalten, erfüllen uns mit
Begeisterung und Freude. Erst zwei Monate und einige Tage besteht die
Rätemacht in Ungarn, aber im Sinne der Organisiertheit hat uns das
ungarische Proletariat schon überholt. Das ist verständlich, denn in
Ungarn ist das allgemeine Kulturniveau höher, dann ist der Anteil der
Industriearbeiter an der Gesamtbevölkerung weitaus größer (drei
Millionen Einwohner Budapests auf acht Millionen Einwohner des
heutigen Ungarns), und schließlich war auch der Übergang zum
Rätesystem, zur Diktatur des Proletariats in Ungarn unvergleichlich
leichter und friedlicher ... Die ungarische proletarische Revolution
macht sogar die Blinden sehend. Die Form des Übergangs zur Diktatur
des Proletariats in Ungarn ist eine ganz andere als in Rußland:
freiwilliger Rücktritt der bürgerlichen Regierung, sofortige
Herstellung der Einheit der Arbeiterklasse ... Das Ziel ist, den
Sozialismus zu schaffen, die Teilung der Gesellschaft in Klassen
aufzuheben, alle Mitglieder der Gesellschaft zu Werktätigen zu machen,
jeglicher Ausbeutung des Menschen durch den Menschen den Boden zu
entziehen. Dieses Ziel kann nicht auf einmal erreicht werden, es
erfordert eine ziemlich lange Übergangsperiode vom Kapitalismus zum
Sozialismus."

Die gestürzten Ausbeuter und ihre internationalen Unterstützer
bekämpften mit allen Mitteln den neuen Staat, der sich nicht nur mit
gewaltigen sozialen und wirtschaftlichen Problemen als Folge des
verlorenen Weltkrieges konfrontiert sah, sondern auch mit den
umfangreichen Gebietsforderungen, die die Entente am 20. März in einer
Note forderte, die nach dem Obersten Vyx benannt war. Mitte April 1919
begannen Truppen der Tschechoslowakei, Rumäniens und des neu
entstandenen Königreichs der Serben, Kroaten und Slowenen ihren
Angriff auf die Räterepublik und besetzten weite Teile Ungarns. Nach
anfänglich erfolgreicher Verteidigung brach die Ungarische
Räterepublik nach 133 Tagen zusammen, als rumänische Truppen die
Hauptstadt Budapest eroberten. Am 1. August 1919 trat die Regierung
zurück. Am 16. November 1919 rückten konterrevolutionäre ungarische
Truppen unter Führung von Miklós Horthy in Budapest ein. Horthy ließ
sich im Mai 1920 zum Reichsverweser - so der Titel des
Staatsoberhauptes - wählen. Ungarn wurde für kurze Zeit wieder
Königreich.

Nach dem Sturz der Räterepublik wurden alle Errungenschaften der
Revolution rückgängig gemacht. Es begann ein blutiger Terror.
Ehemalige Funktionäre, Anhänger und Sympathisanten des Rätesystems,
aber auch zahlreiche Unbeteiligte, die Opfer gezielter Denunziation
geworden waren, wurden zwischen Sommer 1919 und Ende 1920 während des
"weißen Terrors" von den Truppen Horthys und ihnen nahestehenden
Freischärlern, zum Beispiel denen des berüchtigten Pál Prónay,
hingerichtet. Das Wüten der Konterrevolution forderte über 5000 Opfer.
Außerdem wurden Zehntausende in die Gefängnisse geworfen oder zur
Emigration gezwungen.

Lenin hatte in seinem Gruß an die ungarischen Arbeiter geschrieben:
"Ihr führt den einzig legitimen, gerechten, wahrhaft revolutionären
Krieg, den Krieg der Unterdrückten gegen die Unterdrücker, den Krieg
der Werktätigen gegen die Ausbeuter, für den Sieg des Sozialismus. Auf
der ganzen Welt ist alles, was es an Ehrlichem in der Arbeiterklasse
gibt, auf Eurer Seite. Jeder Monat bringt die proletarische
Weltrevolution näher." Hier irrte Lenin allerdings. Aber für kurze
Zeit war Ungarn aus dem kapitalistischen System ausgebrochen. Die
Ungarn könnten stolz auf ihre revolutionären Traditionen sein ...

Dr. Kurt Laser

 * 

Glückwunsch zum 90.!

Am 9. März vollendet Generaloberst a. D. Werner Großmann sein
90. Lebensjahr. Von 1986 bis 1989 war er stellvertretender Minister
für Staatssicherheit der DDR und Chef der Auslandsaufklärung, der
Hauptverwaltung Aufklärung (HV A). Sein Lebensweg bis hin in diese
Funktionen war so nur in der DDR möglich. Geboren in der Nähe von
Pirna in der Familie eines Zimmermanns, kam er 1945 noch in den
"Volkssturm", lernte Maurer, legte 1949 das Abitur ab und wechselte
1952 von der TH Dresden an die Schule des Außenpolitischen
Nachrichtendienstes, des Vorläufers der HV A. Seit 1953 war er in der
Abteilung tätig, die sich mit dem Staatsapparat der BRD befaßte.
1966/67 studierte er an der Parteihochschule der KPdSU in Moskau und
nahm 1969 ein Fernstudium auf, das er 1972 als Diplomjurist abschloß.
Seit 1975 war er Stellvertreter des Leiters der HV A, ab 1983 dessen
Erster Stellvertreter.

In den Jahren nach Konterrevolution und Anschluß blieb er seiner
Haltung treu. Die Versprechungen des Gegners rührten ihn nicht, dem
juristischen Druck hielt er stand. Am Tag des Anschlusses, am 3.
Oktober 1990, wurde er verhaftet, blieb einige Zeit im
Untersuchungsgefängnis und erhielt eine absurde Anklage wegen
Agententätigkeit und Landesverrats. Am 15. Mai 1995 nahm der
Generalbundesanwalt die Klage zurück und stellte das Verfahren ein.

Auf Werner Großmann geht die Idee zurück, eine mehrbändige Geschichte
der HV A zu veröffentlichen, die inzwischen im Verlag edition ost
erschienen ist. Dort kamen 2001 auch seine Erinnerungen unter dem
Titel "Bonn im Blick" heraus, 2017 sein Buch "Überzeugungstäter".

Den Versuchen des Gegners, Abwehr und Aufklärung des MfS gegeneinander
auszuspielen, ist Werner Großmann stets mit Nachdruck
entgegengetreten.

Der "RotFuchs" gratuliert herzlich.

 * 

Zur Transformationstheorie und ihren Folgen

Die Transformationstheorie stand schon oft im Mittelpunkt linker
Diskussionen. Was mir dabei aber meist zu kurz kam, war die
Betrachtung der katastrophalen Resultate ihrer Umsetzung in der
Praxis. Angefangen vom Verrat der Novemberrevolution in Deutschland
über die Ereignisse von 1968 in der CSSR und der Niederlage des
europäischen Sozialismus 1990 bis hin zur Programmatik linker Parteien
in der Gegenwart.

Hauptträger pseudomarxistischer, sich als links bezeichnender Richtung
verortete Lenin im Kleinbürgertum. In ihrem praktischen Wirken dienen
sie letztlich immer den Herrschenden und der Verhinderung wirklich
neuer Machtverhältnisse zugunsten des Volkes.

Ein "Markenzeichen" ist die geschickte Nutzung revolutionärer Phrasen,
um die wahren Fakten und Ziele zu verschleiern. Vor allem mit guten
Rednern bringt man sie wirkungsvoll unter die Massen.

In den Auseinandersetzungen mit den "linken" Kommunisten 1918 schrieb
Lenin: "Mit lauten Phrasen um sich zu werfen, ist eine Eigenheit der
deklassierten kleinbürgerlichen Intelligenz. (...) Mit dem
Schreckgespenst des Staatskapitalismus zeigen sie, daß sie den
ökonomischen Unterschied zwischen dem Sowjetstaat und dem bürgerlichen
Staat nicht verstehen. (...) Hier kämpft nicht der Staatskapitalismus
gegen den Sozialismus, sondern die Kleinbourgeoisie plus
privatwirtschaftlicher Kapitalismus kämpfen gemeinsam sowohl gegen den
Staatskapitalismus als auch gegen den Sozialismus."

Er schlußfolgerte bzw. warnte: "... entweder werden wir diese
Kleinbürger unserer Kontrolle und unserer Rechnungsführung unterordnen
oder aber sie werden unsere Arbeitermacht ebenso unvermeidlich wie
unabwendbar zu Boden werfen."

Wie real diese Prophezeiung wurde, zeigte sich besonders dramatisch
1990 während der sogenannten Wende. Vorausgegangen waren nicht nur die
Ereignisse in der Volksrepublik Polen, sondern auch der gescheiterte
Versuch 1968 in der CSSR.

Maßgeblich beteiligt waren als Führungskräfte 1968 in der CSSR Zdenek
Mlynár und in der Sowjetunion Ende der 90er Jahre Michael Gorbatschow.
Beide teilten ein Zimmer während ihres Studiums von 1951 bis 1955 an
der Lomonossow-Universität in Moskau. In einem gemeinsamen Buch
veröffentlichten sie 1996 ihre Sicht auf die Probleme, die Ereignisse,
ihre Motivation und ihre Aktivitäten. In diesen Selbstaussagen zeigt
Gorbatschow etwas mehr von seinem wahren Gesicht.

Bekannt sind seine öffentlichen Erklärungen über die Aufgaben des
Klassenkampfes zugunsten "allgemein menschlicher Werte".

Zdenek Mlynár war Autor des politischen Teils des Aktionsprogramms der
KSC vom 5. April 1968. Darin fordert erdie Beseitigung der Rolle der
kommunistischen Partei als Instrument der Diktatur und spricht von
einer "Einklassengesellschaft" durch das Verschwinden von
Klassendifferenzen.

In seinem Artikel: "Hin zu einer demokratischen politischen
Organisation der Gesellschaft" benennt er als beste Lösung für die
Tschechoslowakei ein pluralistisches System.

Nach seiner Meinung kann es eine effiziente und dynamische
sozialistische Ökonomie nicht geben. Für Mlynár und Gorbatschow war
Klassenkampf Geschichte, dessen Negierung bekanntlich zu den zentralen
Aussagen der Transformationstheorie gehört.

Auch in der Programmatik der Partei Die Linke findet man keinen Bezug
zum Klassenkampf. Die SPD hatte sich davon schon vor 100 Jahren
verabschiedet.

Die Führungskräfte, die sich als "Reformer und Erneuerer" im Dezember
1989 an die Spitze der SED setzten und sie zur PDS umformten, wirkten
auf der ideologischen Grundlage der Transformationstheorie.
Zuallererst verurteilten sie den wissenschaftlichen
Marxismus-Leninismus als dogmatisch und trennten sich von der
Arbeiterklasse durch die Auflösung der Betriebsparteiorganisationen.

Sie sprachen vom "modernen Sozialismus" und übernahmen später den
sozialdemokratischen Ausdruck von einem "demokratischen Sozialismus".
Gemeint ist damit offensichtlich das in der Transformationstheorie
angedachte parlamentarische Hineingleiten in die sozialistische
Gesellschaft, ohne dabei die Besitzdominanz des Großkapitals
anzugreifen.

An dieser Illusion krankt nach meiner Ansicht die Wirkung der Linken
nicht nur in Deutschland, sondern auch in anderen Ländern Europas. Die
als links angetretene griechische Regierung unterwarf sich vollständig
dem Kapital. Positive Ergebnisse durch ein Mitregieren von linken oder
sogar kommunistischen Parteien in anderen Ländern sind nicht bekannt,
dagegen hatten sie einen enormen Mitglieder- und Wählerschwund zu
verzeichnen (z.B. KPI, KPF).

Schlagworte gehören zum "Markenzeichen" der Theorie. Sie sollen
fehlende Substanz verdecken. Gorbatschow brachte Glasnost und
Perestroika ins Spiel. Es gibt zwar die deutsche Übersetzung, aber
keine Inhalte. Man findet sie nicht einmal in dessen gleichnamigem
Buch "Perestroika", das auch in der DDR erhältlich war. Hier sprachen
die neuen Führer von der besseren DDR, vom demokratischen Sozialismus.
Hat man jemals ein Konzept zur Verbesserung der DDR gesehen? 1945 war
das anders. Die KPD trat mit einem klaren Programm an die
Öffentlichkeit. In der Praxis wurde die Transformationstheorie ein
wichtiges und wirksames Instrument der Konterrevolution, unabhängig
davon, ob die Akteure sich dessen bewußt waren oder ob sie gezielt
daran mitwirkten.

Nach dem 1. Weltkrieg wurde aus der Losung der SPD-Führung "Der
Sozialismus marschiert" der direkte Marsch in den Faschismus. Zdenek
Mlynár war seit Mitte der 60er Jahre der Spiritus rector des Konzepts
von der Transformation des sozialistischen Gesellschaftssystems in
eine parlamentarische Demokratie westlichen Typs.

Die drei prominenten Perestroika-Vertreter Michail Gorbatschow, sein
Außenminister Eduard Schewardnadse und sein Berater Alexander Jakowlew
hatten eine eigene Version der US-amerikanischen neoliberalen Politik
im Kopf, nicht aber eine Besinnung auf sozialistische Werte, wie
Michael R. Beschloss und Strobe Talbott in ihrem Buch "At the Highest
Levels. The Inside Story of the End of the Cold War" schreiben. Das
verhängnisvolle Wirken solcher Kräfte war deshalb so effektiv, weil
sie linkes Vokabular nutzten und in Führungspositionen gelangen
konnten.

Auch heute blockiert der Bezug auf die Transformationstheorie ein
wirkungsvolles Agieren von linken Kräften. Ohne Rückbesinnung auf die
marxistischen Grundlagen, vor allem auf die Theorie vom Klassenkampf,
wird man die gegenwärtigen Zustände kaum ändern können.

Horst Neumann

 * 

WANDERUNGEN DURCH WESTDEUTSCHLAND (10)

Siebzig Tote und dreizehn tote Zeugen

Weinheim an der Bergstraße ist ein idyllisches Städtchen am Übergang
zwischen Rheinebene und Odenwald. Schon für die Römer war die "strada
montana" eine wichtige Handelsverbindung, und heute zählt Weinheim zu
den Perlen der Badischen Weinstraße.

Die lokale Tageszeitung sind die "Weinheimer Nachrichten". Herausgeber
ist der Verlag Diesbach-Medien. Die Zeitung bezieht ihren reaktionären
Mantel vom "Mannheimer Morgen" und füllt ihren Lokalteil mit
Hofberichterstattung über die örtlichen Vereine.

Und dabei sah es einst zur Zeitungsgründung ganz anders aus: Der
Weinheimer Friedrich Diesbach stand in der 1848er Revolution auf
seiten der radikalen Demokraten und mußte Verhaftung, Einkerkerung und
Vermögensbeschlagnahme erdulden. Zeitweise stand er im Verdacht, dem
"Bund der Geächteten" anzugehören, einem Vorläufer des "Bundes der
Kommunisten". Dieser radikale Linke Friedrich Diesbach war
pikanterweise Ahnherr der Diesbach-Dynastie, die heute die "Weinheimer
Nachrichten" herausgibt.

Nur rund fünfzehn Kilometer weiter westlich steht der Wanderer bereits
im hessischen Lampertheim. Im Wald vor dem Ortsteil Neuschloß sieht er
riesige Masten aufragen, deren Spitzen mit Drähten verbunden sind. Bis
1990 wies ein verschämter Wegweiser darauf hin, dessen Beschriftung
die meisten ratlos ließ: "RFE/RL". Heute steht darauf: "IBB". Ersteres
stand für "Radio Free Europe/Radio Liberty", letzteres steht für
"International Broadcasting Bureau". Wie auch immer die Bezeichnung
wechseln mag - es sind Propagandasender der US-Regierung, die weit in
den Osten hineinstrahlen. Auf diesen Wellen erhielten die
Konterrevolutionäre in Ungarn, der CSSR, Rumänien und Polen ihre
Instruktionen. Die Putschisten in der DDR 1953 hingegen überließ man
in trauter Arbeitsteilung dem RIAS und der Deutschen Welle. Bei
Lampertheim gibt es allerdings keine Studios und Redaktionen, der
Sender fungiert als reine Relaisstation, also als Verstärker.

Nur wenige Kilometer weiter westlich quert der Wanderer bereits die
Grenze zum nächsten Bundesland: Rheinland-Pfalz. In Ramstein, dem
größten US-Militärflugplatz außerhalb Amerikas, starben am 28. August
1988 70 Menschen, über 1000 wurden teils schwer verletzt. Bei einer
monströsen NATO-Luftwaffenschau kollidierten drei Maschinen der
italienischen Kunstflugstaffel, eine von ihnen raste brennend in die
Zuschauermenge.

Seltsam: Zwei der drei dabei getöteten italienischen Piloten reihten
sich ein in insgesamt dreizehn Landsleute, die vor und nach ihnen auf
jeweils mysteriöse Weise umkamen. Allesamt waren es Italiener,
allesamt Zeugen der Hintergründe eines Vorfalls, der zum Zeitpunkt der
Ramstein-Katastrophe acht Jahre zurücklag: Eine zivile
Passagiermaschine vom Typ DC-9-15 war am 27. Juni 1980 nahe der
italienischen Insel Ustica über dem Mittelmeer abgeschossen worden.
Erst 1990 wurde in Italien gerichtsbekannt, daß NATO-Kreise die
Verantwortung für den Abschuß der Maschine mit 81 Toten trugen. Das
Flugzeug war von einer Rakete getroffen worden, da der amerikanische
Geheimdienst CIA den libyschen Staatschef Muammar El-Ghaddafi darin
vermutete. Und die beiden Ramstein-Piloten zählten eben zu den 13
toten Zeugen jenes Abschusses. Sie hätten eine Woche nach Ramstein vor
dem italienischen Untersuchungsausschuß aussagen sollen. Aber hier
irgendwelche Zusammenhänge zu vermuten, ist sicherlich nichts als eine
Verschwörungstheorie ...

Bei der Katastrophe von Ramstein verbot die US-Militärpolizei mit
vorgehaltenen MPs deutschen Rettungskräften, zu helfen und verhinderte
Erstversorgung. Die Untersuchungsberichte des US-Militärs liegen noch
immer unter Verschluß. Entschuldigungen oder angemessene
Entschädigungen für die Hinterbliebenen der Opfer und die
Schwerverletzten gab es bis heute nicht, weder von US- noch von
deutscher Seite. Politiker heuchelten Betroffenheit und machten nach
zwei Tagen weiter, als sei nichts geschehen. Imperialistische Rüstung
tötet nicht erst im Krieg!

Ohnehin ist Rheinland-Pfalz das Bundesland mit der größten
Atomwaffendichte. Der Wanderer beeilt sich daher mit dem Durchqueren,
wobei ihm die Eile im Ernstfall sicherlich nichts helfen würde.
Schnell kommt er über die Grenze zum kleinsten deutschen Bundesland,
dem Saarland, das erst 1957 politisch Teil der BRD wurde und
zweieinhalb Jahre später auch wirtschaftlich.

Hier, im traditionell französisch geprägten Westen, liegt der kleine
Ort Wadgassen. Das Depot des dortigen Deutschen Zeitungsmuseums
beherbergt ein seltenes Exponat. Das wird der Wanderer in der nächsten
Folge seiner Serie vorstellen.

Hans Dölzer †

 * 

Die Währungsreformen von 1948

Im letzten Jahr rollte eine Welle von Lobgesängen zum 70. Jahrestag
der Westzonen-Währungsreform vom 20. Juni 1948 über uns. Am 23. Juni
1948 hatte man in der sowjetisch besetzten Zone mit einer eigenen
Reform reagiert. Darüber lag jetzt der Mantel des Schweigens bei
Politikern wie Medien.

Aus diesem Grund suchte ich in Archiven Zeitungen aus der sowjetischen
Besatzungszone, um die "Stimme" der Menschen aus dem anderen Teil
Deutschlands zu "hören". Meine Suche umfaßte den Zeitraum vom Juni bis
Juli 1948. Hier einige Fundstücke:

Bereits eine Woche vor der Währungsumstellung meldeten die Zeitungen:

- Wie wir durch Anruf des Reuter-Nachrichtenbüros nach
Redaktionsschluß erfahren, hat die britische Militärregierung ab
sofort für alle Deutschen, die nach der Ostzone reisen wollen, die
Interzonenpässe gesperrt.

- Die vorgesehenen Ämter in den drei Westzonen wurden darauf
vorbereitet, am Stichtag den festgesetzten Kopfbetrag in neuer Währung
auszuzahlen. Die den Betrag der Kopfquote übersteigenden Gelder und
Guthaben dürften im Verhältnis 1:10 abgewertet werden.

Geldschmuggler an der Grenze 

Ostzone schützt sich: Übergänge Oelsnitz, Eisenach und Heiligenstadt
gesperrt. In der Gewißheit, daß die westlichen Zonenbefehlshaber und
ihre deutschen Handlanger auf schnellste Durchführung einer
einseitigen Geldreform drängen, versuchen diese "Geschäftsleute",
umfangreiche Geldreserven noch rechtzeitig in die Ostzone
abzuschieben. Schon vor 14 Tagen faßte die Grenzpolizei westlich der
Bode im Abschnitt Schierke und bei Stapelburg regelrechte
Geldschmuggler, die sich Banknotenbündel in die bauschigen Falten
ihrer Knickerbocker oder Skihosen eingenäht hatten. Dieses Kapital
sollte so lange bei Mittelsmännern deponiert werden, bis die
Währungsreform im Westen verkündet ist, um dann damit noch in der
Ostzone "arbeiten" zu können.

- Zum Schutz der Interessen der Bevölkerung und der Wirtschaft der
sowjetischen Zone sowie zur Vorbeugung von Desorganisation des
Geldumlaufs hat die Sowjetische Militärverwaltung Abwehrmaßnahmen
getroffen, die am 19. Juni, 00 Uhr, in Kraft traten.

Daß diese Anordnungen berechtigt waren, zeigen folgende Meldungen:

Zahlreiche Geldschieber gefaßt 

Ostzone muß vor West-Geldflut abgeschirmt werden / 5000 festgehalten.
Die Anzahl der bei dem Versuch des illegalen Grenzüberganges
Festgehaltenen überstieg am 19. Juni mittags bereits 5000. Die meisten
von ihnen hatten in ihrem Besitz große Geldsummen in Reichsmark. So
wurden bei einem von ihnen, der bei Marienborn festgehalten wurde,
350.000 RM gefunden. Bei Propstzella versuchte ein illegaler
Grenzgänger 400.000 RM in die sowjetische Besatzungszone zu
schmuggeln.

Berliner Sicherungsmaßnahmen

Erklärung des Magistrats zur Währungslage. Es wird alles geschehen, um
eine Überflutung Berlins mit Zahlungsmitteln, die im Westen ungültig
geworden sind, zu verhindern. Die Polizei hat Anweisung, die
notwendigen Kontrollen einzurichten.

Illegaler Grenzverkehr gestoppt 

Nach der Bekanntgabe der Währungsreform in der Sowjetzone ist der
illegale Grenzverkehr in den Harzgebieten Schierke, Elend, Ilsenburg,
Stapelburg und Beneckenstein fast völlig zum Erliegen gekommen.

Nach dem Tag der Währungsumstellung wurde gemeldet:

Sperrung der Sektorengrenzen?

Amerikaner wollen Geldumtausch behindern / Panzer im US-Sektor. An der
Grenze der Verwaltungsbezirke Kreuzberg und Mitte, die gleichzeitig
die Grenze zwischen dem amerikanischen und sowjetischen Sektor
darstellt, waren am Donnerstagvormittag Patrouillen amerikanischer
Militärpolizei unterwegs, die bemüht waren, Passanten am Überschreiten
der Sektorengrenze zu hindern, offensichtlich um auf diese Art den
Bewohnern des amerikanischen Sektors die Möglichkeit zu nehmen, ihr
Geld in die allein in ganz Berlin gültige Reichs- und Rentenmark mit
Spezialkupons umzutauschen. In den Hauptstraßen des amerikanischen
Sektors wurden Panzerspähwagen und Jeeps mit aufmontierten
Maschinengewehren beobachtet, die in Abständen von 10 Minuten alle
Straßen abfuhren. Die Wagen waren mit Angehörigen der amerikanischen
Militärpolizei und der Constabulary besetzt, die in reichlichem Maße
mit Munitionsgurten ausgestattet waren.

Interzonenhandel bewußt gestört

Jetzt kommt die Nachricht, daß die westlichen Besatzungsmächte den
interzonalen Güterverkehr nach der sowjetischen Besatzungszone mit
sofortiger Wirkung eingestellt haben. Die westlichen Besatzungsmächte
haben damit mit rauher Hand in alle Abmachungen der deutschen Stellen
eingegriffen zum Schaden des gesamten deutschen Volkes.

- Am 26. Juni 1948 läßt Marschall Sokolowski in einer Erklärung keinen
Zweifel darüber, daß die Sowjetische Militärverwaltung entschlossen
ist, auch weiterhin die Versorgung Berlins zu sichern und nötigenfalls
bereit ist, ähnlich wie im Jahre 1945, ganz Berlin mit Lebensmitteln
zu versorgen.

An Demarkationslinie verhaftet

Von der hessischen Grenzpolizei wurden in den letzten Tagen 62
Personen verhaftet, die versuchten, illegal nach Thüringen zu
gelangen. Bei den Grenzgängern wurden Altgeldbeträge von über 400.000
RM vorgefunden. Der illegale Grenzverkehr im Gebiet des Landes
Mecklenburg hat so gut wie ganz aufgehört. Während vor der
Währungsreform in der Ostzone täglich bis 200 illegale Grenzgänger
gestellt wurden, ging deren Zahl in der Folgezeit rapide zurück.

Schon Nachfrage nach Kartoffeln

Unmittelbar nach Bekanntwerden der Meldung, daß die Sowjetische
Militärverwaltung die Versorgung der gesamten Berliner Bevölkerung
gewährleisten wird, gingen bei dem Haupternährungsamt in Berlin
zahlreiche Rückfragen aus den westlichen Sektoren ein, wann mit einer
Belieferung mit Frischkartoffeln für die Einwohner der westlichen
Bezirke Berlins rechnen ist.

Das Angebot der SMA, den Kindern an Stelle von Trockenmilchpulver
Frischmilch zu liefern, blieb bis heute unbeantwortet. Das Angebot der
Deutschen Wirtschaftskommission, in Verhandlungen über die Möglichkeit
von Hilfsmaßnahmen in der Stromlage einzutreten, wurde nicht beachtet.
Die hohen Herren der westlichen Besatzungsmächte haben verboten, den
kleinen Gang in die Leipziger Straße zu machen, weil es ihnen nicht
ins Konzept paßt, daß den Berlinern in irgendeiner Weise geholfen
wird. Sie brauchen abgemagerte Kinderleichen, die zerrüttete
Wirtschaft Berlins, eine überreizte, nervöse Bevölkerung für ihre
Zwecke ebenso wie die Rollbahn für Superfestungen, für die jetzt große
Teile des Neuköllner Sportparkes unter den Axtschlägen fallen.

Nahrungsmittel als Dünger

Die Hamburger Ernährungsämter geben bekannt, daß täglich große Posten
von Obst und Gemüse verfaulen, weil die Bevölkerung seit der
Währungsreform kein Geld mehr hat, um die hohen Preise, die auf dem
"freien Markt" für die Grundnahrungsmittel verlangt werden, zu
bezahlen. Aus einer Meldung des "Hamburger Echos" geht hervor, daß die
verfaulten Nahrungsmittel in Elbeschuten verladen und abtransportiert
werden, um als Düngemittel für die Landwirtschaft zu dienen.

Westberliner Magistrat verweigert Transport von Lebensmitteln

Die mit Schiffstransporten aus der Sowjetunion eingetroffenen und noch
eintreffenden Lebensmittel für die Versorgung von ganz Berlin
erfordern naturgemäß den verstärkten Einsatz aller Transportmittel
auch der Stadt Berlin. Seit der separaten Währungsreform der
westlichen Besatzungsmächte liegen 29 Kähne der Berliner
Magistratsflotte im Berliner Westhafen auf Anweisung des Magistrats
fest. Einige dieser Kähne, die für dringende Beförderungen zur
Versorgung der Bevölkerung gebraucht würden, hätten sich inzwischen
auf eigene Faust nach dem Osthafen durchgeschlagen. 12 Kähne lägen
noch immer fest.

Johann Weber
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Ausbeutung ist legal ...

Kaum habe ich diese Überschrift zu Papier gebracht, da gellt es mir
auch schon in den Ohren: "Was soll das sein? Wo gibt es denn so was?
Infame Unterstellung! Populistische Hetze!" Doch gemach! Egal, ob es
den Verantwortlichen paßt oder nicht - das Übel hat viele Gesichter
und ist mit Händen zu greifen:

Während der Regierungszeit der großen Koalition aus CDU/CSU und SPD
sind auf dem Arbeitsmarkt immer neue Beschäftigungsmodelle entstanden:
Leiharbeit, Schein-Selbständigkeit, Sub-Unternehmen,
Leichtlohngruppen, Teilzeit-Beschäftigung, Aushilfstätigkeit,
Job-Sharing, Saisonarbeit, Minijob - und wie immer alle diese
Etikettierungen lauten, die, von "Arbeitgebern" und nicht etwa von
Lohnabhängigen ersonnen, keinen anderen Zweck erfüllen, als neue und
auf den ersten Blick kaum durchschaubare Methoden der Ausbeutung zu
kaschieren. Lohndumping zum Zweck der Gewinnmaximierung der
"Arbeitgeber" ist der Oberbegriff, unter dem sich diese
ausbeuterischen Verfahrensweisen zusammenfassen lassen. Mal geht es
dabei um die Ausnutzung von Steuervorteilen, mal um die Einsparung von
Sozialabgaben, immer aber um die Senkung von Betriebskosten zu Lasten
der "Arbeitnehmer", die, da ein normales Monatsgehalt nicht mehr
ausreicht, eine Familie zu ernähren, oft zwei oder gar drei Mini- und
Nebenjobs ausüben, um halbwegs über die Runden zu kommen. Kein Wunder,
daß die Zahl der Armen wächst, während die Reichen immer reicher
werden, nämlich die Kapitaleigner und die Eigentümer der
Produktionsmittel, die die Sahne abschöpfen.

Frage: Wo bleiben eigentlich die Gewinne, die erzielten Überschüsse?
Wandern sie zum Betriebsvermögen, dienen sie der Sicherung von
Arbeitsplätzen, dienen sie dem Gemeinwohl? Ach nein!

Nur durch einen Zufall wurde beispielsweise bekannt, daß der ALDI-Chef
Albrecht einen Kunsthändler beauftragte, ihm für 60 Millionen Euro
Kunstwerke von Picasso und anderen berühmten Künstlern zu besorgen.
Hätte dieser Kunsthändler (Helge Achenbach ist sein Name) seinen
Auftraggeber nicht um 20 Millionen Euro betrogen, wäre der Deal nicht
bekannt geworden. Albrechts Millionen waren doch kein
Betriebsvermögen, sondern natürlich von den Betriebseinnahmen
abgezweigtes Privatvermögen, denn was soll ein Lebensmittelhandel mit
Gemälden von Picasso!

Die stereotype Behauptung der Unternehmer, keine höheren Löhne zahlen
zu können, weil man dann auf dem Markt nicht mehr wettbewerbsfähig
sei, so daß dann Betriebe eingestellt und Personal entlassen werden
müsse, ist eine reine Schutzbehauptung und wohl gar eine dreiste Lüge
angesichts der Millionen und aber Millionen (bei Großkonzernen gar
Milliarden) Euro, die, wie das Beispiel Albrecht zeigt, an der Spitze
verzockt werden.

Natürlich - so kann man sagen - ist in einer kapitalistisch
strukturierten Gesellschaft nichts anderes zu erwarten. Toll an der
Sache ist nur, daß die von uns Gewählten in der gesetzgebenden
Versammlung nicht aufbegehren, obwohl die Verfassung (GG, § 14)
durchaus die Möglichkeit bieten würde, das Übel zu beseitigen, das
heißt die obengenannten Ausbeutungsformen durch Gesetze zu verbieten!
Da aber gerade dies nicht geschieht, ist die Ausbeutung legal (denn
was nicht verboten ist, ist erlaubt), und die Ausbeuter kommen
ungeschoren davon - und das nicht etwa, weil die Regierenden sich
täuschen ließen und die Zusammenhänge nicht durchschauen könnten und
allenfalls fahrlässig handelten (auch Unterlassung ist ein Handeln).
Nein, nein, die Gesetzgeber wissen, was sie tun. Offenen Auges und
wider besseres Wissen begünstigen sie systematisch die besitzende
Klasse zum Nachteil der Lohnabhängigen, und das in einem Land, in dem
es sich angeblich "gut und gerne leben läßt", in dem aber die Rentner
verarmen, Pflegebedürftige oft nur unzureichend versorgt werden, die
Zahl der Obdachlosen steigt, die Kinderarmut wächst und Tausende
hungernder Menschen auf die Speisung an Tafeln angewiesen sind!

Nein, nicht mit Blindheit sind die Regierenden geschlagen, sondern mit
Gefühllosigkeit, Starrsinn und Trägheit! Und selbst da, wo die Not zum
Himmel schreit, sehen sie "keinen Handlungsbedarf".

Was sich dagegen tun läßt? Diese Regierung muß bei nächster
Gelegenheit abgewählt, und Ausbeutung muß verboten werden!

Theodor Weißenborn
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März 1949: Goethefeier der FDJ in Weimar

Am 21. und 22. März 1949 bevölkern junge Menschen zu Hunderten die
Klassikerstadt in Thüringen. Aus allen vier Besatzungszonen kamen sie,
eingeladen vom Zentralrat der Freien Deutschen Jugend. Auch
ausländische Delegationen waren angereist. Sie alle wollten einen der
großen Männer der klassischen deutschen Literatur, Johann Wolfgang von
Goethe, zu dessen 200. Geburtstag am 28. August ehren und sich mit
seinem Werk vertraut machen. Erich Honecker, der Vorsitzende der FDJ,
eröffnete die Feierlichkeiten. "Es ist kein Zufall, wenn das
Goethejahr mit einer Kundgebung der Jugend eröffnet wird", sagte er in
seiner Begrüßungsansprache. "Die Freie Deutsche Jugend übernimmt heute
die Aufgabe, das Erbe des großen Humanisten, seine Gedanken der
Völkerverständigung in die Tat umzusetzen. Wir richten aber auch in
diesem Augenblick an die Jugend ganz Deutschlands den Ruf, gegen
Spalter und Kriegshetzer zu kämpfen und so dem Andenken Goethes
gerecht zu werden."

Den ersten Festvortrag hielt Professor Hans Mayer von der Universität
Leipzig im Nationaltheater. Er würdigte den Dichter als bedeutenden
Repräsentanten des fortschrittlichen Bürgertums, der in seinem Wirken
und als menschliches Vorbild nicht nur seiner Epoche voraus war,
sondern darüber hinaus bis in die Gegenwart reiche. Goethe, so fuhr er
fort, stritt für einen weltweiten Humanismus. "Das Goethebild unserer
Zeit muß entfernt von irgendeinem Denkmalskult sein, denn die neue und
wahrhafte Erziehung der Jugend ... führt über den Menschen Goethe.
Eine neue Generation ist aufgerufen, sein Erbe richtig zu verwalten."

Der erste Tag der Goethefeier klang aus mit einer Aufführung des
"Torquato Tasso", das Drama Goethes, das die Auflehnung des Menschen
gegen gesellschaftliche Fesseln und Regeln darstellt, die das
Schöpferische in der menschlichen Persönlichkeit hemmen.

Der zweite Tag begann mit Lesungen aus Goethes Werken, veranstaltet
vom Theaterinstitut Weimar. Die Mädchen und Jungen hörten nicht
einfach zu, sondern sprachen über das Vorgetragene und verbanden die
Worte des Dichters mit den Erfahrungen ihres eigenen Lebens, mit den
Problemen und Aufgaben ihrer Gegenwart. Denn sie alle standen noch
unter dem Eindruck der gerade hinter ihnen liegenden furchtbaren Jahre
des vom deutschen Faschismus begonnenen Weltkriegs und der von den
Machthabern der Westzonen drohenden Spaltung Deutschlands.

Nach dieser literarisch-politischen Veranstaltung begaben sich die
Teilnehmer zum Friedhof und legten in der Fürstengruft Kränze an den
Sarkophagen Goethes und Schillers nieder.

Abschluß und zugleich Höhepunkt der Feierlichkeiten war die Rede Otto
Grotewohls in der überfüllten Weimarhalle. Während Professor Mayer die
Persönlichkeit Goethes vor allem in literarischer Hinsicht in den
Mittelpunkt stellte, rückte der Vorsitzende der SED den Dichter und
sein großes Werk in die Gegenwart, verband es mit den Aufgaben, die
vor dem deutschen Volk, insbesondere vor der jungen Generation,
standen. Schon Johann Wolfgang von Goethe, so Grotewohl, hatte
beklagt, daß Deutschland zu seiner Zeit durch die "höheren Klassen"
zerrissen und gespalten war, ein Tatbestand, der sich nunmehr erneut
zeige. Schuld daran und Verantwortung dafür trage der Kapitalismus,
denn "die Anhäufung gigantischer Produktivkräfte in den Händen weniger
­... hat zu einer fortschreitenden Entpersönlichung aller
menschlichen Beziehungen ... zur Unterwerfung der Gesellschaft unter
ihre Herrschaft geführt", sagte der Redner. Und er fragte: "Haben wir
nicht erleben müssen, daß sie zweimal in 30 Jahren die ganze Welt in
ein Meer von Blut und Tränen stürzten, nur um ihren Besitz ins
Grenzenlose zu erweitern? Daß Millionen Menschen gezwungen wurden ...
ihr Leben zu opfern, um diese persönlichkeitsmordende Welt zu
verteidigen, der der Besitz alles, der Mensch aber nichts ist? Diesem
Götzen wurde die Freiheit des Volkes, die Ehre der Nation, der Schatz
unserer Kultur, das Herz unserer Mütter und eine ganze blühende Jugend
geopfert. Die alte, zur Bestialität entartete Welt hat die große
menschliche Tradition Goethes bedenkenlos über Bord geworfen, weil sie
dem unmenschlichen Machtanspruch ihres Besitzes entgegensteht. Was sie
verteidigt, ist nicht die Kultur, sondern der Besitz."

Deshalb vermittelte Otto Grotewohl seinen Zuhörern Goethes tiefe
Lebensweisheit:

Geh, gehorche meinen Winken,

Nutze deine jungen Tage,

Lerne zeitig klüger sein:

Auf des Glückes großer Waage

Steht die Zunge selten ein;

Du mußt steigen oder sinken,

Du mußt herrschen und gewinnen,

Oder dienen und verlieren,

Leiden oder triumphieren,

Amboß oder Hammer sein.

Dann fuhr er fort: "Du, deutsche Jugend, mußt steigen oder sinken. Du
mußt herrschen über die dunklen Kräfte, die dich in der Vergangenheit
mißbraucht und von Katastrophe zu Katastrophe geführt haben. Du mußt
gewinnen deine Freiheit, deine Zukunft, deine Unabhängigkeit und
deinen Frieden. Wenn du, deutsche Jugend, dich nicht aufraffst zur
friedlichen Erneuerung des Lebens, dann mußt du denen dienen, die in
der Vergangenheit deine Väter mißleitet haben ... Einen Mittelweg gibt
es nicht. Du darfst nicht Amboß, sondern du mußt Hammer sein."

Otto Grotewohl fügte Goethes Mahnung hinzu: "Das ist der Weisheit
letzter Schluß, nur der verdient sich Freiheit wie das Leben, der
täglich sie erobern muß." Doch das kann der einzelne Mensch nicht
allein schaffen, dazu ist seine Kraft zu gering, und so gab der
erfahrene Arbeiterfunktionär seinen jungen Freunden den Rat: "Wachse
über dich selbst hinaus, indem du in die menschliche Gesellschaft
hineinwächst ... Werde ein nützliches Glied der Gesellschaft,
vervielfältige deine Kraft mit den Kräften deiner Mitmenschen", und er
zitierte noch einmal den großen Dichter: "Wem um die Sache zu tun ist,
der muß Partei zu nehmen wissen, sonst verdient er, nirgends zu
wirken."

Günter Freyer

Berlin
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Trotz alledem!

Wie oft bin ich schon diese Strecke gegangen! Wie oft eilte ich schon
- vom Ostbahnhof kommend - durch die Berliner Karl-Marx-Allee vorbei
an dem Hauseingangstor, an dem mit großer Schrift zu lesen ist, daß
1951 Otto Grotewohl den Grundstein für dieses Gebäude legte! Wie oft
schon stand ich wartend an der Straße beim U-Bahnhof Frankfurter Tor,
wo sich in buntem Getümmel so viele Menschen sammelten! Der zweite
Sonntag in jedem Januar ist fest in meinem Terminplan verankert. Daran
kann auch Petrus nichts ändern. Da war es schon bitterkalt, manchmal
schneematschig, oft schien strahlend die Sonne zwischen den Häusern,
die zum Jahresende 2018 wegen raffgieriger Immobilienspekulanten in
die Schlagzeilen gerieten. Große rote Fahnen an den oberen Stockwerken
hatten uns diesmal schon von weitem begrüßt. Da zerrte häufig ein
strammer Wind an Transparenten und Fahnen. Und an diesem 13. Januar
begann es gerade zum Start der Demonstration leicht zu regnen. Das
blieb leider so, bis wir am Nachmittag wieder zu Hause waren.

Es schien also alles wie sonst. Lang aufgereiht standen wieder die
Polizisten auf dem Bürgersteig und begleiteten dann den Zug. Sie
hatten nichts zu tun, denn die da auf der Straße gingen, so
unterschiedlich sie auch waren im Äußeren, auch von der Herkunft, vom
Alter und der Religion, waren sich doch so einig: Wir wollen
Sicherheit und Frieden hier in Deutschland und überall auf unserer
schönen Erde!

Wie viele linksgerichtete Gruppen, Parteien, Organisationen es doch
gibt - toll! Wieviel könnte ausgerichtet werden im Kampf gegen die
Reaktion, wenn sie nicht nur hier auf der Straße Trennendes beiseite
schieben, Einigendes in den Vordergrund stellen und wirklich
geschlossen als eine Kraft gegen den Kapitalismus/Imperialismus
auftreten würden!

Aus Lautsprechern von LKWs und aus transportablen Verstärkern erscholl
wie jedes Jahr: "Hoch die internationale Solidarität!", von Tausenden
zu gewaltigem Sprechchor vereinigt. Und es erklang wieder das Lied von
1918: "Auf, auf zum Kampf! ... Dem Karl Liebknecht haben wir's
geschworen, der Rosa Luxemburg reichen wir die Hand."

Es war beeindruckend, mit wieviel Zuversicht und Kampfesmut die
Demonstrationsteilnehmer die verschiedenartigsten Fahnen und
Transparente in den trüben Himmel streckten. Da zogen überwiegend
jüngere und ganz junge Menschen an uns vorbei: "Mit Rosa, Karl und
Wladimir - für unsere Zukunft kämpfen wir!" Die Losungen wurden in so
vielen Sprachen gerufen und immer wieder auch von den sehr zahlreichen
Zuschauern am Straßenrand aufgenommen. Wie die mitgeführten Schilder
zur Kenntnis gaben, waren viele von weither angereist. Mehrere hatten
schon am Vortag auf der XXIV. Internationalen Rosa-Luxemburg-Konferenz
der "jungen Welt" unter dem Motto "Sozialismus oder Barbarei" ihren
Willen bekundet, auch 100 Jahre später zu kämpfen wie Karl und Rosa.

Dann sah ich zwischen den vielen Bannern zwei Fahnen mit den Zeichen
der Arbeit - Hammer, Zirkel und Ährenkranz. Mein Herz hüpfte. Auch
hier war sie nicht vergessen - unsere DDR! Schließlich tauchte ein
Demonstrationsblock auf, über dem mindestens vier DDR-Fahnen wehten,
und dann erscholl aus dieser Gruppe als gewaltiger Sprechchor: "Die
DDR war unser Staat!" - wieder und immer wieder. Das verbreitete so
viel Hoffnung, denn es waren überwiegend jüngere Menschen, die sich zu
den Leistungen des ersten deutschen Arbeiter-und-Bauern-Staates
bekannten.

Der Demonstrationszug schien kein Ende zu nehmen. Zu diesem 100.
Jahrestag der Ermordung unserer Vorbilder Karl und Rosa trotzten so
viele Tausende nicht nur dem miesen Wetter, sondern vor allem den
herrschenden Verhältnissen wie schon viele Jahre nicht mehr. Als wir
die Demonstrierenden überholten, hörten wir es wieder: "Die DDR war
unser Staat!"

Anders als in den vorigen Jahren war, daß nun gegen 12 Uhr immer noch
das Gräberrondell von Menschen überfüllt war, obwohl die Mehrzahl der
Demonstranten sich noch auf der Straße befand. Weil ich die DDR auch
heute noch 70 Jahre nach ihrer Gründung und 30 Jahre nach ihrer
Auslöschung durch die Konterrevolution als meinen Staat ansehe, ist es
mir auch jedes Jahr ein besonderes Bedürfnis, meine Nelke bei "meinem"
Wilhelm niederzulegen, dem Mitbegründer und Repräsentanten des
Staates, dem ich in meinem Leben so viel zu verdanken habe.

Wenn ich mich zu seinem Grab dränge, habe ich immer seine warmherzige
Stimme im Ohr: "Meine lieben Landsleute in Ost und West unserer
deutschen Heimat ...", Worte, mit denen er jeweils seine
Neujahrsansprache begann. Und ich habe wieder den sonnenhellen, warmen
Sommertag vor Augen: Wir waren erst vor wenigen Tagen, am 18. August
1960, in eine Zweieinhalb-Zimmer-Wohnung in einem von Lehrlingen
errichteten Neubaublock gezogen. Da klingelte einer unserer neuen
Nachbarn bei uns: "Häng die DDR-Fahne raus, und mach ein schwarzes
Band dran! Unser Wilhelm lebt nicht mehr." Es war der 7. September
1960. Meine Trauer war tief. Ich empfand es als schlimm, daß vor dem
hellen Putz unseres neuen Hauses zum ersten Mal Fahnen flatterten, die
alle den schwarzen Flor trugen.

Wilhelm Pieck, seit dem 11. Oktober 1949 erster (und einziger)
Präsident meines Heimatstaates, war für mich nie nur Staatsmann. Er
war für mich immer ein gütiger, herzlicher, väterlicher Freund. Ich
war in meinem Leben stets bestrebt, in seinem Sinne zu wirken.

Auf der Rückfahrt, als dann doch die Kälte von der durchnäßten
Kleidung bis auf die Haut drang, suchte ich Gründe dafür, daß an
diesem 13. Januar so viel mehr Menschen als sonst die Möglichkeit
wahrnahmen, miteinander zu zeigen: Wir sind für eine friedliche,
soziale, von Ausbeutung freie Welt und bereit, dafür zu kämpfen. Hat
die Älteren wie die Jungen Liebknechts "Trotz alledem!" auf die Straße
geholt, das Beispiel von vor 100 Jahren, von 1918, von der
Novemberrevolution? War es die Voraussicht, daß der 70. Jahrestag der
Gründung unserer DDR im Oktober für die Ewiggestrigen ein besonderer
Anlaß sein wird, bei uns Erreichtes kleinzureden, erneut in den Dreck
zu ziehen, mit Gift zu spritzen? War dieses "Die DDR war unser Staat"
ein Aufbäumen gegen die widerrechtliche Vereinnahmung unseres
friedlichen Landes durch die Konterrevolutionäre, die sich im Herbst
2019 zum 30. Mal jährt? Schwang auch ein wenig das Wissen um den
erfolgreichen Kampf des heldenhaften kubanischen Volkes mit, das im
Februar 1959 mit seiner nationaldemokratischen Revolution unter
Führung Fidel Castros einheimische und ausländische Monopole und
Großgrundbesitzer entmachtete und seitdem trotz Invasion und
US-Blockade seine Unabhängigkeit verteidigt? Vielleicht hätte ich nach
den Gründen der Teilnahme fragen sollen. Mir jedenfalls gab das
Erlebnis der Liebknecht-Luxemburg-Demonstration Kraft und Zuversicht.
Keine Angst, ich bin kein Illusionist - die "Tagesschau" widmete den
Zehntausenden am Abend ganze drei Minuten!

Aber: Wer keinen Samen in die Erde bringt, kann keine Blumenbeete
erwarten. Wer keine Keimlinge setzt, wird starke Bäume vermissen. Wer
sich vereinsamt zurückzieht, muß Erniedrigung ertragen. Jeder, der
irgendwie kann, ist verpflichtet, für eine menschenwürdige Zukunft zu
kämpfen. Trotz alledem!

Gerlind Jäkel

Potsdam

 * 

Der erste Deutsche im Weltall: Sigmund Jähn

Siegmund Jähn ist Ehrenbürger von Neuhardenberg und Strausberg. In
beiden Orten steht sein Name in den goldenen Rathausbüchern.

Am 26. August 2018 waren es genau 40 Jahre, seit Sigmund Jähn
gemeinsam mit Valeri Bykowski in der Sojus 31 zur sowjetischen
Raumstation Salut 6 flog. Während der 125 Erdumkreisungen führte Jähn
zahlreiche Experimente durch. Dazu zählten wissenschaftlich-technische
Experimente mit der Jenaer Multispektralkamera MKF6 zur
Erdfernerkundung. Nach 7 Tagen, 20 Stunden, 49 Minuten und 4 Sekunden
landete er in der kasachischen Steppe.

Wer ist dieser Sigmund Jähn?

Dr. Sigmund Jähn, Generalmajor der NVA, Held der Sowjetunion und der
DDR, Fliegerkosmonaut und erster Deutscher im Weltraum, ist auch heute
noch, mit über 80 Jahren, ein vielgefragter "Vortragsreisender".
Mehrere Male war er auch in der Pro-Curand-Seniorenresidenz in
Strausberg zu Gast. Am 21. September 2018 referierte der
Fliegerkosmonaut im Gemeindesaal in Hoppegarten zum Thema "Deutsche
Beiträge zu Raketenentwicklung und Raumfahrt". Auch zeigt der geborene
Vogtländer Lichtbildervorträge über die Raumfahrt von Ziolkowski bis
zur Gegenwart. Viele Besucher interessierten sich dabei nicht nur für
die Raumfahrt, sondern auch für den außergewöhnlichen Menschen Sigmund
Jähn. Für viele Neuhardenberger und Strausberger war und ist dieser
Mensch ein treuer Genosse, Vorgesetzter, Freund und Nachbar in einem.

Das änderte sich auch nicht durch seinen Weltraumflug. Allerdings
wurde der Kosmonaut an einen neuen Dienstort, nach Strausberg,
versetzt, nachdem er viele Jahre im Jagdfliegergeschwader 8 der NVA in
Marxwalde gedient hatte. Von 1979 bis 1990 war Sigmund Jähn Chef
Kosmische Ausbildung im Kommando LSK/LV in Eggersdorf. In dieser Zeit
wurde der aus dem vogtländischen Morgenröte-Rautenkranz stammende
Buchdrucker mit der DDR-Bilderbuchkarriere Bürger von Strausberg.

Natürlich spricht Sigmund Jähn perfekt Russisch, denn von 1965 bis
1970 absolvierte er eine sowjetische Militärakademie und von 1977 bis
1978 die Kosmonautenausbildung im Sternenstädtchen der UdSSR.
Ausgezeichnet mit hohen Orden fuhr Sigmund Jähn noch immer mit dem
Fahrrad zum Dienst, bis sein Vorgesetzter dem bescheidenen Helden ohne
Allüren das Radfahren untersagte. Am 2. Oktober 1990 endete sein
Dienst in der NVA. Der erste Deutsche im All, damals 53jährig, erhielt
einen Beratervertrag der ESA, in deren Auftrag er noch oft im
Sternenstädtchen tätig war. In Neuhardenberg war der
NVA-Fliegeroffizier und spätere Kosmonaut 18 Jahre lang stationiert.

Von 1960 bis 1978 lebte Jähn in dem Dorf, das damals noch Marxwalde
hieß. Mit seinem Flug in den Weltraum machte er sich und Marxwalde
berühmt. Die Gemeindevertreter haben ihm das nicht vergessen und 28
Jahre nach seiner historisch bedeutsamen Fernreise einstimmig
beschlossen, Dr. Sigmund Jähn zum Ehrenbürger zu erwählen.

Strausberg tat sich da etwas schwerer. Zwar wurde die
Ehrenbürgerschaft an ihn bereits 1982 verliehen, aber mit der "Wende"
und dem Schließen des Ehrenbuches liquidiert. Nachdem Dr. Jähn über 30
Jahre in Strausberg wohnte und immer noch so populär war, haben die
Stadtverordneten beschlossen, dem bescheidenen, bodenständigen und
umtriebigen Weltraumfahrer im Juni 2012 erneut die Ehrenbürgerschaft
von Strausberg zu verleihen. Unabhängig von diesem eigenartigen und
verspäteten Vorgang wird er ohnehin verehrt wie ein Popstar.

Heute erklärt er, es sei "ärgerlich" und eine Entzauberung des
wissenschaftlichen Fortschritts, daß die "atemberaubenden
Entwicklungen in Wissenschaft und Technik in großem Umfang einem
militärischen Zweck dienen". Doch er bringt auch Jahrzehnte nach
seinem Weltraumerlebnis als Kosmonaut und Wissenschaftler seine
Faszination darüber zum Ausdruck, "wie schön diese Erde doch ist" und
appelliert: "Laßt uns dies bewahren, mehren, aber nicht zerstören!"

Wenn auch, wie er sagt, die Zukunft der Menschen in den Sternen liege,
bleibe er doch am allerliebsten auf der Erde.

Heinz Pocher

Strausberg

 * 

Seit über zehn Jahren lese ich den "RotFuchs". Er ist mir zum
treuen Begleiter und guten Freund geworden, und er gibt mir Halt in
diesen unruhigen und teils beängstigenden Zeiten. Dafür meinen Dank!


Ich bin Antifaschistin mit Leib und Seele, und das Erstarken der
Rechten in unserem Land und darüber hinaus bereitet mir große Sorge.
Im Juni 2018 hat im südthüringischen Themar wieder eine dieser
unsäglichen Rechtsrockveranstaltungen stattgefunden. Ich war mit einem
Gedicht - aus Wut und Verzweiflung geschrieben - dort, um gemeinsam
mit anderen Gleichgesinnten dagegen anzugehen. Ich habe es noch in
verschiedenen Veranstaltungen gelesen, und es wurde und wird immer
wieder weitergegeben.

Rita Fulsche

Neubrunn


Ist es nun wieder soweit?

Laute Musik hämmert durchs Tal.

Da drüben stehen sie.

Grölen ihre abscheulichen Lieder.

Schreien sich die Lunge aus dem Hals.

Schmeißen die Arme hoch.

Brüllen sich heißer mit "Heil Hitler!"

Von überall kommen sie her.

Viele sind es. Zu viele.

Manche Leute sagen:

"Laßt sie grölen,

sind junge Leute,

wissen nicht, was sie tun,

das gibt sich wieder",

winken ab

und schauen weg.

Die wissen genau,

was sie tun.

Die meinen es ernst.

Gefährlich sind sie.

Gefährlich für uns alle.

Schon einmal ist weggeschaut worden.

Was daraus wurde, wissen wir.

"Menschen, seid wachsam!"

hat damals einer gewarnt.

Ist es nun wieder soweit?

Noch ist es nicht zu spät.

Aber wir müssen aufpassen,

sehr aufpassen

und aufstehen, aktiv werden

gegen alte und neue Nazis.

Wir alle.

 * 

Otto Grotewohl - ein Kämpfer für Frieden, Demokratie und
Sozialismus 

Geboren wurde Otto Grotewohl am 11. März 1894 in einer Braunschweiger
Arbeiterfamilie. Von 1908 bis 1912 erlernte er den Beruf des
Buchdruckers. Als Lehrling schloß er sich bereits 1908 der
sozialistischen Jugendbewegung an und wurde bald zum Vorsitzenden der
Sozialistischen Arbeiterjugend Braunschweigs gewählt. 1912 trat er der
Gewerkschaft und der SPD bei.

Als deren Führung am 4. August 1914 im Reichstag die Kriegskredite
bewilligte, mit denen sie ein klares Nein zu den Beschlüssen der
Sozialistischen Internationale, zum proletarischen Internationalismus
und zum Marxismus verband, wandte er sich in einem Rundschreiben an
die Sozialdemokraten, die Mitarbeit in der staatlichen Jugendwehr
abzulehnen. Dafür erhielt er die Quittung: die Einberufung zur
Infanterie an die Ostfront. In den Kämpfen um Galizien erlitt er 1916
und 1917 mehrere schwere Verwundungen.

Am 22. Dezember 1918 kehrte er von der Westfront nach Braunschweig
zurück. Hier fand er eine revolutionäre Stimmung vor. Nach dem
Generalstreik der Arbeiter und dem erzwungenen Rücktritt des Herzogs
Ernst August hatte der Arbeiter- und Soldatenrat die politische
Leitung des Landes übernommen. Aus dem Herzogtum wurde eine Republik.
Wegen der Politik des Rates der Volksbeauftragten und des Versagens
der SPD-Führung während der Novemberrevolution trat Otto Grotewohl aus
der SPD aus und in die USPD ein. In der USPD hoffte er mehr für die
Arbeiter erreichen zu können. Einen Eintritt in die zum Jahreswechsel
1918/1919 gegründete KPD hielt er nicht für zweckmäßig, da er in ihr
eine weitere Zersplitterung der Arbeiterbewegung sah.

Mit den Wahlen der Weimarer Republik wurde Otto Grotewohl Abgeordneter
des Braunschweiger Landtags und mehrmals Minister, so für
Volksbildung, Inneres und Justiz. Von 1925 bis 1933 war er
Reichstagsabgeordneter. Die Beschränkung der SPD auf die
parlamentarischen Mittel des Kampfes gegen den aufkommenden Faschismus
erwies sich als wenig wirksam. Die Partei setzte auf die Stimmzettel
bei Wahlen und wollte ihre Politik obendrein von der Einhaltung der
parlamentarischen Spielregeln durch die Faschisten abhängig machen.

Nach der "Machtergreifung" warfen die Faschisten Otto Grotewohl aus
seinem Amt als Präsident der Versicherungsanstalt Braunschweig und
zwangen ihn, die Stadt zu verlassen. Er arbeitete zunächst in Hamburg
als Kaufmann, danach in Berlin. In beiden Städten beteiligte er sich
am antifaschistischen Widerstand der Gruppe Heibako.

Die Gestapo verhaftete ihn mehrmals. Vom 16. August 1938 bis zum 4.
März 1939 stand er wegen "Hochverrats" vor dem Volksgerichtshof. Nach
dem Attentat Georg Elsers auf Hitler am 8. November 1939 mußte er für
acht Wochen in Untersuchungshaft. Trotzdem blieb Otto Grotewohl
weiterhin in Berlin und erlebte hier die Befreiung durch die Rote
Armee.

Mit dem Sieg der Antihitlerkoalition und der Niederlage des deutschen
Faschismus entstanden Bedingungen, die für das Leben des deutschen
Volkes und das Streben seiner fortschrittlichen Kräfte nach einem
friedliebenden und demokratischen Deutschland günstig waren.

In den vier Besatzungszonen bestimmten die jeweiligen Alliierten die
Richtung der Entwicklung. Mit dem Befehl Nr. 2 der SMAD vom 10. Juni
1945 erhielt die Bevölkerung in der sowjetischen Besatzungszone
demokratische Rechte zur Bildung und Tätigkeit antifaschistischer
Parteien sowie die Berechtigung, ihre Interessen in politischen
Organisationen, Gewerkschaften und Selbstverwaltungen zu vertreten.

Die Gruppe deutscher Kommunisten unter Leitung Walter Ulbrichts traf
noch während der Kämpfe am 30. April 1945 in Berlin ein. Mit dem
Aufruf der KPD vom 11. Juni 1945 sowie dem Appell der SPD vom 15. Juni
1945 hoben beide Arbeiterparteien die Gemeinsamkeiten ihrer Interessen
hervor und beschlossen ein Aktionsprogramm für ihre Zusammenarbeit.
Dabei betonten sie, daß Faschismus und Krieg nie wieder zugelassen
werden dürfen. Das Zusammenwirken beider Parteien begann mit dem
gemeinsamen Wiederaufbau der zerstörten Lebensbedingungen.

Nach notwendigen Beratungen und gemeinsamen politischen Aktionen
beschlossen die Parteitage von KPD und SPD, den Vereinigungsparteitag
am 21. und 22. April 1946 in Berlin durchzuführen. Die neu gegründete
Partei gab sich den Namen Sozialistische Einheitspartei Deutschlands
(SED). Zu gleichberechtigten Vorsitzenden wurden Wilhelm Pieck (KPD)
und Otto Grotewohl (SPD) gewählt. Der Händedruck beider
Persönlichkeiten symbolisiert die im Klassenkampf gewonnene Einheit.
Anläßlich Grotewohls 65. Geburtstags würdigte Wilhelm Pieck seinen
Kampfgefährten mit folgenden Worten:

"Es gibt nur wenige, die mit dem gleichen Recht wie Du, lieber Otto,
in Anspruch nehmen dürfen, zu den hervorragendsten Wegbereitern und
Schöpfern des ersten deutschen Arbeiter-und-Bauern-Staates zu zählen."

Im November 1960 erkrankte Otto Grotewohl; er starb am 21. September
1964.

Der Verpflichtung, alles in seinen Kräften Stehende zu tun, um im
Ringen mit dem Kapitalismus den Sozialismus herbeizuführen, blieb Otto
Grotewohl bis zum Lebensende treu. Sein Vermächtnis wurde von vielen
Menschen aufgenommen, die gegen den Krieg, für den Frieden und für
eine menschlichere Gesellschaft kämpfen.

Dr. Ehrenfried Pößneck

Dresden

 * 

Die DDR im Zerrspiegel des Herrn Behling

Der Buchhandel bot kürzlich einen Wälzer von 848 Seiten über das
"Leben in der DDR" des zeitweiligen Nachwende-"Spiegel"-Journalisten,
ehemaligen DDR-Diplomaten und nunmehr pensionierten DDR-Alles- und
Besserwissers Klaus Behling als Bestseller an. Dieses Mammutwerk
sollte angeblich alles berichten und erklären, was "man" über die DDR
"wissen muß". Als Bürger dieses Staates glaubte ich zwar zumindest
vieles über mein Land schon zu wissen, da ich eine ganze Menge
Wunderbares und auch Ärgerliches in ihm und mit ihm bewußt selbst
erlebt hatte. Aber ich konnte ja das eine oder andere übersehen haben.
Und so erwarb ich in der Vorweihnachtszeit das angepriesene Werk. Nun
wußte ich zwar, daß von Herrn Behling bisher nicht viel
DDR-Anerkennung in die bundesdeutsche Öffentlichkeit gelangt war. Ich
hatte aber dennoch die stille Hoffnung, einem Familienmitglied oder
guten Freund damit eine Freude machen zu können. Bevor ich aber
Geschenke verteile, prüfe ich sie zumeist, ob sie sich als Freude
spendende Überraschung eignen. Und so las ich, was der Autor über die
DDR zu berichten wußte. Meine Enttäuschung und mein Entsetzen waren
groß.

Seine dicke Schwarte ist von Beginn an eine grobe Miesmache der DDR
und ihrer weltweit anerkannten und geschätzten sozialen,
wirtschaftlichen, Bildungs-, Kunst- und Sport-Leistungen, eine plumpe
Diffamierung aller DDR-Bürger, die sich mit ihrer persönlichen
Lebenserfahrung, politischen Überzeugung und ihrer Solidarität für
eine Welt des Friedens und der sozialen Gerechtigkeit engagiert haben.
Ich mußte übelste Nachreden über ehrliche und ehrwürdige
Repräsentanten der DDR und spekulative Interpretationen von
Regierungs- und Parteibeschlüssen zur Kenntnis nehmen. Mit subjektiver
Arroganz, primitivem Humor, mit Häme und Spott, historischen
Verzerrungen, Halb- und Unwahrheiten hat Herr Behling einen DDR-Verriß
gemixt. Dementgegen lobhudelt er die BRD als Wirtschaftswunderland und
verharmlost deren DDR-feindliche Politik- und Wirtschaftspraxis von
1949 bis 1990, auch wenn er ihr selbst gelegentlich ein paar harmlose
Seitenhiebe verpaßt.

Überwindet der Autor da und dort seine abwertende Betrachtungsweise
und schreibt einmal etwas Positives über das Leben in der DDR, negiert
er es am Ende des entsprechenden Abschnittes umgehend. Oder er beginnt
gleich mit einer Verwerfung, um den Leser zu manipulieren und ihm
deutlich zu machen: Das Folgende ist nicht wichtig, nicht bedeutsam,
nur eine Nebensache. Es dominiert die erkennbare Absicht, die DDR in
Treuhandmanier noch einmal plattwalzen zu wollen: Da werden z. B.
Wohnungsbau und Bildungsprogramm schon unter "vorgehaltener Hand"
zunächst als etwas Notwendiges und Erfolgreiches anerkennend
beschrieben, um dann gleich wieder zu relativieren. Alles sei nur
politische Makulatur, nichts Seriöses, Eigenständiges, nur Plakatives,
dem Westen Nachgemachtes oder gar durch Moskau Initiiertes, Befohlenes
und Erzwungenes.

Das Wachsen von neuen Stadtteilen in Großstädten und ganzen Städten,
wie zum Beispiel Berlin-Marzahn, Halle-Neustadt und Eisenhüttenstadt
konnte Herr Behling trotz allem nicht übersehen. Und so blieb ihm
nichts anderes übrig, als die Lösung der Wohnungsfrage anzuerkennen.
Aber irgend etwas mußte wieder herhalten, um Anerkennung und Respekt
zu minimieren. Da kam ihm zu Hilfe, daß die im Plattenbau errichteten
neuen Wohngebiete da und dort Qualitätsmängel aufwiesen und die
Bewohner zunächst oft nur über "Stock und Stein" ihre Häuser betreten
konnten.

Wirtschaftliche "Highlights" wie die Entwicklung der Stahl- und
Eisenhüttenindustrie, des Maschinenbaus, der Ausbau einer
erfolgreichen Handelsschiffahrt und des Rostocker Hafens, einer
revolutionierenden Entwicklung der Chemieproduktion in den
Bitterfelder und Buna-Werken sind in Behlings DDR-Historie großzügig
bedacht. Doch bringt er sie schnell in die "roten Zahlen" seiner
persönlichen Abrechnung mit der DDR. Notgedrungen war alles
umweltschädlich, unproduktiv und schludrig dazu.

Auch die schweren Nachkriegsjahre im Osten halten den Autor nicht
zurück, hämisch auf das Leben in der DDR zurückzublicken. Die anfangs
notwendige Rationierung von Nahrung und Heizung durch Lebensmittel-
und Kohlenkarten beschreibt er zwar als eine historische Konsequenz
der Kriegsfolgen und ihre Beendigung in der DDR als einen Fortschritt.
Doch alles wird sogleich wieder relativiert mit dem Hinweis, in der
BRD sei die Rationierung der Lebensnotwendigkeiten Essen und Heizen
schon wesentlich früher beendet worden.

Der Autor bedauert überdies immer noch die armen Großgrundbesitzer
wegen ihrer Enteignung durch die sowjetische Besatzungsmacht und
bejammert das Schicksal ihrer protzigen Herrenhäuser, weil sie unter
anderem als Heime für elternlose Kinder, Wohnräume für Umsiedler und
Landarbeiter, als Bildungseinrichtungen, Pflegeheime und Krankenhäuser
genutzt oder da und dort auch abgerissen wurden, wobei ihr Material
für den Bau von Neubauernhäusern Verwendung fand. Möglicherweise waren
auch einige völlig ungenutzt geblieben und verfallen, weil Gelder für
die Restaurierung von bedeutsamerem Kulturgut ausgegeben wurde.

Und dann die Bodenreform! Wie konnte man nur die Bewirtschaftung
fruchtbarer Erde und die Aufzucht von tierischen Nahrungslieferanten
für die Bevölkerung den Mittel- und Kleinbauern oder gar den von den
Großgrundbesitzern ausgebeuteten Landarbeitern überlassen, die doch
meist keine oder wenig Ahnung von landwirtschaftlicher Produktion
hatten? Selbst wenn sie dann in Landwirtschaftliche
Produktionsgenossenschaften teils freiwillig, später nach Behlings
Ansicht "hineingetrieben" wurden, war ihr regelmäßiger und ständig
wachsender Lohn, ihre Erholung durch genossenschaftlich und darüber
hinaus gesetzlich gesicherten Urlaub, ihre geförderte berufliche
Qualifizierung, ja ihr Status als gleichgestellte Mitglieder der
Gesellschaft nach Auffassung von Herrn Behling kein Argument für die
Landwirtschaftspolitik der DDR.

So mancher ostdeutsche Einzelbauer erinnert sich heute gern und
wehmütig an seine LPG-Zeit. Der eine oder andere sehnt sie sogar
zurück. Selbst Bauern in Bayern beneiden ihre Berufskollegen in der
DDR, denn sie haben mit staatlicher Importpolitik für
landwirtschaftliche Produkte, mit von der landwirtschaftlichen
Verarbeitungsindustrie an die Bauern gezahlten Dumpingpreisen, mit
wachsenden Unsicherheiten in der Tierproduktion, mit Problemen für die
soziale Absicherung ihrer eigenen Person und vakanten bäuerlichen
Perspektiven zu tun.

Der Autor scheut sich nicht, Herrn de Maiziere zuzustimmen, daß alles
Ersparte nur Null-Vermögen der DDR-Bürger gewesen sei, weil es vom
Staat genutzt wurde. Er übersah, daß alles an die Sparer zurückkam -
als Subvention für Mieten, Nahrungsmittel und die Benutzung
öffentlicher Verkehrsmittel, als Möglichkeit, für Haushaltgegenstände
wie Möbel, Elektrogeräte und sogar Wohnungsbauten zinslose Kredite in
Anspruch zu nehmen, als Familienförderung und nicht zuletzt als
kostenlose Gesundheitsfür- und vor allem -vorsorge.

Die Liste der Ungeheuerlichkeiten ließe sich fortsetzen. Ich rate vom
Lesen dieses Machwerks ab und empfehle statt dessen einen Besuch des
"DDR-Museums" im sächsischen Pirna, wo liebevoll, ohne Spott und Häme,
ohne das abwertende Aber, mit Sachlichkeit und Sachkunde eine Mini-DDR
auf circa 2000 Quadratmeter ausgestellt wird. Wer von dort
zurückkommt, wird sagen können: Vollkommen war sie nicht, die DDR, im
Sinn von Marx, Engels und Lenin. Aber sie war auf einem zwar
holprigen, von Steinschlag gefährdeten, durch weltpolitischen Nebel
sichtbehinderten dennoch richtigen Zukunftsweg.

Manfred Wild

Berlin

 * 

Ein Palast, in dem Gäste willkommen waren

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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"Wir nehmen es ganz ernst mit Literatur und Kunst"

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Glauben oder Wissen?

Am Morgen fragt mich der Sohn: "Was ist der Unterschied zwischen
Glauben und Wissen?" "Das ist gar nicht so einfach, Paul. Es sind zwei
verschiedene Dinge. Wenn ich etwas weiß, läßt sich beweisen, daß es
richtig ist - wenn ich etwas glaube, muß es nicht stimmen, die
Meinungen dazu können unterschiedlich sein. Das schadet auch nicht.
Falsch ist es aber, zu behaupten, nur die eigene Ansicht sei richtig.
Wer dann auch noch stur darauf beharrt, nicht bereit ist, seinen
Standpunkt zu überprüfen, setzt sich ins Unrecht. Von sich selbst
überzeugt und unduldsam gegen andere, kann so ein Mensch gefährlich
werden. Wenn er seine Ideen dann auch noch rücksichtslos durchzusetzen
versucht, wird er zum Fanatiker." "Was ist ein Fanatiker?", will Paul
wissen. "Ein von einer Idee, Vorstellung oder Überzeugung Besessener."
Das kommt in vielen Lebensbereichen vor, es reicht von der Frage, ob
Kinder geimpft werden sollen, über vegetarische Ernährungsformen,
militante Formen von Tierschutz bis zur Frage, wer an den richtigen
Gott glaubt.

Welche Auswüchse das nehmen kann, haben schon die christlichen
Kreuzzüge, die Hexenverbrennungen im Mittelalter, die grausame
Verfolgung der Juden und die Selbstmordattentate der Gegenwart
gezeigt. Im Namen einer Religion wurden ganze Völker
aufeinandergehetzt. Bis heute haben die Menschen aus der Geschichte
wenig gelernt."

Paul schweigt nachdenklich, dann fragt er: "Woran glaubst Du?"

"Da muß ich ein bißchen ausholen", antworte ich, nehme ein altes
Fotoalbum aus dem Schrank und zeige ein vergilbtes Bild von mir mit
langen Zöpfen, dunklem Kleid, Kreuzchen am Hals und Gesangbuch in der
Hand. "Das ist von meiner Konfirmation. Ich war vierzehn Jahre alt.
Vor der feierlichen Aufnahme der Jugendlichen in die evangelische
Kirche wurden wir dazu unterrichtet." "In der Schule?", staunt Paul.
"Nicht in der Schule, in der Kirche während der Christenlehre und im
Konfirmationsunterricht. Da hörten wir: Am Anfang schuf Gott Himmel
und Erde. Nach einer Woche hatte er alles fertig, Erde, Wasser, Tiere
und Pflanzen, zuletzt der erste Mensch Adam und seine Frau Eva. Das
fand ich unwahrscheinlich und in einer Woche nicht zu schaffen ...

In der Schule lernten wir es anders, wissenschaftlicher: Das Leben auf
der Erde ist vor Millionen von Jahren ganz allmählich im Wasser
entstanden, winzige Lebewesen breiteten sich aus, veränderten sich,
Algen, Quallen, Würmer, Schnecken entwickelten sich, später Fische,
Frösche, dann Echsen, die krochen auf das Land, Vögel eroberten die
Luft. Zuletzt sind die Säugetiere entstanden. Die Vorfahren der Affen
kamen von den Bäumen herab, lernten aufrecht zu gehen und die Hände
für das Fertigen von Werkzeugen zu benutzen. Mit der Zeit haben sich
aus ihnen die Menschen entwickelt. Die lernten bei der Arbeit. Jetzt
können sie denken, jedenfalls die meisten."

Paul staunt und sagt: "Dann können Schimpansen heute auch noch
Menschen werden?" "Nein, die Bedingungen sind jetzt ganz anders auf
der Erde, und wir haben sie schon als unseren Lebensraum eingenommen.
Außerdem erleben wir ja gerade, wie sehr sich manche Leute gegen
Fremde wehren. Sie würden das nicht zulassen."

Während meiner Schulzeit war ich zu schüchtern, meine Biologielehrerin
zu fragen, wie das nun tatsächlich war mit der Erschaffung der Welt.
Da sie sonntags zur Kirche ging, war ich mißtrauisch geworden. Ich
konnte auch nicht glauben, daß wir eines Tages in den Himmel kämen.

Meine Besuche in der Kirche beschränkten sich bald nur noch auf
Heiligabend, weil das so üblich und besonders feierlich war. Als ich
in eine andere Stadt zum Studium kam und noch mehr von der Entwicklung
der Erde und ihren Bewohnern lernte, trat ich, ohne meine Eltern zu
fragen, aus der Kirche aus.

"Eins verstehe ich nicht", sagt Paul: "Du bist doch auf der Oberschule
gewesen und hast studiert? Es heißt doch jetzt, die Kinder, die in der
DDR zur Kirche gingen, hatten Schwierigkeiten, wurden nicht zum
Studium zugelassen."

"Das stimmt so nicht, ist übertrieben, wie Du an unserer
Bundeskanzlerin sehen kannst. Sie stammt aus einem Pastorenhaushalt in
meinem Land, wurde konfirmiert und hat in Leipzig studiert.

In meiner Erinnerung war das damals eher so: Als der Staat die
Jugendweihe für die Vierzehnjährigen einführte, wollten zunächst viele
Pastoren die Kinder, die zur Jugendweihe gingen, nicht konfirmieren.
Erst später wurde es anders. Es ist nicht gut, immer sofort alles zu
glauben, was so gesagt wird oder in der Zeitung geschrieben steht,
besser lieber genau hinsehen und sich selbst überzeugen."

Paul überlegt, dann erklärt er: "Ja, also dann ist Dein Bild mit dem
Kreuz auch kein richtiger Beweis, vielleicht bist Du gar nicht
konfirmiert worden, so ein Foto kann man leicht anfertigen!" Ich lobe
ihn: "Richtig so, prüfe nach, dann kommt die Wahrheit heraus."

"Ja, aber wie, wo soll man nachfragen?" "Vielleicht kann mein altes
Gesangbuch helfen." Ich hole das Buch aus dem Regal und schlage es
auf. Da steht in der Handschrift meines Vaters: "Unserer lieben Edda
zur Konfirmation, Palmsonntag 1954."

"Wann bist du geboren?", fragt Paul. "1939!" "Das kommt hin!", sagt
er. Als ich auch noch die Konfirmationsurkunde hervorkrame,
abgestempelt mit dem runden Siegel der Lutherkirche zu Rostock,
strahlt er: "Das ist der Beweis, nun wissen wir es."

Edda Winkel

 * 

Ich nahm 1954 als Hausfrau am II. Nationalkongreß teil

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Stimmen aus aller Welt über die DDR

Solange der sozialistische deutsche Staat, die DDR, existierte,
haben sich immer wieder Persönlichkeiten aus der ganzen Welt bei oder
nach Besuchen über die DDR geäußert. Zum 30. Jahrestag am 7. Oktober
1979 hat die Auslandspresseagentur Panorama DDR über hundert solcher
Stellungnahmen in einem Buch vereint. Entstanden ist so ein Mosaik
persönlicher Erfahrungen und Erkenntnisse, die jeweils ein Stück
gesellschaftlicher Wirklichkeit widerspiegeln. Stellvertretend für die
anderen veröffentlichen wir hier einige dieser Äußerungen - Älteren
zur Erinnerung, Jüngeren zur Verdeutlichung dessen, was die DDR für
die Welt (und für uns) war.

Carmelo González-Iglesias (1920-1990)

Graphiker, Direktor der Kunsthochschule Havanna, Kuba

In meinem Vaterland, das viele Kilometer von der DDR entfernt liegt,
verfolgt man mit Bewunderung, Liebe und Achtung den Fortschritt auf
allen Gebieten der DDR, des ersten deutschen
Arbeiter-und-Bauern-Staates. Es ist ein aufstrebendes und schönes
Land, mit dem ich mich durch viele angenehme Erinnerungen, empfangene
Ehrungen und die außerordentliche Anziehungskraft, die seine rei chen
Schöpfungen auf dem Gebiet der bildenden Künste auf mich ausüben,
verbunden fühle.

Die DDR ist ein Land mit starkem Drang nach kultureller Betätigung.
Hier finden die materiellen und geistigen Veränderungen der
Gesellschaft ihren Niederschlag im künstlerischen Schaffen. In der
sozialistischen Gesellschaft darf man das Kunstwerk nicht losgelöst
vom Leben sehen, denn hier bilden das politische Engagement und die
schöpferische Freiheit eine unteilbare Einheit.

Aus den Ruinen des Faschismus erhebt sich heute ein völlig erstarktes
Land mit einer wiedererwachten Kultur, in der sich das ästhetische
Experimentieren in seinen verschiedensten Ausdrucksformen auf der
Grundlage einer ideologischen Gemeinsamkeit und einer hohen
technischen Meisterschaft vollzieht. Es bestehen beste Bedingungen für
das künstlerische Schaffen, für seine Lehre auf allen Ebenen, für die
Verbreitung und seine Förderung in der Gesellschaft.

Die Künstler der DDR haben jedoch trotz der beeindruckenden Erfolge
ihres Landes innerhalb der sozialistischen Gemeinschaft und des
erreichten Wohlstan des niemals aufgehört, ihren Beitrag zum Kampf und
zur Zusammenarbeit zu leisten, und werden damit ihrer
internationalistischen Verpflichtung gerecht. Die große Mehrheit der
bildenden Künstler der DDR trägt durch ihr Schaffen dazu bei, gegen
die Verletzung der Menschenrechte und der Menschenwürde anzukämpfen.
Auch bei der Bestimmung des Feindes verfügt die Welt der Formen hier
über eine sehr klare Sprache. Deshalb wiederhole ich, daß das
künstlerische Schaffen in der DDR nicht losgelöst vom Leben, sondern
das Leben selbst ist. Es kann als Folge des Lebens betrachtet werden.
Ich glaube sagen zu können, daß die bildenden Künstler der DDR nicht
nur die Kunst ihres Volkes, die Kunst des Sozialis mus vertreten,
sondern als Schöpfer schö ner und nützlicher Dinge würdige Werktätige
ihrer Gesellschaft sind, die immer zu denjenigen gehörten, die für die
Gemeinschaft arbeiten und wirken. Ich denke zum Beispiel an die
ausdrucksstarken und von hohem Engagement zeugenden Werke von Willi
Sitte, Gerhard Bondzin, Lea Grundig, Werner Tübke, Bernhard Heisig,
Volker Zitzmann, Joachim Jastram oder Karl-Georg Hirsch.

Der DDR ist es gelungen, die Kunst auf die Straße zu tragen, sie im
Volk zu ver ankern und sie zu einem Bestandteil des täglichen Lebens
der Menschen zu machen.


Prof. HAP Grieshaber (1909-1981)

Maler und Graphiker, BRD

Ich bin über die Entwicklung in der Deutschen Demokratischen Republik
glücklich, nicht zuletzt deshalb, weil sie mir Gelegenheit gegeben hat
zu einem sehr anregenden Zusammenwirken. Immer wieder bei meinen
Arbeitsaufenthalten hatte ich Gelegenheit zu offenherzigen Gesprächen,
und sehr oft bei diesen Gesprächen habe ich mich eingekreist gefühlt
von sehr sachkundigen Fragen. Anlaß dazu bot sowohl meine Arbeit für
Verlage der DDR als auch meine Berufung in das internationale Komitee
der Biennale der Ostseestaaten in Rostock.

Ja, und eine großartige Gelegenheit, durch meine Arbeiten mit sehr
vielen Menschen bekannt zu werden, war un längst die Ausstellung, die
von der DDR als eine Art Geburtstagsgeschenk zu meinem siebzigsten
veranstaltet wurde. Viele der Holzschnitte, die zu sehen waren, vor
allem die aus den letzten Jahren, gehen zurück auf Anregungen, die ich
aus Ver lagen der DDR bekommen habe.

Die Ausstellung wurde viele Wochen lang gezeigt, in Berlin, Rostock
und Dres den, und in jeder Stadt habe ich gespürt, daß meine Arbeiten
ein vorbereitetes Publikum finden. Die offensichtliche Parteinahme für
die Sprache meiner Bilder, dieses Wohlwollen und die Zuneigung - das
sind Vitamine für mich, ist mein Leben.

Leben heißt für mich arbeiten können. Wenn ich, wie gerade anläßlich
dieser Ausstellung, zu spüren bekomme, daß meine Arbeiten nicht ins
Bodenlose fallen, fühle ich mich entlohnt für die Kämpfe, die ich mit
mir selber auszufechten habe gegen den Zweifel, im Streben nach Voll
kommenheit oder womit sonst noch ein Künstler fertig werden muß, um zu
sich selber zu finden.

Ich habe also das Glück, Freunde gefunden zu haben auch unter den
Bürgern der Deutschen Demokratischen Republik, Freunde, die Kenner
sind im Brechtschen Sinne ...


John Randolph (1915-2004)


Schauspieler, Vorstandsmitglied des Verbandes der

Filmschauspielergewerkschaft der

USA

Mein allgemeiner Eindruck von Theater, Oper und Ballett in der DDR
ist, daß eine äußerst hohe Qualität zu finden ist - totales Theater im
wahrsten Sinne des Wortes. Wir haben in Leipzig, Dresden und Berlin
Vorstellungen besucht und waren fasziniert. Besonders angetan hatte
uns "Aufstieg und Fall der Stadt Mahagonny" in der Komischen Oper
Berlin und die Inszenierung der "Fledermaus" an der Leipziger Oper.
Allerdings hatte ich auch manchmal das Gefühl, daß eine gewisse
Frische fehlte, die Akteure er schienen mir beinahe gelangweilt. Das
war bei "My Fair Lady" an der Dresdner Operette zu bemerken. Es ist
offensichtlich ein, sagen wir mal, sozialistisches Problem. Der
Schauspieler bei Ihnen hat eine Lebensstellung, er genießt eine vom
Staat garantierte soziale Sicherheit.

In der Theaterhochschule Leipzig hat uns beeindruckt, daß man bereits
unter den Schülern der neunten und zehnten Klassen nach Talenten
sucht. Was dann an Lehrstoff den Schauspielschülern vermittelt wird,
ist so tiefgreifend und vollkommen, daß man in den USA eine solche
Bildung wohl kaum außerhalb von Universitäten finden wird.
Hervorragend ist die Praxis, wonach die künftigen Schauspieler in den
letzten beiden Ausbildungsjahren bereits an Theatern arbeiten.
Ebensogut finden wir die Paralleleinstudierungen, die es bei Ihnen
gibt, um jungen Talenten rechtzeitig eine Chance zu geben.

Für diejenigen, bei denen es sich während oder nach der Ausbildung her
ausstellt, daß ihre Begabung für eine Bühnenlaufbahn nicht ausreicht,
hat man in Ihrer Republik theaterverwandte Berufe erschlossen. So war
die Ausbildung nicht umsonst. Das ist ein Ergebnis engen
Zusammenwirkens der örtlichen Staats organe mit den Gewerkschaften und
kann nicht hoch genug eingeschätzt werden.

 * 

Zeit für Selbstbewußtsein

Die Zeiten haben sich geändert. Auch zu meinen Gunsten. Wenn ich
wollte, könnte ich über mein Dasein neu befinden, immer noch. Ich
könnte ganz anders leben, als es nach meiner Geburt mein unabwendbares
Schicksal schien.

Noch jetzt dürfte ich jede Schule besuchen, deren Unterrichtung mir
weitere Entwicklung möglich macht.

Als ich mit fünf Jahren eingeschult wurde, war durch mein Herkommen
nur die Volksschule vorgesehen. Die Lehrerin entdeckte, daß ich schon
lesen konnte, und wollte mich in die zweite Klasse versetzen lassen.
Das hat meine Mutter nicht geduldet. Meine ältere Schwester,
lebenslang unlustige Schülerin, durfte nicht benachteiligt werden, und
so blieben wir ein Schulleben lang doch immer in derselben Klasse.

Als Kind hatte ich keine Rechte. Eltern waren damals Besitzer ihrer
Kinder, die sie nach eigenem Maß behandeln durften. Das war meine, bis
heute nachwirkende, bitterste Erfahrung.

Ich war siebzehn, als mir am ersten Hochzeitsmorgen mein junger Gatte
erklärte, daß ich ihm ganz und gar und ihm allein gehöre. Wie sein
Abitur und sein Studium. Er konnte mir seinen ehelichen Status
beweisen. Die Gesetze erlaubten ihm, über meinen Aufenthalt zu
bestimmen, etwaige Arbeitsplätze brauchten seine Unterschrift, und
betrügen durfte ich ihn auch nicht. Aber ich durfte mich scheiden
lassen. Schuldig natürlich.

Mit einem kleinen Kind allein zu leben, zwang mich, meine Lage zu
erkennen. Es brauchte Mut für eine eigene Meinung und Entscheidungen,
die nicht seit altersher üblich waren. Von Frauen kamen übrigens die
strengsten Urteile über meine Scheidung. Nach weiblicher Meinung in
der Großfamilie würde ich schon sehen, was ich davon habe.

Da erst bemerkte ich, wie wenig ich vor Gesetz und öffentlicher
Meinung wert war.

Vieles hat sich geändert. Da ich nun so frei bin wie ein Mann, bemerke
ich auch, wie unfrei viele von ihnen sind, eingeklemmt von der
Vorstellung, wie er persönlich eigentlich sein müßte.

Einige Irrtümer später durfte ich mit einem Partner leben, für den die
Gleichberechtigung von Mann und Frau selbstverständlich war. Es war
Glück, und es war eine ständige Falle. Er bemerkte jeden Rückfall in
alte Muster und ließ mich damit nicht durchkommen: daß ich ein halbes
Hundert Bücher geschrieben habe, war am Ende weniger aufregend als
seine erste Meinung über die lange versteckten handgeschriebenen
Verse, die dann zu den Weibergedichten führten. Ich hatte ihn immer an
meiner Seite, auch wenn ich unterwegs war zu anderen Frauen und deren
Unternehmungen. Auf der Heimfahrt erfuhr ich mehr über auch
ungewöhnliche Konflikte, die ihm anvertraut wurden. Mit ihm haben die
Frauen oft endlich mal über sich selber geredet. Er hat ihnen niemals
sofort Lösungen angeboten, er hörte ihnen ruhig zu. Wenn Vorschlag,
dann nach Verständnis.

Die uns Frauen auf langem Lebensweg ebenso wie in der alltäglichen
Arbeit abträglichen Gesetze sind verschwunden - oder verändert - und
halten sich in ständigem Spruch und Widerspruch. Es scheint, als
hätten Frauen die Wahl, sich selber um gleiche Rechte zu bemühen oder
deren Fehlen mit eigener Schwäche zu erklären. Uns überfordern, das
dürfen wir allemal.

Aber Frauen dürfen sich bewerben. Sie gelangen als Politikerinnen,
auch scheinbar unangefochten, in Räume, in denen männliche wie
weibliche Ausdenkungen und Vorschläge öffentlich gemacht werden. Das
darf jede gewählte Frau ebenso wie jeder gewählte Depp.

Aber: ich höre Zwischentöne, ich spüre Atmosphäre und bin auf der Hut.
Sobald eine Frau aufsteht und sich in Richtung Redepult begibt, und
gar, wenn sie anfängt zu reden, wächst im Saal die Bereitschaft, sie
für eine dumme Kuh zu halten oder, für später, als gefährlich zu
notieren. Für die Quote würde ich immer und überall streiten. Unser
altes Nie wieder! gesteht mir aber ein Recht auf Beobachtung
und Ablehnung zu. Wer sich der Meinung anschließt, daß Hitlers
Verbrechen ein Vogelschiß waren, mit dem habe ich nichts zu
verhandeln. Aber das alte Wort Nie wieder! warnt uns auch vor
Überheblichkeit und Zynismus. Die machen sich gerade neu breit.

Auch erwachsene Männer, auch nützlich im Leben stehende, drängeln sich
mit ihrem Ehrgeiz und einige mit ihrer Machtgeilheit vor. Da zeigt
sich die unsägliche Forderung eher auf der Vorderbühne und wäre nur
von seinesgleichen zu düpieren. Wenn einer Frau durch Glück oder
besonders viel Arbeit eine Karriere gelingt, sie aber eines Tages an
der Mühsal etwas ändern will, dann wird mit ihr abgerechnet. Ich
behaupte: anders als mit jedem politisch interessierten, entweder
erfolgreichen oder versagenden Mann.

Ich habe früher gern beim "Eulenspiegel" gearbeitet. Dort bin ich in
die Partei eingetreten, mit Renate Holland-Moritz als Bürgin. Wir
hatten einen unbestechlichen Chef. Der erlaubte jedem von uns, sich zu
irren. Bei Gesprächen mit beleidigten Amtsträgern stand er uns immer
zur Seite. Er hat gelacht, als für Louis Rauwolf und mich für eine
Mittelseite über den neuen Trabant lebenslängliches Berufsverbot
gefordert wurde. Angeblich von Millionen Werktätiger. Damals sagte
Peter Nelken: "Wer länger als zwei Jahre auf diesem Stuhl sitzt und
immer noch Chef ist, der hat was falsch gemacht." Sprach's und lachte.
Die Rächer der Enterbten gingen unverrichteter Dinge.

Früher waren es Männer, in überwältigender Mehrheit, die entweder
furchtbaren Plänen zustimmten oder unvergessene Helden wurden durch
ihr historisches Nein. Aber wie kommt im Jahr 2019 eine satirische
Zeitschrift dazu, die Einzelteile einer Frau, inklusive ihrer
weiblichen Mitte, anzubieten? Rares für Bares?

Ich möchte mich öffentlich bei einer Politikerin entschuldigen. Was
sie versucht hat, fiel ungeachtet der Unvollkommenheiten ohnehin
sofort auf den Widerstand der Besserwisser und Bedenklichen, nicht
eben auch Zupackenden. Sie ist an Mehrheiten gescheitert, die auch
kein anderer überstimmt hätte. Aber der Versuch verdient Respekt. Er
fiel in eine Zeit, in der das Alte noch über fast alle Macht verfügte,
und das Neue noch von Gegnern, Klugscheißern, reichsten
Widerständlern, all diesen hohnbereiten, vor Ehrgeiz schier platzenden
Politikern gefährdet wurde. Sollte ich dem je - wie auch immer! -
zugearbeitet haben, bereue ich das. Und wünsche einer überforderten
Politikerin, nach langer Überanstrengung und wenig Würdigung, eine
gute Zeit. Erst mal durchatmen und der Welt vielleicht einen Vogel
zeigen. Oder sich dann den anderen Frauen anschließen. Für die gilt:
Weitermachen. Und verständlichen Angeboten als Verlockung zum Verrat
der eigenen Interessen widerstehn.

Es gibt inzwischen so viele starke Frauen, die neben ihrem weiblichen
Anteil an Arbeit den Blick nicht von der Welt lassen, um sie - und sei
es auf langem Weg - zu retten.

Es ist Zeit für Selbstbewußsein, Ernsthaftigkeit, Solidarität und
neuen Atem für Nie wieder!

Gisela Steineckert

 * 

LESERBRIEFE

Ex-US-Präsidentschaftskandidat Bernie Sanders und Yanis Varoufakis,
Ex-Finanzminister Griechenlands, gehören beide zu den Gründern der neu
ausgerufenen "Progressiven Internationale". Radikale Umwälzungen, wie
sie im 20. Jahrhundert, vornehmlich in Osteuropa, aber auch anderswo,
versucht wurden, waren ihnen wohl nicht vertraut. Solche
Selbstverständlichkeiten wie das Recht auf Wohnraum, einen
Arbeitsplatz, unentgeltliche medizinische Betreuung, Schulbildung,
Ausbildung, Studium, Teilhabe an Kultur und Sport, wie sie in der DDR
trotz wirtschaftlich schwächerer Konstitution gegeben waren, kennen
sie nicht.

Insofern ist der Mut der beiden, sich als Gegenpol ihres eigenen
Establishments zu verstehen und entsprechend zu handeln, gar nicht
hoch genug zu bewerten. Aber sie sind Gefangene ihres Systems, welches
sie meinen, gerechter gestalten zu können, letztlich aber nicht
überwinden wollen. Dennoch gehören sie zu den Friedensbewegten und
damit zu jenen, die allein schon deswegen zu unterstützen sind.

Wenn aber Sanders Rußland und auch den Iran als Gegner betrachtet und
Varoufakis die Bewegung "Aufstehen!" für fremdenfeindlich hält, ist
das der eigenen Initiative nicht dienlich.

Ohne China und Rußland die globalen Konflikte lösen zu wollen oder gar
gegen diese Länder, kann nicht gelingen. Und selbst progressiv sein zu
wollen und zugleich als progressiv einzuschätzende Kräfte wie
"Aufstehen!" dabei auszugrenzen, wird nicht zu Stärke und Erfolg
führen.

Schwappt der Kessel wie derzeit in Frankreich über und breitet sich
der Druck wie dort richtungslos aus, werden die gut organisierten
konservativen Kräfte die Oberhand behalten. Gemeinsamkeiten zu
bestimmen und ein klares Ziel zu haben, wird unabdingbar bleiben.
"Aufstehen!" kann der Beginn sein, doch ohne Programm wird bald wieder
alles zu Ende sein, wie sich in Frankreich zeigt und in Griechenland
seit langem zu sehen ist.

Es gilt, die Kräfte zu sammeln, zu bündeln und eine eindeutige
Richtungsbestimmung vorzunehmen, sonst nützt eine "Progressive
Internationale" nur ihren Gegnern, weil falsche Hoffnungen geweckt
werden.

Renato Lorenz, Weimar


Potsdam spielte in der Geschichte, wenn es um die Frage von
Krieg und Frieden geht, oft eine besondere Rolle. König Friedrich II.
(1740-1763) führte von Potsdam aus drei Eroberungskriege, in deren
Verlauf etwa eine Million Menschen ihr Leben verlor. 1914 gab Kaiser
Wilhelm II. im Neuen Palais von Potsdam den Befehl zum Überfall auf
Frankreich. Mehr als zehn Millionen Menschen wurden im Ersten
Weltkrieg getötet.

In der Potsdamer Garnisonkirche hoben preußische Militaristen und
Monopolisten sowie die evangelische Kirche Adolf Hitler am 21. März
1933 auf den Thron und legten den Grundstein für den Zweiten
Weltkrieg. Ergebnis: Zirka 50 Millionen Tote. Potsdam war aber auch
die Stadt, in der 1945 das "Potsdamer Abkommen" von den Siegermächten
unterzeichnet wurde, mit dem die Voraussetzungen für Demilitarisierung
und Entnazifizierung geschaffen wurden. Die BRD mißachtete die
Beschlüsse und etablierte das Bundeswehreinsatz-Führungskommando in
Geltow bei Potsdam. Heute betreiben Bundesregierung, Bundestag und
Politiker aller Couleur den Wiederaufbau der Potsdamer Militärkirche
als Symbol der angestrebten und forcierten Rüstungs- und
Eroberungspolitik.

All dies sind Gründe, gerade in dieser Stadt alles in unseren Kräften
Stehende zu tun, um den Potsdamer Friedensruf, den unser
Friedensbündnis im Juli 2018 verabschiedete, noch kräftiger, noch
lauter erschallen zu lassen. Wer kann, sollte sich am diesjährigen 18.
Potsdamer Ostermarsch, der am 13. April um 14 Uhr am Brandenburger Tor
(Potsdam) startet und gegen 16 Uhr am Deserteurs-Denkmal (Platz der
Einheit) endet, teilnehmen. Bitte den Termin vormerken!

Horst Jäkel, Potsdam


Vor 100 Jahren gründete sich nach dem 1. Weltkrieg und als eine
Folge der Novemberrevolution 1918 die Rote Hilfe Deutschland. Mit
Ebert, Scheidemann und Noske wurde ja nicht, wie Philipp Scheidemann
am 9. November 1918 vom Balkon des Berliner Stadtschlosses verkündete,
der Weg für einen demokratischen, nichtmilitärischen Staat frei. Im
Gegenteil. Es begann eine Hatz auf politische Gegner und Kriegsgegner.
Zwei Monate später waren auch Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht der
kaiserlichen Justiz durch ganz gewöhnliche Kriminelle zum Opfer
gefallen. Die Täter hatten ihre Tat niemals zu verantworten. 1924
gründete sich unter maßgeblicher Federführung der KPD, die noch bis
1933 mit einer starken Fraktion im Deutschen Reichstag vertreten war,
die Rote Hilfe als Rechtshilfeorganisation für Gegner der Reaktion.
Sie war auch schnell international vernetzt. Zu ihren
Gründungsmitgliedern gehörten Heinrich Vogeler, Wilhelm Pieck, Julian
Marchlewski und Clara Zetkin. Ein wichtiges Anliegen der Organisation
war es, Kräften, die gegen den drohenden Faschismus auftraten, Gehör
vor den Verwaltungsorganen und Gerichten zu verschaffen, sie zu
vertreten und sich um Angehörige von Verurteilten, darunter besonders
auch um die Kinder, zu kümmern. Daraus entstand ein internationales
Hilfsprogramm im niedersächsischen Worpswede mit dem Barkenhoff von
Heinrich Vogeler und im thüringischen Olgersburg von Wilhelm Pieck.
Beide Objekte wurden von der KPD getragen und von Spenden aus aller
Welt unterstützt. Sie existierten voll funktionstüchtig bis 1933. Mit
dem am 24. März 1933 von der NSDAP erlassenen Ermächtigungsgesetz
begann die Verfolgung und widerrechtliche Inhaftierung von
Systemgegnern aller Couleur. Menschen, die sich mit dem Faschismus
nicht identifizieren wollten, emigrierten. Andere blieben und
arbeiteten in der Illegalität, so auch die Rote Hilfe bis 1936. Dann
ging auch sie ins Exil.

Heute ist die Existenz der Roten Hilfe erneut von großer Bedeutung.
Die Situation in Deutschland erinnert sehr an den aufziehenden
Faschismus der 20er und 30er Jahre. "Aufstehen!", bevor es wieder zu
spät ist!

Erwin Opitz, Potsdam


Zu "Vor 60 Jahren: Sieg der Revolution in Kuba", RF 252, S.
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Nach opferreichen Kämpfen mit einem unbarmherzigen Gegner,
Anstrengungen und Siegen feierte ein freies und unabhängiges Kuba
Anfang des Jahres den 60. Jahrestag des Sieges der Revolution. Und mit
ihm feierten Solidaritätsorganisationen und Freundschaftsvereinigungen
in vielen Ländern der Welt, auch in Deutschland, sowie natürlich die
Mitglieder und Sympathisanten von Cuba si in unserer Hauptstadt
Schwerin. Aus einem von US-Gnaden abhängigen Land mit dem regierenden
Bluthund Batista und unmenschlichen Verhältnissen wurde ein Kuba, das
sein Schicksal selbst bestimmt, eine kleine Insel mit einem großen
solidarischen Herzen. Nur ein Beispiel dafür: So waren in den
amerikanischen Bruderländern fast 350.000 kubanische Ärzte und
weiteres medizinisches Personal tätig. Oft in abgelegenen und
problematischen Orten. Dem genannten Jubiläum konnten sich selbst die
deutschen Medien nicht entziehen. Raul Castro verwies in bezug auf
Trump darauf, die US-Regierung gehe von neuem auf Konfrontationskurs
mit Kuba. Kuba ist allerdings bereit, trotz der gesellschaftlichen
Unterschiede Beziehungen des Friedens, des Respekts und des
beiderseitigen Nutzens mit den Vereinigten Staaten einzugehen. Aber
die Kubaner sind auch willens, einem Szenario der Konfrontation zu
widerstehen, und hoffen, daß klare Köpfe in der US-Regierung ein
solches werden verhindern können.

Karl Scheffsky, Schwerin


Im 93. Lebensjahr stehend, erinnere ich mich gelesen zu haben,
daß die Krim einst zu Rußland gehörte. Der Ukrainer Chruschtschow hat
seinerzeit die Krim der Ukraine zugeordnet.

Angesichts der Bemühungen der Ukraine, der NATO beizutreten, war die
Wiedereingliederung der Krim aus verteidigungspolitischer Sicht eine
absolute Notwendigkeit.

Arndt Näser, Riesa


Seit fast 30 Jahren schütten die neuen Machthaber Kübel von
Häme, Haß und Hetze über die DDR und deren Bürger aus. 13 Jahre davon
geschürt von einer Kanzlerin, die ihre Wurzeln doch gerade dort hatte
und nun mit ihrem "... weiter so, nachhaltig und alternativlos ..."
die Reste bürgerlicher Demokratie aufs Spiel setzt. Doch plötzlich ist
zu hören: "... Wir müssen reden, ohne Schaum vor dem Mund ..." und
"... Demokratie lebt vom Wechsel ..." Damit meinen sie aber nicht uns,
sondern ihre stärksten Konkurrenten, den hell- und dunkelbraunen
Straßenmob, der inzwischen schon Parlamentssitze einnimmt.

Wie lange noch wollen wir ihnen nur zuhören? Sprechen sie vom "Wechsel
in der Demokratie", ist höchste Wachsamkeit geboten!

Siegfried Wunderlich, Plauen


Die aus Baden-Württemberg stammende evangelische Landesbischöfin
von Mitteldeutschland, Ilse Junkermann, verkündete in ihrer
Neujahrsbotschaft: Dreißig Jahre Demokratie-Üben seien für die Bürger
in den neuen Bundesländern nicht lange genug gewesen. Man müsse ihnen
mehr Zeit geben ... Da haben wir's: Die Ossis sind eben doch
begriffsstutzig.

Günther Röska, Leipzig


Es ist schon bewundernswert, was die Wohnungsgesellschaften und
Wohnungsbaugenossenschaften in den letzten dreißig Jahren geleistet
haben. Viele vor allem große Wohnblöcke, aber auch Häuser in den
Innenstädten wurden saniert und modernisiert. Neue Farben geben ein
frisches und freundliches Aussehen. Durch den Einbau von Fahrstühlen
wird z. B. vor allem auch älteren Bürgern die Möglichkeit gegeben, in
ihren seit Jahrzehnten genutzten Wohnungen zu verbleiben.

Nicht zu übersehen ist bei dieser positiven Entwicklung aber auch, daß
durch die Deindustrialisierung unter maßgeblicher Federführung der
Treuhand viele vor allem junge Menschen die Städte verlassen haben.
Das wird sicher auch in der Zukunft weiter dazu führen, daß Wohnungen
"zurückgebaut" werden müssen - ein Tarn-Wort für Abriß!

Es ist begrüßenswert, daß der NDR gegenwärtig mit einigen Beiträgen
Licht in die Machenschaften der Treuhand bringt. Umfassende Klarheit
wird es aber auch die nächsten 35 Jahre nicht geben, so lange sind
nämlich die 200 Kilometer Treuhand-Akten unter Verschluß.

Ralf Kaestner, Bützow


Wer sich auf höchst spannende und unterhaltsame, trotzdem
faktengestützte Weise mit dem Treuhand-"Krimi" beschäftigen will,
greife zu Wolfgang Schorlaus Roman "Die blaue Liste", dem ersten Band
seiner insgesamt empfehlenswerten Reihe "Dengler ermittelt".

RF

Zum Leserbrief von Dr. Manfred Höfer, RF 252, S. 37

Von "umwerfender Logik" (bei mir) spricht Dr. Höfer, weil ich in
meiner Arbeit zur Frage "Was ist Rentabilität?" (RF 249, S. 28) davon
gesprochen habe, der Kapitalismus könne in Sachen Rentabilität vom
Realsozialismus etwas lernen. Ja, was sollte er denn lernen? 

Daß die Rentabilität als eine Eigenschaft der Arbeit nicht nur ein
wertökonomisches Verständnis einer jeden Arbeit, sondern auch ein
gebrauchswertökonomisches Verständnis einer besonderen Arbeit
erfordert. D. h. die Rentabilität oder Arbeiten "mit/für den Gewinn"
besteht in einer Art Unterabteilung jener Abteilung I, die Marx als
diejenige bezeichnet hat, in der die Produktionsmittel (Maschinen,
Materialien, Energie) für die Arbeit im allgemeinen, also für die Abt.
I und II, hergestellt werden. (Quasi Abt. I über die einfache
Reproduktion hinaus = I plus.) Erst von dem Augenblick an, da die
Arbeit gesellschaftlichen Charakter annimmt, also deren privaten oder
individuellen Charakter überwindet, entstehen sowohl die genannten
Abteilungen als auch Unterabteilungen. Was individuelle Arbeit nur im
Nacheinander schafft, kann gesellschaftliche Arbeit im Nebeneinander.
D. h. wir haben es mit einer neuen, höheren Form der Arbeitsteilung zu
tun. Und was lernt nun (könnte lernen) der Kapitalismus (wenn er denn
wollte) vom Realsozialismus? Daß man auf diesen Bereich der
Möglichkeit einer erweiterten Reproduktion, also den Bereich, in dem
es um die Rentabilität in der Arbeit auch geht (mehr produzieren zu
können als nur ein Äquivalent für die Kosten [C-Teile und V-Teil]),
auch direkt zugreifen kann, ohne den Mehrwert im Wert resp. Preis von
Waren. Dieser Bereich existiert ja unabhängig davon, ob in Preisen ein
Gewinn ausgedrückt ist. Er existiert an sich (im übrigen auch für das
Kapital, den Mehrwert) - wenn er denn geschichtlich Gestalt angenommen
hat. Was Problem der Preise, oder auch individuellen Arbeit (sein
kann) - ohne Gewinn zu sein -, ist dennoch nicht Problem der
gesellschaftlichen Gesamtarbeit, überhaupt der Arbeit. Nur der
Kapitalismus, eine Warenökonomie, orientiert bei der Rentabilität auf
die individuelle Arbeit, den einzelnen Preis, Gesellschaftsökonomie
dagegen orientiert an sich auf - I/Bereich erweiterte Reproduktion.
Das erklärt zwar nicht, warum der Realsozialismus so "lässig" mit den
Preisen umgesprungen ist, d. h. die Preisfrage des Sozialismus
verlangt nach einer neuen (!) Theorie, aber kann erklären, daß
Planwirtschaft ihr Augenmerk schon auf die Ökonomie den
Gebrauchswerten nach gerichtet hat - in der sich der
Wert/Arbeitsaufwand in abstracto schlechthin "in die Produktion
zurückzieht", Engels. (Der Beginn - dieser Preisgleichgültigkeit -
erscheint eben im Gewinn"chaos" Preisen nach.) Bei Rückzug des Wertes
in die Produktion wird sowieso für einzelne Arbeiter unsichtbar, ob
sie "rentabel", mit Gewinn arbeiten. Ihr Interesse resp. ihre
Möglichkeit zu einer Erweiterung der Produktion nehmen sie über den
erweiterten Bezug von Gebrauchswerten wahr, die in dieser besonderen
Abteilung I für sie erarbeitet worden sind. (Die Strukturierung von I
wird, wie bekannt, per Plan vorgenommen, ist weder allgemein und
gleich, noch bedarf es dazu der Voraussetzung von adäquaten
Gewinnteilen in Preisen, da Expansion sowieso proportional bestimmt
ist, nicht äquivalent.)

Hermann Jacobs, Berlin


Seit geraumer Zeit beziehe ich jetzt Eure Zeitschrift und bin
immer wieder begeistert über Artikel und Stellungnahmen. Leider mußte
ich zur Kenntnis nehmen, daß meine Lieblingsautorin, Gisela
Steineckert, ihre regelmäßige Mitarbeit beendet hat. Ich wünsche ihr
alles Gute für ihr weiter es Leben, besonders Gesundheit!

Ich möchte einige Bemerkungen zu für mich wichtigen Themen machen:
Theodor Weißenborn, auch ein wichtiger Autor für mich, erwähnt Sartre.
Das finde ich gut und wichtig. Er versteht ihn meiner Meinung nach
genau richtig. Der Mensch gelingt oder scheitert an seinem Tun und
nicht an seinem Denken. Hans Heinz Holz hat Sartre und seinen
Existenzialismus meines Erachtens nach nicht richtig verstanden.

Eine Frage stellt sich für mich in bezug auf das Scheitern der DDR:
Die DDR soll auf jeden Fall als das gewürdigt werden, was sie war: der
erste Versuch, auf deutschem Boden eine sozialistische Gesellschaft
aufzubauen. Es muß eine differenzierte Aufarbeitung der
Errungenschaften und Fehler in der DDR geben. Dazu gehört auch eine
große Portion Selbstkritik. Unser heutiger Staat hat an so etwas
natürlich kein Interesse. Trotzdem muß es irgendwie gemacht werden,
damit wir für die Zukunft daraus lernen können. Meine Frage lautet:
Welchen Einfluß auf das Scheitern der DDR hat die Tatsache gehabt, daß
der Sozialismus nicht vom Volk selbst erkämpft worden ist, sondern
durch die Befreier vom Faschismus mitgebracht worden ist. D. h. die
Befreiung vom Faschismus ging nicht vom Volk selbst aus. Das
Bewußtsein der großen Mehrheit der Menschen war nicht entwickelt,
historische Verantwortung zu übernehmen, geschweige denn eine neue
Gesellschaft aufzubauen. Vom Kampf gegen das faschistische Regime und
vom Kampf für den Sieg der sozialistischen Revolution konnte bei der
Mehrheit der Menschen auf dem Gebiet der späteren DDR ja nicht die
Rede sein. War das nicht auch Ursache für die Anfälligkeit vieler
Menschen in bezug auf die Verlockungen des Kapitalismus? Kann eine
sozialistische Revolution nur dann erfolgreich sein, wenn die Mehrheit
der Menschen bewußt daran teilnimmt? Sind die Menschen nur unter
dieser Voraussetzung willens und in der Lage, eine sozialistische
Gesellschaft aufzubauen? Erkennt man Wahrheit nicht nur durch
praktische Erfahrung? Wie sollte sich sonst Bewußtsein entwickeln,
wenn nicht durch reflektierte Praxis? Die aber fehlte 1945 bei den
meisten vollkommen.

Georg Kaufmann, Kempen

Auf den wichtigen Zusammenhang zwischen Bewußtsein, Sein und
aktivem Eintreten für eine erfolgreiche Revolution und die neue,
sozialistische Gesellschaft, ihren Aufbau und ihre Verteidigung wies
auch Enrique Ubieta Gómez im Januar-"RotFuchs" hin (S. 17 f.).


RF


In einer kürzlich erschienenen Broschüre widmet sich Hans-Jürgen
Bandelt der Sammlungsbewegung "Aufstehen!", nachdem er sich vorher mit
dem Aufruf von #unteilbar auseinandergesetzt hat. Er sympathisiert mit
ihr, gibt ihr aber wenig Überlebenschancen. Wo er allerdings seine
Überzeugung hernimmt, "eine neue, wirklich linke Partei" aus der
Sammlungsbewegung hervorgehen zu lassen, bleibt sein Geheimnis. Im
Abschnitt "Manifesto" läßt er den Juristen und Kommunisten Friedrich
Wolff zu Worte kommen. Dieser hatte in "Ossietzky" 12/2016 einen Text
veröffentlicht, der auch nach meiner Einschätzung in gewisser Weise
als "kleines Manifest" bezeichnet werden kann. Wolff beschäftigt sich
hier mit den Gründen, warum Die Linke nicht links genug ist. Und wenn
es bei "Aufstehen!" tatsächlich darum geht, "Forderungen, die die
Menschen am meisten bewegen, von der Straße in die Politik zu tragen"
(wie es im Gründungsaufruf heißt), dann könnte dieser Text inhaltlich
eine Rolle in der Sammlungsbewegung spielen, ohne parteipolitisch eine
erneuerte Linke hervorzuzaubern.

Herbert Münchow, Leipzig


Kürzlich druckte der "Nordkurier" eine Abhandlung von Bennett
Murray ab. Es wurde über eine "unorthodoxe" Therapie einer
Methylalkoholvergiftung mit Büchsenbier in Vietnam berichtet. Auch
wenn es nur um eine Vergiftung im fernen Vietnam geht, so müssen
Zeitungen der Funke-Mediengruppe hierzulande mit Arroganz und
Überheblichkeit nachtreten: Die "staatlich gelenkte Presse" in dem
"weniger entwickelten Land", wo solche Vergiftungen gewöhnlich
vorkommen, hat also darüber berichtet.

Sicherlich sind die zwei Lübecker Schüler vergessen, die sich 2009 mit
gepantschtem Schnaps in der Türkei vergifteten. In Schweden kommt es
bei den hohen Alkoholpreisen öfters zu solchen Zwischenfällen mit
"Selbstgebranntem". Auch in der hochentwickelten BRD kommen
Vergiftungen mit Methylalkohol in Frostschutzmitteln gelegentlich vor.
In meiner 58jährigen ärztlichen Praxis wurde ich auch einmal mit einem
solchen Fall konfrontiert. Ein Flugzeugtechniker hatte im jugendlichen
Leichtsinn unbekümmert die Alkoholfüllung aus dem Zusatztank eines
Militär-Jets abgezapft. Der Wechsel von Aethyl- zu
Methylalkoholfüllung bei Auslieferung war nicht extra bekanntgegeben
worden. So nahm das Unglück seinen Lauf und konnte nur durch hohe
Dosen der "blauen Welle" ("ein Auge kann man ja riskieren") kuriert
werden. Ach ja, natürlich war die DDR auch so ein unterentwickeltes
Land.

Dr. Gerd Machalett, Siedenbollentin


Zu Gisela Steineckert: Hand aufs Herz (Mein Freund Peter
Edel), RF 247/248, S. 35 

Der Beitrag hat mich sehr bewegt, und ich erinnerte mich, wie ich
selbst zu seinem autobiographisch-dokumentarischen Roman über deutsche
Vergangenheit und Gegenwart "Die Bilder des Zeugen Schattmann" kam. Es
war im Erscheinungsjahr 1969. Peter Edel war mir damals schon durch
seine Artikel in der "BZ am Abend" als Kulturredakteur bekannt. Im
Frühjahr 1969 schrieb ich an meiner Ökonomie-Hausarbeit. Ich hatte das
Glück, an der Fachschule des Verbands der Konsumgenossenschaften der
DDR zu studieren. Die Fachschule samt Internat befand sich auf dem
Großen Schloß in Blankenburg (Harz).

Als das Buch Peter Edels erschien, bestellte ich mir ein Exemplar.
Tagsüber schrieb ich an meiner Hausarbeit, und in jeder freien Minute
las ich. Die geschilderten Erlebnisse fesselten mich und erschütterten
mich zugleich. Natürlich hatte ich schon vorher Bücher über die Zeit
des Faschismus gelesen - so von Bruno Apitz "Nackt unter Wölfen" oder
von Elfriede Brüning "... damit du weiterlebst" (über Hans und Hilde
Coppi), aber kein anderes ging mir so nah.

Nach Beendigung meines Studiums arbeitete ich zunächst als Revisorin
in Konsumgenossenschaften in der Altmark und sowohl hier als auch an
anderen Arbeitsstellen bzw. als Rentnerin nutzte ich viele
Gelegenheiten, um vor allem Lehrlinge und Schüler mit dem Buch Peter
Edels bekannt zu machen. Auch in einer Kirche konnte ich eine Lesung
für Edel durchführen. Nach 1989/90 wurden viele antifaschistische
Bücher anhand vorbereiteter Listen aus öffentlichen Bibliotheken
entfernt, so auch Edels "Die Bilder des Zeugen Schattmann" ...

Margret Scholz, Hornhausen


In Torgau gibt es seit einiger Zeit eine Gruppe "Aufstehen", die
bereits sehr aktiv geworden ist. So haben wir zum Beispiel Anfang
November 2018 in Leipzig an der Demo "Abrüsten statt aufrüsten!"
teilgenommen. Die Gruppe traf sich, ebenfalls im November, zu einem
Mahngang "Frieden und Völkerverständigung". Am 13. Januar nahmen wir
in Berlin an der Demonstration zur Liebknecht-Luxemburg-Ehrung teil
und demonstrierten mit Tausenden anderen, meist jungen Menschen, gegen
die wachsende Kriegsgefahr in der Welt. Unser nächstes Ziel war am 26.
Januar eine Demonstration in Dresden. Zu unserem Erstaunen trafen wir
auf mehrere "Aufstehen"-Gruppen, z. B. aus Leipzig, Chemnitz, Leisnig
und Bautzen.

Gemeinsam mit etwa drei- bis viertausend Teilnehmern demonstrierten
wir gegen das neu überarbeitete Polizeigesetz. Inzwischen hat sich
unsere Gruppe bereits das fünfte Mal zusammengefunden. Am 2. Februar -
es kamen 14 Interessierte zu unserem Treff - ging es u.a. um den
Friedenserhalt in Europa und der Welt und um gute Nachbarschaft mit
Rußland.

Wir stellten fest, daß die Bereitschaft zu Bündnissen, die sich gegen
die herrschenden Verhältnisse und für Frieden einsetzen, durchaus
vorhanden ist. Unser Anliegen ist es, uns mit anderen
Friedensbewegungen zusammenzuschließen, um gemeinsam an den in Torgau
geborenen "Geist der Elbe", zu erinnern, dem sich sowjetische und
amerikanische Soldaten nach dem Sieg über den Faschismus verpflichtet
sahen und der sich an die Menschen aller Nationen wendet, Konflikte
und Differenzen ausschließlich mit friedlichen Mitteln zu lösen. Er
ist eine ewige Mahnung an alle, für das Wohl der Menschheit
zusammenzuarbeiten. Deshalb müssen wir möglichst viele Menschen
erreichen, die gegen den Rüstungswahnsinn der NATO und der USA
aufstehen und am 27. April zum "Elbeday" kommen, der am Brückenkopf
zum Denkmal der Begegnung mit einem Mahngang stattfindet.

Unser nächstes Treffen der "Aufstehen"-Gruppe Torgau und Umgebung
findet am 30. März um 10.30 Uhr in der Torgauer Gaststätte "Mohrrübe"
statt.

Elke Tentzsch, Torgau


Auf einem Freundschaftstreffen in einem Lichtenberger Betrieb,
an dem ich als stellvertretender Kreissekretär der
Deutsch-Sowjetischen Freundschaft teilnahm, lernte ich Anastasia
Michailowa (Jenia) kennen. Sie hatte die Reise als Auszeichnung
bekommen und kam aus Moskau. Nach dem Austausch von Reden und
Präsenten wurde zum Tanz aufgespielt. Als ein Betriebsangehöriger sie
zum Tanz aufforderte, lehnte sie ab. In einem Gespräch erfuhr ich dann
von ihrem Schicksal. Als Krankenschwester hatte sie während des 2.
Weltkrieges den langen Weg von Moskau bis in Berlin mitgemacht. Von
ihrer großen Familie blieb nur eine Schwester übrig.

Das hat sie geprägt. Sie konnte die Toten und das Elend der vielen
Verwundeten, die sie auf ihrem Marsch sah, nicht vergessen. Jenia war
mit vielen Auszeichnungen geehrt worden, die sie auch trug. Tanzen mit
einem Deutschen überstieg ihre Kräfte. Dennoch wurden wir Freunde. Als
sie wieder nach Moskau zurückfuhr, fiel uns der Abschied schwer. Wir
mochten uns sehr.

Im Briefwechsel erfuhren wir viel voneinander. Wir hatten eine
ähnliche Kindheit, einen ähnlichen Beruf und trafen uns später einige
Male in Moskau. Unsere Korrespondenz bis kurz vor ihrem Tod ließ
erkennen, daß ihr die Kriegsfolgen schwer zu schaffen gemacht haben.
Sie litt sehr unter den sich entwickelnden Spannungen und ständigen
Unruhen in aller Welt. Immer wieder brachte sie ihr Unverständnis
darüber zum Ausdruck, wie leicht sich die Menschen verleiten lassen,
für fremde Interessen und Profite unsagbares Leid anzurichten. Sie
verstand die Welt nicht mehr. Der Gedankenaustausch mit Jenia und
unsere Verbindung, die in keiner Weise eine aufoktroyierte
Freundschaft war, haben mich sehr berührt und nachdenklich gemacht.
Jenia wäre entsetzt gewesen, wenn sie erfahren hätte, daß heute schon
wieder deutsche Soldaten mit ihren Panzern an den Grenzen Rußlands
stehen und provozieren. Da müssen wir aufstehen und Flagge zeigen und
hinausschreien: Das wollen wir nicht!

Lisa Däne, Berlin


Ein Glück, daß es den "RotFuchs" gibt. Der Artikel über Nadeshda
Krupskaja in der Februar-Ausgabe ist mir Anlaß, an ein längst
vergessenes Stück deutsch-sowjetischer Pädagogik nach 1917 zu
erinnern.

Als ich 1958 als Absolvent nach Wickersdorf kam, hörte ich beiläufig
von ehemaligen russischen Bürgern an der Schule. Ich dachte dabei
zunächst an die Mädchen aus der Ukraine, die während des Faschismus in
diese Einrichtung verbracht wurden und entwürdigenden Prozeduren
ausgesetzt waren.

In den 70er Jahren erhielt ich als Leiter der Schule - seit 1964
"Spezialschule zur Vorbereitung auf ein Studium als Russischlehrer" -
überraschenden Besuch von zwei ehemaligen sowjetischen höheren
Offizieren, die mir mitteilten, sie seien in den 20er Jahren Schüler
in Wickersdorf gewesen. Ein Blick in das gut geführte Schülerbuch
offenbarte immer mehr russische Namen, insgesamt etwa 70.

Während der Vorbereitung unserer 75-Jahr-Feier 1981 erfuhr ich dann
von Prof. Helmut König, der nach dem Krieg selbst Lehrer in
Wickersdorf war und älteren Schülern aus dem Umkreis von Kurt Pätzold
und Helmut Kormann noch bekannt sein dürfte, was es mit diesem
ungewöhnlichen Umstand auf sich hatte. Beim Aufbau des
Volksbildungswesens in der UdSSR stieß Nadeshda Krupskaja auf die
Freie Schulgemeinde Wickersdorf (FSG), deren pädagogisches Konzept
sich ganz und gar nicht in das preußische Schulsystem einordnen ließ,
und veranlaßte die Mitarbeiter der diplomatischen und Handelsmissionen
in Europa, ihre Kinder nach Wickersdorf zu schicken.

Interessant in diesem Zusammenhang ist auch die Tatsache, daß die
Schriften des Gründers der Schule zuerst in der Ukraine und in Rußland
und erst später in Deutschland erschienen. Mir wurden Zitate von
Krupskaja und anderen sowjetischen Pädagogen bekannt, die sich mit
Wickersdorf befaßten. 1978 gab es sogar an der Universität in
Essentuki eine Promotion zu Erziehungsfragen an der FSG. Analogien
zwischen Makarenko und der Freien Schulgemeinde sind unverkennbar.

Zu bewegenden Höhepunkten deutsch-sowjetischer Freundschaft gestaltete
sich die Feier 1981, als sich die Professoren Kurt Liebknecht und Igor
Kastell, beide ehemalige Schüler der Einrichtung, sowie mehrere Bürger
aus der UdSSR nach Jahrzehnten an "ihrer" Schule wiedertrafen. Ihre
Erinnerungsberichte an diese Jahre, der letzte wurde 1933 der Schule
verwiesen, sind im Kreisarchiv in Rudolstadt aufbewahrt.

Dieter Barth, Wickersdorf

 * 
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Warten auf den großen Knall

Die Weltwirtschaft rutscht in ihre nächste Krise

von Angela Klein



Die Rezession ist noch nicht da, doch die Stimmung wird schon
zunehmend trüber.


Ende letzten Jahres sei Deutschland knapp an einer Rezession
vorbeigeschrammt, las man in den Wirtschaftsblättern. "Knapp", das
sind die 0,02 Prozent, um die das Bruttoinlandsprodukt (BIP) im
4. Quartal 2018 im Vergleich zum Vorjahr wieder gestiegen ist, nachdem
es im 3. Quartal erstmals seit neun Jahren gesunken war. "Die fetten
Jahre sind vorbei", titelten Wirtschaftszeitungen.

Einen starken Anteil an dem Rückgang hat die Automobilindustrie. Sie
schrumpfte im 3. Quartal 2018 doppelt so stark wie das BIP insgesamt,
nämlich um 0,4 Prozent. Ausschlaggebend für das deutliche Minus waren
dem Institut für Weltwirtschaft in Kiel zufolge die rückläufigen
Absätze aufgrund des eingeführten, international harmonisierten
Abgastests - die Autohersteller hätten die Umsetzung des neuen
Prüfverfahrens verschlafen. Die Schwäche der Autoindustrie wird auch
dafür verantwortlich gemacht, dass die Exporte aus Deutschland, an
denen die Autoindustrie einen Anteil von rund 15 Prozent hat, im Jahr
2018 zum zweitenmal in Folge hinter den Importen zurückgeblieben ist
- um einen ganzen Prozentpunkt. Den Prognosen für 2019 zufolge soll
sich diese Tendenz im laufenden Jahr noch verschärfen.

Das liegt daran, dass die deutsche Automobilindustrie übermäßig vom
Export, und dabei vor allem von dem nach China und vom Zustand der
chinesischen Wirtschaft abhängig ist. Chinas Ministerpräsident hat zum
Auftakt des jüngsten Volkskongresses angekündigt, diese werde im
laufenden Jahr "spürbar weniger" wachsen (2018 betrug das chinesische
Wachstum 6,5 Prozent). Deutsche Autobauer verkaufen jedes dritte Auto
nach China (mehr als 35 Prozent), allein VW über 40 Prozent. Der
chinesische Automarkt ist aber um 4 Prozent geschrumpft - zum
erstenmal seit 20 Jahren. Die deutschen Hersteller hoffen auf
milliardenschwere Steuervergünstigungen für Neuwagen.


Waren und Dienstleistungen

Das Jahresgutachten des Sachverständigenrats der Bundesregierung (der
"Fünf Weisen") vom März dieses Jahres sagt, die Phase der
Hochkonjunktur sei nunmehr beendet; es macht dafür die Handelskriege,
die Unsicherheit um den Brexit und den Rückgang des Wachstums in China
verantwortlich. Es schätzt, dass das BIP im laufenden Jahr nur noch um
0,8 Prozent steigen wird (nach 2,2 Prozent 2017 und 1,5 Prozent 2018).
Der Jahreswirtschaftsbericht des Bundeswirtschaftsministers rechnete
Ende Januar noch mit 1 Prozent Wachstum - nachdem er im Herbst noch
1,8 Prozent prognostiziert hatte. Das Münchner ifo-Institut
korrigierte seine Prognose aus dem Herbst 2018 sogar auf 0,6 Prozent
herunter. Insbesondere die Bestellungen aus dem Ausland seien
eingebrochen, doppelt so stark wie von den Ökonomen erwartet.

Gestützt wurde die Konjunktur im vergangenen Jahr abermals von den
Verbrauchern, einschließlich des Staates. Hinzu kamen gestiegene
Investitionen vieler Unternehmen in Ausrüstungen, Bauten und sonstige
Anlagen sowie der Bauboom.

EU-weit schwächte sich die Konjunktur in 2018 ebenfalls ab, aber auf
einem deutlich höheren Niveau - von 2,4 Prozent 2017 auf 1,9 Prozent
2018, einen Knick ins Minus gab es nicht. Die Eurozone blieb mit einem
Plus von 1,8 Prozent hinter der EU-28 zurück, die Wachstumsraten in
Deutschland lagen mit 1,5 Prozent noch darunter. Die Welt sah Mitte
Februar Deutschland wieder als den "kranken Mann in Europa": "In
Europa bildet Deutschland beim Wachstum zusammen mit Italien das
Schlusslicht. Die niederländische Ökonomie wuchs im Schlussquartal
2018 um 0,5 Prozent, Portugal um 0,4 Prozent, Spanien um 0,7 Prozent,
und selbst Frankreich schaffte trotz Massenprotesten der Gelbwesten
noch einen Zuwachs um 0,3 Prozent."

Wachstum, das den Namen noch verdient, findet trotz allgemeiner
Rückläufigkeit derzeit woanders statt: Der Weltwirtschaft sagte die
Weltbank zu Jahresanfang ein Wachstum von 2,9 Prozent voraus (nach 3
Prozent 2018). Für die USA rechnet sie mit 2,5 Prozent (nach 2,9
Prozent 2018; 2020 könnten es sogar nur noch 1,7 Prozent sein); für
China mit 6,2 Prozent (2018: 6,5 Prozent); für die Entwicklungs- und
Schwellenländer insgesamt immerhin noch mit 4,2 Prozent.

An dieser Stelle führen die Statistiken jedoch in die Irre. Denn sie
ordnen die Ein- und Ausfuhren nach Ländern. Für viele exportstarke
Länder, vor allem China, aber gilt, dass ein guter Teil ihrer Exporte
von ausländischen Konzernen generiert werden, die dort
Produktionsstätten haben. Die Hälfte des Welthandels, so wird
geschätzt, ist in Wirklichkeit Handel innerhalb von weltweit
operierenden Konzernen. Wenn also seit den 90er Jahren der Anteil der
Entwicklungs- und Schwellenländer am Welthandel auf über die Hälfte
gestiegen ist, so hat dies in erster Linie mit der Globalisierung der
Produktion zu tun.


Die US-Wirtschaft

Die US-Wirtschaft hat selbst mit ihren höheren Zuwachsraten das Niveau
vor der Finanzkrise nicht mehr erreicht. 300.000 Jobs wurden
geschaffen, rühmte sich Trump vor kurzem, die Löhne sind gestiegen,
die Gewinne gar auf einem Allzeithoch - dank der milliardenschweren
Steuerreform und der großzügigeren Ausgabenpolitik.

Das Wachstum wurde mit einem Anstieg der Staatsverschuldung auf 21,8
Billionen US-Dollar bezahlt. Und der Effekt war kurzfristig: Die
Bruttoanlageinvestitionen, die im ersten Halbjahr um 11 Prozent
gestiegen waren, sind im dritten Quartal auf 0,8 Prozent abgestürzt,
und das Handelsbilanzdefizit steigt weiter - obwohl Trump es mit
seiner Zollpolitik verringern wollte. Die US-Wirtschaft wurde
strukturell nicht gestärkt, ihr Produktivität bleibt niedrig und sie
hängt weiterhin stark vom ausländischen Kapitalzufluss ab. Sollte sie
ins Stocken geraten, gibt es keinen anderen Motor, der die
Weltwirtschaft wieder ankurbeln könnte - anders als 2008, als China
und die Schwellenländer einen großen Teil des Schocks der Finanzkrise
aufgefangen haben.


Der Aktienmarkt

"Im kommenden Jahr wird die Nachfrage nach Aktien weiter zurückgehen",
schrieb die Welt am 27.12.2018. "Das liegt nicht etwa daran, dass
Privatanleger keine Lust mehr auf solche Investitionen hätten oder die
diversen institutionellen Investoren das Weite suchten. Es liegt
vielmehr daran, dass eine andere Käufergruppe zunehmend ausfallen
wird: die börsennotierten Unternehmen selbst. In den letzten vier
Jahren waren US-Unternehmen selbst die Hauptkäufer von US-Aktien."
Statt die Massen an billigem Geld, mit denen sie zugeschüttet wurden,
produktiv zu investieren, haben sie es genutzt, um durch Eigenkauf
ihrer Aktien deren Kurse in die Höhe zu treiben. "Und das ist auch
Sinn und Zweck der Übung", bemerkt die Welt dazu.

Beflügelt worden sei dies durch Trumps Steuerreform. "Sie sollte
Firmen dazu bewegen, ihr im Ausland angelegtes Geld in die USA
zurückzuholen und dort in neue Technologien zu investieren und
Arbeitsplätze zu schaffen. Zurückgeholt haben sie es tatsächlich,
genutzt haben sie es jedoch vor allem für Aktienrückkäufe und damit
für eine Befeuerung ihrer Aktienkurse." Und weil die Zinsen so niedrig
waren, hätten viele Unternehmen sogar Kredite aufgenommen, um die
eigenen Aktien zurückzukaufen. Damit könne man jetzt nicht mehr
rechnen, das meiste Geld sei inzwischen wieder daheim und die
US-Notenbank habe ihren Leitzins soweit angehoben, dass Staatsanleihen
wieder 3 Prozent abwerfen.

Die Europäische Zentralbank wiederum will ihr Programm zum Ankauf von
Staatsanleihen, mit dem sie den Markt geflutet hat, im laufenden Jahr
auslaufen lassen. Geld wird dann nicht mehr so leicht und so billig zu
haben sein.


Tanz auf dem Vulkan

Es kann also alles passieren - in der gegenwärtigen Situation des
Rückgangs der Produktion, des Welthandels und an den Finanzmärkten
braucht es nur einen Funken, damit die Hütte wieder brennt. Dieser
kann gut und gerne auch durch politische Entscheidungen ausgelöst
werden.

Das Hauptproblem ist: Es gibt keine Reserven mehr. Dies gilt umso
mehr, als grundlegende Probleme, die zur Finanzkrise 2008 geführt
haben, nicht gelöst wurden: Die globale Verschuldung hat ein
historisches Hoch erreicht - nämlich 250 Billionen Dollar, das ist
dreimal soviel wie auf der Welt überhaupt produziert wird; seit 2009
hat der Verschuldungsgrad laut IWF um 11 Prozent zugenommen. Vor allem
die Verschuldung der Unternehmen ist, angefeuert durch die
Niedrigstzinspolitik, so hoch wie noch nie und übertrifft die Spitzen
von 2008/09, 2001 und 1990, die allesamt von Rezessionen begleitet
waren. Die Schulden werden u.a. in Form von Anleihen am Kapitalmarkt
gehalten. Wenn sie in den kommenden Jahren zu einem höheren Zinssatz
zurückgezahlt werden müssen, wird das teuer.

Auch die Staatsschulden sind weiter gestiegen, Steuergelder sind in
die Bankenrettung geflossen. Selbst in Deutschland, das sich seit drei
Jahren rühmt, im Bundeshaushalt eine schwarze Null zu schreiben, also
netto keine Kredite mehr aufzunehmen, ist der Schuldenberg gemessen an
2010, dem Jahr unmittelbar nach der Finanzkrise und der Rezession
2009, kaum gesunken: von stolzen 2012 Mrd. auf 1967 Mrd. Euro.

Ein weiterer Faktor der Destabilisierung ist, dass die Masse an Geld,
die auf den Finanzmärkten zirkuliert, dort immer häufiger automatisch
gehandelt wird. Fast 29 Prozent des Börsenhandels wird inzwischen von
Fonds getrieben, die die beste Geldanlage in Bruchteilen von Sekunden
durch große Rechenzentren nach bestimmten Algorithmen errechnen
lassen. Diese Methode fördert die Tendenz zur Baisse, weil es bei
kleinsten Verlusten automatisch Verkaufsorder gibt.

Daraus kann man nur einen Schluss ziehen: Der Sumpf muss trockengelegt
werden. Die Schattenbanken müssen aufgelöst, Privatbanken unter
öffentliche Kontrolle gestellt und die Kreditvergabe wieder zum
Monopol des Staates gemacht werden
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VORWÄRTS/1454: Frieden statt Krieg exportieren


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 11/12 vom 4. April 2019

Frieden statt Krieg exportieren

von Damian Bugmann



Der nationale Ostermarsch gegen Aufrüstung, Krieg und Imperialismus
vom Eichholz bei Wabern zum Münsterplatz in Bern findet dieses Jahr
zum siebzehnten Mal statt. Der erste Berner Ostermarsch in dieser Form
war 2003 Ausdruck des Protests gegen die westliche Invasion im Irak.
Grund zu Besorgnis und Protest besteht weiterhin.



Die Nato rüstet auf und provoziert Russland und den Iran, die USA
kündigt unter Vorwänden das INF-Abkommen mit Russland zur Beschränkung
der atomaren Rüstung. Seit den Nato-Bombardements ab 1999 im
Jugoslawienkrieg von 1991 bis 2001 - im wesentlichen geführt und mit
angeblich humanitären Gründen gerechtfertigt durch «linke» europäische
Exekutivpolitiker und die damals in den USA regierende demokratische
Clinton-Administration - hat das Atlantikbündnis freie Hand für
völkerrechtswidrige Kriege für billige Rohstoffe und strategische
Militärstützpunkte. Das Imperium führt unter der Administration Trump
aggressiver Krieg mit der Welt als bisher: Mit Desinformation und
Manipulation, Propagandafeldzügen, Handelskriegen,
Wirtschaftsboykotten, Regime Changes und militärischen Interventionen
unter humanitären Vorwänden gegen Staaten, die sich nicht der
westlichen Wirtschafts- und «Werte»gemeinschaft unterordnen wollen und
eine eigene Aussen- und Wirtschaftspolitik betreiben. Und
destabilisiert und zerstört so ein widerständiges Land nach dem
anderen.


Demokratischer Blindflug

In der Schweiz unternimmt der Bund Versuche, die Beschaffung von
umstrittenen, überteuerten Kampfjets und eines
Boden-Luft-Abwehrsystems am Volk vorbeizuschummeln. Nach dem
Volks-Nein zum schwedischen Gripen-Flugzeug müsste eigentlich wieder
eine Abstimmung stattfinden. Damals ging es um 3,1 Milliarden, jetzt
wollen die Militärs acht Milliarden. Auf Druck der BDP soll die
Kampfjetbeschaffung doch noch vors Volk kommen. Allerdings «losgelöst
von der Typenfrage», das bedeutet für das Stimmvolk eine Entscheidung
ohne die Kosten, die Anzahl und den Kampfjettypus zu kennen - ein
Blindflug. Man will auch weiter undemokratische, repressive
kriegführende Staaten wie Saudiarabien beliefern und ungeniert
Kriegsmaterial auch in Bürgerkriegsländer exportieren. Teile des
bundeseigenen Rüstungskonzerns Ruag sollen durch Privatisierung der
demokratischen Kontrolle entzogen werden. Die Schweiz ist pro Kopf die
viertgrösste Waffenexporteurin weltweit. «Frieden statt Krieg
exportieren» ist das Motto des diesjährigen Ostermarschs.


Starkes Zeichen setzen

Ostermärsche für Frieden und Abrüstung gab es seit 1958, zunächst nur
in England. 1962 wurde zur Unterstützung der von der Schweizerischen
Bewegung gegen die atomare Aufrüstung lancierte - und abgelehnte -
Initiative gegen die atomare Bewaffnung der Schweizer Armee
marschiert. Die Ostermärsche in der Schweiz fanden bis 1967 statt. In
diesem Jahr fanden in Biel eine Vietnam-Tagung und ein Marsch von Lyss
nach Bern für den baldigen Abschluss eines Atomsperrvertrags statt. Um
1980 ging es gegen Neutronenwaffen und die drohende Stationierung von
atomaren Kurzstreckenraketen in Europa. 1982 bis 1992 gab es in Basel
unter massgeblicher Mitorganisation der Schweizerischen
Friedensbewegung und mit Unterstützung der Basler PdA Ostermärsche und
Osterkundgebungen, später Friedensfahrten auf dem Rhein und
Friedensfeste. Auch am Bodensee wurde an Ostern marschiert. 2003
organisierten kirchliche und entwicklungspolitische Organisationen den
ersten Ostermarsch in Bern.

Die Berner Ostermarsch-Route ist relativ kurz gehalten, damit auch
ältere Solidarische und Familien mit Kindern mithalten können. Die
Partei der Arbeit der Schweiz ruft dazu auf, am Ostermarsch in Bern
ein starkes Zeichen für den Frieden und gegen den Krieg zu setzen.

Montag, 22. April, 13.00 Uhr Eichholz, Strandweg 45, Wabern. Tram 9
Bahnhof bis Endstation. Schlusskundgebung 16.30 Uhr Münsterplatz.
Reden, Latinpop, Verpflegung
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FORSCHUNG/142: Mit der Informationsflut sinkt die Aufmerksamkeitsspanne der Gesellschaft (idw)


Max-Planck-Institut für Bildungsforschung - 15.04.2019

Mit der Informationsflut sinkt die Aufmerksamkeitsspanne der
Gesellschaft



Was gestern noch in aller Munde war, ist heute schon vergessen. Die
Zeitspanne, in der die Gesellschaft ihre Aufmerksamkeit einem Thema
widmet, wird immer kürzer. Das zeigt ein Forscherteam der Technischen
Universität Berlin, des Max-Planck-Instituts für Bildungsforschung (MPIB),
des University College Cork und der Technical University of Denmark (DTU).
Die im Journal Nature Communications veröffentlichte Studie untermauert
somit die These einer "sozialen Beschleunigung".

Die negativen Auswirkungen der sozialen Medien und des ständigen
Nachrichtenstroms auf unsere Aufmerksamkeit wurden in den letzten Jahren
immer wieder diskutiert. Soziolog*innen, Psycholog*innen und Lehrer*innen
warnen, dass die ständigen Eilmeldungen, Push-Benachrichtigungen sowie die
Angst, etwas zu verpassen, zu einer "sozialen Beschleunigung" führen. Doch
fehlten bisher empirische Daten, um diese These zu untermauern.

Nun konnte ein Forscherteam von der Technischen Universität Berlin, des
Max-Planck-Instituts für Bildungsforschung, des University College Cork
und der Technical University of Denmark zeigen, dass die
Aufmerksamkeitsspanne unserer Gesellschaft für ein einzelnes Thema
tatsächlich immer kürzer wird.

Die Wissenschaftler haben verschiedene Medien analysiert und untersucht,
wie lange ein Thema, ein Hashtag oder auch ein bestimmter Film besonders
beliebt waren. Die Daten dazu stammen aus Büchern der letzten 100 Jahre,
aus Kinokartenverkäufen der letzten 40 Jahre, aus wissenschaftlichen
Publikationen der letzten 25 Jahre sowie von Twitter, Google Trends,
Reddit und Wikipedia aus verschiedenen Zeitspannen der 2010er-Jahre.
Besonders gut lässt sich die immer stärkere Verkürzung der
Aufmerksamkeitsspanne anhand der sozialen Medienplattform Twitter
erklären. Während 2013 ein Hashtag durchschnittlich 17,5 Stunden in der
Top-50-Liste war, blieb er dort 2016 nur noch durchschnittlich 11,9
Stunden.

Auch wenn man sich gesuchte Begriffe bei Google und die Anzahl der
Kommentare auf einzelne Reddit-Posts anschaut, lässt sich der Effekt über
die Jahre feststellen. Die Zeitspanne, die ein Begriff besonders oft
gesucht oder ein Post auf Reddit stark diskutiert wird, wird immer kürzer.
"Unsere Daten zeigen, dass die Dauer, in der die Öffentlichkeit Interesse
an einzelnen Themen und Inhalten zeigt, immer kürzer wird. Gleichzeitig
springt das Interesse immer schneller von einem Thema zum nächsten", sagt
Philipp Lorenz-Spreen, Erstautor der Studie und Wissenschaftler am
Max-Planck-Institut für Bildungsforschung.

Auch in der Offline-Welt lässt sich der Effekt beobachten. Die Forscher
haben über Google Books häufig genutzte Wortgruppen in Büchern und die
Verkäufe von Kinokarten von Hollywood-Blockbustern analysiert. "Es scheint
so, dass das Maß der Aufmerksamkeit in unserer Gesellschaft gleich bleibt,
was sich jedoch verändert, ist, dass die Themen und Inhalte, die um diese
Aufmerksamkeit konkurrieren, immer dichter verpackt werden. Das bedeutet,
dass es tatsächlich immer schwieriger geworden ist, auf dem Laufenden zu
bleiben", sagt Sune Lehmann, Co-Autor und Professor an der Technical
University of Denmark (DTU). Nur bei Wikipedia und bei wissenschaftlichen
Publikationen zeigt sich dieser Trend nicht. Vermutlich weil diese Medien
eher mit Wissen statt mit Neuigkeiten arbeiten.

Der Grund für die verkürzte Aufmerksamkeitsspanne lässt sich anhand eines
mathematischen Modells erklären, das die Wissenschaftler auf Hashtags
genauso wie auf Kinokartenverkäufe anwandten. "Für unsere Modellierung
haben wir uns vorgestellt, dass sich jedes Thema von der begrenzten
kollektiven Aufmerksamkeit ernährt. Wenn immer mehr Themen ein Stück von
der Aufmerksamkeit haben wollen, bleibt für ein einzelnes Thema weniger
übrig", sagt Philipp Hövel, Co-Autor und Dozent für angewandte Mathematik
am University College Cork.

Während diese Studie zeigt, dass die Aufmerksamkeitsspanne der
Gesellschaft als Ganzes sinkt, wäre der nächste Schritt, genauer zu
untersuchen, ob die Informationsflut auch die Aufmerksamkeitsspanne jedes
Einzelnen verkleinert.


Das Max-Planck-Institut für Bildungsforschung wurde 1963 in Berlin
gegründet und ist als interdisziplinäre Forschungseinrichtung dem Studium
der menschlichen Entwicklung und Bildung gewidmet. Das Institut gehört zur
Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V., einer der
führenden Organisationen für Grundlagenforschung in Europa.

Originalpublikation:

Lorenz-Spreen, P., Mønsted, B., Hövel P., & Lehmann S. (2019).

Accelerating Dynamics of Collective Attention.

Nature Communications.

https://doi.org/10.1038/s41467-019-09311-w

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution654
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PREIS/2233: CIVIS Medienpreis 2019 - 21 Programme nominiert, vier Preise vergeben (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 16. April
2019

CIVIS Medienpreis 2019

21 Programme nominiert - vier Preise vergeben!



Antisemitismus und Rechtsextremismus sind die großen Themen im CIVIS
Wettbewerb 2019 - neben den Programmeinreichungen zur Migration und
Integration sowie zur Flucht und Asylproblematik. Das politische Klima
in Deutschland und Europa verändert sich. Es geht um unsere
demokratischen Grundwerte.

Europas bedeutendster Medienpreis für Integration und kulturelle
Vielfalt zeichnet erneut Programmleistungen im Radio, Film, Fernsehen
und Internet aus. Am CIVIS Wettbewerb 2019 nehmen insgesamt 767
Programme aus 22 EU-Staaten und der Schweiz teil. 21 Programme sind
nominiert - vier Preise vergeben. Welche Programme mit dem
renommierten CIVIS Medienpreis ausgezeichnet werden, wird erst am 23.
Mai 2019 im Auswärtigen Amt in Berlin bekannt gegeben.

Der CIVIS Medienpreis für Integration und kulturelle Vielfalt in
Europa wird in den Kategorien AUDIO, TV.VIDEO, DIGITAL, YOUNG C. und
CIVIS SPECIAL vergeben.

Funk - das Content-Netzwerk von ARD/ZDF und der Westdeutsche Rundfunk
sind mit drei bzw. vier Programmen nominiert - ebenso das Nederlandse
Publieke Omroep 3, der Österreichische Rundfunk , das Radio Télévision
Suisse und ARTE. Weitere Nominierungen gehen an den Bayerischen
Rundfunk, das Zweite Deutsche Fernsehen, das Deutschlandradio, den
Südwestrundfunk und SPIEGEL ONLINE.

Vier Preise sind bereits vergeben: Mit dem EUROPEAN YOUNG C.
ausgezeichnet wird die Hamburg Media School, der SPECIAL PRIZE -
FUSSBALL + INTEGRATION geht an das Sveriges Television, HAWAR. help,
den Deutschlandfunk und Funk - das Content-Netzwerk von ARD/ZDF.

Der Europäische CIVIS Medienpreis wird am 23. Mai 2019 in einer
festlichen TV-Gala im Auswärtigen Amt in Berlin verliehen. An der
Preisverleihung nehmen rund 400 hochkarätige Gäste aus Medien und
Politik teil. Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier und der
Präsident des Europäischen Parlaments Antonio Tajani sind Schirmherren
des CIVIS Medienpreises 2019.

Der CIVIS CINEMA 2019 wird als Publikumspreis für europäische
Spielfilme im deutschen Kino verliehen. Das Publikumsvoting im
Internet findet vom 24. April bis 03. Mai 2019 statt.

Der CIVIS Medienpreis wird von der Arbeitsgemeinschaft der
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten in Deutschland (ARD),
vertreten durch den WDR, gemeinsam mit der Freudenberg Stiftung
ausgeschrieben. Der ORF, die SRG SSR, RTV Slovenia, die Deutsche
Welle, das Deutschlandradio, PHOENIX, ARTE, 3sat, die Deutsche
Produzenten Allianz, die VFF - Verwertungsgesellschaft der Film- und
Fernsehproduzenten und die EBU sind Medienpartner. Die
Integrationsbeauftragte der Bundesregierung, die EU-Agentur für
Grundrechte (FRA) und die WDR mediagroup sind Kooperationspartner. Der
CIVIS Medienpreis steht unter der Schirmherrschaft des Europäischen
Parlaments.

Übersicht aller nominierten Programme: 

https://www.civismedia.eu/downloads/2019_civis_nominierungen.pdf
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MUSIK/2868: Deutschlandfunk - Der Komponist Franz von Suppé, 18.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wiener Lustspiel-Meister

Der Komponist Franz von Suppé (1819-1895)

Von Klaus Gehrke

Historische Aufnahmen

Donnerstag, 18. April 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



"Dichter und Bauer", "Boccaccio" oder "Leichte Kavallerie", es waren
vor allem diese Operetten, mit denen Franz von Suppé Weltruhm errang.
Damit war er fast noch erfolgreicher als sein Kollege und Konkurrent,
der "Walzer-König" Johann Strauß (Sohn). Nach Studien bei Simon
Sechter in Wien konnte Suppé mit der Ouvertüre zu "Dichter und Bauer"
einen ersten großen Erfolg verbuchen. Zudem gehörte er zu den ersten
Komponisten, die das Modell der französischen Operette von Offenbach
im deutschsprachigen Raum aufgriffen. Seine fast 200 Lustspiele,
Vaudevilles und großen Operetten gehörten wie die von Johann Strauß zu
den bedeutendsten Werken des sogenannten goldenen Operettenzeitalters.
Heute sind Suppés Kompositionen eher im Konzertsaal als auf der Bühne
zu erleben.

 * 
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TALK/1647: Deutschlandfunk - Unser täglich Brot, 18.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Unser täglich Brot

Hörertel.: 0 08 00-44 64? 44 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 18. April 2019, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Die Deutschen lieben Brot. Egal ob zum Frühstück, als Snack
zwischendurch oder zum Abendessen - bei den meisten von uns landet
Brot fast täglich auf dem Tisch. Rund 1,74 Millionen Tonnen Brot haben
die Deutschen im Jahr 2017 verdrückt. Mit rund 3.000 Brotsorten liegt
Deutschland weltweit an der Spitze. Kein Wunder, dass die deutsche
Brotkultur 2014 als UNESCO-Weltkulturerbe geadelt wurde. Beim Einkauf
haben die Deutschen die Qual der Wahl. Unsere und Ihre Fragen zum
Thema Brot diskutiert Britta Mersch mit Expertinnen und Experten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 9. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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DER FILM/437: Köln - "Whisper of the Jaguar" von Simon*e Jaikiriuma Paetau, 15.5.2019


Kunsthochschule für Medien Köln - 11.03.2019

Filmabend

KHM-Heimspiel: Whisper of the Jaguar

Film + Gespräch, 

Mittwoch, 15.5.2019, 19 Uhr, Aula, Filzengraben 2, 50676 Köln

Der Eintritt ist, wenn nicht anders angegeben, frei



Die Filmreihe zeigt den ersten langen Film von Simon*e Jaikiriuma
Paetau. "Whisper of the Jaguar" (2017, 79 Min.) wurde auf der
Documenta 14 uraufgeführt, erhielt beim Internationalen Filmfestival
Cartagena de Indias den Preis für die "Beste Regie" und ist nun für
den "Iberoamerikanischen Fénix Filmpreis" vorausgewählt. "Das Flüstern
des Jaguars" ist ein Queer-Punk-Roadmovie, das entlang des Amazonas
spielt und sich mit indigenem Wissen und der Erfahrung von
Trancezuständen durch medizinische Pflanzen beschäftigt.

Moderation: Prof. Isabell Lorey, Professorin für Queer Studies an der
KHM

www.facebook.com/kunsthochschulefuermedien

www.instagram.com/kunsthochschulefuermedien/

www.twitter.com/khmkoeln

www.youtube.com/KHMKoeln

 * 

Quelle:

Kunsthochschule für Medien Köln (KHM)

Academy of Media Arts Cologne

Peter-Welter-Platz 2, 50676 Köln

Telefon: +49 221 20189 0

Internet: www.khm.de
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ARBEITSMEDIZIN/483: Was bringt betriebliche Gesundheitsförderung wirklich? (idw)


Jacobs University Bremen gGmbH - 12.04.2019

Was bringt betriebliche Gesundheitsförderung wirklich?



Es ist eine Win-Win-Situation: Betriebliche Gesundheitsförderung dient
sowohl Mitarbeitern als auch Unternehmen. Welche Arten von Maßnahmen
besonders wirksam sind, das haben Prof. Dr. Sonia Lippke von der Jacobs
University Bremen und ihre Kollegin PD Dr. Aike Hessel von der Deutschen
Rentenversicherung Oldenburg-Bremen in einer Studie über viele
Einzeluntersuchungen zur betrieblichen Gesundheitsförderung erforscht. Die
Motivation von Mitarbeitern durch sogenannte Verhaltensförderung ist
nachweislich nützlich. Wirksamer ist es jedoch, wenn unternehmensweite
Maßnahmen und Änderungen der Arbeitsumgebung umgesetzt werden durch
sogenannte Verhältnisförderung.

Das Präventionsgesetz, das seit dem Jahr 2016 gilt, erlaubt es
Krankenkassen, die Gesundheit von Mitarbeitern in Betrieben zu
unterstützen. Diese Maßnahmen betreffen nur die individuelle Förderung von
Mitarbeitern. Bei unternehmensweiten Maßnahmen sind die Betriebe selbst in
der Pflicht. Offen war bisher jedoch, wie wirksam diese verschiedenen
Maßnahmen in Bezug auf Arbeitsfähigkeit und Verhaltensänderung tatsächlich
sind, wenn systematisch Einzelergebnisse aus Interventionsstudien
zusammengefasst werden. Um dies zu untersuchen, führte Dr. Lippke,
Professorin für Gesundheitspsychologie und Verhaltensmedizin an der Jacobs
University Bremen, eine Studie durch, die von der Deutschen
Rentenversicherung Oldenburg-Bremen finanziert und mit PD Dr. Hessel
kürzlich publiziert wurde. Dabei wurden insgesamt über 4.000
Studienteilnehmer mittleren Alters untersucht, die vorwiegend sitzend
arbeiteten. Die Probanden stammten aus Australien, Belgien, Deutschland,
Finnland, Großbritannien, Kanada, den Niederlanden, Norwegen, Portugal,
Spanien, Schweden und den Vereinigten Staaten. Die Ergebnisse waren
eindeutig: Verhältnisförderung ist am effektivsten und Verhaltensförderung
ist weniger effektiv, aber trotzdem sinnvoll. Werden Maßnahmen angeboten,
die beide Ansätze kombinieren, dann liegt die Wirksamkeit in der Mitte.

Die Gestaltung der Arbeitstätigkeit und der Arbeitsbedingungen sowie
betriebliche Rahmenbedingungen ist also zentral bei der
Gesundheitsförderung. So kann etwa mangelnde Bewegung bei klassischen
Büro-Jobs durch die ergonomische Gestaltung der Arbeitsumgebung und des
Arbeitsplatzes reduziert werden. Verspannungen und damit Schmerzen lassen
sich vermeiden durch ergonomische Bürostühle und variable
Steh-Sitz-Besprechungstische. Was bleibt ist die Frage, ob die Mitarbeiter dieses
Mobiliar und die Angebote auch regelmäßig nutzen. Entsprechend ist die
individuelle Motivierung gefragt. Zu denken ist beispielsweise an die
Absicht, nach einer Stunde sitzend am Schreibtisch aufzustehen und
Lockerungsübungen zu machen. Im Arbeitsalltag kann der Vorsatz an
situativen Schwierigkeiten scheitern, wie hohem Zeitdruck und dem
Eindruck, dass eine Pause nicht in den Arbeitsablauf passt oder von
Kollegen und Vorgesetzten nicht akzeptiert wird. Der Mitarbeiter fühlt
sich unter Druck, die Arbeit ohne Pause zu beenden. Würde der Mitarbeiter
einen variablen Schreibtisch haben, an dem im Stehen weitergearbeitet
werden kann, dann könnte er seine Arbeitshaltung ändern und seine
Muskulatur lockern und kräftigen, auch ohne eine Pause einzulegen.
Workshops zu Zeit- und Selbstmanagement, professionell angeleiteter
Pausensport und in den Workflow eingebaute Bewegungseinheiten können die
Motivation der Mitarbeiter fördern. Diese lässt sich dann auch wiederum in
den Freizeitbereich übertragen. Auf jeden Fall ist die
Gesundheitsförderung nicht alleinige Verantwortung der Mitarbeiter. Denn
wenn Mitarbeiter zufriedener, motivierter und gesünder sind, dann ist das
auch ein wesentlicher Bestandteil für den wirtschaftlichen Erfolg eines
Unternehmens.

Sonia Lippke erläutert: "Unser Arbeitsalltag ist oft anstrengend und wir
sollten neben sitzenden Tätigkeiten auch körperlich aktive Phasen
einplanen. Es gibt viel innovatives Potential beispielsweise durch
eLearning-Programme und elektronische Erinnerungssysteme, aber auch
Bewährtes wie Betriebssport. Gleichzeitig ist strategische
Gesundheitsmanagements wesentlich, damit der langfristige Erfolg
sichergestellt wird." Auch Aike Hessel meint: "Unternehmen sind gut
beraten, wenn sie gesundheitsförderliche Bewegungsmöglichkeiten in den
Arbeitsalltag ihrer Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen integrieren und die
Verantwortung für ausreichende körperliche Aktivitäten nicht
ausschließlich in den Freizeitbereich ihrer Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen delegieren."


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution698

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Jacobs University Bremen gGmbH - 12.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DIAGNOSTIK/598: Künstliche Intelligenz schlägt Hautärzte bei der Diagnose von schwarzem Hautkrebs (idw)


Nationales Centrum für Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg - 11.04.2019

Künstliche Intelligenz schlägt Hautärzte bei der Diagnose von schwarzem Hautkrebs



Wissenschaftler des Deutschen Krebsforschungszentrums (DKFZ), der
Universitäts-Hautklinik und des Nationalen Centrums für Tumorerkrankungen
(NCT) Heidelberg haben einen Algorithmus programmiert, der verdächtige
Hautveränderungen digital beurteilen kann. In einer Studie traten 157
Hautärzte von zwölf Universitätskliniken aus Deutschland gegen die
künstliche Intelligenz an: Sowohl die Ärzte als auch der Algorithmus
beurteilten 100 Bilder danach, ob es sich um ein Muttermal oder einen
schwarzen Hautkrebs handelt. Am Ende war die künstliche Intelligenz
präziser als die klinische Diagnostik.

Für 100 Bilder von Hautauffälligkeiten, davon 20 gesichert schwarzer
Hautkrebs (Melanom) und 80 gutartige Muttermale, mussten die 157
Dermatologen von zwölf deutschen Universitäts-Hautkliniken (Berlin, Bonn,
Erlangen, Essen, Hamburg, Heidelberg, Kiel, Magdeburg, Mannheim, München,
Regensburg und Würzburg) das weitere Vorgehen bestimmen: entweder eine
Biopsie durchführen oder dem Patienten von der Gewebeprobe abraten.
Dieselben 100 Bilder wurden anschließend von einem zuvor mit 12.378
anderen Bildern trainierten Algorithmus automatisiert bewertet.

Nur sieben der 157 Dermatologen schnitten besser als der Algorithmus ab,
14 erzielten gleich gute Ergebnisse und 136 hatten schlechtere Ergebnisse.
Im Durchschnitt war der Algorithmus präziser in der Beurteilung der
Hauttumoren als die Hautärzte. Dabei spielte es keine Rolle welche
Position und Erfahrung der Arzt hatte. Im Durchschnitt waren
Assistenzärzte über Fach- und Oberärzte bis zum Chefarzt dem Algorithmus
unterlegen.

"Der Einsatz von künstlicher Intelligenz wird in der Dermatologie
zukünftig wichtiger werden, um präzise Diagnosen zu erstellen. Der
Algorithmus könnte die klinische Beurteilung von Hauttumoren sinnvoll
ergänzen", kommentiert Jochen Sven Utikal, Leiter der Klinischen
Kooperationseinheit des DKFZ, die Ergebnisse der Studie.

Die Diagnose von Hautveränderungen allein durch den Algorithmus ist
allerdings nach Meinung der Heidelberger Wissenschaftler nicht zu
empfehlen. Ein Einsatz auf mobilen Endgeräten ist zwar in bestimmten
Situationen denkbar, setzt die Patienten aber derzeit noch zu hohen
Risiken aus. Denn der Algorithmus kennt bisher nur zwei Diagnosen:
Muttermal oder schwarzen Hautkrebs. Bei dieser Fragestellung ist die
künstliche Intelligenz bei Bilddaten überlegen. "Die klinische Realität
ist allerdings eine völlig andere: Ein Facharzt muss bei der körperlichen
Untersuchung zwischen mehr als hundert Differentialdiagnosen unterscheiden
können, davon sind viele sehr selten, einige sind kaum allein am Bild zu
erkennen, sondern brauchen weitere Informationen wie zum Beispiel
Tasteindrücke", berichtet Alexander Enk, Direktor der
Universitäts-Hautklinik Heidelberg.

Kann eine künstliche Intelligenz in zehn Jahren die klinische Diagnose
durch den Hautarzt vollständig ersetzen? Nein, meinen die Heidelberger
Mediziner. Sie kann ihn aber unterstützen: "Es ist ähnlich wie beim
Autopiloten im Flugzeug: Bei gutem Flugwetter und häufigen Strecken ist
das Assistenzsystem hilfreich. Bei schwierigen Landungen muss ein
erfahrener Pilot hingegen Verantwortung übernehmen. Das kann ein Computer
so allein nicht leisten", sagt Titus Brinker, Leiter der Studie und
Wissenschaftler am DKFZ, NCT Heidelberg sowie Assistenzarzt an der
Universitäts-Hautklinik Heidelberg.

Die Studie ist Teil des "Skin-Classification-Projekts", welches von
Brinker am DKFZ initiiert wurde und durch das Bundesministerium für
Gesundheit gefördert wird.

Originalpublikation

Titus J. Brinker, Achim Hekler, Alexander Enk, Joachim Klode, Axel
Hauschild, Carola Berking, Bastian Schilling, Sebastian Haferkamp, Dirk
Schadendorf, Tim Holland-Letz, Jochen S Utikal, Christof von Kalle (2019)
Deep Learning Outperformed 136 of 157 Dermatologists in a Head-to-Head
Dermoscopic Melanoma Image Classification Task. European Journal of
Cancer,

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0959804919302217

Mehr Informationen zum Skin-Classification-Projekt:

https://www.researchgate.net/project/Artificial-Intelligence-in-Skin-Lesion-Diagnosis-The-Skin-Classification-Project


Originalpublikation:

Titus J. Brinker, Achim Hekler, Alexander Enk, Joachim Klode, Axel
Hauschild, Carola Berking, Bastian Schilling, Sebastian Haferkamp, Dirk
Schadendorf, Tim Holland-Letz, Jochen S Utikal, Christof von Kalle (2019)
Deep Learning Outperformed 136 of 157 Dermatologists in a Head-to-Head
Dermoscopic Melanoma Image Classification Task. European Journal of
Cancer

https://doi.org/10.1016/j.ejca.2019.04.001

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.nct-heidelberg.de

https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0959804919302217

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1453

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Nationales Centrum für Tumorerkrankungen (NCT) Heidelberg - 11.04.2019
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DEMENZ/432: Gibt es eine Fernseh-bedingte Demenz? (idw)


Deutsche Gesellschaft für Neurologie e.V. - 12.04.2019

Gibt es eine Fernseh-bedingte Demenz?



Das verbale Gedächtnis ist dafür zuständig, sprachliche Botschaften zu
erfassen und sie zu verarbeiten. Es ist somit zentral wichtig für die
Aufnahme und das Verwenden von Informationen, die uns in Worten
übermittelt werden. Eine Studie zeigte, dass tägliches Fernsehen von mehr
als 3,5 Stunden pro Tag bei Menschen im Alter von 50 Jahren und höher zu
einem Abbau des verbalen Gedächtnisses führt. Sie zeigte auch, dass das
nicht nur damit zusammenhängt, dass man beim Fernsehen sitzt und sich
nicht ausreichend bewegt. Die kognitive Einschränkung entspricht auch nur
zum Teil denen von Demenzkranken. Möglicherweise zeigt sich hier ein neues
Krankheitsbild: die TV-bedingte Demenz.

Macht Fernsehen dumm? In gewisser Weise schon, so könnte man das Ergebnis
einer aktuellen Studie zusammenfassen. Denn landläufig werden die Menschen
als dumm bezeichnet, die nicht in der Lage sind, Informationen adäquat zu
verarbeiten. Ihnen wird etwas gesagt - z.B. "biege rechts ab!" -, aber sie
sind nicht in der Lage, das Gesagte zu verstehen und umzusetzen. Sie
biegen dann falsch ab oder fahren weiter geradeaus. Das ist keine Frage
des Intelligenzquotienten, sondern kann bedeuten, dass das sprachliche
Gedächtnis schwach ist. Hätte man diesen Menschen die Wegbeschreibung als
Skizze an die Hand gegeben, wäre die Information bei ihnen wahrscheinlich
angekommen. Doch verbal vermittelte Inhalte "erreichen" Betroffene nicht
in einem ausreichenden Maße. Das gilt für die Durchsage am Bahnhof, dass
der Zug von einem anderen Gleis abfährt, genauso wie die mündlich
ausgesprochene Einladung eines Freundes. Bedenkt man, wie stark die
moderne Welt von verbaler Information abhängig ist, wird klar, dass
Menschen mit einem schwach ausgeprägten verbalen Gedächtnis schnell
orientierungslos zurückbleiben, das verbale Gedächtnis also enorm wichtig
ist, um sich in der heutigen Informationsgesellschaft zurechtzufinden.

Eine Studie aus Großbritannien zeigte nun, dass ein hoher TV-Konsum von
täglich mehr als 3,5 Stunden bei über 50-Jährigen zum Abbau des verbalen
Gedächtnisses führt. Beobachtet wurden 3.590 Studienteilnehmer, die zu
Beginn der Studie über 50 Jahre alt waren (das durchschnittliche Alter
betrug 67 Jahre) und keine Demenz aufwiesen. Nach sechs Jahren wurden sie
im Hinblick auf ihre kognitiven Fähigkeiten untersucht und zu ihren
Fernsehzeiten befragt. Es zeigte sich ein "dosisabhängiger" Effekt: je
mehr TV ein Teilnehmer schaute, desto mehr hatte das verbale Gedächtnis im
Vergleich zum Ausgangswert abgebaut. Die kritische Schwelle waren 3,5
Stunden Fernsehkonsum pro Tag, weniger wirkte sich nicht aus.

Dieses Ergebnis hatte auch noch Bestand und blieb statistisch signifikant,
nachdem bestimmte Einflussfaktoren wie demographische Größen (Geschlecht,
Alter, Beziehungsstatus, sozialer Stand, Berufsleben/Rente) und
gesundheitliche Daten (Vorliegen einer Depression oder Gefäßerkrankungen,
Tabak- und Alkoholkonsum) herausgerechnet worden waren.

Die Forscher korrigierten die Befunde auch gegen das Sitzen, also den
Bewegungsmangel von Menschen, die viel Fernsehen schauen - und selbst dann
blieb das Ergebnis robust. Der Abbau des verbalen Gedächtnisses kann also
nicht allein mit Bewegungsmangel erklärt werden. Bereits früher hat es
Studien gegeben, die zeigten, dass viel Fernsehen mit einem kognitiven
Abbau einhergeht, aber andere sitzende Freizeitbeschäftigungen wie z. B.
im Internet surfen nicht. Forscher hatten das mit der hohen Stimulanz und
dem schnellen Wechsel von Sinneswahrnehmungen (Sehen und Hören) und der
gleichzeitigen Passivität der Zuschauer erklärt, die dem Fernsehschauen
eigen ist.

Interessanterweise war aber nur das verbale Gedächtnis vom
TV-Konsum-bedingen Abbau betroffen, nicht die Wortflüssigkeit ("semantic fluency"),
die z. B. bei Alzheimerpatienten ebenfalls stark reduziert ist.
"Verschiedene Studien hatten die These aufgestellt, dass viel TV das
Risiko, an Alzheimer zu erkranken, fördern könnte. Alzheimer-Patienten
haben aber auch kognitive Defizite jenseits des verbalen
Gedächtnisverlustes. Dennoch sind diese Studienergebnisse beunruhigend, da
sich möglicherweise eine ganz eigene Krankheitsentität, die TV-bedingte
Demenz, entwickelt", erklärt Prof. Peter Berlit, Generalsekretär der
Deutschen Gesellschaft für Neurologie (DGN).

Schon jetzt liegt der durchschnittliche TV-Konsum der Deutschen bereits
bei über 3 Stunden [2] - und die vorliegende Studie hatte auch gezeigt,
dass Menschen, die nicht mehr im Berufsleben stehen, mehr TV schauen. Des
Weiteren waren weibliches Geschlecht, geringer Bildungsgrad, geringer
sozialer Status und soziale Isolation (alleine lebend) mit erhöhtem
Fernsehkonsum verbunden. "Gerade ältere Menschen sollten, um lange geistig
fit zu bleiben, von zu viel Fernsehschauen absehen", so der DGN-Experte.


Literatur

[1] Fancourt D, Steptoe A. Television viewing and cognitive decline in
older age: findings from the English Longitudinal Study of Ageing. Nature
Scientific Reportsvolume 9, Article number: 2851 (2019).

https://doi.org/10.1038/s41598-019-39354-4

[2] https://de.statista.com/statistik/daten/studie/2913/umfrage/fernsehkonsum-der-deutschen-in-minuten-nach-altersgruppen/


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgn.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1276
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HERZ/1161: Nationale VersorgungsLeitlinie "Chronische "Koronare Herzkrankheit" grundlegend überarbeitet (idw)


Ärztliches Zentrum für Qualität in der Medizin - 11.04.2019

Nationale VersorgungsLeitlinie Chronische KHK grundlegend überarbeitet



Heute erscheint die überarbeitete 5. Auflage der Nationalen
VersorgungsLeitlinie (NVL) Chronische KHK. Sie ist auf den Internetseiten
des Ärztlichen Zentrums für Qualität in der Medizin (ÄZQ) frei verfügbar.

Die koronare Herzkrankheit (KHK) gehört zu den wichtigen Volkskrankheiten.
Ziel der NVL Chronische KHK ist, die Versorgung der betroffenen Patienten
zu verbessern. Die multidisziplinär zusammengesetzte Leitliniengruppe mit
Vertretern aus 16 Fachgesellschaften und Organisationen hat neue
Erkenntnisse aus Forschung und Versorgung geprüft, diskutiert und
konsentiert. Bearbeitet wurden die Themen Therapieplanung,
nicht-medikamentöse und medikamentöse Therapie sowie Rehabilitation und
Versorgungskoordination. Details zur methodischen Vorgehensweise wie
Evidenzbewertung oder Interessenkonfliktmanagement werden zeitgleich im
Leitlinienreport veröffentlicht.

Körperliche Aktivität und der Verzicht auf Tabakkonsum sind die
wichtigsten nicht-medikamentösen Maßnahmen bei der Behandlung von
Patienten mit einer chronischen KHK. Zu diesen und weiteren Themen bietet
die NVL spezielle Entscheidungshilfen an, die Ärzte ihren Patienten
unterstützend aushändigen können. ASS und Statine sind Mittel der ersten
Wahl bei der medikamentösen Behandlung. Statine sind die einzigen
lipidsenkenden Medikamente, für die bei Patienten mit KHK eine Reduktion
der Mortalität nachgewiesen ist. Zudem liegt eine langjährige Erfahrung zu
Statinen vor. Zu Ezetemib und PCSK9-Hemmern äußert sich die NVL
zurückhaltend: Sie können für ausgewählte Patientengruppen eine Option
darstellen. Die Langzeitbetreuung von Patienten mit einer chronischen KHK
und die Koordination diagnostischer, therapeutischer und rehabilitativer
Maßnahmen erfolgt beim Hausarzt. Bei Patienten mit einem besonders hohen
kardiovaskulären Risiko legen Hausarzt und Kardiologe gemeinsam
individuell angepasste Abstände für die kardiologische Verlaufskontrolle
fest.

Das Programm für Nationale VersorgungsLeitlinien (NVL) steht unter der
Trägerschaft von Bundesärztekammer (BÄK), Kassenärztlicher
Bundesvereinigung (KBV) und der Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen
Medizinischen Fachgesellschaften (AWMF). Zu ausgesuchten Erkrankungen
hoher Prävalenz werden unter Berücksichtigung der Methoden der
evidenzbasierten Medizin versorgungsbereichsübergreifende Leitlinien
entwickelt und implementiert. Mit der Durchführung, Organisation und
methodischen Begleitung wurde das Ärztliche Zentrum für Qualität in der
Medizin (ÄZQ) beauftragt.


Originalpublikation:

Bundesärztekammer (BÄK), Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV),
Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen
Fachgesellschaften (AWMF). Nationale VersorgungsLeitlinie Chronische
KHK - Langfassung, 5. Auflage. Version 1. 2019 [cited: YYYY-MM-DD]. 

DOI: 10.6101/AZQ/000419. http://doi.org/10.6101/AZQ/000419

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.leitlinien.de/nvl/khk - Themenseite Chronische KHK

https://www.leitlinien.de/nvl/html/nvl-chronische-khk/5-auflage/kapitel-1 - NVL Chronische KHK

https://www.leitlinien.de/mdb/downloads/nvl/khk/khk-5aufl-flyer.pdf - Flyer: Was ist wichtig? Was ist neu?

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1061
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INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





MELDUNG/167: Welthämophilietag am 17.04.19 - "Die Bluterkrankheit ist beherrschbar geworden" (idw)


Universitätsklinikum Freiburg - 15.04.2019

"Die Bluterkrankheit ist beherrschbar geworden"



Am 17. April ist 30. Welthämophilietag. Die Therapie hat enorme
Fortschritte gemacht - und weitere Veränderungen stehen mit
Gentherapie-Ansätzen kurz bevor, wie die Hämophilie-Expertin Prof. Dr. Barbara Zieger
vom Universitätsklinikum Freiburg erklärt.

Sie galt als königliche Krankheit: Denn die Hämophilie, auch
Bluterkrankheit genannt, war früher in den europäischen Adelshäusern weit
verbreitet. Bei der Erbkrankheit ist die Blutgerinnung gestört. Die
Folgen: innere Blutungen, zerstörte Gelenke und Lebensgefahr selbst bei
kleinen Verletzungen. "Mit der Einführung einer vorbeugenden,
prophylaktischen Therapie für Kinder haben wir vor 30 Jahren einen echten
Wendepunkt erlebt. Zuvor konnten wir nur die Beschwerden lindern.
Mittlerweile ist die Therapie so gut, dass die Bluterkrankheit in vielen
Fällen beherrschbar geworden ist", sagt Prof. Dr. Barbara Zieger, Leiterin
der Sektion für Pädiatrische Hämostaseologie am Zentrum für Kinder- und
Jugendmedizin des Universitätsklinikums Freiburg. "Derzeit ist die
Therapie wieder im Umbruch und am Horizont sehen wir schon Gentherapien,
die die Behandlung komplett verändern könnten", so Prof. Zieger.

Hämophilie: vom Todesurteil zur chronischen Krankheit

Bei einer Hämophilie ist die Blutgerinnung gestört, weil der Körper die
Gerinnungsfaktoren Faktor VIII beziehungsweise Faktor IX nicht oder in zu
geringer Menge herstellt. Dadurch werden Wunden nicht oder nur langsam
geschlossen. Es kann auch spontan zu Blutungen kommen. Häufig sind
Einblutungen in die Gelenke, was zu einer schweren Arthrose und starken
Schmerzen führt. Etwa eines von 10.000 männlichen Neugeborenen leidet an
der Erbkrankheit. Da Hämophilie X-chromosomal vererbt wird, sind zumeist
Jungen betroffen.

Ende der 1980er wurde für Kinder mit schwerer Hämophilie eine neue
Therapieform eingeführt. Bei der prophylaktischen Therapie wird den
Betroffenen mehrmals pro Woche der entsprechende, fehlende
Gerinnungsfaktor in das Blut gespritzt. Die Gerinnungsfaktoren werden aus
Spenderblut gewonnen oder gentechnisch hergestellt. Mittlerweile
profitiert ein Großteil der jungen und erwachsenen Patienten von der
Therapie. "Das war ein echter Wendepunkt. Heute können
Hämophilie-Patienten ein relativ normales Leben führen und auch die Lebenserwartung
ist vergleichbar mit der der Durchschnittsbevölkerung", sagt Prof. Zieger,
die seit mehr als 20 Jahren die genetischen Ursachen von
Gerinnungserkrankungen erforscht. Dafür wurde sie bereits mehrfach mit
Forschungspreisen ausgezeichnet, zuletzt mit dem mit 25.000 Euro dotierten
Günter Landbeck Excellence Award 2018.

Meilensteine in der Therapie

Anfängliche Probleme durch Virus-verunreinigte Infusionen bekamen die
Forscher bald in den Griff. Allerdings entwickelt ein Teil der Patienten
eine Immunreaktion gegen die fremden Gerinnungsfaktoren. Experten sprechen
von einer Hemmkörper-Hämophilie. Ein kürzlich auf den Markt gebrachtes
Medikament, ein sogenannter bidirektionaler Antikörper wirkt nun
vergleichbar wie der natürliche Faktor VIII, hat aber eine gänzlich andere
Form. So wird er nicht vom Faktor-VIII-Antikörper des Immunsystems
angegriffen.

In Zukunft soll das kaputte Gen ersetzt werden

Doch Forscher auf der ganzen Welt arbeiten schon an einer Alternative: der
Gentherapie. Dabei wird eine gesunde Variante des Gens, das für den
Gerinnungsfaktor zuständig ist, in die Leberzellen eingeschleust. Die
Zellen produzieren dann den Gerinnungsfaktor wieder ausreichend. "Eine
solche Therapie wird derzeit in Studien untersucht und dürfte in den
nächsten fünf Jahren Realität werden", sagt Prof. Zieger. Bisherige
Erfahrungen lassen die Forscher hoffen, dass Betroffene mindestens 15
Jahre von einer Therapie befreit werden. Ungeklärt sind derzeit noch
einige Fragen: "Wir wissen nicht, wie effektiv die Therapie bei Kindern
sein wird oder wie lange sie wirkt? Das müssen wir dringend und intensiv
erforschen", sagt Prof. Zieger.

Am Universitätsklinikum Freiburg ist die Sektion für Pädiatrische
Hämostaseologie Anlaufstelle für Kinder und Jugendliche mit
Gerinnungsstörungen. Erwachsene können sich an die Gerinnungsambulanz der
Klinik für Innere Medizin I (Schwerpunkt: Hämatologie, Onkologie und
Stammzelltransplantation) des Universitätsklinikums Freiburg unter Leitung
von Oberarzt Dr. Jürgen Heinz wenden.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1401

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Freiburg - 15.04.2019

WWW: http://idw-online.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2753: Cuxhaven - Ron Williams, ein biografischer Rückblick mit Live-Musik am 28.4.19


Stadt Cuxhaven

"Hautnah" - Ron Williams - ein biografischer Rückblick mit
Live-Musik 



Am Sonntag, den 28. April 2019, um 19:00 Uhr erwartet sie Ron Williams
im Stadttheater Cuxhaven, Rathausstr. 21, 27472 Cuxhaven, mit einem
Abend, der bewegt und hautnah berührt.

In dieser einzigartigen und sehr persönlichen Show erzählt Ron
Williams "Hautnah" aus seinem Leben. Anschaulich und lebensnah gibt er
Anekdoten aus seiner Kindheit und Episoden aus seinem bewegten Leben
zum Besten und verbindet dies mit Liedern, die ihm etwas bedeuten:
Soul-Klassiker wie "Lean on Me", "I Left my Heart in San Francisco",
"I Can See Clearly Now", "Georgia on My Mind", "Your Love Keeps
Lifting Me Higher" oder "What a Wonderful Wold" und
selbstgeschriebenen Liedern, z.B. "Preacherman", "Lady Liberty" und
"The Power of Love".

Das Jörg Seidel Trio schafft den unerwarteten und frischen Sound dazu.

Eintrittskarten erhalten Sie in der Kulturinformation im Schlossgarten
4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6 22 13 (geöffnet Mo-Fr 9-13 Uhr,
Di-Fr 15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr), online unter www.cuxhaven.de/tickets
oder am Veranstaltungsabend ab 18:00 Uhr an der Abendkasse im
Stadttheater (Tel. 0 47 21/3 56 56).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 15. April 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





AKTION/2752: Unna - "3 gewinnt" - Osterrock in Concert am 18. April 2019


Stadt Unna

"3 gewinnt" - Osterrock in Concert 



Kreisstadt Unna. Am Gründonnerstag, 18. April 2019, veranstaltet die
Jugendkunstschule, wie bereits in den vergangenen 20 Jahren, im
Schalander das Abschlusskonzert ihres Osterrock-Workshops.

Die Ergebnispräsentation der Newcomer ist in diesem Jahr nur ein Teil
des Programms. Erstmals spielen zwei weitere Bands: "The Patchwork
Band", die aktuell von der JKS angeleitet wird und "Bad dreams", die
früher Teilnehmer der JKS waren, mittlerweile jedoch bereits eine in
der Ton e.V. organisierte Band sind.

Das Konzert mag neu sein, aber es zeigt den Weg von der
Anfängerförderung durch Workshops und Kurse hin zur Eigenständigkeit
in drei Schritten, von daher: "3 gewinnt".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 11. April 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9038: Aus aller Welt - 16.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Klimaproteste in London

In London haben mehr als tausend Menschen an Sitzblockaden auf der
Waterloo-Brücke, am Oxford Circus und am Marble Arch teilgenommen.
Aktivisten der Klimainitiative Extinction Rebellion hatten zu dem
friedlichen Protest im Zentrum der britischen Metropole aufgerufen,
um auf das drohende Aussterben der Menschheit aufmerksam zu machen. 
Die Regierung solle endlich die Wahrheit über den Klimawandel sagen, 
war auf einem Banner zu lesen. Nach Angaben der Behörden wurden 113 
Teilnehmer in Polizeigewahrsam genommen.

16. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9038: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Betrügereien bei theoretischen Führerscheinprüfungen

Die Polizei führte am Dienstag Razzien in Rheinland-Pfalz, Hessen,
Baden-Württemberg, Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt und im
Saarland durch. Dabei geht es um den Verdacht der Manipulationen bei
theoretischen Fahrprüfungen und Prüfungen für Sprachzertifikate. Nach
Informationen der Polizei und Staatsanwaltschaft im
rheinland-pfälzischen Kaiserslautern wurden insgesamt 64 Wohnungen
und Büros durchsucht. Ermittelt wird gegen 16 Personen, von denen
heute drei wegen des Verdachts der bandenmäßigen Urkundenfälschung
festgenommen wurden.

16. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9035: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Keine Ende der Kämpfe in Libyen in Sicht

Rund um die libysche Hauptstadt Tripolis liefern sich regierungstreue
Milizen und die Nationalarmee von Feldmarschall Chalifa Haftar weiter
heftige Gefechte. Nach Angaben der WHO sollen seit Ausbruch der
Kämpfe mehr als 170 Menschen ums Leben gekommen sein. Die Feuerlinie
verläuft mittlerweile durch mehrere Stadtviertel um den
internationalen Flughafen im Süden der Hauptstadt. In dem
nordafrikanischen Land konkurrieren die Regierung von
Ministerpräsident Fayez al-Sarradsch in Tripolis und das gewählte
Parlament in Tobruk, mit dem Haftar verbunden ist, um die Macht.

16. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9037: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kubicki sieht Grüne vor neuem Flügelstreit

In der aktuellen Debatte über Enteignungen von Wohnkonzernen zieht
sich nach Ansicht von FDP-Vize Wolfgang Kubicki ein Riß durch das
Lager der Grünen. Daß Parteichef Robert Habeck mittlerweile
Positionen des linken Flügels vertrete, deute darauf hin, daß er mit
den grünen Umfragehöhenflügen langsam Schwierigkeiten bekommt, Fundis
und Realos in seiner Partei zusammenzuhalten, sagte der FDP-Politiker
der Augsburger Allgemeinen. Für Habeck sind Enteignungen großer
Wohnungsgesellschaften ein letztes Mittel, um gegen die Wohnungsnot
in Städten vorzugehen. Für diese Einstellung erntete der Grünen-Chef
viel Kritik von Union und FDP.

16. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9036: Tragisches und Kurioses - 16.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zerstörendes Feuer in Notre-Dame läßt Literaturklassiker aufleben

Der Kathedralen-Brand in Paris hat die Nachfrage nach Victor Hugos
historischem Roman "Der Glöckner von Notre-Dame" (1831) sprunghaft
steigen lassen. Noch während der Löscharbeiten wurde die französische
Originalfassung des Werks zum meistverkauften Buch in Frankreich.
Auch in Deutschland war die Nachfrage enorm. Am Dienstagmittag
wurde das Buch bei Amazon als einer der beliebtesten
literarischen Klassiker geführt.

16. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8121: Aus Forschung und Technik - 16.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Boeing-Astronaut Ferguson besucht Kosmonautenschule

Das US-Luftfahrtunternehmen Boeing hält an seinen Plänen für die
ersten Testflüge seiner CST-100 Starliner-Raumsonde fest. Demnach
soll im August ein unbemannter Flug zur Internationalen Raumstation
ISS erfolgen und noch vor Ablauf des Jahres erstmals ein Astronaut
mit der neuen Crewkapsel zur Orbitalstation fliegen. Am Montag traf
der 57jährige US-Astronaut Christopher Ferguson im
Kosmonautenausbildungszentrum ZPK Juri Gagarin im Sternenstädtchen
bei Moskau ein, um sich eine Woche lang in die Systeme des russischen
ISS-Segments einweisen zu lassen. Seit seinem Weggang bei der NASA
Ende 2011 arbeitet der ehemalige Space-Shuttle-Kommandant bei Boeing
als Director of Crew and Mission Operations in Boeing´s Commercial
Crew Program.

16. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8134: Aus aller Welt - 16.04.2019 (SB)




VOM TAGE



US-Truppen und iranische Revolutionsgarden als Terrororganisationen

Die US-Regierung führt seit Montag die iranischen Revolutionsgarden
offiziell als ausländische Terrororganisation. Den formalen Schritt
hatte Außenminister Pompeo vor einer Woche angekündigt. Bislang haben
die USA keine andere Teilstreitkraft als Terrororganisation
eingestuft. Bei den Revolutionsgarden handelt es sich um eine
Eliteeinheit der iranischen Streitkräfte. Sie ist der Militärführung
unterstellt.

Am Dienstag beschloß das Parlament in Teheran, die US-Truppen im
Nahen Osten als terroristische Vereinigung und die US-Regierung als
Förderer von Terrorismus anzusehen. Den entsprechenden Gesetzentwurf
hatte Verteidigungsminister Hatami eingebracht.

16. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8093: Medizin und Gesundheitswesen - 16.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Immer mehr Bundesbürger leiden an Schlafstörungen

Die unablässige Reizüberflutung hat schwere Folgen für die
Gesundheit. So klagen immer mehr Bundesbürger über Schlafstörungen.
Hatten im Jahr 2010 noch 47,5 Prozent der Deutschen an Ein- und
Durchschlafstörungen gelitten, sind es jetzt 78,9 Prozent, wie ein
Gesundheitsreport der DAK ergab.

16. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8122: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Assange droht in den USA weiterhin die Todesstrafe

Die US-Regierung hat die Auslieferung des WikiLeaks-Gründers Julian
Assange durch Großbritannien unter dem Vorwurf der Verschwörung zum
Eindringen in Computer beantragt. Demnach droht Assange in den USA
eine maximal fünfjährige Haftstrafe.

Am Montag wurden Akten des Bundesgerichts in Alabama vom Dezember
2017 bekannt, aus denen hervorgeht, daß die Bundesstaatsanwaltschaft
Assange bewußte Gefährdung der USA vorwirft. Unter anderem geht es
darum, daß WikiLeaks die Identitäten afghanischer Mitarbeiter der
US-Armee veröffentlicht hat. Von der jüngsten Entwicklung im Fall
Assange berichtete Die Zeit unter Berufung auf einen Brief des
US-amerikanischen Justizministeriums aus dem Frühjahr vergangenen
Jahres an den ehemaligen WikiLeaks-Aktivisten Daniel Domscheit-Berg.
Demnach ermittelt die Staatsanwältin Tracy Doherty-McCormick gegen
WikiLeaks wegen unerlaubten Erhalts und der Verbreitung geheimer
Informationen. Dafür kann die Todesstrafe verhängt werden.

Assange war am vergangenen Donnerstag von britischen Beamten aus der
Botschaft Ecuadors verschleppt worden. Zuvor hatte die Regierung in
Quito den Asylstatus des gebürtigen Australiers aufgehoben. Assange
hatte rund sieben Jahre zuvor Schutz in der Botschaft gesucht, um
nicht der US-Justiz ausgeliefert und von ihr zum Tode verurteilt zu
werden. Nach britischem Recht darf niemand einem Land ausgeliefert
werden, in dem ihm die Todesstrafe droht. Möglicherweise aus diesem
Grund haben die USA im Auslieferungsantrag für Assange gegen ihn den
deutlich weniger schweren Vorwurf erhoben.

16. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8045: Sprache, Kunst und Medium - 16.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Museum erklärt Bolsonaro zur unerwünschten Person

Nach tagelanger Kritik in den Medien hat das New Yorker
Naturkundemuseum erklärt, es wolle keine Räume für eine Feierstunde zu
Ehren des brasilianischen Präsidenten Jair Bolsonaro zur Verfügung
stellen. Das ließ das Museum über Twitter verbreiten.

Geplant hatte die brasilianisch-amerikanische Handelskammer, dem
rechtsextremen Staatschef ein Galadinner auszurichten und ihm im
Rahmen dessen einen Preis zu verleihen. Laut Google.de war angeblich
ein Saal gemietet worden, ohne den Grund für die Feierstunde zu
nennen. Nun werden neue Räume gesucht.

16. April 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8112: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundeswehrsoldaten hissen auf Kreta deutsche Nationalflagge

Zwei 23jährige Bundeswehrsoldaten sind auf Kreta in einem
Schnellverfahren wegen Verunglimpfung nationaler Symbole zu zehn
Monaten Haft auf Bewährung verurteilt worden. Sie hatten am Sonntag
auf einem Felsplateau eine griechische Flagge eingeholt und statt
dessen die deutsche Nationalflagge gehißt. Die Zeitung To Proto Thema
berichtete, an der Aktion seien fünf Marinesoldaten beteiligt
gewesen, welche zur Zeit im NATO-Trainingszentrum bei Chania
stationiert sind. Drei der Männer hatten sich aus dem Staub gemacht,
als sie von Einheimischen zur Rede gestellt wurden.

Kreta war im Frühjahr 1941 in einer brutalen Luftlandeoperation von
deutschen Streitkräften eingenommen worden. In der folgenden
Besatzungszeit kamen zahlreiche Kreter bei Partisanenkämpfen,
Massakern und Geiselerschießungen ums Leben.

16. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8126: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Abgeordnete wollen Auslieferung Assanges an die USA verhindern

Die Bundestagsabgeordneten Heike Hänsel und Sevim Dagdelen von der
Fraktion Der Linken haben am Montag zusammen mit der spanischen
Europa-Abgeordnete Ana Miranda (Grüne) vor dem
Hochsicherheitsgefängnis Belmarsh in London gegen die drohende
Auslieferung des inhaftierten Wikileaks-Gründers Julian Assange an
die USA protestiert und alle anständigen Demokraten aufgerufen, die
Überstellung zu verhindern. Die drei Politikerinnen sehen sich dazu
in der humanitären Pflicht, weil US-Präsident Trump Assange mit dem
Tode bedroht. Außerdem geht es um die Verhinderung eines
Präzedenzfalls für alle Journalisten in der ganzen Welt, weil sie an
die USA ausgeliefert werden könnten, wenn ihre Berichterstattung als
ein Risiko für die nationale Sicherheit der USA interpretiert wird.
Damit droht eine weltweite Kriminalisierung des Journalismus. Assange
war nach sieben Jahren politischem Asyl am Donnerstag von britischen
Beamten aus Ecuadors Botschaft in London geholt und verhaftet worden.

16. April 2019
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SONSTIGES/8095: Tragisches und Kurioses - 16.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Anwohner wollten bei Bombenentschärfung Wohnung nicht räumen

Immer noch werden Bomben und Granaten aus dem Zweiten Weltkrieg
gefunden, die gefährlich werden können. Häufig müssen deshalb Anwohner
oder Beschäftigte wegen einer Detonationsgefahr die Gegend
vorübergehend verlassen. In der Regel folgen die Anwohner den
Aufforderungen der Behörden, auch wenn es lästig ist, seine Wohnung,
Werkstatt oder sein Geschäft zu verlassen.

Jetzt hat die Stadt Essen zum ersten Mal Strafen gegen Bürger
verhängt, die sich bei einer Bombenentschärfung geweigert hatten die
Gefahrenzone zu verlassen. Die Polizei hatte daraufhin damit gedroht,
die Leute gewaltsam zu entfernen.

Laut WDR1 müssen die Personen mit einem Bußgeld zwischen 100 und 200
Euro zuzüglich Bearbeitungskosten rechnen. Zwei Mal wurde innerhalb
einer Woche eine Fliegerbombe in Essen-Frohnhausen entschärft. In
beiden Fällen wurde die Evakuierung durch Anwohner behindert, so die
Stadt Essen.

16. April 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8123: Arbeit, Soziales und Familie - 16.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Extinction Rebellion blockiert Berliner Oberbaumbrücke

Der Klimainitiative Extinction Rebellion und anderen Ökogruppen ist
es am Montagnachmittag gelungen, die Oberbaumbrücke im Berliner
Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg rund zwei Stunden lang zu blockieren.
Etwa 400 Polizisten waren im Einsatz, um einen Großteil der
Demonstranten von der Brücke zu tragen. Die Protestaktion war
polizeilich nicht angemeldet gewesen. Am Mittag hatte Extinction
Rebellion bei einer angemeldeten Kundgebung vor dem Reichstagsgebäude
zum zivilen Ungehorsam aufgerufen. Es folgte eine weitere
Demonstration auf der Jannowitzbrücke, die nicht blockiert wurde.

Extinction Rebellion in Deutschland fordert von der Bundesregierung
eine unverfälschte Kommunikation über die Klimakrise und die
Zerstörung der globalen Ökosysteme, sowie das Eingeständnis, daß es
wie bisher nicht weitergeht. Außerdem soll die anthropogene Emission
von Treibhausgasen in Deutschland bis 2025 eingestellt werden. Eine
Bürgerversammlung soll mit der Überwachung der Fortschritte beauftragt
werden.

Die inzwischen in Dutzenden von Ländern vertretene Bewegung
Extinction Rebellion war im vergangenen Herbst in London entstanden,
wo fünf Themse-Brücken blockiert wurden. Zur Zeit veranstaltet die
Extinction Rebellion die sogenannte Rebellion-Week. In dem Rahmen
blockierten Umweltaktivisten von Extinction Rebellion am Montag und
Dienstag in London erneut zahlreiche Straßen und Brücken. Mehr als
120 Demonstranten wurden festgenommen.

16. April 2019
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UMWELT/8104: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 16.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Enzym gegen Plastikmüll entdeckt

Plastikmüll stellt gegenwärtig ein großes Problem dar. Doch es gibt
Hoffnung. Wissenschaftler von der University of Portsmouth haben eine
neue Enzymvariante entdeckt, die unter anderem das für Flaschen
verwendete Material PET zersetzen kann. Entdeckt wurde die
Enzymvariante durch Zufall, als die Forscher ein Enzym untersuchten,
das Bakterien wohl selbständig in einer Recyclinganlage in Japan
entwickelt hatten. Dieses half ihnen, Plastik zu verdauen und somit
als Nahrung zu nutzen. Auch wenn die Forscher betonen, daß damit das
Problem des Plastikmülls noch nicht gelöst ist, stellt die Entdeckung
doch einen vielversprechenden Anfang dar.

16. April 2019
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WIRTSCHAFT/8111: Märkte und Finanzen - 16.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Ostseewindpark Arkona nimmt offiziell Betrieb auf

Der Windpark Arkona rund 35 Kilometer vor der Insel Rügen mit 60
Windrädern und einer Leistung von 384 Megawatt ist am Dienstag von
Bundeskanzlerin Angela Merkel offiziell in Betrieb genommen worden.
Die zugebaute Leistung entspricht rund einem Drittel des in der
Ostsee gewonnenen Windstroms. Der Windpark Arkona wurde vom
Energiekonzern Eon errichtet, der ihn auch betreibt. Mitinvestor ist
der norwegische Öl- und Gaskonzern Equinor. Für den Netzanschluß
sorgt der zum belgischen Elia-Konzern gehörende Netzbetreiber
50Hertz. Die Offshore-Umspannstation wurde in Frankreich gebaut. Nach
Angaben von Eon kann durch den Betrieb von Arkona die Emission von
1,2 Millionen Tonnen Kohlendioxid im Jahr vermieden werden. Eon und
Equinor lassen sich den Ostseewindstrom bis Ende 2026 mit knapp 19
Cent je Kilowattstunde vergüten.

16. April 2019
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WISSENSCHAFT/8127: Aus Forschung und Technik - 16.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Uni Heidelberg setzt auf virtuelle Seziertische

Die virtuelle Welt erobert immer weitere Bereiche des Alltags. So hat
das Institut für Anatomie der Universität Heidelberg zwei virtuelle
Seziertische eingerichtet, damit sich Studenten auch ohne Leichen mit 
dem menschlichen Körper auseinandersetzen können. Die lebensgroßen,
dreidimensionalen Darstellungen können an jeder beliebigen Stelle
geöffnet und von allen Seiten betrachtet werden. Neben der Ausbildung
am virtuellen Präpariertisch werden in Heidelberg aber auch Leichen
seziert. Wie lange das noch geschehen soll, wird sich zeigen.

16. April 2019
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1586: Anregungen magnetischer Valenzbindungen (idw)


Universität Augsburg - 15.04.2019

Anregungen magnetischer Valenzbindungen

Augsburger Physikern gelingt der experimentelle Nachweis fundamentaler
Prozesse in Quanten-Spinflüssigkeiten



Das Streben magnetischer Momente, sich gegenseitig auszurichten, führt in
Magneten zu stabiler magnetischer Ordnung. Wenige Magneten widersetzen
sich jedoch diesem Trend. Selbst beim Abkühlen zum Temperaturnullpunkt
ordnen sich ihre Momente nicht starr, sondern bilden einen
flüssigkeitsartigen Quantenzustand. In Physical Review Letters
charakterisieren und erklären Augsburger EKM-Physiker, die bei ihren
Experimenten von Forscherinnen und Forschern des Heinz Maier
Leibnitz-Zentrums in Garching unterstützt wurden, dies mit einer ständigen
Neuausrichtung magnetischer Paarzustände, analog zu chemischen
Resonanzbindungen.




[image: Bild: © Universität Augsburg/EP VI/EKM]

Die Darstellung der im Experiment mit YbMgGaO4 beobachteten Prozesse
zeigt, wie magnetische Momente auf den Knotenpunkten von Dreiecken
Paarzustände (Valenzbindungen) - durch blaue Ovale dargestellt -
bilden. Das einfallende Neutron (roter Pfeil) kann zwei
unterschiedliche Prozesse bewirken: Bei hinreichend hohem Energieübertrag
kann es eine Valenzbindung aufbrechen (rechts unten). Ungepaarte Spins
sind hier jeweils durch rote Doppelpfeile gekennzeichnet. Bei kleinem
Energieübertrag (links unten) wird ein Paar aufgebrochen und gleichzeitig
ein zweites gebildet. Effektiv führt dies zur Bewegung des ungepaarten
Spins in Richtung des gelben Pfeils. Wie durch "+..." symbolisiert,
bezeichnen die drei Bilder jeweils nur eine mögliche Spinanordnung.
Im RVB-Modell liegt jedoch eine quantenmechanische Überlagerung
aller Möglichkeiten vor.

Bild: © Universität Augsburg/EP VI/EKM



Wie harte Nüsse, lassen sich Magneten nur schwer brechen - ihre Bausteine,
die magnetischen Momente, werden von Elektronen getragen, welche aufgrund
ihrer quantenmechanischen Natur komplex verschränkte Vielteilchenzustände
bilden. Während dies normalerweise zu einer festen (gefrorenen) Anordnung
der Momente führt, bildet die Quantenspinflüssigkeit eine hochinteressante
exotische Ausnahme. Analog zu normalen Flüssigkeiten weisen
Quantenspinflüssigkeiten zwar eine feste Ausrichtung der Momente auf. Aber
während normale Flüssigkeiten bei hinreichend tiefer Temperatur
einfrieren, können die Momente in Quantenspinflüssigkeiten diesen
ungeordneten Zustand selbst bis zum absoluten Nullpunkt beibehalten. Dies
wurde bereits 1973 vom späteren Nobelpreisträger P. W. Anderson
vorhergesagt. Als Erklärung schlug er eine quantenmechanische Überlagerung
magnetischer Paarzustände vor, die er als Resonanz-Valenzbindung,
abgekürzt RVB, bezeichnete.

Zusammenhang mit Magnetismus

In der Chemie treten Valenzbindungen typischerweise zwischen zwei
benachbarten Atomen auf. Sie beinhalten Elektronenpaare, deren
Aufenthaltswahrscheinlichkeit zwischen den Atomen zu einer Bindung führt.
Das sogenannte Pauli Prinzip besagt, dass in einem Atom niemals zwei
Elektronen im selben Zustand sein dürfen. Die Spins der beiden das Paar
bildenden Elektronen müssen also antiparallel sein. An dieser Stelle tritt
der Zusammenhang mit dem Magnetismus zu Tage. Andersons Idee war, dass
Quantenspinflüssigkeiten ebenfalls aus Elektronenpaaren gebildet werden.
Zwar hat dieses RVB-Konzept Andersons weitreichende Konsequenzen in der
Erforschung des Magnetismus und v. a. der Hoch-Tc Supraleitung. Jedoch
konnte bislang kein Nachweis für solche magnetischen Valenzbindungen
erbracht werden.

Das geeignete Material

Praktisch alle bekannten magnetischen Materialien zeigen ein Einfrieren
ihrer magnetischen Momente bei tiefen Temperaturen. "Die große
Herausforderung war, ein geeignetes Material für den Nachweis magnetischer
Valenzverbindungen zu finden", so Dr. Yuesheng Li, Postdoktorand bei Prof.
Dr. Philipp Gegenwart am Lehrstuhl Experimentalphysik VI am Zentrum für
Elektronische Korrelationen und Magnetismus (EKM) der Universität
Augsburg. "Gleich mehrere Bedingungen müssen erfüllt werden: perfekte
Dreiecksanordnung der magnetischen Momente, elektrisch robust isolierendes
Verhalten, und vor allem muss die Zucht großer Einkristalle für die
Neutronenstreuung möglich sein". Die von Li ausgewählte Verbindung
YbMgGaO₄ zeichnet sich nicht nur dadurch aus, dass Sie diese Bedingungen
erfüllt, sondern darüber hinaus auch durch eine gewisse strukturelle
Unordnung im Vergleich mit anderen Materialien. "Unordnung ist oft
nachteilig, da sie ein Einfrieren von Momenten begünstigt. Für das von uns
untersuchte YbMgGaO₄ zeigen sorgfältige magnetische Messungen jedoch, dass
dies nicht der Fall ist", so Gegenwart.

Neutronen bringen neue Anregungen zu Tage

Quantenmagnete können nur indirekt untersucht werden. Hierzu wird der
Zustand leicht angeregt. Die zu beobachtenden Anregungen können als
"Fingerabdruck" des zugrundeliegenden Materialzustandes analysiert werden.
Besonders gut eigenen sich Neutronen für die Anregung von Quantenmagneten,
da ihre Energie und ihr Impuls ideal gesteuert und angepasst werden
können. Die Neutronen-Experimente mit YbMgGaO₄ wurden im Rahmen des
Sonderforschungsbereichs TRR 80 (Augsburg/München) von Li mit
Unterstützung dortiger Experten am PANDA Spektrometer im Heinz Maier
Leibnitz-Zentrum in Garching durchgeführt. "Übrigens", merkt Li an, "passt
die Abkürzung PANDA bestens, denn dieses Spektrometer verwendet besonders
langsame Neutronen und die Messreihen dauern sehr lange. Das PANDA
Spektrometer ist eines der weltweit besten für diese Anwendungen."

Aufbrechen und Umordnen

Lis Team konnte zwei unterschiedliche Prozesse bestätigen, die sich aus
Andersons Theorie ergeben: Der erste Prozess ist ein Aufbrechen von
Valenzbindungen, das zu zwei ungepaarten Spins führt, wenn der
Energieübertrag des einfallenden Neutrons die Paar-Bindungsenergie
übersteigt. Ein ähnlicher Effekt ist auch bei chemischen Bindungen
bekannt, die durch Laser-Einstrahlung mit hinreichend hoher Energie
aufgebrochen werden können, wobei dieses Aufbrechen dann chemische
Reaktionen begünstigt. Bei zu niedriger Energie kann die chemische Bindung
jedoch nicht aufgebrochen werden. Im Gegensatz hierzu sind in Andersons
RVB-Modell auch bei niedrigen Energien Anregungsprozesse möglich. Diese
führen zu einem Umordnen der Valenzbindungen, also zum Aufbrechen eines
Paars bei gleichzeitiger Bildung eines anderen Paars. Dieser Prozess ist
besonders interessant, da er mit fraktionalen, also gebrochenzahligen
Spinanregungen einhergeht, die für Quantenspinflüssigkeiten vorhergesagt
wurden. "Da in konventionellen Magneten solche fraktionalen Anregungen
unmöglich sind, ist deren Entdeckung in YbMgGaO₄ ein wichtiger
Durchbruch", so Gegenwart über die von Li gewonnenen Erkenntnisse. Jetzt
gelte es zu klären, ob die beobachteten Anregungen allgemeingültig für
magnetische Dreiecksgittermaterialien sind oder ob sie durch die spezielle
strukturelle Unordnung in YbMgGaO₄ ermöglicht werden.


Originalpublikation:

Y. Li, S. Bachus, B. Liu, I. Radelytskyi, A. Bertin, A. Schneidewind, Y.
Tokiwa, A.A. Tsirlin, and P. Gegenwart,

Rearrangement of uncorrelated valence bonds evidenced by low-energy spin
excitations in YbMgGaO₄,

Phys. Rev. Lett. 122 (2019), 137201.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution58

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Augsburg, 15.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/107: Weg frei für eine inklusive Europawahl (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 16. April 2019

Aufhebung Wahlrechtsausschluss

Weg frei für eine inklusive Europawahl



Berlin 16. April 2019. Der Deutsche Caritasverband (DCV) und sein
Fachverband Caritas Behindertenhilfe und Psychiatrie e.V. (CBP) begrüßen
nachdrücklich die gestrige Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes,
dass Menschen mit Behinderung bereits zur Europawahl am 26. Mai das lange
erwartete Wahlrecht erhalten.

Vom Wahlrecht ausgeschlossen waren Menschen mit Behinderung, für die eine
rechtliche Betreuung in allen Angelegenheiten eingesetzt ist. Auch durften
diejenigen nicht wählen, die sich auf Grund einer Anordnung hinsichtlich
einer fehlenden strafrechtlichen Verantwortlichkeit im sogenannten
Maßregelvollzug einer Psychiatrie befinden. Das Bundesverfassungsgericht
hat am 29. Januar 2019 entschieden, dass diese Wahlrechtsausschlüsse
verfassungswidrig sind.

"Es ist ein wichtiger Schritt für die betroffenen Menschen, bereits zur
anstehenden Europawahl ihre Stimme abgeben zu können, nachdem die
Wahlrechtsausschlüsse für Menschen mit Behinderung im Bundeswahlgesetz nach
langem Ringen ersatzlos gestrichen wurden", unterstreicht Caritas-Präsident
Peter Neher. Ein Antrag auf Eintragung ins örtliche Wählerverzeichnis kann
jetzt individuell bis zum 5. Mai 2019 in der jeweiligen Gemeindeverwaltung
gestellt werden.

Mit der gestrigen Entscheidung macht das Bundesverfassungsgericht klar,
dass die Wahlrechtsausschlüsse im Europawahlgesetz ebenfalls
verfassungswidrig sind und die Eintragung durch die örtlichen Behörden
gewährleistet werden muss. "Es ist ein großer Tag für die Demokratie.
Nunmehr dürfen alle Menschen mit Behinderung bei der Europawahl ihre Stimme
abgeben. Seit Jahren haben sich CBP und DCV für die Durchsetzung dieses
Grundrechts eingesetzt", so Johannes Magin, Vorsitzender der Caritas
Behindertenhilfe und Psychiatrie.

Seit der Bundestagswahl 2013 unterstützte der CBP gemeinsam mit dem DCV und
der Bundesvereinigung Lebenshilfe eine Gruppe von Beschwerdeführenden, die
zunächst Einspruch gegen die letzten beiden Bundestagswahlen erhoben haben
und anschließend beim Bundesverfassungsgericht erfolgreich gegen ihre
Wahlrechtsausschlüsse vorgegangen sind.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. April 2019

Deutscher Caritasverband, Pressestelle

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Telefon: 030 30 284447-42, Telefax: 030 284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de
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MELDUNG/106: Wahlrecht für Menschen mit Behinderungen - Europäische Demokratie weiter gestärkt (DIMR)


Deutsches Institut für Menschenrechte - 15. April 2019

Wahlrecht für Menschen mit Behinderungen - Europäische Demokratie weiter
gestärkt



Berlin. Das Deutsche Institut für Menschenrechte begrüßt die
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts in Karlsruhe (2 BvQ 22/19),
dass alle Menschen mit Behinderungen bereits an der Europawahl am 26. Mai
teilnehmen können. Valentin Aichele, Leiter der Monitoring-Stelle
UN-Behindertenrechtskonvention des Deutschen Instituts für Menschenrechte
erklärt: "Es ist der Initiative von Abgeordneten des Deutschen
Bundestages zu verdanken, dass nun bei der Europawahl über 84.000
deutsche Staatsbürgerinnen und Staatsbürger bei der Wahl zum
Europäischen Parlament mit entscheiden dürfen. Karlsruhe hat damit einen
massiven Rechtsverlust abgewendet. Durch Inklusion aller
Staatsbürgerinnen und Staatsbürger stärkt die Entscheidung auch die
europäische Demokratie."

Hintergrund ist ein Beschluss des Bundesverfassungsgerichts von Ende
Februar 2019. Das Gericht hatte entschieden, dass der Ausschluss
vollbetreuter Menschen von Wahlen und von Personen im Maßregelvollzug
gegen das Grundgesetz verstößt. Die Koalition aus Union und SPD leitete
daraufhin die Änderung des Wahlrechts für Bundestagswahlen und für
Europawahlen ein. Diese tritt jedoch erst am 1. Juli in Kraft.


Das Deutsche Institut für Menschenrechte ist mit dem Monitoring der
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention betraut worden und hat
hierfür die Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention
eingerichtet. Es hat gemäß der UN-Konvention (Artikel 33 Absatz 2
UN-BRK) den Auftrag, die Rechte von Menschen mit Behinderungen zu
fördern, zu schützen und die Umsetzung der Konvention in Deutschland zu
überwachen. Die UN-Behindertenrechtskonvention ist seit 2009 in
Deutschland rechtsverbindlich.


Weitere Informationen

VB vom Blatt: sechs Antworten von Valentin Aichele zum BVerfG-Beschluss
zum Wahlrecht von Menschen mit Behinderung. Interview Verfassungsblog
21.02.2019 

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/index.php?RDCT=ef9df71ca038dc7905d8

Stellungnahme an das Bundesverfassungsgericht zu den
Wahlrechtsausschlüssen nach dem Bundeswahlgesetz (BWahlG) im
Wahlprüfbeschwerdeverfahren (2 BvC 62/14). Eingereicht am 30. September
2016.

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/index.php?id=6&tx_publications_products%5Bproduct%5D=908&tx_publications_products%5Baction%5D=show&tx_publications_products%5Bcontroller%5D=Product&cHash=66a67f6f29d75cbf858d5612d13b4110

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. April 2019

Deutsches Institut für Menschenrechte e. V.

Zimmerstr. 26/27, 10969 Berlin

Telefon: +49 30 259 359 0, Telefax: +49 30 259 359 59

E-Mail: info@institut-fuer-menschenrechte.de

www.institut-fuer-menschenrechte.de
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BERATUNG/720: Mönchengladbach - Themenabend "Demenz" am 6. Mai 2019


Stadt Mönchengladbach

Forum Gesundheit: Demenz Themenabend



Wenn ein Familienmitglied an Demenz erkrankt, stehen die Angehörigen
vor vielfältigen Herausforderungen. Wie gehe ich mit der neuen
Situation um? Am Montag, 6. Mai, von 18 bis 19.30 Uhr werden in der
VHS, Lüpertzender Str. 85 beim Themenabend "Demenz" genau solche
Fragestellungen behandelt. Außerdem werden Inhalte einer umfassenden
CD vorgestellt, die Mitarbeiter der LVR Kliniken entwickelt haben.
Diese CD wurde als konkrete Hilfestellungen für Angehörige von
Menschen mit Demenz entwickelt. Sie entstand aus Erfahrungen vieler
Beratungsgespräche mit Angehörigen von demenziell veränderten
Patienten und versteht sich als Information und Hilfestellung der
auftretenden alltäglichen, medizinische und rechtliche
Fragestellungen. Ärzte, Pflegekräfte, Experten und Angehörige steuern
ihre Erfahrungen mit dem Thema Demenz in zahlreichen Interviews bei.
Dieser Abend richtet sich an Angehörige von demenziell veränderten
Menschen genauso wie an medizinisch interessierte Menschen, die mehr
über die Krankheit Demenz erfahren möchten.

Entgelt: frei

Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 11. April 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PANNWITZBLICK / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/1168: Hanau - "Betreuungsverfügung oder Vorsorgevollmacht" am 6.5.2019


Stadt Hanau

Betreuungsverfügung oder Vorsorgevollmacht



Im Rahmen des Erzählcafés Nordwest wird am Montag, 6. Mai, um 15 Uhr
die Themenreihe "SelbstBestimmt im Alter" mit einem Vortrag zum Thema
Betreuungsverfügung oder Vorsorgevollmacht" fortgesetzt. Hannelore
Hann vom Betreuungsverein Main-Kinzig e.V. beantwortet Fragen und
Unsicherheiten rund um das Thema Betreuung und erleichtert so die
Entscheidung für das persönlich richtige Vorsorgeinstrument.

Der Vortrag ist kostenlos und findet im Mehrgenerationenhaus Fallbach,
Reichenberger Straße 59, 63452 Hanau statt. 

Anmeldungen werden unter Telefon 06181 / 668 6785 entgegengenommen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 10. April 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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GESUNDHEIT/699: Impfpflicht einführen ist sinnvoll


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 16. April 2019

Impfpflicht einführen ist sinnvoll



Zur Diskussion um eine Pflicht zur Masernimpfung können Sie die
gesundheitspolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Karin Maag, mit folgenden Worten zitieren:

"Den Vorstoß von Bundesgesundheitsminister Spahn, im Mai einen
Gesetzentwurf zur Impfpflicht gegen Masern vorzulegen, begrüße ich.
Impfungen sind eine der wirksamsten präventiven Maßnahmen, die in der
Medizin zur Verfügung stehen. Schließlich geht es ja nicht allein um
die Schutzwirkung für die geimpfte Person selbst, sondern auch für
die Gesellschaft. So bewahrt sie beispielsweise diejenigen Menschen,
die sich nicht impfen lassen können, weil sie z.B. noch keine sechs
Monate alt oder anderweitig erkankt sind, vor einer Ansteckung, die
schlimmstenfalls zum Tod führen kann.

Bei Masern beispielsweise vergrößern Impfgegner das Gesundheitsrisiko
für die Allgemeinheit, denn Masern sind eine schwerwiegende
Erkrankung. Deswegen halte ich es für richtig, dass wir nun einen
Schritt weiter gehen und eine Impflicht einführen.

Gleichwohl möchte ich daran erinnern, dass wir in der Prävention in
den letzten Jahren schon viel getan haben: Schon jetzt können zum
Beispiel ungeimpfte Kinder eine Zeitlang vom Kita-Besuch
ausgeschlossen und Eltern bei einer Verweigerung der Impfberatung mit
Bußgeldern belegt werden. Nur eine lückenlose Impfung aller Kinder in
Kita und Schule kann letzten Endes gewährleisten, dass keine
Ansteckungswelle erfolgt."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1858: Erdogans Wahlmanipulation nicht unterstützen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. April 2019

Erdogans Wahlmanipulation nicht unterstützen



"Der türkische Präsident Erdogan und seine islamistische
Regierungspartei AKP demonstrieren mit der Nichtanerkennung ihrer
Niederlage bei den Kommunalwahlen in Istanbul ihre ganze Verachtung
für die Demokratie. Die Aberkennung des Wahlsieges von Bürgermeistern
der HDP und deren Ersetzung durch die jeweils zweitplatzierten
AKP-Kandidaten im Südosten der Türkei sind eine dreiste Manipulation
des Wählervotums", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende
Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Statt lautstark nach einer Wiederholung der Wahlen in der
Millionenmetropole Istanbul zu rufen, sollte die AKP endlich
anerkennen, dass sie den Bürgermeisterposten bei der Kommunalwahl am
31. März an Imamoglu von der größten Oppositionspartei CHP verloren
hat. Es ist absurd und verfassungswidrig, wenn die türkische
Wahlbehörde Kandidaten der HDP zuerst zur Wahl zulässt, nach deren
Sieg aber die Übernahme des Bürgermeisteramtes verweigert und sie
durch Erdogan-loyale Wahlverlierer ersetzt.

Die Bundesregierung darf dieses demokratiefeindliche und
rechtsstaatswidrige Treiben des Erdogan-Regimes nicht unterstützen.
Notwendig ist ein Stopp der Wirtschaftshilfen und Waffenlieferungen an
den Autokraten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 16. April 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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SOZIALES/2617: Die soziale Ungleichheit verfestigt sich


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 16. April 2019

Die soziale Ungleichheit verfestigt sich



Die Vermögen in Deutschland sind gestiegen, zeigt eine neue
Bundesbank-Studie. Dazu folgendes Statement von Bernd Riexinger, dem
Vorsitzenden der Partei DIE LINKE:

"Die Studie der Bundesbank über die Entwicklung des Vermögens in
Deutschland offenbart eine hochproblematische Entwicklung: Die soziale
Ungleichheit verfestigt sich. Die Ärmsten kommen aus den Schulden
nicht raus, die reichsten 10% der deutschen Haushalte steigerten ihr
Vermögen um mindestens 110.000 Euro, die reichsten 5% sogar jeweils um
mindestens 200.000 Euro allein in der letzten 6 Jahren.

Bedenkt man in dem Zusammenhang die krasse Vermögensverteilung in
Deutschland, zeichnet sich die soziale Schieflage noch drastischer ab:
Die reichsten zehn Prozent besitzen weit mehr als die Hälfte des
gesellschaftlichen Reichtums, die untere Hälfte gerade wenige Prozent.
Deutschland ist eines von vier Ländern mit den meisten Millionärinnen
und Millionären. Wer viel hat, kann das leicht vermehren. Auf Vermögen
werden zu wenig Steuern gezahlt.

Hohe Einkommen und Vermögen, Erbschaften und Gewinne aus Kapital und
Aktien müssen stärker besteuert werden. Damit finanzieren wir
Investitionen in eine gute öffentliche Versorgung und einen
Sozialstaat, der alle Menschen sicher vor Armut schützt."

Die Vermögensungleichheit hat sich seit 2011 kaum verändert. Während
die üblicherweise zur Messung der Ungleichheit verwendeten Indikatoren
- wie der Gini-Koeffizient und der Anteil der vermögendsten Haushalte
am gesamten Nettovermögen - leicht zurückgingen, stieg der Abstand
zwischen dem oberen und dem unteren Teil der Verteilung an.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 16. April 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SOZIALES/2616: Für längeres Leben soziale Ungleichheit bekämpfen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 16. April 2019

Für längeres Leben soziale Ungleichheit bekämpfen



Zur aktuellen Studie des Max-Planck-Instituts für demografische
Forschung in Rostock bezüglich der Lebenserwartung von Rentnern sagt
Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

Ungleiche Lebensverhältnisse führen vielfach zu Altersarmut und frühem
Tod. So lässt sich das Ergebnis der aktuellen Studie auf den Punkt
bringen. Um dem zu begegnen und ein langes und glückliches Leben für
alle zu ermöglichen, müssen die Weichen neu gestellt werden.
Aus Studien wissen wir, dass Menschen vor allem dann unter Dauerstress
leiden und ungesund leben, wenn sie keine Kontrolle über ihr Leben
verspüren. Ein selbstbestimmtes, sicheres, befriedigendes Leben
hingegen geht im Allgemeinen auch mit risikobewusstem Verhalten und
hoher Lebenserwartung einher.

Deswegen müssen wir Respekt und Selbstbestimmung von Menschen auch in
weniger qualifizierten Berufen stärker in den Fokus nehmen. Das muss
sich in angemessenen Löhnen, aber auch in Arbeitszeitregelungen,
Mitbestimmung und dem Recht auf abgesicherte Auszeiten, den
Sabbaticals, ausdrücken.

Soziale Sicherheit, Teilhabe und gute öffentliche Daseinsvorsorge sind
Investitionen in Lebenserwartung und Lebensqualität der Bevölkerung.
Außerdem müssen wir natürlich die Zwei-Klassen Medizin abschaffen.
Dass Reiche viel bessere Gesundheitsversorgung genießen als Menschen
mit geringem Einkommen, wirkt sich natürlich besonders im Alter aus.
Wir wollen gute Gesundheitsleistungen für alle.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 16. April 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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BUNDESTAG/8290: Heute im Bundestag Nr. 427 - 16.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 427

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 16. April 2019, Redaktionsschluss: 14.11 Uhr

1. Transparenz in der Gesetzgebung

2. Transparente Gesetzgebung

3. Erkenntnisse bei Förderentscheidungen

4. Updateverpflichtung in EU-Richtlinie

5. Afghanische Staatsbürger in Deutschland

6. Bundespolizei im Saarland

7. Sammelabschiebungen im Jahr 2018

8. Verfassungsschutz beobachtet Hizb Allah



1. Transparenz in der Gesetzgebung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben
bestrebt, Regierungshandeln transparent und damit für die Bürger
nachvollziehbar zu gestalten. Das Kabinett habe im November 2018 eine
"Vereinbarung zur Erhöhung der Transparenz in Gesetzgebungsverfahren"
beschlossen, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9154)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8361), in der nach
Einflussnahme von Interessensvertretern auf den Regierungsentwurf
"eines Fachkräfteeinwanderungsgesetzes" gefragt wurde. Hierdurch solle
"die bereits in der 18. Legislaturperiode erprobte Praxis fortgesetzt
werden, Gesetz- und Verordnungsentwürfe in der Form, in der sie in
eine etwaige Verbändebeteiligung gegangen sind, sowie den von der
Bundesregierung beschlossenen Gesetzentwurf der Öffentlichkeit
zugänglich zu machen", heißt es in der Antwort weiter.

Daneben sei vereinbart, auch die Stellungnahmen aus der
Verbändeanhörung zu veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer
zentralen Plattform würden die Stellungnahmen auf den Internetseiten
der jeweiligen Ressorts veröffentlicht. Der weitere Verlauf des
jeweiligen Rechtsetzungsvorhabens könne zudem auf der Internetseite
des gemeinsamen Dokumentations- und Informationssystems von Bundestag
und Bundesrat recherchiert werden.

Zugleich führt die Bundesregierung aus, dass es "weder rechtlich
geboten noch im Sinne einer effizienten und ressourcenschonenden
öffentlichen Verwaltung leistbar" sei, Informationen und Daten etwa zu
Veranstaltungen, Sitzungen und Terminen nebst Teilnehmern vollständig
zu erfassen und zu dokumentieren. Parlamentarische Kontrolle sei
"politische Kontrolle, nicht administrative Überkontrolle".

 * 

2. Transparente Gesetzgebung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben
bestrebt, Regierungshandeln transparent und damit für die Bürger
nachvollziehbar zu gestalten. Das Kabinett habe im November 2018 eine
"Vereinbarung zur Erhöhung der Transparenz in Gesetzgebungsverfahren"
beschlossen, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9155)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8362), in der nach
Einflussnahme von Interessensvertretern auf den Regierungsentwurf
"eines Gesetzes über Duldung bei Ausbildung und Beschäftigung" gefragt
wurde. Hierdurch solle "die bereits in der 18. Legislaturperiode
erprobte Praxis fortgesetzt werden, Gesetz- und Verordnungsentwürfe in
der Form, in der sie in eine etwaige Verbändebeteiligung gegangen
sind, sowie den von der Bundesregierung beschlossenen Gesetzentwurf
der Öffentlichkeit zugänglich zu machen", heißt es in der Antwort
weiter.

Daneben sei vereinbart, auch die Stellungnahmen aus der
Verbändeanhörung zu veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer
zentralen Plattform würden die Stellungnahmen auf den Internetseiten
der jeweiligen Ressorts veröffentlicht. Der weitere Verlauf des
jeweiligen Rechtsetzungsvorhabens könne zudem auf der Internetseite
des gemeinsamen Dokumentations- und Informationssystems von Bundestag
und Bundesrat recherchiert werden.

Zugleich führt die Bundesregierung aus, dass es "weder rechtlich
geboten noch im Sinne einer effizienten und ressourcenschonenden
öffentlichen Verwaltung leistbar" sei, Informationen und Daten etwa zu
Veranstaltungen, Sitzungen und Terminen nebst Teilnehmern vollständig
zu erfassen und zu dokumentieren. Parlamentarische Kontrolle sei
"politische Kontrolle, nicht administrative Überkontrolle".

 * 

3. Erkenntnisse bei Förderentscheidungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um eine Heranziehung von Erkenntnissen der
Verfassungsschutzbehörden bei Förderentscheidungen von
Bundesministerien geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/9152)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion bündnis 90/Die Grünen (19/8154).
Wie die Bundesregierung darin ausführt, ist sie "verpflichtet, beim
Einsatz staatlicher Mittel nach Maßgabe der Rechtsordnung zu
verhindern, dass hierdurch extremistische Gruppierungen, die sich
gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung richten, begünstigt
werden". Aus dieser Verpflichtung heraus habe das
Bundesinnenministerium (BMI) bereits in der 14. Legislaturperiode
allen Ressorts angeboten, "im Rahmen ihrer in eigener Zuständigkeit zu
treffenden Förderentscheidungen auch vorhandene Erkenntnisse der
Verfassungsschutzbehörden beizuziehen".

Ob und welchem Umfang die Ressorts von dem Angebot des BMI Gebrauch
machen, entscheiden sie eigenständig anhand der Gegebenheiten des
Einzelfalls, wie aus der Antwort weiter hervorgeht. Danach haben von
dem Angebot "das Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat, das
Auswärtige Amt, das Bundesministerium für Arbeit und Soziales, das
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, das
Bundesministerium für Bildung und Forschung sowie das
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
Gebrauch gemacht.

 * 

4. Updateverpflichtung in EU-Richtlinie

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Ein Ergebnis des informellen Trilogs von
Europäischem Parlament, Rat und Kommission zur
EU-Warenhandels-Richtlinie ist ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/9132) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/8528). Danach soll diese Richtlinie eine
Updateverpflichtung für den Fall des Verkaufs von Waren mit digitalen
Elementen enthalten.

"Der Verkäufer soll danach dafür sorgen, dass dem Verbraucher Updates,
einschließlich Sicherheitsupdates, die für den Erhalt der
Vertragsmäßigkeit der Waren erforderlich sind, zur Verfügung gestellt
werden", heißt es in der Antwort weiter. Wenn die digitalen Inhalte
fortlaufend über einen Zeitraum bereitzustellen sind, besteht laut
Vorlage auch die Updateverpflichtung nach der Einigung im Trilog
während dieses Zeitraums. Andernfalls bestehe die Updateverpflichtung
während des Zeitraums, "den der Verbraucher aufgrund der Art und des
Zwecks der Waren und der digitalen Elemente und unter Berücksichtigung
der Umstände und der Art des Vertrags vernünftigerweise erwarten
kann".

Dieser "Zeitraum der vernünftigen Verbrauchererwartung" ist den
Angaben zufolge flexibel und wird "für ein hochwertiges langlebiges
Produkt (smart-car; Heizungsanlage) länger sein als beispielsweise für
ein günstiges Produkt für den einmaligen Gebrauch". Mit diesem
Mechanismus sei die Updateverpflichtung "zukunftssicher und
technikneutral, da sie sich den jeweiligen tatsächlichen Gegebenheiten
automatisch anpasst".

 * 

5. Afghanische Staatsbürger in Deutschland

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der in Deutschland befindlichen
afghanischen Staatsangehörigen ist nach Angaben der Bundesregierung
laut Ausländerzentralregister von 56.563 am Jahresende 2011 auf
257.111 am Jahresende 2018 gestiegen. Wie aus der Antwort der
Bundesregierung (19/9131) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/8501) weiter hervorgeht, hatten davon zum Stichtag 31. Dezember
vergangenen Jahres 15.637 unbefristete Aufenthaltsrechte und 133.752
befristete Aufenthaltsrechte, während bei 107.722 "sonstiges (zum
Beispiel Duldung, kein Status gespeichert)" vermerkt ist.

 * 

6. Bundespolizei im Saarland

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über eine Erhöhung der Sollstärke der Bundespolizei
im Saarland informiert die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9118)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8578). Danach soll eine
Erhöhung der Sollstärke der Bundespolizei im Saarland um 50 Beamte ab
Januar 2019 bis Ende dieses Jahres abgeschlossen sein. In den Jahren
2020 bis 2022 sollen laut Vorlage weitere 50 der Bundespolizei
schrittweise für das Saarland zugeteilt werden. "In Abhängigkeit von
der Migrationslage, der demographischen Entwicklung sowie den
Entscheidungen des Haushaltsgesetzgebers" sind den Angaben zufolge bis
Frühjahr 2024 weitere 15 Beamte der Bundespolizei im Saarland im Zuge
des personalwirtschaftlichen Aufwuchses der Bundespolizei vorgesehen.

 * 

7. Sammelabschiebungen im Jahr 2018

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im vergangenen Jahr ist es in Deutschland zu
insgesamt 169 Sammelabschiebungen gekommen. Dies geht aus der Antwort
der Bundesregierung (19/9129) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/8473) hervor. Neben den jeweiligen Zielstaaten ist darin
unter anderem auch die Zahl der jeweils überstellten Personen
angegeben.

 * 

8. Verfassungsschutz beobachtet Hizb Allah

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die "schiitische Organisation Hizb Allah und die der
Organisation zuzurechnenden Anhänger und Vereine" stehen laut
Bundesregierung unter Beobachtung des Verfassungsschutzverbundes. Wie
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9163) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/8577) weiter ausführt, hat der
Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof im vergangenen Jahr 36
Ermittlungsverfahren und im laufenden Jahr bis zum 31. Januar 2019 ein
Ermittlungsverfahren "gegen Personen eingeleitet, bei denen eine
Verbindung zur Hizb Allah festgestellt werden konnte".

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 427 - 16. April 2019 - 14.11 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2
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BUNDESTAG/8289: Heute im Bundestag Nr. 426 - 16.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 426

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 16. April 2019, Redaktionsschluss: 13.30 Uhr

1. Bankenfusion schafft keine EU-Großbank

2. Wertpapiere und Lobbyismus

3. 35 Millionen Steuererklärungen geplant

4. Projekte des europäischen Investitionsfonds

5. 796.600 Kontenabrufe im letzten Jahr

6. Dienstfahrrad kann steuerfrei sein

7. Probleme mit Sparverträgen sind bekannt

8. Fragen nach Gemeinnützigkeit



1. Bankenfusion schafft keine EU-Großbank

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Nach einem Zusammenschluss von Deutscher Bank und
Commerzbank würde sich das fusionierte Institut nicht unter den zehn
größten Banken in der Europäischen Union wiederfinden. Dies geht aus
der Antwort der Bundesregierung (19/8936) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8406) hervor. Danach ist die
britische Bank HSBC mit einer Marktkapitalisierung von 148 Milliarden
Euro das größte Institut in der EU. Es folgen Banco Santander
(Spanien) mit 70 Milliarden und BNP Paribas (Frankreich) mit 55
Milliarden Euro Marktkapitalisierung.

Die Marktkapitalisierung der Commerzbank betrug Mitte März 2019 nach
Angaben der Bundesregierung rund 8,8 Milliarden Euro, die
Marktkapitalisierung der Deutschen Bank 16,3 Milliarden Euro. Eine
zusammengerechnete Marktkapitalisierung der beiden deutschen Institute
von rund 25 Milliarden Euro würde noch nicht einmal an die der
zehntgrößten europäischen Bank Barclays (Großbritannien) mit 33
Milliarden Euro heranreichen.

Der zum Zweck der Stabilisierung erworbene Bundesanteil an der
Commerzbank beträgt 15,6 Prozent, was einem Beteiligungswert von rund
2,4 Milliarden Euro (2017) entspricht. Nach Angaben der Regierung
müsste der Preis einer Commerzbank-Aktie auf 26 Euro steigen, sollten
die Stabilisierungsmaßnahmen des Bundes grundsätzlich verlustfrei
beendet werden. Auf die Frage, ob der Bund sich von der Beteiligung an
der Commerzbank trennen wolle, erklärt die Bundesregierung, sie
beteilige sich nicht an Spekulationen im Bezug auf mögliche
Konsequenzen und hypothetischen Fragestellungen im Anschluss an die
Entscheidung der beiden Unternehmen. Grundsätzlich erklärt die
Regierung, sie habe "ein Interesse an einer starken Finanzbranche in
Deutschland, damit Deutschland ein stabiler und starker Finanzplatz
bleibt, der in der Lage ist, die differenzierte und auch international
aktive deutsche Realwirtschaft angemessen mit Finanzdienstleistungen
zu versorgen".

 * 

2. Wertpapiere und Lobbyismus

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Eine Verpflichtung zur Erfassung sämtlicher
geführter Gespräche in der Regierung besteht nicht. Dies erklärt die
Regierung in ihrer Antwort (19/8845) auf die Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/8365), die sich nach der Einflussnahme von
Interessenvertreterinnen und Interessenvertretern auf den Entwurf
eines Gesetzes zur weiteren Ausführung der EU-Prospektverordnung und
zur Änderung von erkundigt hatte. Angesichts einer Vielzahl
identischer Kleiner Anfragen der Fraktion zu anderen Gesetzentwürfen
und angesichts des Umfangs der Überprüfung der aktuellen
Gesetzgebungstätigkeit sowie der Detailtiefe von einzelnen Fragen
sieht die Bundesregierung die Grenze zur "administrativen
Überkontrolle" erreicht.

 * 

3. 35 Millionen Steuererklärungen geplant

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bewertung von rund 35 Millionen Grundstücken,
Häusern und Wohnungen im Zusammenhang mit der anstehenden Reform der
Grundsteuer soll auf Basis von Steuererklärungen erfolgen, die
weitgehend automationsgestützt erstellt werden. Die schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/8898) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/8436). Auf die Frage nach dem Umfang des dauerhaft
erforderlichen Personals für die Feststellungen erklärt die Regierung,
der Bedarf hänge vom Grad der Automationsunterstützung für die
weiteren Hauptfeststellungszeitpunkte ab. Zu den bei den Kommunen
entstehenden Kosten durch die Reform der Grundsteuer liegen der
Bundesregierung keine Erkenntnisse vor.

 * 

4. Projekte des europäischen Investitionsfonds

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der europäische Fonds für strategische Investitionen
(EFSI) ist auf Geschäftsfelder ausgerichtet, bei denen von einem
Investitionsniveau unterhalb des volkswirtschaftlichen Optimums
auszugehen ist. Wie die Bundesregierung in der Antwort (19/8796) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8317) weiter schreibt, geht
es daher um die langfristige Finanzierung von Infrastrukturprojekten,
Innovationen, kleinen und mittleren Unternehmen sowie Klima- und
Umweltschutzvorhaben.

 * 

5. 796.600 Kontenabrufe im letzten Jahr

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Im vergangenen Jahr sind 796.600 Kontenabrufe vom
Bundeszentralamt für Steuern durchgeführt worden. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9177) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/8658) mit. 555.712 Kontenabrufe erfolgten durch
Gerichtsvollzieher.

 * 

6. Dienstfahrrad kann steuerfrei sein

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Überlassung eines Fahrrads an einen Arbeitnehmer
ist seit 2019 steuerfrei, wenn sie zusätzlich zum ohnehin geschuldeten
Arbeitslohn gewährt wird. Darauf weist die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/9172) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8656)
hin. Mit dem Tatbestandsmerkmal "zusätzlich zum ohnehin geschuldeten
Arbeitslohn" sollten Gehaltsumwandlungen ausgeschlossen werden. Es
solle honoriert werden, dass der Arbeitgeber eine echte Zusatzleistung
erbringe und nicht im Gegenzug das Bruttoentgelt absenke.

 * 

7. Probleme mit Sparverträgen sind bekannt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Bundesregierung sind Probleme hinsichtlich der
variablen Verzinsung langfristiger Prämiensparverträge von Sparkassen
bekannt. Im Rahmen ihrer Aufsicht zum Schutz kollektiver
Verbraucherinteressen gehe die Aufsichtsbehörde BaFin dieser Thematik
seit Anfang 2018 nach, heißt es in einer Antwort der Bundesregierung
(19/9171) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8669). Wie
viele Verbraucherinnen und Verbraucher insgesamt von dieser
Problematik betroffen seien, sei der BaFin nicht bekannt.

 * 

8. Fragen nach Gemeinnützigkeit

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um das Gemeinnützigkeitsrecht geht es in einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8997). Die Bundesregierung
soll anhand von Beispielen erläutern, inwieweit tagespolitische
Aktivitäten oder ein wirtschaftspolitischer Forderungskatalog Einfluss
auf die Gemeinnützigkeit von Organisationen haben können. In der
Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage wird kritisiert, dass die heutigen
Bestimmungen zu große Spielräume offen lassen und so zu großer
Unsicherheit bei den Vereinen, Stiftungen sowie bei den Finanzämtern
führen würden. Viele Finanzämter würden bei der Bewertung der
Gemeinnützigkeit von Institutionen zu völlig unterschiedlichen
Ergebnissen kommen.

 * 
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BUNDESTAG/8288: Heute im Bundestag Nr. 425 - 16.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 425

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 16. April 2019, Redaktionsschluss: 12.50 Uhr

1. Aufnahme afghanischer Ortskräfte

2. Kommunale Flüchtlingsaufnahme

3. Soforthilfe für Bevölkerung Venezuelas

4. Kooperation mit Brasilien 1964 bis 1985

5. Umsetzung der Armenien-Resolution

6. Grenzkontrolle in Marokko



1. Aufnahme afghanischer Ortskräfte

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung soll nach dem Willen der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen "ein Gruppenverfahren für die
großzügige Aufnahme afghanischer Ortskräfte" einführen, die für
deutsche Institutionen arbeiten oder gearbeitet haben. In einem Antrag
(19/9274) fordert die Fraktion die Bundesregierung zudem auf, den
Familienangehörigen der visumsberechtigten Ortskräfte ebenfalls ein
Visum für die Einreise nach Deutschland auszustellen. Ferner soll die
Bundesregierung der Vorlage zufolge die aktuellen und ehemaligen
Ortskräfte "aktiv auf die Aufnahmemöglichkeit in Deutschland"
hinweisen und sie über die rechtlichen Voraussetzungen aufklären. Auch
wird die Bundesregierung in dem Antrag unter anderem aufgefordert,
"einen Beschwerdemechanismus zu schaffen für abgelehnte
Gefährdungsanzeigen und Aufnahmeersuchen".

In der Begründung schreiben die Abgeordneten, dass die Bundesregierung
in der Verantwortung stehe, den Zugang für afghanische Ortskräfte nach
Deutschland zu erleichtern. Das Aufnahmeverfahren müsse transparent
und unbürokratisch werden und auf der Annahme basieren, "dass die
Ortskraft durch ihre Arbeit für deutsche Behörden und Organisationen
generell in Afghanistan gefährdet ist".

Wie die Fraktion weiter ausführt, entfiele bei einem solchen
Gruppenverfahren "der bisher vorausgesetzte Nachweis einer konkreten
individuellen Bedrohung, der eine unzumutbare Hürde darstellt". Werde
dieser Weg nicht geschaffen, würden die Betroffenen "weiterhin dazu
gezwungen, auf höchst unsicheren und oft lebensgefährlichen Wegen vor
den Taliban zu fliehen". In diesem Fall sei für den Asylantrag der
Ortskräfte aufgrund der Dublin-Verordnung in der Regel ein anderer
europäischer Mitgliedstaat verantwortlich. Dort könnten die Ortskräfte
die konkrete Schutzverantwortung Deutschlands nicht geltend machen,
die sich aus der Tätigkeit für deutsche Institutionen wie zum Beispiel
der Bundeswehr ergebe. Deutschland werde "durch diesen Umstand seiner
Verantwortung innerhalb Europas nicht gerecht".

 * 

2. Kommunale Flüchtlingsaufnahme

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen dringt darauf,
die "regionale und kommunale Flüchtlingsaufnahme" zu stärken. In einem
Antrag (19/9275) fordert die Fraktion die Bundesregierung auf, "Städte
und Kommunen, die ihre Bereitschaft zur Aufnahme und Integration von
Geflüchteten zusätzlich zum existierenden Verteilungsschlüssel erklärt
haben, in diesem Anliegen zu unterstützen". Auch soll die
Bundesregierung nach dem Willen der Fraktion Paragraf 23 Absatz 1 des
Aufenthaltsgesetzes in eine "Benehmensregelung" ändern, "so dass die
Länder nicht mehr das Einvernehmen des Bundesinnenministeriums
einholen müssen, um humanitäre Aufnahmeprogramme auf den Weg zu
bringen". Ferner soll sich die Bundesregierung laut Vorlage auf
europäischer Ebene dafür einzusetzen, "dass ein kommunaler
Integrationsfonds zur Unterstützung von europäischen Kommunen und
Regionen bei der Aufnahme und Integration von Geflüchteten
eingerichtet wird".

In der Vorlage schreibt die Fraktion, dass fast 50 Städte und
Gemeinden in Deutschland "ihr kommunales Selbstbestimmungsrecht im
Sinne des Flüchtlingsschutzes nutzen" wollten und sich dazu bereit
erklärten, aus Seenot gerettete Menschen aufzunehmen. Derzeit hindere
Paragraf 23 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes die Länder jedoch an
einer eigenständigen Durchführung humanitärer Aufnahmeprogramme, da
hierzu immer das Einvernehmen mit dem Bundesinnenminister erforderlich
sei.

 * 

3. Soforthilfe für Bevölkerung Venezuelas

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der von Entwicklungsminister Gerd Müller (CSU)
angekündigten Soforthilfe für die notleidende Bevölkerung in Venezuela
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9058).
Die Bundesregierung soll unter anderem mitteilen, wofür die Gelder in
Höhe von fünf Millionen Euro genau verwendet und wie Zugang und
Bereitstellung von Hilfsgütern für die bedürftige Bevölkerung
sichergestellt werden sollen.

 * 

4. Kooperation mit Brasilien 1964 bis 1985

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Beziehungen der Bundesrepublik zu Brasilien in
der Zeit der Militärdiktatur zwischen 1964 und 1985 stellt die
Fraktion Die Linke in den Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage (19/9057).
Die Bundesregierung soll unter anderem darlegen, wie sie die damaligen
Beziehungen heute bewertet, wie sich in dieser Zeit die deutschen
Direktinvestitionen in Brasilien entwickelten und welche Waffenexporte
genehmigt wurden. Weitere Fragen zielen auf den Atomvertrag von 1975
sowie auf die Präsenz deutscher Unternehmen und die Rolle des
Bundesnachrichtendienstes in den Beziehungen zu Brasilien.

 * 

5. Umsetzung der Armenien-Resolution

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Umsetzung der Resolution des Bundestags
"zur Erinnerung und zum Gedenken an den Völkermord an den
Armenierinnen und Armeniern 1915 und 1916" erkundigt sich die Fraktion
Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/8950). Die Abgeordneten wollen
unter anderem wissen, ob die Bundesregierung die in dieser Resolution
(18/8613) enthaltene Bewertung der damaligen Ereignisse als Genozid
teilt. Außerdem soll sie angeben, welchen Beitrag sie leistet zur
öffentlichen Auseinandersetzung mit der Vertreibung Armenier 1915/1916
sowie der Rolle des Deutschen Reiches und was sie unternimmt, um "die
türkische Seite zu ermutigen, sich mit den damaligen Vertreibungen und
Massakern offen auseinanderzusetzen".

 * 

6. Grenzkontrolle in Marokko

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Um "EU-Unterstützung von Grenzüberwachungen und
-kontrolle in Marokko" geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion
Die Linke (19/8996). Die Bundesregierung soll unter anderem mitteilen,
inwieweit Zahlungen zur Unterstützung des Grenzmanagements in Marokko
aus dem EU-Treuhandfonds für Afrika (EUTF) mit welchem Zweck geleistet
worden sind. Gefragt wird außerdem, welche nordafrikanischen Länder
zunehmend zu Zielländern von Migration werden, die bisher eher
Transitländer gewesen sind.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1846: Regierungspressekonferenz vom 15. April 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 15. April 2019

Regierungspressekonferenz vom 15. April 2019

Themen: Abschaltung der Deutschen Welle im venezolanischen
Kabelnetz, Lage in Venezuela, Treffen der Bundeskanzlerin mit dem
UN-Flüchtlingskommissar, Umsetzung des EU-Türkei-Abkommens in Griechenland,
Verlängerung der Grenzkontrollen an der deutsch-österreichischen Grenze,
Zahl der Flüchtlinge aus Afghanistan, Forderung nach einem Konjunkturpaket,
möglicher Einsatz von Uploadfiltern, Softwareupdates für Dieselfahrzeuge,
neue Vorwürfe der Abgasmanipulation gegen die Daimler AG, im Bau
befindlicher Flughafen BER, mögliche Einführung einer Impfpflicht,
Entscheidung des Verwaltungsgerichts Berlin über eine Auskunftsklage des
"Tagesspiegels", Kritik des Bundesrechnungshofs an der Erfassung der
Arbeitslosenzahl, Lage von Migranten in Libyen, mögliche Ermittlungen des
Internationalen Strafgerichtshofes zu Menschenrechtsverletzungen und
Kriegsverbrechen in Afghanistan, mögliche Reise deutscher Abgeordneter auf
die Krim, Bau eines Militärkrankenhauses in Ramstein, Reform der
Grundsteuer, Geordnete-Rückkehr-Gesetz, Video-Podcast der Bundeskanzlerin
zum Klimaschutz


Sprecher: StS Seibert, Adebahr (AA), Petermann (BMI), Güttler
(BMWi), Wogatzki (BMF), Zimmermann (BMJ), Friedrich (BMVI), Wackers (BMG),
Jäger (BMAS), Routsi (BMVg), Zerger (BMU)



Vorsitzende Welty eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage: Guten Tag! Die venezolanischen Behörden haben den spanischen 
TV-Kanal der Deutschen Welle aus dem Kabelkanal in Venezuela ausgeschlossen.
Wie schätzt das die Bundesregierung ein? Meine zweite Frage ist: Ist eine
offizielle Reaktion der Bundesregierung darauf zu warten?

Adebahr: Wir haben die Entscheidung gestern zur Kenntnis genommen, die
Deutsche Welle in Venezuela aus dem Kabelkanal herauszunehmen. Wir haben
schon gestern gesagt, dass wir erwarten, dass diese bedauerliche
Entscheidung rasch revidiert wird; denn die Presse- und Meinungsfreiheit
ist für die Bundesregierung ein hohes Gut, und das gilt auch in diesem
Fall.

Frage: Wenn wir jetzt allgemeiner über die Situation in Venezuela reden
würden, dann würde ich jetzt dazu fragen. - Ich habe eine Frage an das
Auswärtige Amt. Herr Pompeo hat darauf hingewiesen, dass in Bezug auf
Venezuela alle Optionen auf dem Tisch lägen und dass sich Maduro
zurückziehen müsse. Er hat gegebenenfalls auch Sanktionen gegenüber anderen
Staaten angekündigt, die derzeit noch die venezolanische Maduro-Regierung
unterstützen, wie etwa Kuba. Wie beurteilt die Bundesregierung diese
Situation? Ist das eine Verschärfung? Macht dies eine politische Lösung
schwieriger?

Adebahr: Wir arbeiten in der internationalen Kontaktgruppe mit der
Europäischen Union eng zusammen. Darin sind auch Staaten Lateinamerikas
vertreten. Wir treten für eine Deeskalation ein. Wir möchten nicht, dass
sich dieser Konflikt weiter militarisiert. Wir haben am Wochenende die
Ankündigung von Maduro zur Aufrüstung der Milizen gesehen, die wir mit
großer Sorge sehen. Wir treten dafür ein, dass es zu freien, fairen und
friedlichen Präsidentschaftswahlen kommt. Das ist nach wie vor unsere
Linie.

Zusatzfrage: Ist das, wie Herr Pompeo agiert, hilfreich für einen Prozess
der politischen Lösung? Sie haben auch darauf hingewiesen, dass Maduro die
Milizen aufrüsten wolle. Ist das auf der anderen Seite nicht auch eine
Eskalation und somit kontraproduktiv gegenüber Ansätzen einer friedlichen
Lösung?

Adebahr: Aus unserer Sicht bestand das Ziel der Reise von Herrn Pompeo auch
darin, sich politisch mit den Ländern Lateinamerikas - ich glaube, er war
in Chile, Paraguay, Peru und Kolumbien -, auszutauschen und dort zu
politischen Gesprächen zusammenzukommen, wie man die Situation in Venezuela
in die Richtung lösen kann, die ich gerade beschrieben habe. Aus unserer
Sicht ist das ganz klar das Ziel und der Schwerpunkt. Alle Anstrengungen
sind darauf gerichtet, in Gesprächen in der internationalen Kontaktgruppe
mit den lateinamerikanischen Staaten auf die eben besprochenen Ziele
hinzuwirken.

Frage: Frau Adebahr, Sie haben soeben von dem Ansatz der deutschen
Außenpolitik gesprochen, was die Dialogbereitschaft angeht. Gleichzeitig
unterstützen Sie aber mit Juan Guaidó einen der Vertreter der radikalsten
venezolanischen Oppositionsparteien, die sich per se gegen einen Dialog und
Gespräche mit der amtierenden Regierung aussprechen. Was ist das
strategische Kalkül der Bundesregierung, gerade Herrn Guaidó mit dieser
Verneinung jeglichen Dialogs zu unterstützen?

Adebahr: Zunächst einmal teile ich die Prämissen, die Ihrer Aussage
zugrunde liegen, nicht. Aus der Sicht der Bundesregierung ist Herr Guaidó
als Präsident der Nationalversammlung die einzig demokratisch legitimierte
Kraft in Venezuela. Deshalb unterstützen wir ihn.

Zusatzfrage: Aber Herr Guaidó hat ja mehrmals betont, dass für ihn ein
Dialog mit der amtierenden Regierung nicht infrage komme. Die
Bundesregierung unterstützt ihn und damit auch seine Äußerungen. Da war
meine Frage: Was ist das strategische Kalkül der Bundesregierung hinter der
Unterstützung von Juan Guaidó mit den entsprechenden Äußerungen und der
Verneinung jeglicher Dialogbereitschaft?

Adebahr: Meine Antwort lag in meinem ersten Wortbeitrag darin, dass ich
diese Prämissen schon nicht teile. Es gab lange Zeit viele Dialogversuche
in Venezuela, die gescheitert sind. Sie sind an der Unbeweglichkeit Maduros
gescheitert. Insofern kann man Guaidó, der venezolanischen
Nationalversammlung und der Opposition aus unserer Sicht nicht vorwerfen,
nicht dialogbereit gewesen zu sein. Es gab viele Versuche dazu.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Seibert, später auch noch an Frau
Adebahr: Heute treffen sich Bundeskanzlerin Merkel und 
EU-Flüchtlingskommissar Grandi. Beide suchen nach einer Lösung für die auf dem
Mittelmeer Geretteten, die Italien zurückweist. Herr Seibert, worum geht es
in diesem Gespräch? Plant die Bundesregierung, Griechenland zu
unterstützen, etwa bei der Rückführung afghanischer Flüchtlinge?

StS Seibert: Herr Grandi als Hoher Flüchtlingskommissar der Vereinten
Nationen ist ein ziemlich regelmäßiger Gesprächspartner der
Bundeskanzlerin. Wir unterstützen seine Arbeit an vielen Orten der Welt mit
starkem politischem Einsatz, auch mit finanziellen Mitteln, die wir zum
Einsatz bringen können. Das betrifft beispielsweise die Situation in
Libyen, aber auch andere Teile der Welt, in denen er als Kommissar für
Flüchtlinge zuständig ist.

Ich kann Ihnen jetzt nicht ein Thema nennen, das heute im Mittelpunkt des
Gesprächs stehen wird. Die beiden werden kurz vor dem Gespräch ja auch
Erklärungen für die Presse abgeben. Aber das, was heute im Mittelpunkt
steht, ist das Gesamtbild der Arbeit des UN-Flüchtlingskommissars und das,
was die Bundesregierung tun kann, um ihn zu unterstützen.

Zusatzfrage: Ich habe noch eine Frage an Frau Adebahr: Was sind Ihre
Erkenntnisse, wie die Umsetzung des EU-Türkei-Abkommens in Griechenland
läuft, und wie ist die Situation in den Flüchtlingslagern dort?

Adebahr: Ich weiß nicht, ob andere noch etwas dazu sagen wollen.

StS Seibert: Das führt jetzt ein bisschen weg von dem Treffen mit Herrn
Grandi, wenn Sie über die EU-Türkei-Flüchtlingserklärung sprechen wollen. -
Wir hatten nun gerade den dritten Jahrestag des Inkrafttretens dieses
Abkommens. Bei dieser Gelegenheit haben wir gesagt, warum dies aus unserer
Sicht und nach unserer festen Überzeugung ein richtiger und bis heute auch
erfolgreicher Schritt ist. Sowohl die EU als auch die Türkei halten an
diesem Abkommen fest, und wir setzen es weiterhin gemeinsam um.

Der zentrale Gedanke dieser EU-Türkei-Erklärung war, Flüchtlinge, die in
der Türkei sind, mit angemessenem Schutz und angemessener Versorgung
auszustatten, ihnen Schutz zu gewähren und Perspektiven für sie zu schaffen
- das ist der zentrale Gedanke -, sodass sich für sie gar keine
Veranlassung mehr ergibt, den lebensgefährlichen Weg über die Ägäis in die
EU zu gehen. Das ist mit diesem Abkommen, wenn man sich die Zahlen
anschaut, im Großen und Ganzen sehr überzeugend gelungen.

Das Abkommen hat Schwächen. Der Eins-zu-eins-Rückkehrmechanismus zwischen
Griechenland und der Türkei funktioniert sicherlich nicht so, wie wir uns
dies heute vorstellen. Aufgrund der europäischen Unterstützung für die
Unterbringung von Flüchtlingen in der Türkei ist sehr viel Geld in solche
Projekte in der Türkei geflossen und fließt weiterhin. Dafür sind insgesamt
6 Milliarden Euro von der EU zur Verfügung gestellt worden. Das hat
tatsächlich eine Verbesserung des Lebens von Millionen von in der Türkei
ansässigen Flüchtlingen gebracht. Wir können, wenn Sie wollen, noch einmal
auf die traurigen Zahlen zurückgehen, die herrschten, bevor das 
EU-Türkei-Abkommen in Kraft trat. Da haben wir heute ein ganz anderes Bild.

Es bleibt dabei: Ja, es war richtig, dieses Abkommen zu schließen. Das ist
die Art und Weise, wie Europa die Flüchtlings- und Migrationsproblematik
gemeinsam mit seinen Nachbarn außerhalb der europäischen Grenzen lösen
kann. Nichtsdestotrotz wird niemand sagen, dass alles perfekt funktioniert;
das ist nicht der Fall. Aber das ist ein Erfolg, der an ganz vielen
Indikatoren abzulesen ist.

Frage: Meine Frage hängt im weitesten Sinne mit dem Thema Flüchtlinge
zusammen. Ich würde mich dazu gerne an das Innenministerium und an das
Außenministerium wenden, vielleicht erst an das Innenministerium. Die
Grenzkontrollen an der deutsch-österreichischen Grenze wurden Ende letzter
Woche verlängert. Hängt das damit zusammen, dass man jetzt mit mehr
Migrationsdruck rechnet?

Petermann: Nein. Der Bundesinnenminister hat die Grenzkontrollen um ein
weiteres halbes Jahr verlängert. Grund ist, dass der Migrationsschwerpunkt
nach wie vor dort ist und dass zahlreiche Aufgriffe an der Grenze zu
Österreich erfolgen. Ich kann dazu ein paar Zahlen nennen: Die
Bundespolizei hat im Jahr 2018 insgesamt mehr als 15 000 unerlaubte
eingereiste Personen, davon 11 000 an der deutsch-österreichischen Grenze
festgestellt; davon wurden wiederum 6228 Personen nach Österreich
zurückgewiesen. Daran sieht man, dass die deutsch-österreichische Grenze
nach wie vor der Schwerpunkt ist. Letztlich wäre aus migrations- und
sicherheitspolitischen Gründen ein, so der Innenminister, Verzicht auf
diese temporären Binnengrenzkontrollen nicht vertretbar.

Zusatzfrage: Die Frage an Frau Adebahr vom Auswärtigen Amt ist: Im Moment
gibt ja auch eine gestiegene Zahl von Flüchtlingen aus Afghanistan, die
nach Griechenland kommen. Gibt es Überlegungen, eventuell der griechischen
Regierung im Fall dieser Afghanen zu helfen? Wie könnte das aussehen? Haben
Sie vielleicht auch Erkenntnisse darüber, warum gerade jetzt die Zahl der
Flüchtlinge aus Afghanistan steigt?

Adebahr: In der Tat ist der Anteil der afghanischen Flüchtlinge auf den
griechischen Inseln gegenüber dem Vorjahr gestiegen. Das ist ganz
maßgeblich so, weil der Anteil der syrischen Flüchtlinge sinkt. Herr
Seibert hat ja gerade die Erfolge des Abkommens dargestellt. Die Frage, ob
sich das auf die Zahlen der Asylanträge in Deutschland auswirkt - ich
glaube, das tut es nicht -, liegt wieder bei der Kollegin vom
Innenministerium.

Ich denke, der griechischen Seite ist bewusst, dass bezüglich der Zustände
in den Flüchtlingslagern noch Verbesserungsbedarf vorhanden ist; das ist
den griechischen Kollegen und auch der EU klar. Deshalb gibt es einen sehr
intensiven Dialog, an dem wir mit der Europäischen Kommission und auch mit
der griechischen Seite teilnehmen. Ein Instrument dazu ist der 
deutsch-griechische Migrationsdialog. Er hat am 8. April in Berlin stattgefunden.
Das ist ein konstruktiver, regelmäßiger und auch intensiver Austausch über
die Situation, mögliche Herausforderungen und Lösungsansätze, wie man dort
noch zu weiteren Verbesserungen kommen kann. Ich kann Ihnen jetzt aus dem
Stegreif nicht ganz konkret antworten. Aber das ist beispielsweise ein
Instrument, bei dem wir mit Griechenland und der Europäischen Union eng
zusammenarbeiten.

Petermann: Zu den Asylzahlen: Die Pressemitteilung zu der März-Statistik
wird im Laufe des Tages noch herausgegeben werden. Danach liegt Afghanistan
unverändert auf Platz vier.

Frage: Ich habe eine Nachfrage an Frau Petermann zu den Grenzkontrollen.
Die Verlängerung muss ja bei der EU-Kommission gemeldet oder notifiziert
werden. Ist das vorher mit der Kommission abgesprochen worden? Denn die
Kommission hatte ja in den letzten Monaten immer wieder einmal gesagt
beziehungsweise darauf hingewiesen, dass man langsam zum "Normalzustand" im
Schengen-Raum zurückkehren müsse und die Grenzkontrollen nicht weiter
verlängern dürfe. Ist das mit der EU-Kommission geklärt, oder befürchten
Sie, dass die EU-Kommission da noch Einspruch erheben könnte?

Petermann: Das ist im Vorfeld besprochen worden, nicht nur bei der
Kommission, sondern auch mit anderen Staaten, die ebenfalls Grenzkontrollen
machen beziehungsweise verlängern. Dies wird nur notifiziert. "Nur" sage
ich deshalb, weil es keiner Genehmigung durch die Kommission bedarf.

Frage: Mein erstes Thema ist die wirtschaftliche Lage in Deutschland, wo
sich ja die Konjunktur abkühlt. Aus dem Lager der Regierungsfraktionen gab
es am Wochenende die Forderung nach einem Konjunkturpaket. Herr Seibert, an
Sie, aber auch an die Sprecherinnen von BMWi und BMF die Frage: Plant die
Bundesregierung ein solches Konjunkturpaket, das ja auch bereits der
Bundesverband der Deutschen Industrie fordert, also mehr Investitionen? Wie
ist da Ihre Haltung?

StS Seibert: Vielleicht möchte die Kollegin des Wirtschaftsministeriums
erst einmal etwas zur Wirtschaftslage sagen. Ich kann dann gerne ergänzen.

Güttler: Die ganz aktuellen Zahlen der Frühjahrsprognose kommen übermorgen
vom Minister persönlich. Ich habe es schon am Freitag gesagt, dass ich dem
natürlich nicht vorgreifen kann.

Generell ist unser Ziel, die Unternehmen zu entlasten. Das heißt, die
steuerliche Forschungsförderung muss endlich kommen. Gleiches gilt für
Bürokratieentlastungen. Darüber hinaus brauchen wir eine Diskussion, wie
von Minister Altmaier angestoßen, wie wir die deutsche und europäische
Wirtschaft zukunftsfähig machen.

Die Kommission hat angeregt - das wird auch im Nationalen Reformprogramm
genannt -, dass wir weiter stärker investieren. Fakt ist, dass die privaten
und öffentlichen Investitionen in Deutschland gestiegen und auf
Rekordniveau sind.

Aber für alles Weitere, wie gesagt, verweise ich auf den Minister am
Mittwoch.

StS Seibert: Ich möchte dies gerne noch kurz ergänzen, obwohl das genau in
die gleiche Richtung geht. Wir haben eine sehr solide Haushaltspolitik und
verbinden solide Haushalte mit einer Stärkung von Investitionen. Das wird
auch in den kommenden Jahren die Grundlage für weiteres Wachstum
verbessern. Der Bundeshaushalt sieht deutlich höhere Investitionsausgaben
gegenüber der vergangenen Legislaturperiode vor. Insofern sehen wir keine
Notwendigkeit für ein Konjunkturprogramm. Die wirtschaftliche Entwicklung
in Deutschland ist zwar in unruhigeres Fahrwasser gekommen, bleibt aber
gleichwohl weiter aufwärtsgerichtet.

Zusatzfrage: Dann noch eine Frage an Frau Wogatzki. Diese Forderung von
Herrn Dobrindt richtete sich ja speziell an Herrn Scholz. Er sprach über
die alte Forderung, den Solidaritätszuschlag für alle zu streichen. Wie
sieht Ihr Haus das? Braucht es ein Konjunkturpaket, und braucht es
insbesondere die Streichung des Solidaritätszuschlags für alle?

Wogatzki: Der Minister hat sich am Wochenende am Rande der Frühjahrstagung
dazu geäußert und klargemacht, dass sich die Frage nach einem
Konjunkturpaket derzeit nicht stellt.

Wie Herr Seibert und meine Kollegin kann auch ich noch einmal auf die
Rekordinvestitionen hinweisen, mit denen wir Impulse für Infrastruktur,
Bildung, Wohnungsbau sowie Forschung und Entwicklung setzen. Speziell zu
dem Bereich Forschung und Entwicklung kann ich deutlich machen, dass wir in
Kürze einen Gesetzentwurf in die Ressortabstimmung geben werden.

Frage: Herr Seibert, Sie haben ja eben das Konjunkturprogramm klar
abgelehnt. Der Bundesbankchef hat vor wenigen Tagen von einer sehr starken
Abkühlung gesprochen. Wann ist denn Ihrer Meinung nach der Zeitpunkt
erreicht, an dem die Bundesregierung über so ein Programm, also neue,
zusätzliche steuerliche Anreize oder Kaufprogramme, nachdenken müsste?

StS Seibert: Ich habe Ihnen jetzt für die Bundesregierung das gesagt, was
ich heute auf der Basis unserer Analyse der derzeitigen wirtschaftlichen
Situation und Entwicklung sagen kann.

Zusatzfrage: Das ist schon klar; das habe ich verstanden. Aber ich wollte
wissen, wo die Schwelle für die Bundesregierung liegt, ab der man aktiv
werden muss.

StS Seibert: Da werde ich Ihnen keine Schwelle benennen können.

Frage: Frau Wogatzki, könnten Sie bitte noch ausführen, was Sie genau in
die Ressortabstimmung geben? Das ging mir gerade ein bisschen schnell.

Wogatzki: Im Koalitionsvertrag wurde vereinbart, dass Forschung und
Entwicklung steuerlich gefördert werden sollen. Das ist der Gesetzentwurf
dazu.

Frage: Ich habe eine Frage zum Thema Uploadfilter. Herr Seibert, warum hat
die Regierung so viel Wert darauf gelegt, dass es eine Protokollerklärung
gibt? Woran lag es, dass es so schwer war, sich da zu einigen? In dieser
Protokollerklärung heißt es: "Ziel muss es sein, das Instrument
'Uploadfilter' weitgehend unnötig zu machen." Heißt das, dass Sie
Uploadfilter auch für Deutschland nicht komplett ausschließen?

StS Seibert: Ich weiß nicht, woher Sie zu wissen glauben, dass es schwer
gewesen sei. Die Bundesregierung insgesamt hat in der heutigen Abstimmung
des Rates dem Richtlinienvorschlag über das Urheberrecht in der Fassung des
Trilogkompromisses aus dem Februar zugestimmt. Die Bundesregierung hat
dabei eine Protokollerklärung abgegeben. Im Rahmen der Entwicklung von
Leitlinien auf europäischer Ebene, wie Artikel 17 angewandt werden soll,
wollen wir uns für ein gemeinsames Verständnis einsetzen, dass eine
angemessene Vergütung der Kreativen gewährleistet bleibt - das ist ja das
wichtige Ziel der ganzen Urheberrechtsreform -, dass Uploadfilter nach
Möglichkeit verhindert werden und dass die Nutzerrechte und die
Meinungsfreiheit, über die hier in diesem Zusammenhang viel diskutiert
worden ist, gewahrt bleiben.

Wir streben nun eine unionsweite europäische einheitliche Umsetzung dieser
Richtlinie an, die gewährleistet, dass Uploadplattformen auch in Zukunft
frei und unzensiert als Kommunikationskanäle für die Zivilgesellschaft, für
jeden Bürger zur Verfügung stehen. Das ist die Haltung. Nun beginnt ein
europäischer Prozess der Erarbeitung einer solchen einheitlichen Umsetzung.

Zusatzfrage: Sie können also Uploadfilter durch dieses "weitgehend unnötig
zu machen" letztlich für Deutschland nicht komplett ausschließen? Sie haben
es eben mit anderen Worten noch einmal gesagt.

StS Seibert: Ich habe Ihnen gesagt, wofür wir uns jetzt in dem europäischen
Beratungsprozess einsetzen werden. Sie wissen, dass der Artikel 17, vormals
Artikel 13, technologieneutral formuliert ist und kein bestimmtes Mittel
nennt. Wir werden uns in dem Sinne dieser Protokollerklärung, die, glaube
ich, heute noch für jeden auf der Webseite des Justizministeriums
nachzulesen sein wird, in den Gesprächen einsetzen.

Frage: Ich habe noch eine Frage an das Justizministerium. Ihre Ministerin
hatte ja im Vorfeld und auch nach der Entscheidung gesagt, das Ganze werde
ihrer Ansicht nach ohne Uploadfilter nicht gehen. Hat sie da ein bisschen
vorgegriffen, oder wie erklären Sie sich diese Äußerung, wenn jetzt auf dem
Tisch liegt, man werde versuchen, diese Uploadfilter zu verhindern?

Zimmermann: Zunächst einmal kann ich mich dem anschließen, was Herr Seibert
gesagt hat, dass wir jetzt am Beginn eines Prozesses stehen. Wir haben
deutlich gemacht, mit welchem Ziel und welchem Willen wir in diesen Prozess
hineingehen. Wie er am Ende dann aussehen wird, kann man noch nicht
abschließend sagen.

Richtig ist, dass es verschiedene Möglichkeiten gibt, die Richtlinie
auszulegen. Es ist gerade der Unterschied zwischen einer Richtlinie und
einer Verordnung, dass sie nicht unmittelbar gilt, sondern dass man sie
umsetzen muss. Da werden wir den Auslegungsspielraum voll ausschöpfen
müssen. Es sind einfach noch Faktoren offen, die jetzt noch nicht absehbar
sind: Wie konkret sehen Möglichkeiten aus, Lizenzen zu gewinnen? Welche
Spielräume können wir wie ausnutzen?

Darüber hinaus geht es uns vor allem auch darum, europaweit einheitliche
Regelungen zu finden. Das hängt nicht nur von uns ab, sondern auch davon,
wie der Prozess, der in Artikel 17 Absatz 10 ausdrücklich vorgesehen ist,
am Ende ausgeht.

Zusatzfrage: Dann müssten Sie mir eigentlich recht geben, dass Ihre
Ministerin da vorgegriffen hat, wenn Sie sagen, Sie stünden am Anfang eines
Prozesses.

Zimmermann: Sie hat zu Recht darauf hingewiesen, dass das droht und im Raum
steht, je nachdem, wie man das auslegt und welche Vereinbarungen mit
anderen Ländern möglich sind. Insofern war es durchaus richtig, auf die
Gefahr hinzuweisen, dass es auf Uploadfilter hinauslaufen könnte.

Frage: Ich habe eine Frage zu der europaweiten Abstimmung. In der
Protokollerklärung steht auch, dass Ausnahmen für Start-ups ergänzend zu
der Richtlinie umgesetzt werden. Das heißt, dass das bei der nationalen
Umsetzung keine Eins-zu-eins-Umsetzung ist, sondern dass bei der deutschen
Umsetzung noch etwas dazukommt. Vielleicht könnten Sie zum einen erklären,
was genau die Ausnahme für die Start-ups sein soll, die ergänzend
dazukommt, und zum anderen, wie das im Einklang mit dem Ziel steht, dass
man eine europaweit einheitliche Regelung haben möchte.

Zimmermann: Unabhängig von der Ausnahme, die für Start-ups vorgesehen ist,
finden die sogenannten Uploadfilter von vornherein nur auf ganz bestimmte
qualifizierte Plattformen Anwendung. Dazu ist in der Protokollerklärung
auch noch festgelegt worden, dass das vor allem auf die marktmächtigen
Plattformen - wie zum Beispiel YouTube oder Facebook - zielt und dass
andere von dieser Definition gar nicht betroffen sind. Ein prominentes
Beispiel sind Wikipedia, bestimmte Blogs oder Foren, die gar nicht darauf
gerichtet sind, vor allem geschützte Inhalte zu verwerten. Das ist der
erste Ansatzpunkt.

Selbst bei Plattformen, die unter diese Definition fallen, gibt es noch die
Ausnahmeregelungen für Start-ups, die an den Umsatz, die Nutzerzahlen und
den Zeitraum von drei Jahren anknüpfen.

StS Seibert: Ich möchte Folgendes betonen - die Bundeskanzlerin hat auch in
der Regierungsbefragung vergangene Woche darüber gesprochen -: Es war nicht
so, dass in Europa allgemein die Meinung herrscht, man solle Start-ups, so
wie sie gerade definiert wurden, von der Regelung ausnehmen. Das war ein
ganz starkes deutsches Anliegen, das wir, Gott sei Dank, in diesen
schwierigen Kompromissverhandlungen durchsetzen konnten und das sich nun in
der neuen Richtlinie wiederfindet.

Zusatzfrage: Ich darf nachfragen, vielleicht habe ich das nicht klar genug
gemacht. In der Protokollerklärung steht das Wort "ergänzend". Das heißt,
zusätzlich zu dem, was als Richtlinie vereinbart wurde. In der nationalen
deutschen Umsetzung kommt also etwas dazu, was offenbar bei anderen, zum
Beispiel bei Frankreich, das keine Ausnahme für Start-ups haben wollte,
nicht dazukommt. Deswegen die Frage, wie das im Einklang mit dem Ziel
steht, dass man eine europaweit einheitliche Umsetzung haben möchte.

Zimmermann: Ich habe das, ehrlich gesagt, nicht so verstanden. Ich habe es,
wie erklärt, so verstanden, dass bestimmte schon gar nicht unter die
Definition fallen und ergänzend solche ausgenommen werden sollen, die zwar
unter die Definition, aber wegen eines bestimmten Umsatzes, der Höhe der
Nutzerzahlen und weil sie noch nicht länger als drei Jahre am Markt sind
unter die Start-up-Regelung fallen.

Zusatzfrage: Okay. Ich will es ja nur verstehen. Dann kommt also in der
nationalen Umsetzung nicht noch etwas ergänzend dazu, ein besonderes
deutsches Anliegen, sondern - - -

Zimmermann: Zu diesem speziellen Punkt nicht. Umgekehrt liegt es in der
Natur der Sache einer Richtlinie, dass dies kein unmittelbar geltender
Rechtsakt ist, der einheitlich in ganz Europa gilt, sondern dass da
nationale Umsetzungsspielräume bestehen, die natürlich nach Möglichkeit
vermieden werden sollen, weil es dann zu einer Splitterung käme. Aber ganz
vermeiden lässt sich dies eben auch nicht.

Frage: Inwieweit war denn jetzt diese Protokollerklärung notwendig, um
Uploadfilter weitgehend zu verhindern? Erhöht sie die Chancen, dass jetzt
keine oder weitgehend keine Uploadfilter kommen werden?

Zimmermann: Dies war aus zwei Gründen wichtig: einerseits wegen des
bestehenden Umsetzungsspielraums, dass ein klares Bekenntnis dazu
stattfindet, wie er ausgefüllt werden soll. Andererseits steht der Prozess
der Europäischen Kommission noch aus. Auch dazu hat sich die
Bundesregierung jetzt festgelegt, in welcher Form, mit welchem Inhalt und
mit welchem Ziel sie sich in diesen Prozess einbringen will. Beides war
ohne diese Protokollerklärung noch offen. Das ist jetzt festgelegt worden.

Frage: Sie haben Start-ups und Kleine Unternehmen erwähnt. Das Problem
besteht ja darin: Wenn diese ihre Inhalte auf den großen Plattformen
hochladen, was sehr häufig der Fall ist, dann fallen sie genau unter diese
Regelung. Ich glaube, man darf das nicht falsch verstehen.

Die Frage, die ich habe, ist: Die Protokollnotiz ist ja eine
Absichtserklärung. Wird es ein Monitoring geben, um zu überprüfen, ob es
eine Balance zwischen dem Schutz der Urheberrechte und der Einschränkung
der Publikationsfreiheit und der Zugänglichkeit gibt? Wenn ja, wie sieht
dieses Monitoring aus?

Zimmermann: Die Aspekte, die Sie genannt haben, müssen für uns der Maßstab
sein, mit dem wir einerseits den europäischen Prozess und andererseits die
Umsetzung begleiten. Genauso klar ist: Sollten sich da irgendwelche
Schwierigkeiten ergeben oder sollte sich die Sorge als berechtigt erweisen,
dass es eben doch zu Einschränkungen in der Meinungsfreiheit kommt, die
nicht beabsichtigt waren, dann muss man sich auf europäischer Ebene dafür
einzusetzen, das so schnell wie möglich abzustellen. Das ist auch in der
Protokollerklärung ausdrücklich festgehalten: In diesem Fall "wird die
Bundesregierung darauf hinwirken, dass die festgestellten Defizite des 
EU-Urheberrechts korrigiert werden." Aber das ist eine Auffanglösung. Wir
wollen jetzt erst einmal den Prozess, der läuft und ansteht, so gestalten,
dass es nicht zu einer Einschränkung der Meinungsfreiheit und insbesondere
nicht zu einem Blockieren von Uploads kommt, die zulässig sind. Das soll
verhindert werden.

Zusatzfrage: Verstehe ich es aber richtig, dass es keine Art von Monitoring
gibt, wie man dies beispielsweise bei Koalitionsverträgen hat, dass man
sagt: "Wir überprüfen nach ein oder zwei Jahren, wie es sich damit
verhält"? Das gibt es nicht?

Zimmermann: Ich glaube - ich müsste das aber noch nachschauen -, dass in
der Richtlinie Evaluierungen vorgesehen sind.

StS Seibert: Ich glaube, auch. Aber ich könnte es jetzt nicht anhand
irgendeiner Textzeile belegen.

Zusatz: Ich bitte gegebenenfalls um Nachlieferung.

StS Seibert: Wenn ich das noch sagen darf: Ich traue auch Teilen der
deutschen Öffentlichkeit zu, dass sie das sehr aufmerksam verfolgen werden.
Nach Artikel 17 Absatz 10 ist die EU-Kommission jetzt ja verpflichtet,
einen Dialog mit allen betroffenen Interessengruppen zu führen. Schon das
wird für ein gewisses teilöffentliches Monitoring sorgen.

Frage: Herr Seibert, die Regelungen zielen laut Protokollnotiz lediglich
auf die marktmächtigen Plattformen, schreiben Sie. Sie nennen als Beispiel
YouTube und Facebook. Können Sie uns die anderen marktmächtigen Plattformen
noch nennen?

StS Seibert: Ich bleibe am Text der Protokollerklärung. Es wird sicherlich
auch noch andere geben. Aber diese beiden sind genannt worden. Dann sind
viele Ausnahmen genannt worden, die nicht gemeint sind. Ich glaube, das ist
noch wichtiger.

Zusatzfrage: Können Sie uns den Rest der marktmächtigen - - -

StS Seibert: Nein. Dafür bin ich nicht zuständig.

Zusatzfrage : Herr Zimmermann?

Zimmermann: Dafür sind auch wir nicht zuständig. Das betrifft ja dann in
Zweifelsfällen durchaus auch Auslegungsfragen, die wir nicht vorgeben
können.

StS Seibert: Richtig.

Zimmermann: Das ist nicht unsere Aufgabe als Ministerium.

Frage: Eine Frage an das Verkehrsministerium: Ich stolpere über die Zahlen
zu den Softwareupdates. Es ist bekannt, dass von den 5,3 Millionen
Fahrzeugen der ersten Softwareupdatetranche 4,1 Millionen bereits
umgerüstet sind.

Für wie viele der restlichen 1,2 Millionen Fahrzeuge liegen schon
genehmigte Softwareupdates vor? Wie viele davon sind nachgerüstet worden?

Können Sie etwas zu der Compliancerate der Fahrzeughalter sagen? Wie viele
nehmen an den freiwilligen Softwareupdates tatsächlich teil? Hält das KBA
das nach?

Wie sieht es mit der zweiten Tranche aus, also mit der zusätzlich
gemeldeten einen Million Fahrzeuge?

Friedrich: Grundsätzlich einmal zu den Zahlen: Die Zahl von 5,3 Millionen
ist völlig richtig. Davon sind bereits 4,1 Millionen Fahrzeuge umgerüstet
worden. Damit verbleiben jetzt noch rund 1,2 Millionen Fahrzeuge, die noch
umzurüsten sind. Leider habe ich jetzt keine Aufschlüsselung darüber,
welches dieser Fahrzeuge bis wann fertig sein wird. Ich kann Ihnen nur
sagen, dass sich diese 1,2 Millionen Fahrzeuge entweder in der Umrüstung
befinden, kurz vor dem Abschluss der Umrüstung stehen oder dass für sie
eine konkrete Planung vorliegt, dass sie umgerüstet werden. Das heißt, für
all diese Fahrzeuge ist das schon eingeleitet worden.

Wie die Compliancerate ist, wie Sie es so schön formuliert haben, ob also
die einzelnen Kunden beziehungsweise Autohalter auch wirklich daran
teilnehmen, das müssten Sie die Hersteller direkt fragen.

Zusatz: Das muss doch das KBA erfassen!

Friedrich: Ziel ist es, dass diese Fahrzeuge umgerüstet werden. In diesem
Sinne muss es auch eine Information geben. Aber ich kann sie Ihnen jetzt
nicht geben, weil sie mir schlichtweg nicht vorliegt.

Die restliche Million Fahrzeuge, die nachgemeldet wurden, setzt sich zum
Beispiel aus Softwareupdates im Rahmen der verpflichtenden Rückrufe
vergangener Monate, die also viel später und in jüngerer Zeit gekommen
sind, aus freiwilligen Softwareupdates, die von den deutschen Herstellern
noch nachgemeldet wurden, und aus freiwilligen Softwareupdates von
Fahrzeugen ausländischer Hersteller zusammen. Das alles ist nicht Teil des
Gegenstands des Nationalen Forums Diesel 2017. Das ist davon getrennt zu
betrachten.

Zu dieser Million Fahrzeuge liegt mir aktuell leider auch keine Zahl vor,
aber sie soll schnellstmöglich abgearbeitet werden. Wir haben immer gesagt,
dass das im Nachgang zu jenen Fahrzeugen passiert.

Zusatzfrage: Können Sie bitte eine Aufteilung der einzelnen Gruppen für die
erste Tranche und die zweite Tranche nachliefern?

Friedrich: Ich kann schauen, was machbar ist.

Frage : Frau Friedrich, wie reagiert Ihr Haus auf die jetzt öffentlich
gewordenen erneuten Abgasmanipulationen bei Mercedes?

Gibt es Erkenntnisse im Hause oder beim KBA, dass im Wege eines
Softwareupdates eine zweite Manipulation beseitigt wurde?

Friedrich: Darauf kann ich Ihnen leider nur eine kurze, knappe Antwort
geben. Denn es handelt sich nach wie vor um ein laufendes
Verwaltungsverfahren. Zu laufenden Verfahren - das ist immer so - können
wir uns leider nicht äußern. Ich kann Ihnen dazu keine Details nennen. Ich
kann Ihnen dazu weder etwas bestätigen noch etwas Genaueres geben.

Zusatzfrage : Vertreter der Autoindustrie sind ja sehr oft bei Ihnen im
Hause. Gibt es Termine beispielsweise mit Vorstandsmitgliedern von
Mercedes? Ist so etwas für die nächsten Tage geplant? Gab es in den letzten
Tagen Gespräche?

Friedrich: Zu Terminen, Treffen und Ähnlichem kann ich grundsätzlich nichts
sagen. Ob und gegebenenfalls welche Gespräche in der Vergangenheit
stattgefunden haben, in welcher Form und wo auch immer, dazu kann ich jetzt
leider auch keine Stellung nehmen.

Frage: An das Verkehrsministerium: Wie bewerten Sie die Lage am Flughafen
BER nach dem jüngsten TÜV-Bericht, der Mängel aufgelistet hat? Halten Sie
den Eröffnungstermin Herbst 2020 unter diesen Vorzeichen noch für
realistisch?

Friedrich: Wenn ich die Genese richtig im Kopf habe, dann haben am 8. März
der Aufsichtsrat des FBB und am 2. April die Gesellschafterversammlung
getagt. Dort wurde das Ganze thematisiert. Im Nachgang ist dieser 
TÜV-Bericht gekommen. Das heißt, das Gutachten wurde auf den beiden Terminen
besprochen, und der TÜV-Bericht hat jetzt noch weitere Details gebracht.

Im Nachgang dazu hat sich unser Staatssekretär Güntner an Herrn Lütke
Daldrup, den Geschäftsführer der FBB, gewandt und darum gebeten, vor diesem
Hintergrund eine verbindliche Stellungnahme abzugeben. Er nimmt darin Bezug
auf die Protokolle, worin genau solche Themen besprochen wurden, wie es mit
der Eröffnung und wie es mit einzelnen Bauarbeiten auf dem Gelände des BER
weitergehe.

Herr Lütke Daldrup hat sich dazu am Wochenende geäußert. Er hat uns eine 
E-Mail gesendet. Ich kann hier bestätigen, dass er sich auf unseren Brief hin
bereits gemeldet hat. Wir schauen uns das jetzt an. In dem Antwortschreiben
hat er tatsächlich auf die Gesellschafterversammlung Bezug genommen, hat
aber wiederum keinerlei Details genannt.

Wir müssen jetzt schauen, wie es weitergeht. Wir werden die E-Mail
beantworten. Wir sind in konstruktiven Gesprächen und werden das auch so
fortsetzen. Darüber hinaus kann ich Ihnen im Moment noch nichts sagen.

Zusatzfrage: Teilen Sie die Einschätzung, die Ihnen Herr Daldrup in seiner
E-Mail gegeben hat?

Friedrich: Wie gesagt, werden in dieser E-Mail keine weiteren Details
genannt. Wenn es um eine Einschätzung zum Eröffnungstermin geht, dann muss
ich Sie bitten, sich noch einmal direkt an den FBB zu wenden.

Frage: Ich habe eine Frage an das Gesundheitsministerium zur
Masernimpflicht. Die Bundesländer werden in dieser Hinsicht jetzt aktiver.
Gibt es jetzt auch aktuelle, konkrete Vorschläge des Ministers dazu?

Wackers: Es dürfte hinlänglich bekannt sein, dass Herr Minister Spahn
grundsätzlich offen ist, was die Impfpflicht gegen Masern betrifft,
insbesondere dann, wenn es um den Gesundheitsschutz bei Kindern in
Gemeinschaftseinrichtungen geht. Er hat - ich meine, es war Ende März -
erklärt, dass wir uns die Argumente und auch die Umsetzungsmöglichkeiten
ansehen und sie prüfen werden. In diesem Stadium befinden wir uns. Gestern
Abend im "heute journal" hat der Minister gesagt, dass er im Mai Vorschläge
vorlegen werde.

Frage: Ich habe zwei Lernfragen dazu.

Ist es Bundes- oder ist es Ländersache, eine Impfpflicht einzuführen?

Gibt es das in Bezug auf irgendeine andere Krankheit? Denn wir reden ja
jetzt von Masern.

Wackers: Derzeit gibt es keine Impfpflicht. In der Vergangenheit - ich
meine, das war in den 50er- oder 60er-Jahren - gab es eine Impfpflicht
gegen Pocken.

Soweit ich weiß, gibt es auch die Möglichkeit, auf Landesebene Pflichten
einzuführen. Es ist ja auch jetzt schon möglich, dass die Gesundheitsämter
beispielsweise dann, wenn eine Einrichtung von einem Ausbruch bedroht ist,
anordnen, dass nicht geimpfte Kinder nicht mehr in die betreffende
Einrichtung gehen dürfen.

Aber das alles sind Fragen, mit denen wir uns jetzt in der Prüfphase
beschäftigen.

Zusatzfrage: Ist es Bundes- oder Ländersache?

Wackers: Ich kann jetzt weder das eine noch das andere ausschließen. Wir
prüfen das gerade.

Frage: In der aktuellen Debatte gibt es zwei Verständnisse des Wortes
"Impfpflicht". Das eine ist: Nur Kinder, die geimpft sind, dürfen
staatliche Einrichtungen besuchen. - Das andere ist sozusagen eine ganz
umfassende: Jeder Deutsche muss geimpft sein.

Können Sie sagen, mit welchem Verständnis Sie operieren, ob dieses schon
festgelegt ist und wie Sie das gesetzlich regeln wollen?

Wackers: Nein, es tut mir leid, das kann ich nicht. Ich verstehe Ihr
Interesse, aber wir können im Moment nicht sagen, wie die Vorschläge
technisch oder inhaltlich aussehen werden.

Zusatzfrage: Heißt das, dass Sie nicht ausschließen, dass es eine
Impfpflicht geben wird, die bedeutet, dass jeder Deutsche gegen Masern
geimpft sein muss?

Wackers: Ich kann Ihnen noch den Hinweis geben, dass der Minister im März
erklärt hat, dass es ihm ganz besonders um den Gesundheitsschutz von
Kindern in Gemeinschaftseinrichtungen wie Schulen oder Kitas geht. Darüber
hinaus kann ich Ihnen jetzt keine Details nennen. Ich muss es dabei
belassen.

Frage: Wo sehen Sie denn die verfassungsrechtlichen Herausforderungen bei
dem Thema? Wie glauben Sie sie (akustisch unverständlich) zu können?

Wackers: Ich kann mich leider nur wiederholen. Wir beschäftigen uns mit
diesen Fragen. Ich kann Ihnen dazu jetzt noch nichts sagen.

Frage: Gibt es Überlegungen, die Impfpflicht möglicherweise auf Krankheiten
wie Mumps und Röteln auszuweiten?

Wackers: Ich fürchte, auch dazu kann ich Ihnen noch keine Antwort geben.

Frage: Wie steht der Minister zu der Debatte, die jetzt Fahrt aufgenommen
hat? Einige Bundesländer wollen ja keine Impfpflicht einführen. Wie stehen
Sie dazu?

Wackers: Der Minister hat die Debatte ausdrücklich begrüßt.

Frage : Herr Seibert, es gibt jetzt eine erste Entscheidung des
Verwaltungsgerichts Berlin in Sachen Böhmermann, wonach Sie
auskunftspflichtig sind. Können Sie uns dazu etwas sagen?

Können Sie uns etwas zu der Frage sagen, wie Sie damals zu der Äußerung
"bewusst verletzend" gekommen sind, wie Sie sich zu dem jetzt laufenden
Verfahren stellen und ob Sie es für möglich halten, jetzt eine
Unterlassungserklärung abzugeben?

StS Seibert: Gut, dass Sie das fragen, weil dazu auch in der
Berichterstattung und im Verständnis mancher Menschen einiges
durcheinandergeht.

Es gibt zwei anhängige Verfahren.

Das eine ist das Verfahren des Herrn Böhmermann. Die mündliche Verhandlung
darin steht morgen an. Das ist ein anhängiges Verfahren, und aus ganz
grundsätzlichen Überlegungen nehme ich zu anhängigen Verfahren hier nicht
Stellung.

Das andere und davon zu trennen ist ein Verfahren des "Tagesspiegels" zu
verschiedenen Auskünften über das gerichtliche Verfahren in Sachen
Böhmermann und über den vorgerichtlichen Schriftwechsel, die er vom
Bundeskanzleramt einfordert. Darin ist - darauf spielen Sie an - ein
Beschluss ergangen. Er ist noch nicht rechtskräftig. Das weitere Vorgehen
des Bundeskanzleramtes in dieser Sache wird momentan geprüft. Also ist auch
das ein anhängiges Verfahren, und deswegen nehme ich auch dazu hier keine
Stellung.

Zusatzfrage : Sind weitere Nachfragen sinnlos?

StS Seibert: Ja, ich fürchte, schon.

Frage: Frau Jäger, es geht um Erfassungsfehler bei der Zählung von
Arbeitslosen. Der Bundesrechnungshof hat Ende Februar festgestellt, dass
115 000 Arbeitslose nicht als solche erfasst worden seien.

Wie konnte es dazu kommen? Was wird sich jetzt ändern? Welche Maßnahmen
ergreifen Sie?

Jäger: Vielen Dank für die Frage. Es liegt eine vorläufige
Prüfungsmitteilung des Bundesrechnungshofes zur Stellungnahme vor. Derzeit
befinden wir uns im sogenannten kontradiktorischen Verfahren, was bedeutet,
dass ich mich leider nicht zu Inhalten oder Positionen äußern kann. Ich
bitte dafür um Ihr Verständnis. Falls Sie weitere Fragen haben, möchte ich
Sie bitten, sich an die BA zu wenden.

Frage: Meine Frage richtet sich wahrscheinlich sowohl an das
Verteidigungsministerium - wegen Sophia - als auch an das Außenministerium.
Wie hat sich durch das Vorrücken der Truppen von General Haftar in Libyen
die Zahl der Schleuserschiffe, die von Libyen ablegen, entwickelt? Was
wissen Sie über die Situation der Migranten, die in Libyen in
Internierungslagern festgehalten werden, auch unweit der sich bewegenden
Front? Angeblich werden einige dort von den Truppen auch zu Hilfsdiensten
rekrutiert und gezwungen. Welche Überlegung gibt es, etwas zu ihren Gunsten
zu unternehmen und sie vielleicht aus diesem Kriegsgebiet herauszubringen?
Sind UN-Helfer noch vor Ort?

Routsi: Ich kann gern etwas zur Beteiligung der Bundeswehr an EUNAVFOR MED
Sophia sagen. Am 27. März wurde das EU-Mandat für Sophia technisch
verlängert. Inhaltlich wurde es nicht verändert. Jedoch wurde die
Beteiligung mit seegehenden Einheiten vorübergehend ausgesetzt. Die
Überwachung des Seegebietes zur Bekämpfung des Schleuserwesens wird ab
sofort ausschließlich aus der Luft stattfinden. Ziel der Mission bleibt die
Bekämpfung des kriminellen Schleuserwesens im zentralen Mittelmeer sowie
die Ausbildung der libyschen Küstenwache. Deutschland wird sich auch
weiterhin mit Personal in den Hauptquartieren zur Planung und Führung der
Operation beteiligen.

Zusatzfrage: Das alles war mir bekannt. Ich will nur wissen, welche
Erkenntnisse in den letzten Tagen, da man sich ja nur noch aus der Luft
darum kümmert, gewonnen worden sind.

Routsi: Aus operativer Sicht des Verteidigungsministeriums kann ich Ihnen
keinen neuen Stand geben.

Adebahr: Über den politischen Prozess haben wir hier oft gesprochen, aber
darauf zielt Ihre Frage, denke ich, nicht ab. Ich kann Ihnen grundsätzlich
sagen, dass wir angesichts der aktuellen Kampfhandlungen eine weitere
Verschlechterung der humanitären Lage befürchten müssen, zum einen durch
den Anstieg der Zahl der Binnenvertriebenen, die wir in Libyen sehen, und
zum anderen durch die vorhandene Einschränkung der Arbeit der humanitären
Akteure.

Wenn Sie die Nachrichten des UNHCR verfolgt haben, dann wissen Sie, dass
ein Signal in der vergangenen Woche war, dass zum Beispiel eine erste
Gruppe von 150 Personen aus Ain Sara, aus einem der sogenannten Zentren,
das nahe der Front lag, in ein UNHCR-Zentrum in Tripolis evakuiert werden
konnte. Solche Schritte werden jetzt gegangen.

Aber in der Tat haben die angespannte Lage in Libyen und die anhaltenden
Kämpfe natürlich das Potenzial, sich auch auf die Lage von Flüchtlingen
verschlechternd auszuwirken.

StS Seibert: Es wird sicherlich auch Thema des Gesprächs der
Bundeskanzlerin mit dem Flüchtlingskommissar heute sein, eine Einschätzung
der Auswirkungen der jüngsten militärischen Ereignisse auf die Situation
der Flüchtlinge zu bekommen.

Zusatzfrage: Ich bin mit der Antwort zur militärischen Seite noch nicht
ganz zufrieden. Es hieß ja: Ja, die Schiffe fahren nicht mehr, aber wir
beteiligen uns noch an der Beobachtung dieses Seegebietes. - Ich wüsste
einfach gern, wie sich das durch die aktuelle Entwicklung im Bürgerkrieg in
Libyen entwickelt hat. Legen jetzt mehr Boote ab, weil noch mehr Druck
dahinter ist, oder ist das durch die Kriegshandlungen zum Erliegen
gekommen?

Routsi: Ich kann hier nur für den deutschen Anteil sprechen. Wir sind mit
Personal im Hauptquartier vor Ort. Ihre Frage würde ich eher in die
Richtung deuten, dass Sie sich bitte an das Hauptquartier wenden, weil
Ihnen dort eine Gesamtbetrachtung gegeben werden kann.

Frage : Herr Seibert, Frau Adebahr, gibt es eine Stellungnahme zum
Internationalen Strafgerichtshof, der bekanntgegeben hat, dass man nicht
gegen die USA, Afghanistan und die Taliban wegen Kriegsverbrechen und
Menschenrechtsverletzungen in Afghanistan ermitteln werde?

Adebahr: Können Sie die Frage wiederholen? Ich habe sie akustisch nicht
ganz verstanden.

Zusatz : Am Samstag hat der Internationale Strafgerichtshof bekanntgegeben,
dass man keine Ermittlungen wegen Kriegsverbrechen und
Menschenrechtsverletzungen in Afghanistan gegen die USA, Taliban und die
afghanischen Streitkräfte aufnehmen werde. Es gibt kein Verfahren.

Adebahr: Ich habe es nicht gesehen. Ich weiß auch nicht, in welchem Stadium
und von wem diese Erklärung herausgegeben wurde. Ich melde mich gern
danach.

Zusatzfrage : Wie bewerten Sie die Drohungen gegen die ICC-Chefanklägerin
Frau Bensouda? Die USA hatten ihr sogar die Einreise in die USA verweigert.
Wie bewerten Sie das?

Adebahr: Dazu habe ich hier in der RegPK ausführlich Stellung genommen. Ich
glaube, das ist zwei Wochen her. Das können Sie gern nachlesen.

Frage: Auch in diesem Jahr wollen einige Abgeordnete der AfD auf die Krim
reisen, um an einem internationalen Wirtschaftsforum in Jalta teilzunehmen.
Die ukrainische Botschaft soll deshalb eine Verbalnote an das Auswärtige
Amt geschickt haben.

Frau Adebahr und Herr Seibert, wie viel Kenntnis hat man von diesen
Aktivitäten, und wie stehen Auswärtiges Amt und Regierung dazu?

Adebahr: Das mit der Verbalnote muss ich checken. Die Frage kann ich im
Moment nicht beantworten.

Frage: Meine Frage richtet sich ebenfalls an das AA. Aus welchen
Verpflichtungen und Beweggründen heraus übernimmt die Bundesrepublik
Deutschland die gesamten Planungskosten für den Bau des 
US-Militärkrankenhauses in Ramstein in Höhe von über 150 Millionen Euro?

Adebahr: Mir ist das nicht bekannt. Ich kann Ihnen dazu von hier aus keine
Stellungnahme geben.

Zusatzfrage: Das Bundesfinanzministerium hat mich darauf verwiesen, dass
das Auswärtige Amt in Fragen von Kostenübernahmen bei US-Stützpunkten der
Ansprechpartner sei. Habe ich Sie richtig verstanden, dass sich das AA für
diesen Themenkomplex doch nicht zuständig fühlt?

Adebahr: Nein, das habe ich nicht gesagt. Wenn ich etwas zu dem Thema
nachreichen kann, dann will ich es gern nachreichen. Ich kann dazu aber
gerade nichts sagen.

Zusatz: Die Nachreichung wurde mir schon vergangenen Montag versprochen.
Aber ich warte geduldig.

Adebahr: Von uns?

Frage: Ich habe eine Frage zur Grundsteuer an das Finanzministerium. Da
sind ja am Wochenende Berechnungen von "Haus & Grund" aufgetaucht, die dann
heute noch einmal in der "Bild"-Zeitung waren. Ich hätte ganz gern gewusst,
ob Sie an dem Ziel festhalten, das Ihr Minister verkündet hatte, dass die
Reform aufkommensneutral sein soll, und wie das Ihrer Ansicht nach
umgesetzt werden kann.

Wogatzki: Vielen Dank für die Frage. Denn sie gibt mir Gelegenheit, hier
noch einmal klarzustellen, was unsere Position ist beziehungsweise unser
Ziel, das wir mit dem Gesetzesvorhaben verfolgen. Ausgangslage ist ja: Wenn
wir zum Jahresende keine Reform haben, dann entfällt die Grundsteuer
ersatzlos und damit eine der wichtigsten Einnahmequellen der Kommunen.

Unser klares Ziel ist es, dass das derzeitige Aufkommen der Kommunen von
14,8 Milliarden Euro erhalten bleibt. Maßgabe ist also, dass das
Grundsteueraufkommen insgesamt aufkommensneutral ausgestaltet wird.
Angesichts der heutigen Berichterstattung können wir nur davor warnen, die
Grundsteuerreform auf Basis von Berechnungen zu beurteilen, die von
Lobbyisten stammen, um die Öffentlichkeit zu täuschen und die die überall
erwarteten, von Bürgermeistern schon allerorts angekündigten Hebesätze
bewusst unterschlagen.

Es ist ja so, dass die Hebesätze auch heute schon der maßgebliche Faktor
sind, mit dem die Grundsteuer variabel ausgestaltet wird. Die ganzen
Wertsteigerungen, die bisher ja nicht über die Bemessungsgrundlage erfolgt
sind, sind im Laufe der Jahre schon über die Hebesätze erfolgt. Mit
seriösen Berechnungen hat das nichts zu tun, was derzeit in der
Öffentlichkeit kursiert.

Zusatzfrage: Nichtsdestotrotz: Ist es nicht so, dass letztlich das
Finanzministerium oder Ihr Minister gar nicht versprechen kann, dass es
aufkommensneutral ist, weil es doch an der Entscheidung von ziemlich vielen
Bürgermeistern in Deutschland hängt, von denen einige möglicherweise die
Grundsteuer dazu nutzen, die Einnahmen ihrer Kommunen zu erhöhen?

Wogatzki: Richtig ist, dass die Kommunen über die Hebesätze einen
maßgeblichen Hebel in der Hand halten. Eine Wertsteigerung erfolgt ja
zwangsläufig, weil die letzte Bewertung 1935 beziehungsweise 1964 erfolgt
ist und über die Jahre nichts angepasst wurde. Wertmäßig gibt es eine
Wertsteigerung aufgrund der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts,
die eine wertreelle Bewertung gefordert hat. Die Bundesregierung selbst hat
einen Hebel gewählt, nämlich die sogenannte Steuermesszahl. Sie wird
drastisch gesenkt, damit die Wertsteigerungen ausgeglichen werden können.
Das ist der erste Schritt.

Im zweiten Schritt kommen tatsächlich die kommunalen Hebesätze zum Tragen.
Wir sind sehr zuversichtlich, dass die Kommunen dieses Mittel nutzen
werden, damit sie die Grundsteuer insgesamt aufkommensneutral in ihrer
Region ausgestalten werden.

Frage: Sie haben ja jetzt drastisch auf diese Berechnung von "Haus & Grund"
geantwortet, die wahrscheinlich doch Grundlagen genommen haben, die nicht
ganz unrealistisch sind, wenn man davon ausgeht, dass die Hebesätze nicht
gesenkt werden.

Was mir jetzt nicht klargeworden ist: Können Sie irgendwie sicherstellen,
dass die Hebesätze gesenkt werden? Sonst wäre ja Ihre Aussage eigentlich
genauso vage.

Wogatzki: Es liegt in der Hand der Kommunen. Wir können seitens des Bundes
die Kommunen nicht zwingen. Aber wir sind sehr zuversichtlich, dass die
Kommunen die Grundsteuerreform nicht nutzen, um durch gleichbleibende
Hebesätze ein Mehr an Grundsteuern einzunehmen.

Zusatzfrage: Aber mehr als Zuversicht können Sie hier nicht?

Wogatzki: An dieser Stelle kann ich hier nicht in Details gehen, was
Besprechungen angeht, die schon stattgefunden haben.

Zusatzfrage: Eine kurze Nachfrage: Gerade, was Gemeinden über 600 000
Einwohnern angeht, gibt es ja auch Kritik, dass dieser Zuschlag, der vom
Finanzministerium dafür vorgesehen ist, nun fördernd auf den schnelleren
Anstieg von Mieten zielt. Das heißt, er ist nicht so gedacht, wird aber auf
jeden Fall so wirken, dass die Mieten in den Großstädten noch schneller
steigen als sie bisher schon steigen. Was sagen Sie zu diesem Vorwurf?

Wogatzki: Sie spielen an auf den sogenannten Metropolzuschlag. Es ist
richtig, dass für ganz große Städte über 600 000 Einwohnern vorgesehen ist,
dass es in besonders teuren Wohnlagen noch einmal einen Zuschlag geben
soll, der dazu dient, die ganze Bandbreite abzudecken, die man mit den
Mietniveaustufen erreichen kann. Wir würden uns wieder in einen Widerspruch
zum Bundesverfassungsgericht stellen, wenn wir nicht sicherstellen, dass in
großen Metropolen mit einer ganz großen Bandbreite die Bemessungsgrundlage
nicht wertgerecht erfolgen kann.

Zusatzfrage: Meine Frage zielte daraufhin, ob Sie nicht Sorge haben, dass
das mietpreissteigernd wirkt?

Wogatzki: Da kann ich nur wiederholen, was ich bereits gesagt habe. Unser
Ziel ist es, dass es aufkommensneutral erfolgen wird. Dass es hier und da
Schwankungen geben wird, können wir nicht ausschließen.

Frage: Mir geht es um das Geordnete-Rückkehr-Gesetz, Frau Petermann.
Mittlerweile dürften die Stellungnahmen der Länder bei Ihnen alle
eingetroffen sein. Vor allem die CDU-geführten Justizminister warnen ja mit
sehr deutlichen Worten vor den Regelungen zum Ausreisegewahrsam. Haben Sie
vor, diese Warnungen und diese Kommentare insofern ernst zu nehmen, als Sie
den Gesetzentwurf ändern wollen? Gehen Sie weiterhin davon aus, dass dieser
Gesetzentwurf am Mittwoch im Kabinett beschlossen werden soll?

Petermann: Die Frist zur Stellungnahme dazu läuft noch heute den gesamten
Tag, sowohl von den Ressorts als auch von den zu beteiligenden Ländern.
Nach wie vor gehen wir davon aus, dass das Gesetz am Mittwoch dem Kabinett
vorgelegt und auch dort beschlossen wird.

Zusatzfrage: Es liegen ja schon diverse Antworten aus den Ländern dazu vor.
Am Freitag hat die Länderjustizministerkonferenz in einem Unterausschuss
etwas dazu beschlossen. Haben Sie vor, diese Warnungen insofern ernst zu
nehmen, als dass Sie den Gesetzentwurf noch einmal ändern wollen?

Petermann: Ich kann Ihnen im Augenblick dazu keine Auskunft erteilen, weil
ich den Gesamtstand nicht kenne. Wie gesagt: Die Stellungnahmen sind noch
nicht alle eingegangen.

Im Übrigen kann ich auf das verweisen, was mein Kollege hier am Freitag in
der Regierungspressekonferenz schon gesagt hat, dass selbst die
Ministerpräsidenten sich Ende des vergangenen Jahres dafür ausgesprochen
hatten, bestimmte Verschärfungen vorzunehmen, gerade was die Nutzung von
Haftanstalten angeht. Alles Weitere werden wir nach dem Ende der Frist zur
Stellungnahme sehen und am Mittwoch nach dem Kabinett.

Frage: Eine Frage an das Umweltministerium. Die Kanzlerin hat am Wochenende
in ihrem Podcast gesagt, man wolle bis Ende des Jahres entscheiden, ob
sektorweise COspart wird oder ob man das Thema COpreisung, wie sie sagte,
insgesamt noch stärker in den Fokus rückt. Jetzt wüsste ich gern: Kann ein
sektorübergreifender COeis eine Alternative sein, ein Ersatz für die
Sektorziele aus dem Klimaschutzplan? Wäre das aus Ihrer Sicht auch ein
gangbarer, sinnvoller Weg?

Zerger: Ministerin Schulze hat sich am Wochenende auch dazu geäußert. Sie
hat gesagt: Es ist auch interessant zu sehen, wie schnell mit einem Mal
Instrumente wie ein COeis vom Teufelszeug zum Allheilmittel werden. Aus
unserer Sicht ist es keines von beidem. Also wir sehen das nicht als
Alternative.

Wir begrüßen, dass es eine Debatte über das Thema COpreisung gibt. Ich
denke, es ist wichtig, bei dem Thema zwischen den Zielen und den Maßnahmen
zu unterscheiden. Also für uns ist im Klimakabinett weiterhin die Grundlage
der Beratungen der Klimaschutzplan 2050, der ja die Sektorziele enthält.
Wir diskutieren aber auch Maßnahmen für einzelne Sektoren. Ich denke, es
ist sinnvoll, dass jetzt verstärkt auch über sektorübergreifende Maßnahmen,
wie der COeis einer ist, diskutiert wird.

Frau Schulze hat ja diese Diskussion quasi angestoßen. Wir diskutieren
derzeit im Bundesumweltministerium und holen uns auch Hilfe von externen
Forschungsnehmern, wie so eine COgabe sozialgerecht ausgestaltet werden
könnte. Aber es ist aus unserer Sicht keine Alternative zu den
Sektorzielen.

Zusatzfrage: Also aus Ihrer Sicht ist es höchstens ein Zusatz?

Zerger: Genau. Wir betrachten das als ein Teil eines Maßnahmenbündels, das
notwendig ist.

Adebahr: Zur Klinik in Weilerbach kann ich Ihnen nachreichen, dass es da
bereits 2011 eine Antwort der Bundesregierung an den Deutschen Bundestag
gab, die Drucksache 17/7920. Damals erfolgte das mit Schreiben des
Bundesverkehrsministers.

Heute - das ist die Information, die ich bekomme - liegt diese Grundfrage
in der Zuständigkeit des BMI. In der eben zitierten Antwort finden Sie aber
auch Hinweise auf die Grundlage - das ist ein Zusatzabkommen zum 
Nato-Truppenstatut -, aufgrund dessen diese Finanzierung und dieser Bau erfolgt.

Montag, 15. April 2019

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1845: Regierungspressekonferenz vom 12. April 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 12. April 2019

Regierungspressekonferenz vom 12. April 2019

Themen: Termine der Bundeskanzlerin in der kommenden Woche (Gespräch
mit dem Hohen Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen, Inbetriebnahme
eines Offshore-Windparks in Mukran bei Sassnitz, Treffen mit dem
Präsidenten der Republik Kirgistan, Kabinettssitzung),
Geordnete-Rückkehr-Gesetz, Treffen der Bundeskanzlerin mit dem ukrainischen
Präsidenten, Kritik von Bundesländern an der Durchführung von
Integrationskursen für Zuwanderer, Rüstungslieferungen nach Saudi-Arabien,
Frühjahrsprojektion der Bundesregierung, Klage von Jan Böhmermann gegen das
Bundeskanzleramt, Fachkräfteeinwanderungsgesetz, wirtschaftliche Lage in
Deutschland, deutsch-französische Westbalkan-Konferenz,
Nachunternehmerhaftung in der Paketbranche, Absetzung des sudanesischen
Präsidenten, Festnahme von Julian Assange in London, mögliches Verbot von
Konversionstherapien, Lage in Libyen, Eröffnungstermin des Flughafens
Berlin Brandenburg, Nutzung des US-Luftwaffenstützpunkts Ramstein als
Relaisstation für Drohnenangriffe


Sprecher: StS Seibert, Grünewälder (BMI), Kall (BMJV), Schneider
(BMAS), Güttler (BMWi), Burger (AA), Nauber (BMG), Fähnrich (BMVg), Buser
(BMVI)



Vorsitzender Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS
Seibert sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Einen schönen guten Tag auch von mir. Ich beginne mit den
Terminen der Bundeskanzlerin in der kommenden Woche.

Am Montag, den 15. April, wird die Bundeskanzlerin um 17 Uhr den Hohen
Flüchtlingskommissar der Vereinten Nationen, Filippo Grandi, zu einem
Gespräch im Bundeskanzleramt empfangen. Es gibt vor dem Gespräch kurze
Pressestatements.

Am Dienstag, den 16. April, wird die Bundeskanzlerin in Mukran bei Sassnitz
an der offiziellen Inbetriebnahme des bisher größten Offshore-Windparks in
der deutschen Ostsee teilnehmen. Sie wird dort ein Grußwort halten. Neben
ihr sind auch der norwegische und der französische Energieminister vor Ort.
Dieser Offshore-Windpark mit dem Namen "Arkona" ist in Zusammenarbeit des
Essener Energiekonzerns E.ON mit dem norwegischen Energieunternehmen
Equinor entstanden.

Ebenfalls am Dienstag um 16.30 Uhr wird die Bundeskanzlerin den Präsidenten
der Republik Kirgistan, Sooronbaj Dshejenbekow, zu einem Gespräch im
Kanzleramt begrüßen. Es geht um die bilateralen und wirtschaftlichen
Beziehungen zwischen Deutschland und Kirgistan. Es wird vor dem gemeinsamen
Gespräch um circa 16.30 Uhr kurze Pressestatements geben. Der Präsident
hält sich vom 15. bis 17. April zu einem offiziellen Besuch in Deutschland
auf.

Am Mittwoch wird die Bundeskanzlerin um 9.30 Uhr die Sitzung des Kabinetts
leiten.

Frage: Herr Seibert, warum gibt es keine Pressekonferenz mit dem
Präsidenten Kirgistans?

StS Seibert: Das ist die Verabredung. Ich weiß nicht, ob er im Laufe seines
zweitägigen Aufenthalts in Deutschland bei anderer Gelegenheit noch eine
Pressekonferenz macht. Mit der Bundeskanzlerin wird er vorher kurze
Pressestatements geben.

Frage: An das Innen-, das Justiz- und das Arbeitsministerium. Es ist ja
jetzt der Entwurf für das Geordnete-Rückkehr-Gesetz bekannt geworden. Er
sieht Leistungskürzungen oder teilweise einen Leistungsausschluss für
Dublin-Fälle mit gesichertem Schutzstatus in anderen Ländern vor.

Die Frage an das BMI: Können Sie das so bestätigen? Sollte das nicht der
Fall sein, dann allgemein die Frage an das BMJ und an das BMAS: Die
entsprechende Richtlinie, die so etwas vorsehen soll, ist ja noch nicht
erlassen. Hielten Sie einen solchen Ausschluss für verfassungsrechtlich und
europarechtlich möglich?

Grünewälder: Ich kann gern kurz beginnen.

Erstens. Ich kann das bestätigen. Zweitens möchte ich darauf hinweisen,
dass sich der Entwurf des Geordnete-Rückkehr-Gesetzes noch immer in der
Ressortabstimmung, auch in der Abstimmung mit den Ländern, befindet. Wir
haben für nächste Woche einen Kabinettstermin angesetzt. Dann ist der
Zeitpunkt, um nähere Einzelheiten zu sagen.

Insgesamt kann ich für das BMI sagen, dass wir und auch der
Bundesinnenminister sehr zufrieden mit dem bisherigen Ergebnis sind. Wir
haben in der Koalition vereinbart, die Zuwanderung zu begrenzen, zu steuern
und zu ordnen. Dem wird dieser Gesetzentwurf gerecht.

Kall: Zu dem Aspekt der Leistungskürzungen kann ich Ihnen nichts sagen.
Dazu kann vielleicht das BMAS etwas sagen.

Schneider: Ich habe den Ausführungen des BMI eigentlich nichts
hinzuzufügen. Wir sind nicht in einer Phase, in der wir jetzt schon
Stellung nehmen. Insofern warten Sie es ab: Nach Kabinettbefassung sind wir
gern bereit, auch hier in der Bundespressekonferenz Fragen zu beantworten.

Zusatzfrage: Daher eben der Konjunktiv: Wäre ein solcher Ausschluss
überhaupt möglich, solange die Richtlinie nicht erlassen wurde?

Da es eine allgemeine Frage ist, doch noch einmal die Frage an das BMJ, ob
das auch verfassungsrechtlich möglich wäre?

Schneider: Sie können davon ausgehen, dass wir Beschlüsse fassen, die so
sind, dass die Regelungen verfassungsgemäß sind. Insofern werden die
Regelungen, die kommen, verfassungsgemäß sein. Mit Konjunktiven verhält es
sich so, dass wir hypothetische Fragen eigentlich nicht beantworten. Ich
kann sie Ihnen, ehrlich gesagt, momentan an der Stelle auch nicht
beantworten. Aber sicherlich, wenn es eine Richtlinie braucht, dann wird es
sie geben. Mehr kann ich dazu nicht sagen.

Zusatzfrage: Sie müsste ja vor dem Gesetz kommen.

Frage: Eine Frage an Herrn Kall: Können Sie denn bestätigen, dass es noch
in der Ressortabstimmung ist? Es gab auch die Berichte, dass Frau Barley
dem Entwurf in der Ressortabstimmung bereits zugestimmt habe. Also wie ist
aus Ihrer Sicht der Stand? Können Sie bestätigen, dass auch Ihr Haus
anvisiert, den Kabinettstermin in der nächsten Woche Mittwoch einzuhalten?

Eine Frage an Herrn Grünewälder: Es gibt ja auch massive Bedenken von
Seiten der Länderjustizminister, auch von den Justizministern der B-Länder,
was den Abschiebegewahrsam betrifft. Vor allem wendet man sich dort gegen
die Tatsache, dass die Abschiebehäftlinge in denselben Gefängnissen
untergebracht werden sollen wie normale Strafgefangene. Was sagt Ihr Haus
zu diesen doch erheblichen Vorwürfen, die da von Seiten der Justizminister
der B-Länder kommen?

Kall: Auch ich kann nur sagen, was Herr Grünewälder schon gesagt hat. Der
Gesetzentwurf ist noch in der Ressortabstimmung. Zum Zeitplan kann Herr
Grünewälder - das Bundesinnenministerium ist federführend - etwas sagen.

Die Minister haben darüber sehr intensiv verhandelt - das ist ja auch
verschiedentlich berichtet worden - und haben sich auf wichtige Punkte
geeinigt. Alles Weitere ist jetzt eine Frage der Finalisierung des
Gesetzentwurfs.

Grünewälder: Ich kann zur Abschiebehaft sagen, dass in der Tat vereinbart
worden ist, das Trennungsgebot für drei Jahre auszusetzen. Das sieht der
Bundesinnenminister als großen Erfolg an.

Was die Kritik der Länder daran angeht, so ist zu sagen, dass nun
grundsätzlich die Möglichkeit dazu geschaffen wird. Die Umsetzung obliegt
den Ländern.

Ich darf aber auch daran erinnern, dass es eine Vielzahl von Beschlüssen
der Ministerkonferenz gibt, die zusammen mit dem Bund zum Gegenstand haben,
dass wir die Situation bei Rückführungen und Abschiebungen verbessern
müssen. Die Sachlage hatte ich am Montag hier schon einmal erläutert. Wir
haben eine Notlage, sagt der Bundesinnenminister. Deswegen glauben wir,
dass wir da handeln müssen. Die Länder müssen Wege finden, das umzusetzen,
und zwar so, dass es in Ordnung ist.

Bestandteil der Einigung ist auch, dass wir ganz strikt zwischen
Strafgefangenen und Abschiebehäftlingen trennen müssen. Aus unserer Sicht
sind die Bedenken der Länder nicht durchgreifend. Wir als Bund sind der
Auffassung, dass es umgesetzt werden muss.

Zusatzfrage: Jetzt könnten die Länder das Ganze nicht umsetzen. Sie sagen
ja, Sie seien darauf angewiesen, dass die Länder das entsprechend umsetzen.
Es gibt diese Drohung, das eventuell nicht zu machen. Was sagen Sie denn
dazu?

Grünewälder: Soweit ich informiert bin, ist die Haltung der Länder nicht
ganz einheitlich. Es gibt zwei Länder, die dort anderer Auffassung sind.
Offenbar funktioniert es dort ja. Unser Appell an alle ist zu sehen, ob
Möglichkeiten gefunden werden, das umzusetzen. Denn wir haben die
Situation, dass eine Vielzahl von Ausreisepflichtigen nicht abgeschoben
werden können, weil sie sich der Abschiebung entziehen. Deswegen brauchen
wir das Instrument der Abschiebehaft an dieser Stelle.

Es ist, wie gesagt, im Rahmen der Ministerpräsidentenkonferenz breiter
Konsens gewesen, dass wir hier etwas tun müssen - und die
Ministerpräsidenten haben letztlich das Sagen in ihren jeweiligen
Regierungen.

Zusatzfrage: Können Sie sagen oder gehen Sie davon aus, dass es durch
dieses Gesetz tatsächlich mehr Abschiebungen geben wird?

Grünewälder: Wir gehen davon aus, dass das ein wesentliches Instrument ist,
um hier Fortschritte zu erzielen. Ja. Sonst hätten wir es nicht angeregt.

Frage: Herr Grünewälder, Sie sagten gerade, dass eine Notlage herrsche.
Welche, und warum?

Grünewälder: Der Bundesinnenminister hat gesagt: Es herrscht hier eine
Notlage. Die Notlage sieht so aus, dass von den Flüchtlingen, die
abzuschieben sind, von denjenigen, die ausreisepflichtig sind, eine
Vielzahl nicht abgeschoben werden können. Insofern haben wir hier die
Situation, dass wir ein Recht haben, das in Deutschland gilt, das aber
nicht durchgesetzt werden kann. Insofern ist das eine Notlage. Wir müssen
dafür sagen, dass wir als Staat das Recht, dass wir haben, auch durchsetzen
können. Sonst leidet das Vertrauen der Bürger. Insofern ist diese Notlage
gemeint gewesen. Wir haben ja keine befriedigende Situation, was die
Buchführung angeht.

Zusatzfrage: Ist das ein juristischer Begriff, die Notlage?

Grünewälder: Das ist kein juristischer Begriff. Das hat damit nichts zu
tun.

Frage: Es geht hier um Befugnisse, die die Länder zusätzlich bekommen
sollen, die eine Ausnahme von der Rechtsprechung des Europäischen
Gerichtshofs in der Frage sein sollen, womit man also schon eine
Begründung, eine Notlage, braucht.

Die Länder wussten seit vielen Jahren, dass sie dieses Problem beheben
müssen und haben es nicht getan. Kann man mit einer Notlage argumentieren,
wenn man sie selbst herbeigeführt hat?

Grünewälder: Zu diesen Einzelheiten möchte ich mich jetzt hier nicht
äußern. Diese Frage können Sie gern stellen, wenn der Gesetzentwurf durch
das Kabinett geführt worden ist. Dann sind wir gern zu näheren Ausführungen
bereit.

Frage: Noch einmal eine Informationsnachfrage, Herr Grünewälder: Was können
denn die Länder jetzt sozusagen in Sachen zeitlichem Aufschub bewirken? Ist
es möglich, dass durch diese Abstimmung mit Verbänden und Ländern sich der
Termin des Kabinettsbeschlusses noch einmal nach hinten verschieben kann?

Grünewälder: Länderanhörungen sind grundsätzlich ergebnisoffen. Wir nehmen
die Stellungnahmen der Länder ernst und versuchen sie zu berücksichtigen.
Wir planen allerdings eine Kabinettsbefassung am nächsten Mittwoch.

Frage: Der ukrainische Präsident wird heute bei der Bundeskanzlerin zu Gast
sein. Hat es von Seiten Herrn Selenskijs irgendwelche Initiativen gegeben,
erneut die Bundeskanzlerin zu treffen? Beziehungsweise es ist ja so, dass
der französische Präsident Macron erst Herrn Selenskij und dann im Laufe
des Tages auch Herrn Poroschenko empfangen wird.

StS Seibert: Ein Treffen mit dem Präsidentschaftskandidaten Selenskij ist
derzeit nicht geplant. Es stimmt, dass der französische Präsident heute
sowohl Präsident Poroschenko als auch Wolodymyr Selenskij empfängt.
Deutschland und Frankreich stehen gerade zu dem Thema Ukraine im
allerengsten Austausch. Wir stimmen uns permanent darüber ab, wie es im
Normandie-Format weitergehen kann, wie es bei der konkreten Umsetzung der
Minsker Vereinbarungen weitergehen kann. Dieser Austausch wird sicher auch
in dieser Sache geführt werden.

Frage: Herr Seibert, der Kollege hatte gerade gefragt, ob es von Seiten des
Herausforderers eine Anfrage gab, Frau Merkel zu treffen.

StS Seibert: Das müsste ich Ihnen nachreichen, wenn es dazu etwas
nachzureichen gibt.

Frage: Ich hätte ganz gern zum Gespräch mit Poroschenko gewusst, ob denn -
entweder von französischer oder von deutscher Seite - irgendwelche neuen
Initiativen geplant sind. Also mit Blick auf die Wahl hat man ja jetzt
keinen sehr großen Zeitraum. Was genau soll denn Inhalt des Gespräches
sein?

StS Seibert: Erstens gilt die sehr enge deutsch-französische Abstimmung,
gerade bei dem Thema Ukraine-Politik, Umsetzung der Minsker Vereinbarungen.
Deswegen gehen wir da geeint vor. Zweitens nehme ich grundsätzlich nicht
vorweg, was Inhalt eines Gesprächs ist. Aber es liegt auf der Hand, dass
mit dem amtierenden Staatspräsidenten Poroschenko über die innenpolitische
Situation in seinem Lande gesprochen wird. Die Umsetzung der Reformen, die
Situation entlang der Kontaktlinie, die Lage in den durch Separatisten
besetzten Gebieten, die Lage an der Straße von Kertsch, die Lage der
inhaftierten ukrainischen Seeleute, die in Russland festgehalten werden -
das alles sind mögliche Themen. Die Bundeskanzlerin und Herr Poroschenko
werden ja im Anschluss auch eine Pressekonferenz geben. Da gibt es dann die
Gelegenheit mehr über das zu erfahren, was tatsächlich in dem Gespräch als
Thema aufgerufen wurde.

Frage: Wenn man davon ausgeht, dass sich die Bundesregierung und die
französische Regierung eng abstimmen, dann muss man doch auch davon
ausgehen, dass der Bundesregierung bekannt war, dass sich Herr Macron mit
beiden Kandidaten der Stichwahl trifft. Alle wissen, dass von Treffen auch
Wirkungen über den reinen Gesprächsinhalt hinausgehen. War der Grund dafür,
dass die Bundesregierung - ich habe das noch nicht verstanden - Herrn
Selenskij um ein Gespräch gebeten hat, das aber nicht zustande kam? Wenn er
nicht darum gebeten hat, hätte dann die Bundesregierung vor dem Hintergrund
des französischen Doppeltreffens dieses nicht auch anbieten sollen, um
einseitige Eindrücke zu vermeiden?

StS Seibert: Ich weiß nicht genau, was Sie nicht verstanden haben. Ich rede
ja jetzt schon zum dritten oder vierten Mal über die Begegnung, die die
Bundeskanzlerin heute mit Staatspräsident Poroschenko haben wird, sowie
über die Bedeutung, die die Ukraine-Politik für uns als ein ganz wichtiger
Teil unserer Außenpolitik hat, und zwar nicht nur für das Kanzleramt,
sondern ganz genauso auch für die fast tägliche Arbeit des
Außenministeriums. Für alles Weitere würde ich Sie auf die Pressekonferenz,
die heute im Kanzleramt erfolgt, vertrösten.

Zusatzfrage: Ist denn nicht davon auszugehen, dass die Ukraine-Politik für
die französische Regierung nicht minder wichtig ist? Da wurde gesagt, wir
treffen uns mit beiden Kandidaten. Ich habe nicht verstanden, weshalb sich
die Kanzlerin nur mit Poroschenko trifft. Wurde da ein expliziter
Gesprächswunsch Selenskijs nicht angenommen, oder ist man nicht auf die
Idee gekommen, ihm das in Kenntnis der französischen Entscheidung auch
anzubieten? Das habe ich nicht verstanden.

StS Seibert: Ich bitte um Verständnis, dass wir ganz grundsätzlich keine
Auskünfte zu etwaigen Terminanfragen an die Bundeskanzlerin geben. Sie
trifft heute Staatspräsident Poroschenko. Sie ist, gerade auch in der
Ukraine-Politik, in engster Abstimmung mit dem französischen Präsidenten.
Alles Weitere können Sie, wenn Sie interessiert sind, noch heute in der
Pressekonferenz der Bundeskanzlerin und des Präsidenten Poroschenko
erfahren.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMI. Es gibt Kritik der Bundesländer an
der Durchführung von Deutsch-Kursen für Zuwanderer. Da sprechen die Länder
davon, dass es erhebliche Mängel bei der Organisation und Durchführung
gibt. Sind dem BMI diese Mängel bekannt? Wenn ja, wie wollen Sie sie
abstellen?

Grünewälder: Meinen Sie die Integrationskurse, oder welche Deutsch-Kurse
meinen Sie?

Zusatzfrage: Genau. Es geht um die Geschichte, die heute allseits in den
Medien ist, dass die Zahl der Durchgefallenen bei den Deutsch-Kursen B1 in
den letzten Jahren zugenommen hat.

Grünewälder: Uns sind die Zahlen natürlich bekannt. Uns ist auch die
Situation bekannt. Dazu ist darauf hinzuweisen, dass zwar in der Tat seit
2015 die Zahl derjenigen, die das Niveau B1 erreichen, zurückgeht, aber
gleichzeitig die Zahl derjenigen, die das Niveau A2 erreichen, also das
darunterliegende Sprachniveau, angestiegen ist. Zusammengenommen sind nach
wie vor über 90 Prozent der Teilnehmer der Integrationskurse in der Lage,
B1 oder A2 zu erreichen.

Wir haben in Deutschland die Situation, dass wir relativ hohe Anforderungen
an die Integrationskurse stellen - anders als andere europäische Länder.
Wir begnügen uns nicht damit zu sagen, wir brauchen ein Niveau A2, um den
Sprach- und Integrationskurs zu bestehen, sondern wir fordern ein Niveau
B1. Das ist gerade für Menschen aus bildungsfernen Schichten, die aus
Kulturen kommen, die nicht so europäisch sind, die sich also erst an das
Land, an die Sprache und vielleicht auch daran gewöhnen müssen, Unterricht
zu haben, die also keine Schule kennen, ein sehr weiter Weg. Insofern ist
es ein Erfolg, dass wir so hohe A2-Bestehenszahlen haben. Darauf möchte ich
hinweisen.

Grundsätzlich werden die Integrationskurse regelmäßig überprüft. Wir sind
dran und haben auch Fortschritte erzielt.

Zusatzfrage: Sie sehen also keine grundlegenden Mängel?

Grünewälder: Wie gesagt, es gibt dort einige Herausforderungen. Wir sind
dran. Es werden zum Beispiel regelmäßig die Träger überprüft. Sie wissen,
dass wir da keinen einheitlichen Träger haben, sondern es eine vielfältige
Trägerlandschaft mit sehr vielen Playern gibt, die sehr unterschiedlich
sind, auch in der Zuverlässigkeit. Es wird regelmäßig geprüft.

Wir hatten 2015 die Situation, dass wir sehr schnell sehr viele Sprachkurse
anbieten mussten. Deswegen wurden die Anforderungen an die Sprachlehrer
heruntergeschraubt. Das ist inzwischen ausgelaufen. Also auch die Qualität
der Kurse verbessert sich zunehmend. Es ist bekannt, dass wir noch Luft
nach oben haben, und wir arbeiten daran.

Frage: Eine Frage an das Wirtschaftsministerium: Es wurde von der "ARD"
gemeldet, dass kurz nach der Lockerung des Rüstungsexportstopps Lieferungen
nach Saudi-Arabien gehen. Was genau wird exportiert? Wie ist das
einzuschätzen?

Güttler: Wie Ihnen bekannt ist, sind die Sitzungen des
Bundessicherheitsrates nach seiner Geschäftsordnung geheim. Diese
Geheimhaltung ist gegenüber dem Bundestag aufgehoben, aber nicht gegenüber
der Öffentlichkeit. Aufgrund dieser Einstufung kann ich Ihnen dazu an
dieser Stelle leider keine Angaben machen.

Frage: Ich würde da gern noch einmal nachfragen, eventuell auch bei Herrn
Seibert. Vielleicht wollen Sie ja leichte Ausnahmen von dieser normalen
Praxis machen. Denn ich glaube, in der Bevölkerung könnte so der Eindruck
entstanden sein: Huch, die haben doch vor zwei Wochen erst einen
Exportstopp verlängert, und jetzt wird doch wieder exportiert. - Vielleicht
können Sie einfach noch einmal genau sagen, was eigentlich vor zwei Wochen
beschlossen wurde und welche Ausnahmen gemacht wurden.

StS Seibert: Ich kann der Kollegin nur beipflichten. Das betrifft Ihre
Frage nach Ausnahmen von einer Regel. Die Sitzungen des
Bundessicherheitsrates sind geheim. Zu einzelnen Fällen äußern wir uns, wie
üblich, nicht. Es gibt eine Geschäftsordnung. Der zufolge informiert die
Bundesregierung - beziehungsweise in diesem Fall dann das
Bundeswirtschaftsministerium für die Bundesregierung - den Deutschen
Bundestag über abschließende Genehmigungsentscheidungen. Das ist in diesem
Fall auch erfolgt. Der Bundestag wird also immer zeitnah über abschließende
Entscheidungen bei Rüstungsexporten unterrichtet. Ich bin hier nicht
befugt, über Einzelfälle zu berichten.

Was vor zwei Wochen in der Bundesregierung beschlossen wurde, das ist ja
hier - ich würde fast sagen eine Stunde lang, jedenfalls sehr ausführlich -
von den verschiedenen Ministerien und von meiner Kollegin Frau Demmer
dargestellt worden.

Zusatzfrage: Vor zwei Wochen war es ja so, dass das nicht der
Bundessicherheitsrat entschieden hat. Richtig? Deswegen hat Frau Demmer
damals ja auch darüber gesprochen.

StS Seibert: Genau.

Zusatzfrage: Sie hat aber erstaunlicherweise damals nicht über die
Ausnahmen gesprochen. Aber da diese Ausnahmen ja offensichtlich auch nicht
vom Bundessicherheitsrat beschlossen wurden, sondern von Teilen der
Bundesregierung, könnten Sie ja vielleicht heute auch über diese Ausnahmen
sprechen.

StS Seibert: Frau Demmer und die Kollegen haben damals über das gesprochen,
was tatsächlich nicht in einer Sitzung des Bundessicherheitsrates
beschlossen wurde. Das war für sie hier auch öffentlich darstellbar. Das
ist ausführlich getan worden.

Was Entscheidungen des Bundessicherheitsrates betrifft, gelten die
Geschäftsordnung und die Information an den Deutschen Bundestag, und das
legt uns dann hier auch entsprechende Grenzen auf.

Frage: Ich habe eine grundsätzliche Frage, die nichts mit dem Einzelfall zu
tun hat, über die man also sprechen kann, an das Wirtschaftsministerium:
Fallen sogenannte Dual-Use-Güter, die also sowohl zivil als auch
militärisch genutzt werden können - beispielsweise ein Tieflader, mit dem
man sowohl Baumaschinen als auch Panzer transportieren könnte -, unter die
Exportstoppkategorien, über die hier schon berichtet und gesprochen wurde?

Güttler: Dazu kann ich Ihnen hier an dieser Stelle leider keine
Informationen übermitteln. Ich kann Ihnen nur sagen, dass ganz allgemein
natürlich gilt: Die Entscheidungen sind immer Entscheidungen der gesamten
Bundesregierung, und sie entsprechen natürlich den geltenden Vereinbarungen
und Vorschriften, auf die sich geeinigt wurde.

Zusatzfrage: Könnte dann ein anderer Sprecher der Bundesregierung Auskunft
darüber geben, ob Dual-Use-Güter generell auch unter den Exportstopp oder
unter die Exporteinschränkungskriterien fallen oder nicht?

Vorsitzender Szent-Iványi: Es ergibt, glaube ich, Sinn, jemanden direkt
anzusprechen.

Zusatzfrage: Na ja, eigentlich wäre das Wirtschaftsministerium zuständig,
denke ich, weil es federführend ist, was die Ausfuhrgenehmigungen angeht.
Von dort kommt keine Antwort. Ich kann Herrn Seibert fragen. Ich kann Herrn
Fähnrich fragen. Können Sie dazu etwas sagen?

StS Seibert: Ich kann über das Gesagte hinaus nichts sagen, und ich werde
jetzt auch über den Umweg Ihrer Frage nicht zu Einzelfallentscheidungen
Stellung nehmen.

Zusatzfrage: Nein, das ist ja keine Einzelfallentscheidung. Es geht um 
Dual-Use-Güter. Es hat eine lange Tradition, dass über die gesprochen wird,
sowohl hier als auch in den USA. Da gab es Einschränkungen genau mit der
Begründung. Deswegen, finde ich, ist das eine über den Einzelfall weit
hinausgehende, grundsätzliche Frage. Da bitte ich einfach um ein Ressort,
das sich kompetent fühlt, darauf antworten zu können.

StS Seibert: Sollte Ihre Erinnerung an die Tradition die gleiche sein wie
unsere, würden wir dazu etwas nachreichen, wenn es etwas nachzureichen
gäbe. Ansonsten gilt das, was wir hier gesagt haben.

Frage: Herr Seibert, ich muss da doch noch einmal nachfragen: Wurde auf der
Sitzung vor zwei Wochen, die nicht eine als geheim eingestufte Sitzung des
Bundessicherheitsrates war, neben dem Exportstopp, endmontierten
Rüstungsgütern usw. auch über Ausnahmen entschieden?

StS Seibert: Es ist Ihnen durch meine Kollegin Frau Demmer vor zwei Wochen
genau mitgeteilt worden, was mitzuteilen war, und darüber kann ich jetzt
hier nicht hinausgehen. Ich werde mich auch zu Entscheidungen des
Bundessicherheitsrates nicht weiter äußern.

Zusatz: Aber das war doch keine Entscheidung des Bundessicherheitsrats!

StS Seibert: Deswegen ist Ihnen genau das, was öffentlich darzulegen war,
hier auch gesagt worden - ausführlich.

Frage: Es wurde ja hier ausführlich gesagt, dass zum Beispiel im Rahmen von
europäischen Gemeinschaftsprojekten hergestellte Rüstungsgüter bis
Jahresende ausdrücklich nicht in die Vereinigten Arabischen Emirate
geliefert werden. In dem aktuellen Bericht, auf den wir uns hier alle
beziehen, geht es ja auch um Zubehör, um Artillerieortungsradarsysteme vom
Typ COBRA, die aus deutsch-französischer Produktion stammen. Das verstehe
ich nicht. Frau Demmer hat uns das gesagt, was ich gerade gesagt habe, und
jetzt lesen wir, dass doch schon wieder im Rahmen von
Gemeinschaftsprojekten in die VAE exportiert werden kann. Herr Seibert, wie
passt das zusammen?

StS Seibert: Ich kann gerne an das erinnern, was Frau Demmer hier sehr
ausführlich dargelegt hat, und das war die Entscheidung von vor zwei
Wochen. Ausgelaufene Gemeinschaftsprogramme und die dazugehörigen
Sammelausfuhrgenehmigungen mit Bezug zu Saudi-Arabien und den Vereinigten
Arabischen Emiraten werden um weitere neun Monate bis zum 31. Dezember 2019
verlängert. Dies erfolgt mit der Maßgabe, dass in diesem Zeitraum mit den
Partnern die vorgeschriebenen Konsultationen stattfinden. Die
Bundesregierung wird sich in den Konsultationen gegenüber den Partnern
dafür einsetzen, dass die gemeinsam produzierten Rüstungsgüter im
Jemenkrieg nicht zum Einsatz kommen und dass während der neunmonatigen
Verlängerung keine endmontierten Rüstungsgüter aus diesen
Gemeinschaftsprogrammen an Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen
Emirate ausgeliefert werden. Die beteiligten Unternehmen erhalten die
Auflage, gegenüber den Vertragspartnern darauf zu bestehen, dass in diesem
Zeitraum keine endmontierten Rüstungsgüter an diese Länder ausgeliefert
werden.

Das war das, woran Sie sich, glaube ich, etwas unkorrekt erinnerten. Es ist
die Passage, wie wir sie veröffentlicht haben und wie sie auch korrekt ist.

Zusatzfrage: Mich würde noch einmal etwas grundsätzlich interessieren. Frau
Demmer hat uns ja auch gesagt, dass direkte deutsche Rüstungsexporte in die
Vereinigten Arabischen Emirate möglich seien, aber
Gemeinschaftsprojektexporte nicht. Warum ist das so, Herr Seibert?

StS Seibert: Ich sehe wirklich keinen Sinn darin, die gesamte
Regierungspressekonferenz vom, glaube ich, 1. April oder 2. April hier noch
einmal durchzuführen, und verweise auf die Protokolle. Ich habe jetzt einen
ausführlichen Teil davon vorgelesen. Ich kann noch andere Dinge vorlesen,
aber ich finde, das ist sinnlos.

Zusatzfrage: Dann formuliere ich es als Lernfrage. Es ist also richtig,
dass aktuell deutsche Rüstungsexporte direkt in die VAE möglich sind, aber
Exporte im Rahmen von Gemeinschaftsprojekten nicht. Korrekt?

StS Seibert: Es ist wirklich besser, Sie lesen das alles, wie wir es
bekannt gegeben haben, noch einmal genau durch. Daraus wird sich ein ganz
klares Bild ergeben.

Frage: Herr Seibert, das Problem mit der Regierungspressekonferenz vor zwei
Wochen ist: Da Frau Demmer keine Ausnahmen erwähnt hatte und wir erst ein
paar Stunden später davon erfuhren, konnten wir in dieser
Regierungspressekonferenz nicht nach den Ausnahmen fragen. Deswegen müssen
diese Fragen später erfolgen, in diesem Fall jetzt.

StS Seibert: Gut. Sie wissen aber, was ich ganz grundsätzlich zu
Entscheidungen des Bundessicherheitsrats zu sagen habe und wie
Entscheidungen des Bundessicherheitsrats an den Deutschen Bundestag der
Geschäftsordnung entsprechend weitergegeben, aber nicht von mir hier im
Einzelfall besprochen werden.

Frage: Können Sie uns noch einmal ausführlich nachreichen, welche Ausnahmen
jetzt offiziell sind, Herr Seibert?

StS Seibert: Ich habe Ihnen das gesagt, was ich Ihnen sagen kann, und kann
keine Nachreichung in Aussicht stellen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Wirtschaftsministerium. Es geht um die
Wachstumsprognose. Jetzt haben mehrere Medien berichtet, dass die für
dieses Jahr auf 0,5 Prozent und für das kommende Jahr auf 1,5 Prozent
reduziert werden soll. Können Sie das bestätigen?

Güttler: Minister Altmaier wird die Frühjahrsprojektion der Bundesregierung
persönlich am 17. April hier in der Bundespressekonferenz vorstellen. Er
wird dabei ausführlich über die aktuelle und die erwartete zukünftige
Entwicklung der Konjunktur berichten. Dies kann und möchte ich jetzt an
dieser Stelle nicht vorwegnehmen.

Die Berichterstattung über Jahreszahlen können wir hier wie üblich nicht
kommentieren.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Seibert zu dem Bericht im
"Tagesspiegel", wonach mit Blick auf die Verhandlung, die in der nächsten
Woche eventuell noch vor dem Verwaltungsgericht Berlin ansteht - die Klage
von Jan Böhmermann gegen die Kanzlerin -, die Kanzlerin wohl inzwischen
zugesichert habe, dass sie die Formulierung, dass das Schmähgedicht bewusst
verletzend gewesen sei, nicht mehr wiederholen will. Dazu habe ich die
Frage: Können Sie das bestätigen?

Falls ja, ist quasi eine derartige Unterlassungserklärung abgegeben worden?
Hat sich das Verfahren damit in Ihren Augen erledigt?

StS Seibert: Das ist ein anhängiges Verfahren, und zu anhängigen Verfahren
nehme ich für die Bundesregierung grundsätzlich nicht Stellung.

Zusatzfrage: Auch nicht dazu, ob man sich darauf schon vorher geeinigt hat?
Das könnte ja durchaus sein.

StS Seibert: Die mündliche Verhandlung steht meines Wissens in der
kommenden Woche an. Das ist ein anhängiges Verfahren, und aufgrund ganz
grundsätzlicher Überlegungen nehme ich zu anhängigen Verfahren nicht
Stellung.

Zusatzfrage: Sie gehen also davon aus, dass diese mündliche Verhandlung
stattfinden wird. Heißt das das?

StS Seibert: Ich habe keine andere Information.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Seibert und an die Sprecher der
Ministerien für Justiz, Inneres, Arbeit, Wirtschaft und Äußeres zum
Fachkräfteeinwanderungsgesetz. Der Entwurf ist seit einem Vierteljahr im
Deutschen Bundestag. Ist dieser Entwurf jetzt verbesserungswürdig? Geht es
nur um Blockade und Gegenblockade zwischen Christdemokraten und
Sozialdemokraten, oder wie wird sich diese Geschichte weiterentwickeln?
Wird dieser Entwurf abgelehnt, oder wie sieht es aus?

Grünewälder: Ich kann gerne anfangen. Wir finden diesen Entwurf ganz
hervorragend. Der liegt nun im Bundestag, und es ist Sache des Parlaments
und der Fraktionen, damit umzugehen.

Kall: Ich kann dem nichts hinzufügen.

Zusatzfrage: Haben Sie in diesem Entwurf etwas Falsches geschrieben? Ist
der deswegen jetzt auf Eis gelegt?

Grünewälder: Ich wüsste nicht, dass da etwas auf Eis gelegt worden ist. Der
Gesetzentwurf befindet sich in der parlamentarischen Beratung, und wir sind
guter Hoffnung, dass die bald zu Ende gehen wird, sodass er wie
beabsichtigt in Kraft treten kann.

Frage: Ich habe noch eine Frage an das Wirtschaftsministerium. Jetzt geht
es um den Konzern Bayer, der eingeräumt hat, dass er durch Glyphosat - in
meinen Worten ausgedrückt - jetzt ins Schlingern beziehungsweise jedenfalls
sehr massiv unter Druck gerät. Ich hätte ganz gerne gewusst, ob sich der
Wirtschaftsminister Sorgen darum macht, dass eine weitere Ikone der
deutschen Wirtschaft jetzt unter Druck oder in ernsthafte Probleme gerät.

Güttler: Auch diesen berichteten Vorgang, der ein einzelnes Unternehmen
betrifft, kann ich hier jetzt nicht kommentieren.

Zusatzfrage: Machen Sie oder der Minister sich denn generell Sorgen, dass
etliche Unternehmen - die Automobilkonzerne verzeichnen sinkende
Absatzzahlen in China - beziehungsweise die deutsche Industrie, wie einige
Medien heute auch schreiben, langsam in den Rückwärtsgang gerät?

Güttler: Ich kann Sie da noch einmal auf die kommende Frühjahrsprojektion
verweisen. Darüber hinaus haben wir gerade heute - vielleicht haben Sie die
auch schon erhalten - eine Pressemitteilung über die wirtschaftliche Lage
im April veröffentlicht. Grundsätzlich herrscht in der Wirtschaft momentan
eine gewisse Abkühlung aufgrund der globalen Weltlage und der
Unsicherheiten im Zusammenhang mit dem Brexit, aber gleichwohl laufen zum
Beispiel der Konjunkturmotor in der Bauindustrie und der
Dienstleistungsbereich gut. Die binnenwirtschaftlichen Antriebskräfte
stimmen. Die Arbeitslosigkeit nimmt ab. Insofern besteht da kein Grund zur
Sorge.

Aber für die Details kann ich Sie wie gesagt noch einmal auf die
Pressemitteilung und auf den Minister verweisen, der am 17. April
persönlich hier sein wird.

Frage: Da Sie eben die Abkühlung der Konjunktur insgesamt angesprochen
haben, will ich fragen, ob Berichte zutreffen, denen zufolge der Einbruch
besonders stark im Wirtschaftsverkehr mit der Türkei sei. Wenn ja, welche
Ursachen sehen Sie dafür, und wie wollen Sie dem begegnen?

Güttler: Dazu kann ich Ihnen hier leider keine Auskunft geben und muss auch
Sie noch einmal auf die Pressemitteilung, die wir heute veröffentlicht
haben, verweisen.

Zusatzfrage: Können Sie zu den Veröffentlichungen, die Statistiken
präsentieren, denen zufolge der Türkei-Einbruch - das ist meine
Formulierung - besonders ausgeprägt ist, nichts sagen?

Güttler: Ich kann Ihnen jetzt an dieser Stelle nichts dazu sagen und Sie
nur auf das verweisen, worauf ich bereits hingewiesen habe.

Zusatzfrage: Können Sie es, wenn es nicht darin ist, bitte nachreichen?

Güttler: Das kann ich gern tun.

Frage: Herr Seibert, für den 29. April hat die Bundeskanzlerin mit dem
französischen Präsidenten zu einem Westbalkan-Gipfeltreffen ins Kanzleramt
eingeladen. Meine Frage bezieht sich auf die Erwartungen. Was sollen die
Gäste zu diesem Treffen mitbringen, vielleicht Ideen, Bereitschaft zu
schmerzlichen Kompromissen?

Die zweite Frage: Erfahrungsgemäß können langfristige Lösungen auf dem
Balkan nur mit Zustimmung Russlands und der USA stattfinden. Inwieweit
wurde dieses Treffen auch mit den Vertretern Russlands und der USA
abgesprochen?

StS Seibert: Erst einmal: Das stimmt. Wir haben ja gestern bestätigt, dass
es die Einladung des französischen Präsidenten und der deutschen
Bundeskanzlerin für den 29. April hier nach Berlin gibt, und zwar an
hochrangige Vertreter der Staaten des westlichen Balkans und zusätzlich an
Kroatien, Slowenien sowie die Europäische Kommission.

Ich denke, wenn Sie unsere Arbeit hier regelmäßig verfolgen, dann wissen
Sie, wie wichtig für die Bundesregierung die Stabilität und die Entwicklung
der westlichen Balkanregion ist. Das gilt sicherlich auch für die
französische Regierung. Die Bundeskanzlerin hat immer wieder auch
Gesprächspartner aus dieser Region gehabt und ist selbst auch dort gewesen.

Sie möchte zusammen mit Präsident Macron mit den Gesprächspartnern über die
besonderen Herausforderungen in der Region und ganz besonders über den
Stand der Beziehungen zwischen Serbien und dem Kosovo diskutieren. Wir sind
noch nicht so weit, das genaue Programm bekanntgeben zu können, weil die
Planungen dazu noch nicht abgeschlossen sind. Das werden wir zum gegebenen
Zeitpunkt tun. Ich möchte die Vorbereitungen auf dieses Treffen nicht
dadurch belasten, dass ich Ihnen hier schon irgendwelche Erwartungen
mitteile, wer alles welche Kompromissbereitschaft mitbringen sollte.
Grundsätzlich ist dies eine weitere Frucht des tiefen Interesses, das wir
an einer positiven Entwicklung des westlichen Balkans nehmen.

Sie wissen, dass es auch den sogenannten Berliner Prozess gibt. Von Polen
wird in diesem Jahr eine große Konferenz zum Thema Balkan ausgerichtet. Das
alles begann mit einer Balkan-Konferenz hier in Berlin unter der
Bundeskanzlerin. Deswegen spricht man vom Berliner Prozess. Dort bringen
wir uns mit aller Energie und mit großem Interesse ein.

Burger: Vielleicht darf ich noch kurz ergänzen, dass just heute
Außenminister Maas an dem Außenministertreffen des Berliner Prozesses in
Warschau teilnimmt. Dort stehen insbesondere drei Themen im Vordergrund,
nämlich zum einen Unterstützung dabei, Konflikte zu bewältigen und
nachhaltige Versöhnungsprozesse zu ermöglichen. Dazu gehört als weiterer
wichtiger Punkt die Förderung junger Menschen und des Austausches zwischen
jungen Menschen. Als drittes Ziel des heutigen Treffens in Warschau ist
natürlich auch die Vorbereitung des von Herrn Seibert erwähnten 
Berlin-Gipfels, also des Gipfels des Berlin-Prozesses, der für den 5. Juli in
Polen geplant ist.

Zusatzfrage: Die Frage zu Russland und den USA wurde nicht beantwortet.

StS Seibert: Beide werden bei dem Berliner Treffen, zu dem der französische
Präsident eingeladen hat, nicht vertreten sein. Das ist aber bei dem
Berliner Prozess, der jetzt auf Außenministerebene und im Juli in Polen auf
der Ebene der Staats- und Regierungschefs stattfindet, auch nicht der Fall.

Zusatzfrage: Die Frage war, ob Sie das abgesprochen haben.

StS Seibert: Grundsätzlich ist auch die Lage auf dem westlichen Balkan
sicherlich immer wieder und gerade auch im Gespräch mit der amerikanischen
Regierung ein Thema. Aber wir empfinden es schon, so möchte ich sagen, als
eine in erster Linie europäische Aufgabe, diesen Teil Europas in eine
stabile, demokratische und mit einer europäischen Perspektive ausgestattete
Zukunft zu führen.

Frage: Zwei Fragen an Herrn Seibert:

Zum einen wüsste ich gern, ob nicht eine Doppelung droht. Sie selbst haben
eben auf den Berliner Prozess hingewiesen. Jetzt gibt es ein neues Format,
in dem man sich mit den Westbalkan-Staaten trifft. Besteht nicht die Gefahr
einer Doppelung?

Zweite Frage: Zwischen Deutschland und Frankreich gibt es Differenzen, was
den Beitrittsstatus für Mazedonien und Albanien und den Annäherungsprozess
an die EU angeht. Hofft man in der Bundesregierung, dass man mit diesem
gemeinsamen Treffen beziehungsweise mit der gemeinsamen Einladung die
französische Seite dazu bewegen kann, dem Beitrittskandidatenstatus
zuzustimmen?

StS Seibert: Ich will nur Folgendes sagen: Gehen Sie davon aus, dass sowohl
unser starkes Engagement im Berliner Prozess als auch dieses 
Westbalkan-Treffen, zu dem Ende April eingeladen wurde, dem einen Ziel dient, die
Westbalkan-Region zu mehr Stabilität zu führen und die europäische
Perspektive, die diese Länder haben, Schritt für Schritt realistischer zu
machen. Ende April geht es hier in Berlin natürlich auch insbesondere - das
habe ich gesagt - um die Beziehungen zwischen Serbien und dem Kosovo. Denn
eine Normalisierung der Beziehungen zwischen diesen beiden Ländern ist eine
ganz wichtige Voraussetzung dafür, dass beide Länder ihre EU-Annäherung
erfolgreich fortsetzen können.

Zusatzfrage: Es fehlt noch die Antwort zu Mazedonien und Albanien.

StS Seibert: Das wiederum sind europäische Entscheidungen, die dann im
Kreise der europäischen Mitgliedsstaaten zu treffen sind.

Zusatzfrage: Meine Frage zielte aber darauf, dass Macron als einer der
Mitveranstalter einer derjenigen ist, die diesen Status verweigern. Hat die
Bundesregierung die Hoffnung, dass sich mit der Einbeziehung von Macron
diese Haltung in Paris ändert?

StS Seibert: Ich denke, wir müssen das auseinanderhalten. Das sind
Entscheidungen, die in Brüssel im Kreise des Europäischen Rates zu fällen
sind. Wir haben auch immer gesagt, dass eine europäische Perspektive
Albaniens besteht, sofern Albanien die Voraussetzungen dafür erfüllt. Dazu
gehört, dass demokratische Institutionen und die parlamentarische Arbeit
funktionieren müssen. Das sind die Voraussetzungen die in den sogenannten
Kopenhagener Kriterien genannt sind. Die Europäische Kommission wird wie
schon in den vergangenen Jahren ihren Länderbericht veröffentlichen.
Möglicherweise hat sie dies schon getan; darüber bin ich im Moment nicht
ganz im Bilde. Auf der Basis dieser regelmäßig erneuerten Einschätzungen
wird man in Europa dann zu einer Entscheidung kommen.

Frage: Wie steht das Wirtschaftsministerium zur Nachunternehmerhaftung in
der Paketlieferbranche?

Güttler: Das müsste ich Ihnen leider nachreichen, wenn es dazu etwas
nachzureichen gibt.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Seibert beziehungsweise Herrn Burger.
Es geht um die Situation im Sudan. Präsident Baschir ist ja nicht mehr im
Amt. Welche Strategie verfolgt die Bundesregierung im Nachgang dieser
Entfernung aus dem Amt? Frau Mogherini hat sich schon zu Wort gemeldet und
gesagt, dass nicht alles so weitergehen könne, nur weil der Präsident weg
sei.

Die zweite Frage: Herr Seibert oder Herr Burger, sollte Herr Baschir aus
Ihrer Sicht ebenfalls vor den Internationalen Strafgerichtshof gestellt
werden?

Burger: Wir beobachten die Entwicklung vor Ort natürlich sehr genau und
rufen alle Seiten zur Zurückhaltung auf. Denn wir brauchen eine friedliche
Lösung der Krise und eine, die dem Wunsch des sudanesischen Volkes nach
einem politischen Wandel gerecht wird. Dazu gehört, dass Proteste friedlich
ablaufen können müssen und es keine Gewalt gegen Demonstranten geben darf.

Deswegen unterstützen wir gemeinsam mit der Europäischen Union, die dies
gestern in ihrer Erklärung bereits formuliert hat, das sudanesische Volk in
seinem Streben nach politischem Wandel. Es muss einen glaubwürdigen
politischen Prozess geben, der den Übergang zu einer zivilen
Transitionsregierung ebnet, die das Vertrauen des Volkes genießt.

Wir beraten uns zur Lage im Sudan auch eng mit unseren Partnern. Heute
berät auch der UN-Sicherheitsrat zur Lage dort. Das haben wir in Abstimmung
mit unseren europäischen Partnern und den USA in unserer derzeitigen Rolle
als Vorsitzland des Sicherheitsrates heute auf die Tagesordnung gesetzt.

Zu Ihrer zweiten Frage: Ich denke, im Moment gibt es sehr viel Unklarheit
über den Status von Herrn Baschir, auch darüber, wo er sich aufhält. Klar
ist: Die Haftbefehle des Internationalen Strafgerichtshofs gegen Omar 
al-Baschir wegen Genozids, Verbrechen gegen die Menschlichkeit und
Kriegsverbrechen, die mutmaßlich in Darfur begangen wurden, bestehen
weiterhin. Alle Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen sind auch weiterhin
zur Umsetzung der entsprechenden Sicherheitsratsresolution 1593 aus dem
Jahre 2005 verpflichtet, mit der die Situation in Darfur nach Kapitel VII
der UN-Charta an den IStGH überwiesen wurde.

Frage: Herr Seibert und Herr Burger, Julian Assange wurde gestern nach
sieben Jahren in der ecuadorianischen Botschaft von der britischen Polizei
festgenommen. Wie bewerten Sie die Festnahme, und wie bewerten Sie das
Auslieferungsersuchen der Amerikaner? Halten Sie es für gerechtfertigt, den
WikiLeaks-Gründer für die Veröffentlichungen rund um den Irak- und den
Afghanistan-Krieg anzuklagen?

StS Seibert: Als deutscher Regierungssprecher kann ich dazu keine Auskunft
geben. Das ist eine Angelegenheit, die nicht deutsches Regierungshandeln
betrifft und jetzt ganz und gar in den Händen der britischen Justiz liegt.
Deswegen werde ich dazu nicht weiter Stellung nehmen.

Burger: Ich habe dazu auch nicht mehr zu sagen.

Zusatzfrage: Ist die Bundesregierung der Meinung, dass WikiLeaks wesentlich
zur Aufklärung der Öffentlichkeit in Sachen von Kriegsverbrechen in
Afghanistan und im Irak beigetragen hat?

StS Seibert: In der Zeit, als Sie noch nicht regelmäßig in
Regierungspressekonferenzen kamen - das ist jetzt fast acht oder neun Jahre
her -, ist hier sehr oft über die Veröffentlichungen von WikiLeaks
gesprochen worden. Dazu hat sich die Bundesregierung damals auch geäußert.
Ich kann heute, acht Jahre später, keine neuen Erkenntnisse und keine neuen
Bewertungen vortragen.

Zusatzfrage: Das war keine Antwort auf meine Frage. Die Meinung könnte sich
ja in den letzten acht Jahren geändert haben.

StS Seibert: Doch. Wir sehen keinen Grund, die Haltung, die wir in den
Jahren 2010 und 2011 dazu hatten, in irgendeiner Weise zu revidieren.

Zusatzfrage: Was war denn die Haltung?

StS Seibert: Ich empfehle, wie gesagt, den Blick ins Archiv, stelle das
auch gern noch einmal zur Verfügung.

Ganz konkret auf die aktuelle Situation bezogen, bleibe ich dabei: Das
betrifft nicht deutsches Regierungshandeln. Das betrifft das Handeln der
britischen Justiz, die selbstverständlich rechtsstaatlich entscheiden wird.

Frage: Könnte es deutschem Regierungshandeln entsprechen, wenn dem
Vorschlag des thüringischen Ministerpräsidenten Ramelow gefolgt würde,
Julian Assange politisches Asyl zu gewähren?

StS Seibert: Diese Frage stellt sich für uns nicht.

Frage: Hält das Gesundheitsministerium ein Verbot sogenannter
Konversionstherapien für Homosexuelle für wünschenswert? Falls ja, welchen
Weg wollen Sie gehen, um gesamtgesellschaftlich deutlich zu machen, dass
Homosexualität keine Krankheit ist, wie es die Weltgesundheitsorganisation
WHO festgestellt hat?

Anschließend daran die Frage, warum ein Verbot dieser Konversionstherapien
rechtlich so schwierig ist und welche Rolle die von Herrn Spahn geplante
Kommission zu diesem Thema spielen soll.

Nauber: Wie Sie schon gesagt haben, richtet Herr Spahn dazu eine Kommission
ein, die sich nach derzeitiger Planung an zwei Terminen treffen wird. Im
Rahmen dieser Kommission werden all diese Fragen geklärt werden.

Zusatzfrage: Ein Verbot dieser Konversionstherapien hält das
Bundesgesundheitsministerium aber für wünschenswert?

Nauber: Herr Spahn hat sich, wie Sie wissen, dazu geäußert und gesagt, dass
er diese Kommission einrichten wird, um zu prüfen, wie man so ein Verbot
durchsetzen könnte beziehungsweise wie das geregelt werden könnte.

Zusatzfrage: Können Sie mir sagen, warum das rechtlich so schwierig ist?

Nauber: Auch das - zu prüfen, wo es da Möglichkeiten gibt und wo die
Probleme liegen - wird Teil dieser Beratungen sein.

Frage: Herr Seibert, ist die Bundeskanzlerin auch für ein Verbot dieser
Therapien?

StS Seibert: Ich schließe mich da ganz dem Bundesgesundheitsministerium an.

Frage: Ich hätte ganz gerne zu Libyen gefragt - ich bin mir nicht ganz
sicher, ob die Frage an Herrn Seibert, Herrn Burger, Herrn Fähnrich oder
auch mehrere geht. Es geht darum, dass sich die Kämpfe in Tripolis
verstärkt haben. Unterstützt die Bundesregierung die von der UN anerkannte
Regierung in irgendeiner Form? Gestern hat es ja ein Telefonat der
Kanzlerin mit dem Ministerpräsidenten gegeben. Hat die Bundesregierung in
irgendeiner Form - möglicherweise militärisch - Hilfe im Kampf gegen
General Haftar zugesagt?

StS Seibert: Da das Telefonat angesprochen wurde, fange ich einmal kurz an
und informiere Sie alle - vielleicht haben Sie es noch nicht mitbekommen;
wir hatten eine Kleine Pressemitteilung dazu gemacht -: Gestern hat die
Bundeskanzlerin mit dem Vorsitzenden des libyschen Präsidialrats, Herrn 
al-Sarradsch, telefoniert. Sie hat, wie wir es hier zuvor auch getan hatten,
den militärischen Vormarsch der Einheiten unter General Haftar verurteilt
und hat General Haftar und seine Unterstützer dringend aufgefordert, alle
militärischen Operationen sofort zu beenden, und alle Parteien
aufgefordert, Verhandlungsbereitschaft zu zeigen, damit wir einen
politischen Prozess unter UN-Ägide in Libyen sehen. Das ist im Übrigen auch
die Erwartungshaltung, die die EU-28 - auch der britische Außenminister -
gestern öffentlich gemacht haben. Das ist das, was uns als Europäer wichtig
ist und auch aus deutscher Sicht noch einmal bekräftigt wurde.

Burger: Ich würde vielleicht auch noch auf das Statement, das Frau
Mogherini gestern nach Abstimmung der EU-28-Außenminister abgegeben hat,
hinweisen, in dem die Europäische Union und die Mitgliedstaaten alle
Parteien aufrufen, die Militäroperationen sofort einzustellen und die LNA
und diejenigen Kräfte, die sich nach Tripolis bewegt haben, zum Abzug
aufzufordern.

Zusatzfrage: Bedeutet Ihre Antwort, dass es keine militärische
Unterstützung gibt und dass man eigentlich abwartet, dass die libyschen
Bürgerkriegsparteien untereinander klären, wer kräftemäßig der Stärkste
ist? So muss man es ja interpretieren, wenn zwar eine Aufforderung da ist,
aber die von der eigenen Regierung anerkannte Regierung nicht unterstützt
wird.

Burger: Dieser Interpretation, dass es außer einem direkten militärischen
Eingreifen oder einfach abwarten keine anderen Optionen gäbe, würde ich
widersprechen. Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen hat sich in den
letzten Tagen immer wieder mit der Lage in Libyen beschäftigt. Diese
Beratungen im Sicherheitsrat dauern auch an. Unsere Bemühungen sowohl im
Kreis der EU als auch darüber hinaus sind jetzt darauf ausgerichtet, den
Druck auf die Konfliktparteien weiter zu erhöhen, damit den Forderungen der
internationalen Gemeinschaft Wirkung verliehen wird.

Frage: Herr Burger, was bedeutet es, dass die nationale Konferenz, die am
Wochenende beginnen sollte - und auf die Sie auch große Hoffnungen gesetzt
hatten -, nun abgesagt ist? Gibt es aus Ihrer Sicht ein, sagen wir,
Ersatzformat für eine politische Lösung?

Zum Zweiten: Aus dem Raum der Regierungsparteien wird von durchaus
relevanter Position jetzt angeregt oder gefordert, dass sich Deutschland
auf eine Bundeswehrbeteiligung an einer militärischen Operation einstellen
solle. Wird diese Diskussion in der Bundesregierung bereits geführt oder
noch nicht?

Zum Dritten: Gibt es deutsche Staatsbürger - institutionell in Libyen
verankert oder in anderer Weise -, die man jetzt herausholen müsste oder
auffordern müsste, herauszukommen?

Burger: Zu Ihrer ersten Teilfrage würde ich Sie auf das EU-Statement von
gestern Abend verweisen, in dem auch auf die nationale Konferenz Bezug
genommen wird. Wir haben im Kreise der EU-Partner gesagt: Wir bedauern,
dass die Konferenz verschoben werden musste - nicht abgesagt -, und wir
rufen dazu auf, dass sie so bald wie möglich nachgeholt werden kann, weil
es aus unserer Sicht weiterhin keine Aussicht auf Lösungen gibt, die nicht
durch eine wie immer geartete Einigung zwischen den Konfliktparteien
entsteht.

Zu Spekulationen über mögliche UN-Militäreinsätze oder -mandate in Libyen
ist, glaube ich, Anfang der Woche in der Regierungspressekonferenz schon
gesprochen worden; da habe ich heute auch keinen anderen Stand mitzuteilen.

Zu Ihrer dritten Frage: Meinem Erkenntnisstand nach ist die Zahl der
Deutschen, die sich in Libyen befinden, sehr, sehr gering - wenn es
überhaupt welche gibt. Wenn es da im Moment etwas zu berichten gäbe, müsste
ich Ihnen das nachreichen.

Zusatzfrage: Die Diskussion oder die Aufforderung zu Bundeswehrbeteiligung
kam ja nach der letzten RegPK, deswegen ist die Frage heute noch einmal
neu. Wird diese Diskussion in der Bundesregierung geführt? - Herr Fähnrich
schüttelt den Kopf.

Fähnrich: Wie schon erwähnt wurde, ist die Antwort am Mittwoch schon
gegeben worden. Es gibt klare Voraussetzungen dafür, und an Spekulationen
beteiligen wir uns nicht. Genau dieses Thema hatten wir am Mittwoch bereits
besprochen.

Frage: Herr Seibert, gab es in den letzten Tagen Gespräche von Herrn Macron
und Frau Merkel zum Thema Libyen?

Herr Burger, welche Erkenntnisse haben Sie über aktuelle französische
militärische Aktivitäten in Libyen? Können Sie bestätigen, dass
französische Spezialeinheiten unter anderem Herrn Haftar unterstützen?

StS Seibert: Wenn die Bundeskanzlerin mit ihren europäischen Kollegen und
Regierungschefs zusammentrifft, dann ist es immer möglich, dass auch die
gerade aktuellen globalen Themen oder die aktuellen Konflikte besprochen
werden. Über Einzelheiten kann ich Ihnen hier nicht berichten. Die
europäische Haltung zu Libyen ist jedenfalls klar, und sie ist einheitlich
so, wie sie gestern in der Erklärung von Frau Mogherini zum Ausdruck kam.

Burger: Zu französischen Aktivitäten in Libyen müssten Sie die französische
Regierung befragen. Ich habe dazu nichts, was ich hier von dieser Stelle - -

Zusatzfrage: Haben Sie eigene Erkenntnisse?

Burger: Ich habe dazu keine Erkenntnisse, die ich - -

Zusatzfrage: Das Auswärtige Amt?

Burger: Ich habe dazu keine Erkenntnisse, die ich hier von dieser Stelle
mitteilen könnte.

Zusatzfrage: Können Sie nachreichen, ob das Auswärtige Amt Erkenntnisse
über französische militärische Aktivitäten in Libyen hat?

Burger: Wenn wir dazu etwas nachzureichen haben sollten, dann kann ich das
gerne nachreichen.

Frage: Frau Buser, es gibt Pressemeldungen, die sagen, dass der Flughafen
BER wahrscheinlich nicht 2020 eröffnet werden kann. Der Bund ist ja mit
nicht unerheblichen Anteilen an der Flughafengesellschaft beteiligt. Wie
ist da Ihr Kenntnisstand? Teilen Sie die Befürchtungen?

Buser: Mir persönlich liegen die jetzt auch medial veröffentlichten
Berichte noch nicht vor, deswegen kann ich sie an dieser Stelle auch noch
nicht bewerten. Das heißt, Sie müssten sich an den Flughafen wenden.

Zusatzfrage: Aber der Bund ist ja beteiligt, und Sie kennen ja
wahrscheinlich auch die Berichte der letzten Tage, dass es wahrscheinlich
zu Verzögerungen kommen kann. In welchem Kontakt steht denn der
Bundesverkehrsminister mit den Verkehrsministern der beteiligten Länder, um
Informationen darüber zu erhalten?

Buser: Es gibt immer Aufsichtsratssitzungen, in denen das Ganze
thematisiert wird. Mir persönlich liegen diese Informationen jetzt nicht
vor, deswegen kann ich sie jetzt an dieser Stelle auch nicht kommentieren.

Frage: Herr Seibert, Herr Burger, Sie wollten vor ein paar Wochen
beziehungsweise seit ein paar Wochen prüfen, ob Sie gegen das 
Ramstein-Urteil Revision einlegen. Sie wollten das Urteil prüfen, um uns hier mehr
zu sagen. Können Sie das mittlerweile?

StS Seibert: Es geht ja um ein Urteil des Oberverwaltungsgerichts Münster,
das am 9. April die schriftlichen Urteilsgründe übersandt hat. Heute haben
wir den 12. April. Insofern bleibt es bei der Auskunft, die ich Ihnen
gegeben habe: Die Bundesregierung wird jetzt zunächst beide Urteile des
Oberverwaltungsgerichts Münster eingehend prüfen und dann über das weitere
Vorgehen entscheiden.

Zusatzfrage: Wann können wir noch einmal nachfragen, wie lange dauert das?

StS Seibert: Na ja, Sie fragen ja immer nach, wenn Sie nachfragen wollen,
und das würde ich Ihnen jetzt auch ungern anders vorschreiben. Das ist
jedenfalls unsere Haltung.

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 12. April 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-12-april-2019-1600618

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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HAMBURG/4729: Winternotprogramm - "Erfolg" nur durch Diskriminierung (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 16. April 2019

Winternotprogramm: "Erfolg" nur durch Diskriminierung



Das Winternotprogramm war nach Ansicht des Senats auch im vergangenen
Winter ein Erfolg. "Eine Auslastung des Winternotprogramms von 67
Prozent ist kein Grund, sich auf die Schulter zu klopfen. Die geringe
Auslastung ist die Bilanz einer diskriminierenden Politik gegenüber
zugewanderten Obdachlosen", kommentiert Cansu Özdemir,
sozialpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. "Auch in diesem Winter wurde wieder eine
sehr große Anzahl von obdachlosen Menschen von der Nutzung des
Winternotprogramms ausgeschlossen und auf die Wärmestube verwiesen, wo
ein normales Nächtigen nicht möglich ist. Niedrigschwellig und anonym
kann man das Winternotprogramm schon lange nicht mehr nennen." Wenn er
Senat erkläre, dass 400 Menschen in eine Unterkunft vermittelt werden
konnten, täusche er darüber hinweg, dass damit auch beispielsweise
Unterkünfte im Herkunftsland und damit Ausweisungen gemeint sind.

Auch der Bericht des Senats zur Fortentwicklung der Wohnungslosenhilfe
könne nicht als Erfolg bezeichnet werden, so Özdemir: "Viele Ansätze
oder Maßnahmen wurden nur zu Teilen oder gar nicht umgesetzt, wie zum
Beispiel das Clearingmobil für obdachlose Frauen. Zwar wurden 1.500
zusätzliche Plätze in den städtischen Unterkünften geschaffen,
gleichzeitig ist aber die Zahl der Menschen, die auf der Straße leben,
seit 2009 um 86 Prozent gestiegen. Deshalb reichen die zusätzlichen
Plätze schon lange nicht mehr aus."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 16. April 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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RHEINLAND-PFALZ/5119: Schon fast 1000 Kilometer Gewässer renaturiert (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 16.04.2019

Erfolgsprogramm Aktion Blau Plus: schon fast 1000 Kilometer
Gewässer renaturiert



Seit der Einführung der Aktion Blau im Jahr 1995 hat das Land
Rheinland-Pfalz bereits fast 1000 Kilometer Gewässer wieder in einen
naturnahen Zustand versetzt. Das geht aus der Antwort der
Landesregierung auf eine Kleine Anfrage der Landtagsabgeordneten
Bernhard Braun und Andreas Hartenfels hervor. Bei der Gewässerqualität
ist Rheinland-Pfalz auch dank der Aktion Blau und ihrem
Nachfolgeprogramm Aktion Blau Plus bundesweit Spitze. Andreas
Hartenfels, umweltpolitischer Sprecher der GRÜNEN Landtagsfraktion,
sagte dazu:

"Die Aktion Blau Plus ist das Vorzeigeprogramm für den Schutz der
Gewässer im Land. Mit Hilfe der Aktion haben wir in Rheinland-Pfalz
bis heute schon mehr Gewässerkilometer renaturiert, als der Rhein in
Deutschland von der Schweizer Grenze bei Basel bis zur
niederländischen Grenze bei Emmerich zurücklegt. Das Programm hat
großen Anteil daran, dass in Rheinland-Pfalz heute bereits 30 Prozent
der Gewässer in einem guten oder sehr guten ökologischen Zustand sind -
 so viele wie in keinem anderen Bundesland. Das bedeutet allerdings
auch, dass rund 70 Prozent der Gewässer im Land noch keinen naturnahen
Zustand erreicht haben, mit den entsprechenden negativen Folgen für
Wasserqualität und Ökosysteme. Das Land darf deshalb beim
Gewässerschutz keinen Deut nachlassen und muss weiterhin konsequent in
lebendige und ökologisch wertvolle Gewässer investieren."


Hintergrund:

Bereits über 1400 Maßnahmen zur Renaturierung von Gewässern hat das
Land Rheinland-Pfalz seit Einführung der Aktion Blau im Jahr 1995 und
mit dem Nachfolgerprogramm Aktion Blau Plus ab dem Jahr 2011
umgesetzt. Die Projekte beinhalten beispielsweise die Entfernung von
Betonfassungen oder das Anlegen von Überflutungsflächen, um Lebensraum
für Wasserorganismen wie Fische oder bedrohte Amphibien zu schaffen
und den Schutz vor Hochwasser zu verbessern. Weil Starkregenereignisse
im Zuge der Klimaerhitzung zunehmen, wird es zur Hochwasservorsorge
immer wichtiger, natürliche Fluss- und Bachauen mit ihren
Überflutungsflächen zu erhalten oder wiederherzustellen. Darüber
hinaus verhindern breite Auen und Gewässerränder, dass eine zu starke
Erosion vermehrt Pestizide oder Dünger von Äckern und Feldern in
unsere Gewässer schwemmt.


Hier finden Sie die Kleine Anfrage sowie die Antwort der Landesregierung.

https://www.gruene-fraktion-rlp.de/wp-content/uploads/2019/04/8626-17-KA-Aktion-Blau.pdf

In der Antwort der Landesregierung befindet sich eine Auflistung aller
Projekte, die seit 2011 in den jeweiligen Städten und Landkreisen mit
der Aktion Blau Plus gefördert wurden.

https://www.gruene-fraktion-rlp.de/wp-content/uploads/2019/04/8823A_Antwort-Kleine-Anfrage-Aktion-Blau_Braun-
Hartenfels.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. April 2019

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz
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RECHT/694: Europawahl - Wir begrüßen die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 16. April 2019

Europawahl: Wir begrüßen die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts



Angelika Glöckner, Beauftragte für die Belange von Menschen mit
Behinderungen:

Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt die Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) in Karlsruhe, wonach vollbetreute
psychisch kranke oder behinderte Menschen an der Europawahl teilnehmen
dürfen.

"Mehr als 80.000 Menschen in Deutschland sind dazu aufgerufen, bei der
Europawahl im Mai erstmals ihre Stimme abgeben. Die Eilentscheidung
des BVerfG betreuten Personen schon deutlich früher den Zugang zu den
Wahlurnen zu geben, sehen wir als einen großen Schritt in eine
inklusive Gesellschaft.

Erst vergangene Woche hat der Deutsche Bundestag das inklusive
Wahlrecht beschlossen. Die Verabschiedung des Gesetzes hatte sich
mehrfach verzögert, weshalb der Zugang zu Wahlen für Betreute erst
nach der Europawahl vorgesehen war. Begründet hat dies das
Bundesinnenministerium mit organisatorischen Hürden, die sich aufgrund
der kurzen Zeit bis zur Europawahl ergeben. Durch die gestrige
Entscheidung des BVerfG können nun Betroffene ihre Aufnahme ins
Wählerverzeichnis beantragen, um bereits an der Europawahl teilnehmen
zu können.

Die Entscheidung des BVerfG, wonach das Wahlrecht der Betroffenen
höher bewertet wird als die Bedenken von organisatorischen
Unwägbarkeiten, wertet die SPD-Bundestagsfraktion überaus positiv."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. April 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69
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WEITERBILDUNG/159: Studie - Fachkräfte für die Energiewende, Lücken in Aus- und Weiterbildung (idw)


Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg - 15.04.2019

Neue Studie: Fachkräfte für die Energiewende - Lücken in Aus- und
Weiterbildung



NEW 4.0-Studie belegt große Engpässe im IKT-Bereich und in der
Sektorenkopplung: Der Ausbau erneuerbarer Energien kann nur erfolgreich
umgesetzt werden, wenn ausreichend qualifizierte Arbeitskräfte die
Herausforderungen der Zukunft annehmen. Wo genau aktuell die Lücken in der
Aus- und Weiterbildung bestehen, wurde in einer umfassenden
hochschulübergreifenden Studie im Rahmen des Großprojektes NEW 4.0 -
Norddeutsche EnergieWende untersucht.

Die Qualifizierungsstudie liefert den Grundstein, um passgenaue Angebote
für die akademische und auch die gewerbliche Weiterbildung in der
Erneuerbare-Energien-Branche zu entwickeln

Die unter Federführung des CC4E der HAW Hamburg erstellte Studie wurde in
enger Zusammenarbeit mit der Hochschule Flensburg, der Technischen
Hochschule Lübeck, der Universität Hamburg und der Handwerkskammer Hamburg
entwickelt. Die Ergebnisse bieten einen weitreichenden Überblick über die
bestehenden Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten im Energiesektor durch
die Analyse von 58 norddeutschen Studiengängen und 240 deutschlandweiten
Weiterbildungsmöglichkeiten. Ergänzend dazu wurde eine Erhebung des
heutigen und zukünftigen Personal- und Qualifizierungsbedarfes
durchgeführt, für die 50 Experten aus dem NEW 4.0-Konsortium befragt
wurden. Zur Bestimmung der Qualifizierungslücken wurden schließlich
Angebote und Bedarfe gegenübergestellt, um branchenspezifische
Angebotslücken zu identifizieren

Die Auswertung hat ergeben, dass gerade in den drei Bereichen
Informations- und Kommunikationstechnik, IT-Sicherheit und Data Science
von den Befragten am häufigsten personelle Engpässe befürchtet wurden.
Diesen Vertiefungsbereichen mit dem höchsten Bedarf an passgenauen
Weiterbildungsmöglichkeiten steht gleichzeitig ein sehr geringes Angebot
gegenüber. Nur rund 5 Prozent der gewerblichen Weiterbildungen im
Energiebereich befassen sich überhaupt mit IKT-Themen. Data Science und
IT-Sicherheit im Speziellen sind in Weiterbildungsangeboten kaum vertreten

"Diese Lücken sollten schnell geschlossen werden, um die nötigen
Fachkräfte auszubilden", bekräftigt der wissenschaftliche Leiter der
Studie, Prof. Dr. Jens-Eric von Düsterlho von der HAW Hamburg. "Der
fortschreitende Ausbau erneuerbarer Energien und insbesondere die
erforderliche Verknüpfung des Stromsektors mit dem Wärme- und
Verkehrssektor sorgen zudem für ganz neue Anforderungen."

Demzufolge gibt es auch in dem Bereich Sektorenkopplung sowie zu den
Themen Energiespeicher und Lastmanagement einen erhöhten
Weiterbildungsbedarf. Diese Vertiefungsbereiche werden in der aktuellen
Bildungslandschaft für Energieberufe wenig bis gar nicht abgebildet,
obwohl sich die befragten Experten gerade hier Angebote wünschen und
Personalengpässe erwarten.

Ein ebenso interessanter Aspekt, den die Studie offenlegt, ist die
Bereitschaft der Branche, auf Quereinsteiger aus anderen Berufsfeldern
zurückzugreifen, um den Fachkräftemangel zu decken. Insbesondere für diese
Quereinsteiger können Weiterbildungsangebote zu Grundlagen und
Herausforderungen der Energiewende hilfreich sein, um die fachliche
Integration dieser Beschäftigten in die Unternehmen zu beschleunigen.

Auf Basis der Studienergebnisse werden derzeit im Rahmen von NEW 4.0 von
den beteiligten Partnern Zertifikatskurse entwickelt, die neue Angebote
schaffen und hohe Bedarfe decken sollen.

Die wesentlichen Ergebnisse der Studie sind in einer kompakten Broschüre
auch visuell zusammengefasst. Die Broschüre und die vollständige Studie
lassen sich abrufen unter:

http://www.new4-0.de/downloads/


Über NEW 4.0

Unter dem Titel "NEW 4.0 - Norddeutsche EnergieWende 4.0" hat sich in
Hamburg und Schleswig-Holstein eine einzigartige Projektinitiative aus
Wirtschaft, Wissenschaft und Politik gebildet, die in einem
länderübergreifenden Großprojekt eine nachhaltige Energieversorgung
realisieren und zugleich die Zukunftsfähigkeit der Region stärken will.
Rund 60 Partner bilden eine wirkungsvolle "Innovationsallianz" für das
Jahrhundertprojekt Energiewende mit gebündeltem Know-how, unterstützt von
den Landesregierungen beider Bundesländer. Gemeinsam legen sie den
Entwicklungspfad zu dem Ziel, die Gesamtregion bis 2035 zu 100 Prozent mit
regenerativem Strom zu versorgen - versorgungssicher, kostengünstig,
gesellschaftlich akzeptiert und mit wesentlichen C2-Einsparungen. Das
Projekt wird im Rahmen des Förderprogramms "Schaufenster Intelligente
Energie - Digitale Agenda für die Energiewende" mit rund 45 Millionen Euro
durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) gefördert.
Weitere 60-80 Millionen Euro investieren die beteiligten Unternehmen:

www.new4-0.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution399

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Angewandte Wissenschaften Hamburg, 15.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FISCHEREI/269: Können die Leibniz-Wissenschaftler den norwegischen Lachszüchtern helfen? (idw)


Leibniz-Institut für Nutzierbiologie (FBN) - 15.04.2019

Können die Leibniz-Wissenschaftler am FBN den norwegischen Lachszüchtern
helfen?

Dummerstorfer Genombiologen sollen genetische Lösungen zur Stärkung des
Immunsystems in der Aquakulturhaltung finden



Die Zucht des als Speisefisch beliebten Atlantischen Lachses nimmt viel
Druck von der vom Aussterben bedrohten Wildpopulation. Trotz in den
letzten Jahrzehnten kontinuierlich verbesserter Aquakulturverfahren
führen Infektionskrankheiten jedoch immer noch zu hohen
Sterblichkeitsraten bei jungen Lachsen nach der Überführung vom Süß- ins
Meerwasser.

Dummerstorfer Genombiologen am Leibniz-Institut für Nutztierbiologie (FBN)
sollen nun helfen, das genetische Profil des Lachses zu entschlüsseln und
Biomarker zu finden, die für die Fischgesundheit entscheidend sind. Das
internationale Projekt "ImCom" unter Federführung des renommierten
staatlichen Forschungsinstitutes Nofima (Norwegian Institute of Food,
Fisheries and Aquaculture Research/nofima.no/en) hat eine Laufzeit von
vier Jahren und wird mit einer Million Euro von der norwegischen
Forschungsgesellschaft unterstützt. Nofima mit Hauptsitz in Tromsø
(Norwegen) ist eines der größten Institute für angewandte Forschung in den
Bereichen Fischerei, Aquakultur und Lebensmittelforschung in Europa.

Das FBN hat sich bisher vor allem einen Namen durch seine Forschung an
Bornforelle, Zander und Ostseeschnäpel gemacht. Jetzt betreten die
Fischgenetiker am FBN-Institut für Genombiologie mit dem Atlantischen
Zuchtlachs Neuland. "Es fehlen noch immer geeignete Methoden, um
Fortschritte im Gesundheitsmanagement beim Zuchtlachs erzielen zu können",
beschrieb der Dummerstorfer Fischgenetiker Dr. Alexander Rebl das Problem.
"Das Ziel des Projekts ImCom ist es daher, mit unserem Know-how die
bestehenden Werkzeuge zu verfeinern und eine neue Methodik zu entwickeln,
um die Widerstandskraft der Lachse objektiv einschätzen und verbessern zu
können."

Der Schlüssel liegt in den Genen

Mit modernsten Analyseverfahren wollen die Genombiologen aus Gewebeproben
aussagekräftige Biomarker identifizieren, die es ermöglichen, die
Gesundheit der Zuchtlachse zu ermitteln. "Mit Hilfe unserer
Hightech-Genanalysen wollen wir dazu beitragen, robuste Zuchtlinien für
eine tiergerechte und gleichzeitig wirtschaftlich tragbare Haltung zu
entwickeln", so Rebl.

Ausgangsbasis sind die bisherig untersuchten rund 10.000 Datensätze zu
Genaktivitäten von den Projektpartnern in Norwegen, aber auch in
Frankreich, England, Spanien und Russland.
"Wir sind überzeugt, dass uns das FBN mit seiner biotechnologischen
Ausstattung und seinen innovativen Diagnostiktools helfen kann, hilfreiche
Informationen über Genaktivierungsmuster zu finden, um das Immunsystem der
Zuchtlachse zu stärken und die Verluste zu minimieren", sagte
Studienleiter Dr. Aleksei Krasnov vom norwegischen
Nofima-Forschungsinstitut, der vor kurzem das FBN-Institut in Dummerstorf
besucht hat. Die ersten Ergebnisse sollen in zwei Jahren vorliegen.

Mit rund 1,2 Millionen Tonnen ist das norwegische Königreich mit Abstand
der weltweit größte Lachsproduzent in Aquakultur, gefolgt von Chile,
Schottland, Kanada und den USA. Auch in Deutschland gehört der Raubfisch,
der überwiegend aus Norwegen kommt, aufgrund seines exzellenten
Geschmackes und seiner gesundheitsfördernden Omega-3-Fettsäuren zu den
beliebtesten Speisefischen. Doch der immer größere Bedarf sowie Umwelt-
und Klimaveränderungen sorgen auch für Probleme. Der Zuchtlachs ist
anfälliger für Viren und Bakterien sowie für Parasiten wie die gefürchtete
Lachslaus.

Obwohl alle Lachse in Norwegen im frühen Alter gegen die häufigsten
Lachskrankheiten geimpft werden, wird der Verlust, der bei der Umsiedlung
vom Süßwasser in das Salzwasser der kalten Fjorde des norwegischen Meeres
im Alter von einem bis zwei Jahren auftritt, jährlich auf eine
zweistellige Millionenhöhe (Euro) geschätzt. Bis der Lachs mit einem
Körpergewicht von vier bis fünf Kilo auf der Verkaufstheke und unseren
Teller landet, vergehen bis zu drei Jahre.

Hintergrund Atlantischer Lachs (Salmo salar)

Der Fisch des Jahres 2019 ist ein Wanderfisch, der unverbaute und saubere
Flüsse und Bäche braucht, um vom Meer, seinem Hauptlebensraum, in seine
Süßwasser-Laichgebiete zu kommen und sich dort erfolgreich fortpflanzen zu
können. Atlantische Lachse leben vor allem im Atlantischen Ozean und
werden in freier Natur 60 bis 100 cm lang und drei bis 15 kg schwer. Vom
Aussterben bedroht steht der Wildlachs auf der Roten Liste gefährdeter
Tiere Deutschlands. Darüber hinaus gibt es den Pazifischen Lachs, eine im
Pazifikraum verbreitete Gattung der Familie der Lachsfische.


Die Leibniz-Gemeinschaft

Die Leibniz-Gemeinschaft verbindet 93 selbständige
Forschungseinrichtungen. Ihre Ausrichtung reicht von den Natur-,
Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die Wirtschafts-, Raum- und
Sozialwissenschaften bis zu den Geisteswissenschaften. Leibniz-Institute
widmen sich gesellschaftlich, ökonomisch und ökologisch relevanten Fragen.
Sie betreiben erkenntnis- und anwendungsorientierte Forschung, auch in den
übergreifenden Leibniz-Forschungsverbünden, sind oder unterhalten
wissenschaftliche Infrastrukturen und bieten forschungsbasierte
Dienstleistungen an. Die Leibniz-Gemeinschaft setzt Schwerpunkte im
Wissenstransfer, vor allem mit den Leibniz-Forschungsmuseen. Sie berät und
informiert Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und Öffentlichkeit.
Leibniz-Einrichtungen pflegen enge Kooperationen mit den Hochschulen - u.a.
in Form der Leibniz-WissenschaftsCampi, mit der Industrie und anderen
Partnern im In- und Ausland. Sie unterliegen einem transparenten und
unabhängigen Begutachtungsverfahren. Aufgrund ihrer gesamtstaatlichen
Bedeutung fördern Bund und Länder die Institute der Leibniz-Gemeinschaft
gemeinsam. Die Leibniz-Institute beschäftigen rund 19.100 Personen,
darunter 9.900 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler. Der Gesamtetat
der Institute liegt bei mehr als 1,9 Milliarden Euro.

www.leibniz-gemeinschaft.de


+++ Terminhinweis "Tag der offenen Tür" am Sonnabend, 21. September
2019 im Leibniz-Institut für Nutztierbiologie (FBN) und in der
Landesforschungsanstalt für Landwirtschaft und Fischerei MV (LFA) +++

Leibniz-Institut für Nutztierbiologie (FBN)

Wilhelm-Stahl-Allee 2, 18196 Dummerstorf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution180

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Nutzierbiologie (FBN), 15.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FRAGEN/031: Regierungsführung für künftige Generationen (idw)


Institute for Advanced Sustainability Studies e.V. - 15.04.2019

Regierungsführung für künftige Generationen



Gegen die Klimapolitik ihrer Länder demonstrieren weltweit Jugendliche.
Der mangelhafte Einsatz der Politik für den Klimaschutz führe sie in eine
nicht lebenswerte Zukunft, so ihre Kritik. Dabei schreitet Wales
beispielhaft voran mit einem Gesetz, das der Mahnung der Fridays for
Future-Jugend Rechnung trägt: dem Gesetz zum Wohlergehen künftiger
Generationen. Es verlangt von öffentlichen Stellen über langfristige
Auswirkungen ihrer Entscheidungen nachzudenken - die nachhaltige
Entwicklung steht im Fokus. Am Institut für transformative
Nachhaltigkeitsforschung (IASS) hat Michael Palmer als Senior-Fellow
begonnen, weil er dieses Gesetz mitentwickelt hat. Ein Gespräch über die
Entstehung.

IASS: Wie kam die Regierung in Wales auf die Idee, ein Gesetz zum
Wohlergehen künftiger Generationen zu verabschieden?

Michael Palmer: Die dezentrale Regierung von Wales wurde 1998 ins
Leben gerufen. Sie ist verantwortlich für die meisten öffentlichen Ausgaben
und Dienstleistungen. Als das geschah, wurde zugleich die Pflicht in der
Verfassung festgeschrieben, eine nachhaltige Entwicklung zu fördern. In
den darauffolgenden zehn Jahren wurden Überprüfungen durchgeführt und
Berichte unter anderem vom WWF oder auch der Universität von Cardiff
veröffentlicht darüber, wie gut die Regierung die nachhaltige Entwicklung
fördert. Die meisten von ihnen bestätigten, dass die walisische Regierung
einige nützliche Initiativen hatte, betonten aber gleichzeitig, dass
radikalere Veränderungen erforderlich seien. Dann - in 2010 - gab der
allgemeine, unabhängige Prüfer von Wales (the auditor general) einen
großen Bericht dazu ab. Dass die Förderung der nachhaltigen Entwicklung
nicht zur Entscheidungshilfe zwischen konkurrierenden Prioritäten wurde,
war sein Fazit. Die Bevorzugung einer nachhaltigen Entwicklung wurde
lediglich als ein Punkt auf einer langen Liste von Prioritäten angesehen.

Was war die Reaktion auf dieses Ergebnis?

M. P.: Die Empfehlung lautet, wenn die Regierung das ordentlich
umsetzen soll, muss sie die nachhaltige Entwicklung als zentrales
Organisationsprinzip festschreiben wie einen Grundsatz. Am Ende fiel die
Entscheidung für ein neues Gesetz. Es sollte das Nachhaltige 
Entwicklungs-Gesetz werden. Da der Begriff 'Nachhaltige Entwicklung' sehr 
technisch ist und vielen nicht so viel sagt, entschieden wir uns im Prozess 
dann, es das Gesetz zum Wohlergehen künftiger Generationen zu nennen. Der 
aktuelle Name sorgt nämlich dafür, dass die Entscheidungsträger mehr 
nachdenken und kreativer sind, zugleich aber auch radikaler.

Es hat dann von 2011 bis 2015 gedauert, das Gesetz auf den Weg zu bringen
- warum so lange?

M. P.: Die meiste Zeit dieser vier Jahre wurden damit verbracht,
einen Konsens zwischen den verschiedenen Interessengruppen zu erzielen und
nicht mit der Ausarbeitung des Gesetzes. Die walisische Regierung arbeitete
mit einer Vielzahl von Interessengruppen zusammen, um eine Reihe von
Optionen zu entwickeln. Sie führten auch eine Serie von öffentlichen
Konsultationen durch. Zeitgleich hat eine Nicht-Regierungsorganisation eine
nationale Diskussion zum Thema "Das Wales, das wir wollen" gestartet unter
Bürgerinnen und Bürgern aller Altersklassen inklusive der Kinder von
Wales. Sie sollten alle ihre Sicht auf das Wales, wie es ihrer Meinung
nach sein soll, mitteilen und zugleich dabei mitbestimmen, wie das getan
werden soll.

Wenn Sie zurückschauen auf diesen langsamen Prozess - wie Politik nun
mal oft sein kann, denn Mehrheiten überzeugen von einer Sache, kann dauern
- was würden Sie den jungen Leuten, die freitags auf die Straße gehen, denn
sagen wollen?

M. P.: Ich würde eher an die Politiker gerichtet sagen, dass sie
aufwachen müssen und Greta Thunberg zuhören sollten. Natürlich verstehe ich,
warum alles so lange dauert, eben weil Übereinkünfte gefunden werden müssen.
Es ist auch wichtig, dass die Regierungen auf allen Ebenen lernen, wie sie
die gelebte Erfahrung ihrer Bürger in den Mittelpunkt ihres Handelns
stellen. Jedoch wie Greta sagt, wir haben eine Klimakrise. Und bei einer
Krise gibt es den Luxus der langen Diskussionen und des Abwägens schlicht
nicht. Damit die Maßnahmen wirksam sind, müssen wir das Problem als
Einzelpersonen und Organisationen erkennen, um mögliche Lösungen zu
finden. Damit das geschehen kann, ist ein konkretes Engagement der Bürger
von entscheidender Bedeutung.

Nun ist Wales klein und hat gerade einmal rund drei Millionen Einwohnern.
Wäre es denkbar das walisische Gesetz beispielsweise in einem weitaus
größeren Land wie etwa in Deutschland umzusetzen?

M. P.: Der ganze, langwierige Entwicklungsprozesses des Gesetzes zum
Wohlergehen künftiger Generationen war ein großes Lernen, davon ist vieles
allgemein gültig und übertragbar auf andere Länder. So hat das Gesetz
beispielsweise in Wales einen Beauftragten für künftige Generationen
eingerichtet, der als Vormund für nachfolgende Generationen fungiert. Auch
auf internationaler Ebene sucht die UNO nach Möglichkeiten, die Interessen
künftiger Generationen stärker in den Vordergrund zu rücken. Vielleicht
war es für diesen Prozess dennoch ein Vorteil "klein" zu sein. Aber es
kann sich zum Nachteil verkehren etwa fürs Recycling, weil Infrastrukturen
fehlen oder die Masse an Materialaufkommen völlig anders sind als etwa in
Deutschland. Dennoch ist Wales nun unter den fünf weltweit besten Ländern
was Recycling angeht und steht an zweiter Stelle beim Recycling von
Haushaltsabfällen. Was ich damit sagen möchte: Nur weil ein Land
vermeintlich "zu groß" oder "zu kleine" ist, darf dies keine
Entschuldigung dafür sein, etwas nicht anzugehen!


Weitere Informationen unter:

https://www.iass-potsdam.de/de/news/regierungsfuehrung-fuer-kuenftige-generationen

- Artikel

http://futuregenerations.wales/about-us/future-generations-act/

- Webseite

https://www.youtube.com/watch?v=rFeOYlxJbmw

- Video

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1699

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institute for Advanced Sustainability Studies e.V., 15.04.2019
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STANDPUNKT/854: Die "Nichtregierung" - Konkordanzsystem und Direkte Demokratie als Modell für die EU? (Karl-Martin Hentschel)


Gedanken zur Zukunft der Demokratie und der EU Nr. 1

Die "Nichtregierung"

Konkordanzsystem und Direkte Demokratie - ein Modell für die EU?

von Karl-Martin Hentschel, 18. März 2019



"Das stabilste Land der Welt hat keine Regierung. Und es ist nicht
stabil, obwohl, sondern weil es keine Regierung hat. ... Menschen auf
der Straße, denen Sie zufällig begegnen ... (wissen) den Namen der
Präsidenten von Frankreich oder der USA, ... nicht aber den ihres
eigenen Landes." Nassim Taleb [1]

Mit dem "stabilsten Land der Welt", von dem Nassim Taleb spricht,
meint er natürlich die Schweiz. Ihre Bilanz lässt sich trotz vieler
berechtigter Kritikpunkte sehen: In 170 Jahren ohne Beteiligung an
einem Krieg entwickelte sie sich zu einem der reichsten, sozialsten
und umweltbewusstesten Staaten. Ein Highlight stellt für mich immer
noch das Rentensystem dar, eines der besten der Welt für untere
Einkommen und auch für die 25 Prozent Ausländer! Vor allem aber stehen
die Schweizer hinter ihrer Demokratie und sind davon überzeugt, dass
sie - das Volk - das Sagen haben. Können wir davon etwas lernen, oder
handelt es sich um eine besondere Mentalität eines kleinen Bergvolkes,
die nicht auf andere Länder oder gar die EU übertragbar ist?


Die Nichtregierung

Es stimmt tatsächlich: Die Schweiz hat wirklich keine Regierung -
zumindest nicht das, was man im üblichen Sinne darunter versteht -
nämlich ein Gremium, das das Land in die eine oder andere Richtung
lenkt. Da fragt man natürlich, wie das funktionieren kann. Die Antwort
ist einfach und verblüffend: An der Spitze der Exekutive - also der
Ministerien - steht ein siebenköpfiger kollegialer Verwaltungsrat, der
Bundesrat. Er entstand in der Tradition des Direktoriums der
französischen Revolution - hat sich aber in eine deutlich andere
Richtung entwickelt. Denn seit 1943 wird er von allen größeren und
mittleren Parteien gemeinsam zusammengesetzt und entscheidet stets im
Konsens. Diese Konstruktion nennt man "Konkordanzdemokratie".

Der Bundesrat verwaltet also die Schweiz parteipolitisch neutral und
konsensual. Die politische Richtung jedoch wird vom Parlament und dem
Volk in Volksentscheiden vorgegeben. Erstaunlicherweise genießt diese
Nichtregierung ein im internationalen Vergleich einmalig hohes
Vertrauen bei den Bürgern. Zugleich entwickeln sich daraus völlig
andere Rollen und Verhaltensweisen des Parlamentes, der Fraktionen und
der Parteien.


Ein Modell für Europa?

Wie komme ich darauf, dass dies ein geeignetes Modell für die EU sein
könnte? Einige Ähnlichkeiten drängen sich auf: Europa ist ein extrem
vielfältiger Erdteil. Tatsächlich haben weder Europa oder die EU noch
die Schweiz ein Staatsvolk. Vor ihrer Gründung von 170 Jahren bestand
die Schweiz aus drei Monarchien, sechs Landsgemeinden (mit einer
direkten Demokratie der Grundbesitzer), sieben Patriziaten (Herrschaft
des Stadtadels - also der alten Kaufmannsfamilien), vier
Zunftverfassungen (Herrschaft der selbständigen Handwerker), zwei
Föderationen (bestehend aus mehreren autonomen Gemeinden) und einer
Reihe von Untertanengebieten (von Städten fremdregiert ohne eigene
Rechte). Dazu gab es vier verschiedene Sprachen und zwei Religionen,
die sich mehr hassten als heute Juden und Moslems - der letzte
Schweizer Religionskrieg von 1847 war noch frisch in Erinnerung. Heute
werden in Europa über 250 Muttersprachen gesprochen (davon ein Drittel
durch Migranten) und es gibt 24 EU-Amtssprachen, in die alle nach
außen wirksamen Dokumente von Parlament und Kommission übersetzt
werden müssen.

Sollte die EU tatsächlich eine gemeinsame demokratische Verfassung
bekommen, dann wäre eine Mehrheitsregierung geradezu gefährlich. So
wie in der Schweiz die Deutschschweizer niemals akzeptieren würden,
dass die romanischen Kantone dominieren, dass die Katholiken die
Mehrheit in der Regierung stellten, dass die Städter Vorschriften für
die Bauern in den Bergen machten, so würde auch in der EU niemand eine
Dominanz der Westeuropäer, der Südeuropäer, der Katholiken und so
weiter akzeptieren. Bei einer Mehrheitsregierung könnte Osteuropa in
Opposition zu einer westlich geprägten Regierung treten, Südeuropa
könnte in Opposition zu einer nördlich geprägten Regierung geraten.
Und eine gemeinsame Mehrheitsbildung des Südens und Ostens gegen
Deutschland würde erst recht massive Verwerfungen hervorrufen.


Die neue Rolle des Parlaments und der Parteien

Dieses Problem kann auch nicht durch eine Direktwahl des Präsidenten
gelöst werden, wie Ulrike Guérot, eine bekannte Vorkämpferin für eine
europäische Verfassung, es vorschlägt. Es ist interessant, dass
ausgerechnet Parag Khanna, ehemals enger Vertrauter und
außenpolitischer Berater von Präsident Obama, die Direktwahl des
Präsidenten für den größten Fehler der US-Verfassung hält, da sie das
Land spaltet und die politische Debatte personalisiert. Schon Rousseau
lehnte sie ab als "Wahlkönigtum".

Das Konkordanzsystem führt auch zurück zu einer echten
Gewaltenteilung. Heute werden im Bundestag mehr Gesetze von der
Regierung als von den Abgeordneten vorgelegt. Und die Mehrheit der
Abgeordneten, die "Regierungskoalition", ist auf Gedeih und Verderben
verpflichtet, immer für die Regierung zu stimmen. Umgekehrt stimmt die
Opposition oft aus Prinzip dagegen. Diese "Verschränkung" von
Legislative und Exekutive und der sich daraus ergebende Fraktionszwang
tun dem Parlament nicht gut und beschädigen auch das Ansehen der
Abgeordneten.

Eine Konsensdemokratie mit einem Kollegialrat als Leitung der
Exekutive würde dagegen die offene Atmosphäre im EU-Parlament
erhalten, die von Beobachtern oft gelobt wird und die keinen
Fraktionszwang kennt. Hätte ein solcher Kollegialrat der EU 15
Mitglieder, dann säßen nach der heutigen Zusammensetzung des
Europaparlaments im Kollegialrat vier Vertreter*innen der Europäischen
Volkspartei (mit CDU/CSU), drei der Sozialdemokraten, zwei der
Liberalen, zwei der Konservativen (darunter ein englischer Tory), eine
der Linken, eine der Grünen, eine der Populisten und eine der
Nationalisten. Diese fünfzehn Kollegialräte müssten sich auf eine
gemeinsame Staatsverwaltung verständigen und vor allem die Gesetze des
Parlamentes umsetzen. Unvorstellbar? Ich denke nein: Es wäre
vielleicht sogar eine große Chance, Vertrauen in die Politik
aufzubauen anstatt die Völker Europas zu spalten. Die politischen
Debatten würden dann zu Sachdebatten im Parlament werden.

Parteien sind im Konkordanzsystem auch keine Machtapparate mehr wie in
Deutschland. Es gibt ja keine Koalitionen. Die lautstarken Politiker
würden eher nicht mehr in die Regierung gehen - weil sie sich dort gar
nicht profilieren könnten. Sie säßen im Parlament - also da, wo die
politischen Debatten auch hingehören. Und dort gäbe es keine
Koalitionszwänge und auch keinen Fraktionszwang, sondern nur noch
Abgeordnete und Parteien, die für ihre politischen Ziel werben.

Dieser Effekt könnte natürlich noch verstärkt werden, wenn auch in der
EU Volksentscheide möglich werden und so politische Debatten quer
durch ganz Europa über die Zukunft des Kontinents angestoßen werden
können. Dann fokussieren sich die öffentlichen Debatten und die
Berichterstattung in den Medien zum Einen auf das Parlament (die
Legislative) und zum Zweiten auf die Volksinitiativen und Referenden -
also die Direkte Demokratie. Dadurch bekommen die Debatten in der
Zivilgesellschaft und den Nichtregierungsorganisationen viel mehr
Gewicht. Denn diese sind nicht nur unwichtige Zuschauer und
kommentierende Beobachter und Kritiker, sondern sie sind direkt
handelnde Subjekte in der Demokratie.


Das Problem Bouteflika

Kann das Konkordanzsystem auch ein Vorbild für andere Demokratien
sein? Heute las ich eine kluge Analyse der Situation in Algerien.
Warum wollte ein großer Teil der politischen Elite, dass der Patriarch
Bouteflika erneut als Präsident kandidieren sollte? Schließlich sitzt
er mit 82 Jahren nach mehreren Schlaganfällen im Rollstuhl und kann
kaum noch sprechen. Sein Regime galt als korrupt, autoritär und extrem
unpopulär, wenn nicht verhasst. Warum also hielten linke Militärs,
gemäßigte Islamisten, kluge Intellektuelle und korrupte
Wirtschaftslobbyisten an ihm fest?

Sie alle eint nur eines: Sie haben Angst vor der Zeit nach Bouteflika.
Denn vor seinem Regierungsantritt herrschte ein grausamer Bürgerkrieg.
Und seine zahlreichen Gegner reichen von radikalen Islamisten bis zu
radikalen Demokraten und Sozialisten. Deshalb sind sie heillos
zerstritten. Daher fürchten viele Gemäßigten einen erneuten
Bürgerkrieg oder gar eine Entwicklung wie in Syrien, Afghanistan oder
Ägypten. Dieses Phänomen "Bouteflika" ist keine Ausnahme. Die TAZ
berichtete über linke junge Intellektuelle in Kasachstan. Sie hoffen,
dass der Diktator Nasarbajew, der seit 25 Jahren das Land beherrscht
und sich dabei gnadenlos bereichert hat, noch lange weiter macht. Denn
sie fürchten nach seinem Tod antirussischen Nationalismus und
muslimischen Fundamentalismus.

Gerade in solchen zugespitzten politischen Situationen wäre das Modell
einer demokratisch gewählten Konsensregierung eine funktionierende
Alternative. Ihre Stärke besteht darin, dass sie die radikalen Flügel
aller Richtungen automatisch mit einbezieht - sie aber auch zum
Konsens zwingt. Sie hälfe vielleicht dabei, zu rationalen Debatten
überzugehen und die absurde Verteufelung der politischen Gegner zu
vermeiden. Sie leidet daher nicht unter dem Problem von großen
Koalitionen der Mitte, die regelmäßig zu einer Radikalisierung der
Flügel führen.


Sicherheit und Handlungsfähigkeit

Nach den Analysen der Zeitschrift Economist sind die effizientesten
Regierungen regelmäßig die der Schweiz mit ihrem Konsensmodell und die
Skandinaviens, wo Minderheitsregierungen Tradition haben. Nicht die
scheinbar starken direkt gewählten Präsidenten sind stark und
handlungsfähig, sondern die Regierungen, die einen breiten Konsens in
der Gesellschaft repräsentieren. Sie sind stark, weil sie das Land
nicht spalten, sondern ein großes Vertrauen der Menschen genießen.
Deshalb könnte das Konkordat durchaus auch eine Alternative für
Präsidialdemokratien wie Frankreich oder die USA sein. Eine
Konsensregierung könnte dazu beitragen, die extreme Polarisierung der
Gesellschaft zu überwinden.

Das Konsenssystem der Schweiz bringt mehr Sicherheit und
Verlässlichkeit in die Politik und erleichtert langfristige Planungen
und Projekte. Aber behindert es nicht schnelle Entscheidungen für
grundlegend neue Weichenstellungen? Tatsächlich werden letztere in der
Schweiz meist durch Volksinitiativen angestoßen, selbst wenn diese
beim ersten Mal keine Mehrheit gefunden haben. Nassim Taleb vermutet,
dass die Schweiz deshalb ein so guter Wirtschaftsstandort und ein
guter Finanzplatz ist, weil sie so sicher und verlässlich ist. Und das
hängt direkt mit der Konkordanz und der direkten Demokratie zusammen.

Ein Konkordanzsystem ist vermutlich auch ein Schutz vor der Gefahr
internationaler Abenteuer. Ich schätze, dass es in keinem
demokratischen Land der Welt heute noch einen Konsens für ein
militärisches Eingreifen außerhalb des Landes gäbe. Damit will ich
nicht behaupten, dass ein Eingreifen gegenüber diktatorischen Regimes,
die Völkermord betreiben, nie mehr nötig wäre. Ich bin nur der
Meinung, dass solche Einsätze nur im Auftrag der Vereinten Nationen
durch eine Art internationale Polizei stattfinden dürfen und
legitimiert wären - aber nicht durch Truppen eines Nationalstaates.


Unrealistische Utopie?

Spätestens seit der ersten großen Europarede von Präsident Macron
wurde klar: Die Debatte um eine künftige EU-Verfassung hat begonnen.
Brexit und Wahlerfolge von Populisten haben deutlich gemacht, dass ein
Weiter so, ohne das Demokratie- und Handlungsproblem der EU
anzupacken, immer schwieriger wird.

Fast alle EU-Befürworter fordern eine handlungsfähige Regierung, nicht
selten sogar die Direktwahl eines Präsidenten nach US-Vorbild.
Trotzdem glaube ich, dass das Konsensmodell nicht nur das viel bessere
Modell für Europa wäre, sondern auch große Realisierungschancen hat.
Denn wenn es tatsächlich aufgrund von breitem öffentlichem Druck,
vielleicht sogar aufgrund einer europaweiten Konventskampagne, zur
Wahl eines Verfassungskonventes kommt, dann werden die Karten völlig
neu gemischt. Ein zentralisiertes Europa und eine starke
Mehrheitsregierung sind mit Sicherheit nicht mehrheitsfähig. Es muss
soviel dezentralisiert werden wie möglich. Nur die wichtigsten
Aufgaben wie die Besteuerung von internationalen Konzernen, ein
wirksamer Finanzausgleich, eine Verpflichtung auf Klimaziele oder die
Außenpolitik müssen von der EU unbedingt übernommen werden.

Ein Konsensmodell für die Regierung würde der Vielfalt Europas am
besten gerecht werden und würde am ehesten geeignet sein, das
Vertrauen vieler Menschen in allen europäischen Staaten zu gewinnen.
Es spricht vieles dafür, dass ein Konkordanzsystem die größten Chancen
hätte, im Verfassungskonvent und in einer europaweiten Abstimmung über
die Verfassung die Mehrheit zu bekommen. Die Utopie könnte sich als
das Modell mit den realistisch betrachtet meisten Chancen erweisen.


Fußnote:

[1] Nassim Taleb, Risiko-Forscher an der New York University: in
"Antifragilität", Knaus Verlag, München 2013
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NAHOST/1659: Libyen - Fehleinschätzungen und Verkennungen ... (SB)


Libyen - Fehleinschätzungen und Verkennungen ...



In Libyen ist der lange schwelende Machtkampf zwischen der
international anerkannten Regierung der Nationalen Einheit (Government
of National Accord - GNA) um Premierminister Fayiz Al Sarradsch in der
Hauptstadt Tripolis und Feldmarschall Khalifa Hifter, der im Auftrag
einer Gegenregierung namens House of Representatives (HoR) mit Sitz im
östlichen Tobruk die sogenannte Libysche Nationalarmee (LNA)
befehligt, in blutige Kämpfe ausgeartet. Es droht in Libyen, wo
bereits jetzt schätzungsweise rund 800.000 Migranten aus ganz Afrika,
die nach Europa wollen, unter erbärmlichen Bedingungen in Lagern
gehalten werden, eine humanitäre Krise vergleichbar derjenigen in
Syrien während der vergangenen acht Jahre.

Für die Zuspitzung der Lage ist Hifter hauptverantwortlich. Im Februar
und März hat die LNA im Rahmen einer beeindruckenden Großoffensive den
Süden und Südwesten Libyens erobert, die meisten Tuareg- und
Tabu-Milizen dort zum Teil bezwungen und zum Teil mittels Bestechung
auf ihre Seite gezogen. Dabei hat die LNA auch El Scharara, das größte
und einträglichste Ölfeld Libyens, unter ihre Kontrolle gebracht. Am
4. April erteilte Hifter seinen Truppen den Befehl zur Einnahme von
Tripolis, dem sie sich von Süden und Osten her nähern. Seitdem wird um
die libysche Hauptstadt sowie die anderen Städte an der Nordwestküste
erbittert gekämpft. Nach jüngsten Angaben der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) sind bei den Kämpfen um Tripolis und
Umgebung bislang mindestens 147 Menschen gewaltsam ums Leben gekommen
und weitere 614 Personen schwer verletzt worden. Tausende von Menschen
sind vor Artilleriefeuer und Luftangriffen auf der Flucht.

Im Interview mit der BBC hat der UN-Sondergesandte Ghassan Salamé am
15. April Hifter offen bezichtigt, unter dem Vorwand einer
Antiterroroperation einen klassischen Militärputsch durchzuführen. Die
Enttäuschung des ehemaligen Kulturministers des Libanons über die
jüngste Entwicklung dürfte groß sein, hatte doch Salamé zuletzt an
einer Konferenz gearbeitet, die am 14. April in der Stadt Ghadames
beginnen sollte und auf der die wichtigsten politischen Akteure ihre
Differenzen beilegen und den Weg für Parlaments- und Präsidentenwahlen
bis Ende des Jahres freimachen sollten. Aus dem anvisierten
demokratischen Aufbruch in Libyen wird nun nichts.

An der südlichen Mittelmeerküste zeigt sich erneut, daß die Vereinten
Nationen nichts ausrichten und auch keine Konflikte beilegen können,
solange involvierte Groß- und Regionalmächte nicht mitspielen.
Unterstützt wird Hifters Griff nach der Macht vor allem von
Saudi-Arabien, Ägypten, den Vereinigten Arabischen Emiraten und
Frankreich. Am 12. April meldete das Wall Street Journal unter Verweis
auf Regierungsquellen in Riad, Hifter habe Ende März bei einem Besuch
in Riad vom saudischen König Salman und Thronfolger Mohammed
"Millionen von Dollar" erhalten, um die Einnahme von Tripolis zu
finanzieren, die eigenen Soldaten zu bezahlen sowie die mit der LNA
verbündeten Milizen bei Laune zu halten.

Bei einer Stippvisite in Kairo am 14. April hat Hifter die volle
Rückendeckung von seinem großen Vorbild, dem ägyptischen Diktator
General a. D. Abdel Fatah Al Sisi, erfahren. Nach dem Treffen der
beiden "starken Männer" hieß es offiziell: "Der Präsident hat die
Unterstützung Ägyptens bei der Bekämpfung des Terrorismus und der
extremistischen Milizen zugesichert, um für alle libyschen Bürger
Sicherheit und Stabilität im eigenen Land zu erzielen." Ähnlich
Saudi-Arabien und den VAE sieht Ägypten in Hifter und der LNA die
einzige Kraft in Libyen, die das Land einigen und dem politischen
Einfluß der von Katar und der Türkei geförderten Moslembruderschaft
Einhalt gebieten kann. Während Riad Hifter finanziell hilft, ist die
Unterstützung Kairos und Abu Dhabis hauptsächlich militärischer Natur.

Doch es sind nicht allein die arabischen Autokraten, die Hifter
anfeuern, sondern auch die Franzosen. Beim jüngsten EU-Gipfel am 10.
April in Brüssel blockierte der französische Präsident Emmanuel Macron
eine Resolution, welche Hifter wegen seiner Militäroffensive
verurteilt hätte. Daraus wurde statt dessen die Aufforderung an alle
Kriegsparteien, die Waffen schweigen zu lassen. Italien, das seit
Jahren die GNA und die Vermittlungsbemühungen Salamés unterstützt,
fühlt sich im Ringen um Einfluß in Libyen und Zugang zu dessen
gigantischen Ölvorkommen von Frankreich hintergangen. Sollte die
Situation in Libyen außer Kontrolle geraten und Hifter der große
Enthauptungsschlag gegen seine Gegner mißlingen, wäre es Italien, das
sich vor allen anderen europäischen Ländern mit der
Flüchtlingsproblematik auseinandersetzen müßte.

Hatte vor einer Woche die Regierung in Paris behauptet, Frankreich
verfolge in Libyen "keine heimlichen Interessen", so strafte eine
Meldung des Nachrichtenportals Arabi21 vom 15. April diese Aussage
Lügen. Unter Verweis auf eine nicht namentlich genannte Militärquelle
berichtete Arabi21 von einer "Gruppe französischer Berater" in der
Stadt Garyan, die 75 Kilometer südlich von Tripolis entfernt liegt und
aktuell der LNA als Hauptquartier bei der laufenden Offensive gegen
Tripolis dient. Dem Informanten von Arabi21 zufolge verwenden besagte
"Berater" aus Frankreich, bei denen es sich wahrscheinlich um
Spezialstreitkräfte handelt, Drohnen, um sich aus sicherem Abstand
über die militärische Lage an der Küste zu informieren und der LNA
entsprechende Empfehlungen für das weitere Vorgehen geben zu können.

Ungeachtet aller Hilfe mächtiger ausländischer Akteure ist der von
diesen erhoffte Durchmarsch Hifters alles andere als sicher. Die GNA
hat zwar keine eigene Armee, was Al Sarradschs fehlende
Durchsetzungskraft der letzten Jahre erklärt, kann aber auf die
zahlreichen Milizen im libyschen Nordwesten zählen, die nichts außer
der Feindschaft zu Hifter, in dem sie Gaddhafi 2.0 sehen, gemein
haben. Zu den Gruppen, die sich an der versuchten Zurückschlagung der
LNA-Offensive beteiligen, gehören unter anderem die Bunyan al-Marsous
(BAM) der Stadt Misurata, vier islamistische Milizen aus Tripolis
sowie die Benghazi Verteidigungsbrigade, die aus der Al-Kaida-nahen
Ansar Al Scharia hervorgeht, die Hifters LNA 2017 nach langwierigem
Häuserkampf aus Benghazi vertrieben hat und deren Angehörige sich nun
nach Vergeltung für ihre gefallenen Kameraden sehnen. Auch die
"Terrormiliz" Islamischer Staat (IS) nutzt die Gunst der Stunde. Die
libyschen Kalifatsanhänger, welche die Misurater 2016 im Auftrag der
GNA und mit Hilfe der US-Luftwaffe aus ihrer Hochburg in der Stadt
Sirte verjagten, haben vor zwei Tagen einen Kontrollposten der LNA im
Süden Libyens überfallen und dabei sechs Soldaten getötet.

16. April 2019
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ARBEIT/2929: Studie zu "Arbeit auf Abruf" - Gesetz mit Lücken (idw)


Universität Duisburg-Essen - 15.04.2019

Studie zu "Arbeit auf Abruf" 

Gesetz mit Lücken



Durch die Reform des Arbeitszeitgesetzes Anfang 2019 wurde "Arbeit auf
Abruf" in Deutschland stärker reguliert. In der Praxis bleiben aber
Schutzlücken - insbesondere, wenn Abrufarbeit mit Niedriglöhnen und
niedrigem Stundenumfang kombiniert wird. Denn gerade dann sind die
finanziellen Anreize bzw. Zwänge für Beschäftigte hoch, bei
Auftragsspitzen "freiwillig" mehr und flexibler zu arbeiten. Auf diesen
Zusammenhang macht ein aktueller Report aus dem Institut Arbeit und
Qualifikation (IAQ) der Universität Duisburg-Essen (UDE) aufmerksam.

Dr. Karen Jaehrling und Dr. Thorsten Kalina haben darin anhand von Daten
aus dem Sozio-ökonomischen Panel (SOEP) die Verbreitung von Abrufarbeit
und die damit verbundenen Risiken untersucht. Nach ihren Berechnungen
arbeiten 5,4 Millionen - über 15 Prozent - der abhängig Beschäftigten "auf
Abruf". Rund 1,7 Millionen nennen explizit diese - gesetzlich geregelte -
Variante, die übrigen haben Rufbereitschaft oder Bereitschaftsdienst.
"Allerdings sind auch diese Beschäftigten, wenn sie nur kurze oder gar
keine vertraglich festgelegten Arbeitszeiten haben, überdurchschnittlich
häufig von Niedriglöhnen und Armut betroffen", so das Ergebnis der
Auswertungen.

Daneben gibt es eine Reihe informeller Varianten von Abrufarbeit, mit
denen Unternehmen das finanzielle Risiko einer schwankenden Auslastung auf
ihre Belegschaft verlagern und ihr hohe zeitliche Flexibilität
abverlangen. Mit digitalen Plattformen im Internet, mobilen Endgeräten und
einschlägigen Apps lässt sich der Personaleinsatz längst per Smartphone
planen: Bei Bedarf können Mitarbeitende kurzfristig abgerufen werden; das
ist etwa in der Reinigungsbranche, im Hotel- und Gaststättengewerbe oder
in der ambulanten Pflege schon üblich. "Rechtsprechung und Gesetzgebung
gehen an diesen informellen Varianten bislang vorbei", stellte das
IAQ-Team fest.

Die Zahl der informellen Jobs "auf Abruf" lässt sich auf Basis der
vorliegenden Datensätze nur schwer bestimmen. Näher in den Blick genommen
haben die beiden Autoren die Gruppe der Beschäftigten ohne vertraglich
festgelegte Arbeitszeit - das sind rund 2,1 Millionen Menschen. Sie haben
einerseits Dienstleistungsberufe und Helfertätigkeiten mit kurzen
tatsächlichen Arbeitszeiten, anderseits aber Jobs mit akademischen
Anforderungen oder Führungspositionen, die ein langes Tagespensum mit sich
bringen. Wer 35 Wochenstunden und weniger arbeitet, hat mit über 72% ein
extrem hohes Niedriglohnrisiko. Besonders betroffen von der Abrufarbeit
mit niedrigem Stundenumfang sind Verkäufer, Hilfs- oder Reinigungskräfte
sowie Kellner, egal ob sie formell oder informell auf Abruf arbeiten.


Originalpublikation:

http://www.iaq.uni-due.de/iaq-report/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, 15.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KIRCHE/2191: Kardinal Marx zum Brand der Kathedrale Notre Dame in Paris (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 16.04.2019

"Das Herzstück ist getroffen worden"

Kardinal Marx zum Brand der Kathedrale Notre Dame in Paris



Mit Fassungslosigkeit und Erschütterung hat der Vorsitzende der Deutschen
Bischofskonferenz, Kardinal Reinhard Marx, auf den verheerenden Brand der
Kathedrale Notre Dame in der französischen Hauptstadt Paris reagiert. In
einem Brief an den Erzbischof von Paris, Michel Aupetit, schreibt Kardinal
Marx: "Was gestern mit Ihrer Bischofskirche Notre Dame geschehen ist, lässt
sich nicht in Worte fassen. Ich übermittle Ihnen, den Gläubigen des
Erzbistums Paris und allen Menschen Frankreichs meine tief empfundene
Anteilnahme."

Mit dem Feuer und der weiten Zerstörung von Notre Dame sei das Herzstück
des katholischen Glaubens in Paris ebenso getroffen worden wie eines der
Wahrzeichen ganz Frankreichs und Europas. "In Notre Dame haben sich über
Jahrhunderte Baustile, Kunstgeschichte und bedeutende historische
Ereignisse vereint, die den europäischen Kontinent mit prägten. In der
Sprachlosigkeit über diesen Schicksalsschlag für Ihr Land versichere ich
Ihnen das Gebet der Gläubigen in Deutschland", schreibt Kardinal Marx. Die
Kathedrale von Paris sei jener Ort, an dem französische Geschichte
geschrieben und angesichts nationaler Katastrophen in Trauer und Gebet
gedacht wurde: "Jetzt ist dieser Ort der Einkehr selbst ein Ort der Trauer.
Die Karwoche mit ihren aufrüttelnden Bildern und Texten ist für Paris,
Frankreich und Europa zu einer Woche tiefster Trauer geworden", so Kardinal
Marx.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 064 vom 16. April 2019

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de

Internet: www.dbk.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06899: Kerker oder falsche Freiheit? (SB)


Aus Lehrbüchern ist zu erfahren, daß eine Fesselung immer auch ein
Gefahrenmoment darstellt. Die eben noch gefesselte Figur kann,
verändert man das Gesicht der Stellung ein wenig, plötzlich zu einem
wildgewordenen Kreisel entarten. Die vermeintliche Sicherheit durch
die Fesselung entpuppt sich dann als eitler Selbstbetrug. Das heutige
Rätsel der Sphinx ist ein schönes Beispiel dafür. Weiß steckte in der
Klemme. Sein Läufer auf d5 lag in Ketten, solange die Dame auf d3
stand. Dann, sagte er sich also, fessele ich eben mit 1.Dd3-b5? den
schwarzen Turm und drohe nebenher mit 2.Ld5xf7+. Fesselung und
Entfesselung gingen Hand in Hand. Alles schien sich in Wohlgefallen
aufzulösen, wenn da nicht gemäß dem Satz vom schwächsten Kettenglied
ein Kettenzerreißer dazwischenhaute. Hinterher war die Reue groß.
Schlimmer als ein Kerker ist bekanntlich eine falsche Freiheit,
Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06899: Kerker oder falsche Freiheit? (SB)]



Vogel - Günther

Fernpartie 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Schmerzhaft ist es, aus Träumen, so liebgewordenen, hoffnungsfrohen,
aufgescheucht zu werden. Doch an der harten Wirklichkeit zerschellen
alle Luftgespinste: 1...Lb7-d5? 2.e4xd5! Tb8xb6 3.d5xe6 Ta8-f8 4.Td7-
a7 Tf8-d8 - 4...Sa6-b4 5.Le3xc5 - 5.g2-g4 Tb6-b4 6.Ta7xf7+ Kg7-h8 7.e6-
e7 Td8-d1+ 8.Kg1-g2 Sa6-c7 9.Le3-h6 und das Matt war nicht mehr
abzuwenden.



Erstveröffentlichung am 17. April 2006
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/473: Köln - Isabell Lorey über Queer Studies in Wissenschaft und Künsten, 8.5.2019


Kunsthochschule für Medien Köln - 11.03.2019

Zum Auftakt: 

Isabell Lorey - Queer Studies in Wissenschaft und Künsten

Vortrag 

Mittwoch, 8. Mai 2019, 19 Uhr, Aula, Filzengraben 2, 50676 Köln

Der Eintritt ist, wenn nicht anders angegeben, frei



In ihrer Antrittsvorlesung zeigt Isabell Lorey, mit welchen
Perspektiven und Themen sie die neu geschaffene Professur für "Queer
Studies in Wissenschaft und Künsten" ausfüllen wird. Lorey geht davon
aus, dass Queer Studies sexuelle Identitäten in Frage stellen und an
sozialen Verbundenheiten interessiert sind. Das eröffnet einen Blick
auf queere Sorgebeziehungen zu Menschen, Dingen und Umwelten. Mit
einer queeren identitäts- und repräsentationskritischen Position fragt
Lorey danach, wie angesichts zunehmender Prekarisierung Demokratie und
Zeit neu verstanden werden müssen. Impulse bekommt sie hierfür von
sozialen Bewegungen wie den Besetzungs- und Demokratiebewegungen der
2010er Jahre, die neue Formen von Demokratie erfunden, ausprobiert und
wiedererinnert haben. Aber auch die immer stärker werdende
internationale queer-feministische Streikbewegung gibt Anlass dafür,
neue Formen von demokratischem Zusammenleben zu praktizieren, denn sie
stellen die Sorge in vielfacher Weise ins Zentrum ihrer Proteste.

www.facebook.com/kunsthochschulefuermedien

www.instagram.com/kunsthochschulefuermedien/

www.twitter.com/khmkoeln

www.youtube.com/KHMKoeln

 * 

Quelle:

Kunsthochschule für Medien Köln (KHM)

Academy of Media Arts Cologne

Peter-Welter-Platz 2, 50676 Köln

Telefon: +49 221 20189 0

Internet: www.khm.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





FESTIVAL/160: Hannover - Oster-Tanz-Tage 2019, 14. bis 22.04.2019


STAATSOPER HANNOVER

Oster-Tanz-Tage 2019

14. bis 22.04.2019



Bei den Oster-Tanz-Tagen 2019 gastieren Tanzkompanien aus drei
Kontinenten am hannoverschen Opernhaus. Grupo Corpo aus Brasilien
zeigen bei ihrem ersten Auftritt an der Staatsoper gleich zwei
Choreographien von Rodrigo Pederneiras: "Dança Sinfônica" und "Gira".
Ihr Markenzeichen ist das Fließen einer in Bewegung befindlichen
Gruppe herauszuarbeiten. Das australische Ensemble Shaun Parker &
Company präsentiert erstmalig die preisgekrönte Tanzshow "Happy as
Larry" auf einer deutschen Bühne. Choreograph Shaun Parker kombiniert
verschiedene Musik- und Tanzstile zu einem farbenfrohen Mix. Eine
Tanzshow die Spaß garantiert! Eine der erfolgreichsten Tanzkompanien
Italiens Aterballetto gastiert bereits zum dritten Mal bei den
Oster-Tanz-Tagen. Auf dem Programm steht Johan Ingers dreiteiliger
Tanzabend "Golden Days". Das gastgebende Ballett der Staatsoper
Hannover ist mit der satirisch bissigen Erfolgsproduktion "Inferno -
Eine Italo-Revue" von Ballettdirektor Jörg Mannes zu erleben.

Umrahmt werden die Gastspiele von einem breit gefächerten
Workshop-Programm für alle Altersgruppen. Bei der Ausstellung
Tanzstadt Hannover XI sind Alltags- und Bühnenfotografien von Michèle
Stéphanie Seydoux und Lilit Hakobyan zu sehen. Nach jedem Gastspiel
lädt Ballettdirektor Jörg Mannes zu Publikumsgesprächen mit den
Mitwirkenden ein.

Programmübersicht 

https://oper-hannover.de/uploads/Oster-Tanz-Tage/2019/OTT2019_181217_WEB.pdf

 * 

Quelle:

Staatsoper Hannover - Monatspresse April 2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SPIELPLAN/875: Hamburg - Kampnagel Veranstaltungen Mai 2019


Kampnagel Termine Mai 2019

Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste



Die Choreografin Sasha Waltz und ihre Company sind vom 2. bis zum 5.
Mai mit der Arbeit KREATUR auf Kampnagel zu Gast. Für dieses 2017
uraufgeführte Stück arbeitete Sasha Waltz u.a. mit dem Musik- und
Performance-Trio Soundwalk Collective zusammen, das für die
Klangkomposition Aufnahmen aus dem Berliner Club Berghain und der
Gedenkstätte Hohenschönhausen zusammen mixte. In KREATUR ergründen 14
Tänzer*innen Phänomene des Seins vor dem aktuellen Hintergrund einer
zerrissenen Gesellschaft: Macht und Ohnmacht, Dominanz und Schwäche,
Freiheit und Kontrolle, Gemeinschaft und Isolation.

Am 7. Mai setzen wir mit der französischen Schriftstellerin und
Philosophin Hélène Cixous, einer der großen Vordenkerinnen des
Feminismus, die Reihe der philosophischen Gespräche mit Verleger Peter
Engelmann vom Passagen Verlag fort, der mit ihr über die MeToo-Debatte
und das emanzipative Potenzial des Schreibens sprechen wird.

Vom 16. bis zum 18. Mai präsentiert Kampnagel im Festival XCHANGES
eine Auswahl von Produktionen, die in den vergangenen Jahren im
Förderprogramm Szenenwechsel der Robert Bosch Stiftung entstanden
sind. Unterstützt wurden transnationale Kollaborationen der Freien
Szene mit Partnern in Osteuropa und Nordafrika. Zum Abschluss des
Programms zeigt XCHANGES die Vielfalt der gesellschaftspolitischen
Fragestellungen und ästhetischen Ansätze dieser Zusammenarbeiten. Im
Rahmen dieses einmalig stattfindenden Festivals sind international
arbeitende Künstler*innen und Kooperationspartner*innen außerdem zu
einem Netzwerktreffen auf Kampnagel eingeladen, um über Perspektiven,
Kontexte und Herausforderungen solcher künstlerischen Kollaborationen
zu diskutieren. Gezeigt wird u.a. eine Produktion über autoritäre
Herrschaftsformen der Hamburger Gruppe LIGNA mit dem bulgarischen
Informbureau, ein ortsspezifischer Videowalk über den Konflikt in der
Ukraine, den das Theaterlabor Bielefeld mit Künstler*innen aus Dnipro
entwickelt hat und ein Stück für Kinder und Jugendliche der
Theaterwerkstatt Hannover mit dem ägyptischen Regisseur Ahmed Elalfy,
das ausgehend von Ikarus und Dädalus eine aktuelle
Vater-Sohn-Beziehung in den Fokus nimmt.

Vom 10. bis zum 12.5. breitet sich erneut das vom KinderKinder e.V.
veranstaltete KLANGFEST musikalisch auf dem gesamten Kampnagel-Gelände
aus mit einem umfangreichen Musiktheater-Programm für Kinder.

Konzerte für Erwachsene gibt es im Mai von der NDR Bigband (09.05.),
Olli Schulz (16. und 17.05.) und von Gewalt (29.05.).

Am 19. Mai finden in Hamburg und in vielen anderen Städten Demos für
ein Europa der Vielen statt. Dies ist eine Aktion, an der sich u.a.
die 2000 Kultur- und Kunstinstitutionen mit ihren zahlreichen
Künstler*innen und Aktiven der Kulturlandschaft beteiligen, die in den
vergangenen Monaten die ERKLÄRUNGEN DER VIELEN unterzeichnet haben, um
damit wirkungsvolle Signale für eine offene Gesellschaft, Respekt,
Vielfalt und Toleranz zu setzen.


Programm Mai 2019

Sasha Waltz & Guests

KREATUR

Do. 02.05. bis So. 05.05. (ausverkauft)

Tanz

Hélèn Cixous

Passagen Gespräche: Forum für neues politisches Denken

Di. 07.05.

XCHANGES FESTIVAL

Performances aus dem Programm Szenenwechsel

Do. 16.05. bis Sa. 18.05.

XCHANGES FESTIVAL

Showcase Beat Le Mot + Monika Werkstatt

DEAD SEASON

Do. 16.05.

Performance

XCHANGES FESTIVAL

Theater Rampe + Teatru Spalatorie

WHO RUN THE WORLD

Do. 16.05.

Performance

XCHANGES FESTIVAL

LIGNA + Informbureau

RAUSCH UND ZORN

Fr. 17.05. und Sa. 18.05.

Performance

XCHANGES FESTIVAL

andcompany&Co. + Momo Theatre + Act Festival

INVISIBLE REPUBLIC - SUMMER IN SOFIA 1968

Fr. 17.05.

Performance

XCHANGES FESTIVAL

Alexander Paulick-Thiel + Adel Abdel Wahab

MUSIK FÜR UNAUFFÜHRBARES THEATER

Fr. 17.05. und Sa. 18.05.

Performance

XCHANGES FESTIVAL

Theaterlabor Bielefeld + Kultura Medialna Dnipro

DIVIDED TOGETHER

Fr. 17.05. und Sa. 18.05.

Performance

XCHANGES FESTIVAL

Mindj Panther

Fr. 17.05.

Konzert

XCHANGES FESTIVAL

Theaterwerkstatt Hannover + Ahmed Elalfy

FOR HEAVEN'S SAKE, ICARUS

Sa. 18.05.

Performance für Kinder


Konzerte Mai 2019

NDR Bigband

Composer in Residence: Gwilym Simcock

Do. 09.05.

Olli Schulz

Back to the Roots Tour 2019

Do. 16.05. und Fr. 17.05. (ausverkauft)

Gewalt

Support: High Quality Girls, VJ Vasted

Mi. 29.05.


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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MELDUNG/489: Dem 'Osterhasen' geht es schlecht (BUND NRW)


BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. - 15. April 2019

Dem Osterhasen geht es schlecht:

BUND fordert Agrarwende und Ende der Hasenjagd



Düsseldorf, 15.04.2019 | Während am kommenden Wochenende wieder
Millionen von jungen Menschen auf Eiersuche gehen werden, suchen
Naturschützer nach Wegen für die Rettung des realen Vorbildes des
Osterhasen. Laut des nordrhein-westfälischen Landesverbandes des Bund
für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) hat der Feldhase,
wissenschaftlich Lepus europaeus, in Nordrhein-Westfalen nämlich große
Probleme.

Das größte sei die Zerstörung ihrer Lebensräume: Äcker und Wiesen
würden immer häufiger bearbeitet, überdüngt und mit Pestiziden
behandelt, wodurch den Feldhasen ein Teil ihrer Nahrungsgrundlage
entzogen wird. Feldraine, Brachen und Ackerrandstreifen - und damit
überlebenswichtige Strukturen vor allem für Jungtiere - nehmen weiter
ab. Zu dem ohnehin schon zu dichten Straßennetz sollen weitere
Verkehrswege hinzukommen, welche die Feldhasenlebensräume zerschneiden
und auf welchen sie verenden. Und als sei das nicht schon genug,
werden sie auch noch direkt verfolgt: etwa 30.000 wurden laut
Landesumweltministerium allein in NRW im Jagdjahr 2017/18 durch Jäger
getötet.

"Diese Landesregierung nimmt mit ihrem rückschrittlichen Jagdgesetz,
mit ihrer Landwirtschaftspolitik und der Aufgabe des Ziels, den
Flächenverbrauch zu begrenzen, das Aussterben des Feldhasen billigend
in Kauf", sagte Holger Sticht, Landesvorsitzender des BUND.

Aus Sicht des BUND ist eine Landwirtschaftspolitik notwendig, die
Fördermittel an die Erfüllung von Gemeinwohlaufgaben wie
Naturschutzmaßnahmen bindet und diese Maßnahmen deutlich stärker
honoriert als bisher. "Das heißt, es muss sich für Landwirte zukünftig
rechnen, dass sie Säume und Brachen belassen, dass sie wieder eine
dreigliedrige Fruchtfolge einführen und auf Pestizide verzichten. Wenn
unsere Kindeskinder auch weiterhin 'Osterhasen' in natura erleben
sollen, müssen die Bürgerinnen und Bürger bei der Europawahl am 26.
Mai für die Agrarwende stimmen", sagte Sticht.

Ferner sei es notwendig, dass der Feldhase zukünftig umfassend
geschützt wird. "Anstatt die Ursachen für den Rückgang des Feldhasen
und vieler anderer Arten der Agrarlandschaft anzugehen, folgt die
aktuelle Landesregierung der wissenschaftsfremden Linie des
Landesjagdverbands, den Rotfuchs verantwortlich zu machen und diesen
als Konkurrenten des Jägers stärker zu verfolgen", so Sticht. Der BUND
fordert die Landesumweltministerin Heinen-Esser auf, für den
ganzjährigen Schutz des Feldhasen und seine Entlassung aus dem
Jagdrecht einzutreten.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 15.04.2019

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Nordrhein-Westfalen

Merowingerstr. 88, 40225 Düsseldorf

Tel.: 0211/302005-0, Fax: 0211/302005-26

E-Mail: bund.nrw(at)bund.net

Internet: www.bund-nrw.de
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GARTEN/380: Rücksicht nehmen - Osterfeuer können für Wildtiere zum Verhängnis werden (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 16. April 2019

Osterfeuer können für Wildtiere zum Verhängnis werden

Der NABU Hamburg gibt Tipps, wie das Osterfeuer nicht zum
Scheiterhaufen für Wildtiere wird



An diesem Wochenende lodern auch in Hamburg wieder die beliebten
Osterfeuer. Damit dieser Brauch nicht zur Todesfalle für heimische
Tiere wird, bittet der NABU darum, das Brennmaterial vor dem Anzünden
noch einmal umzuschichten.

Oft beginnen Gartenbesitzer, Vereine und Gemeinden schon lange vor
Ostern damit, Äste und Zweige für das Osterfeuer aufzuschichten. Diese
Totholzhaufen sind in unserer ausgeräumten Landschaft attraktive und
wichtige Lebensräume für Vögel, Insekten und Amphibien.

"Tiere nutzen diese großen Reisighaufen gern als Unterschlupf oder
sogar als Brutmöglichkeit. Doch wenn das Osterfeuer angezündet wird,
heißt das für sie den sicheren Tod", erklärt Ilka Bodmann vom NABU
Hamburg. Zaunkönig, Rotkehlchen und Amsel etwa brüten gern in dem
angehäuften Grünschnitt. Aber auch Igel, Spitzmäuse und Amphibien
machen es sich dort gemütlich. Damit das Osterfeuer also nicht zur
Todesfalle für die Kleintiere wird, müssen vorher einige Dinge bedacht
werden. Es wird dazu geraten, das Schnittholz erst kurz vor dem
Abbrennen aufzuschichten. So können die Kleintiere das geplante
Osterfeuer erst gar nicht als Wohnstätte nutzen und durch das Feuer
droht für Igel und Co. keine Gefahr. Wenn der Holz- und Reisigstapel
schon vor längerer Zeit angelegt worden ist, sollte das aufgehäufte
Material am Tag des Anzündens vorher unbedingt vorsichtig
umgeschichtet werden. So bekommen die Tiere die Möglichkeit, sich in
Sicherheit zu bringen.

Um die Entwicklung von Schadstoffen, wie z.B. Feinstäuben, möglichst
gering zu halten, sollten die Feuer nicht unnötig groß sein. Die
Kompostierung von Pflanzenschnitt ist erheblich umweltfreundlicher als
die Verbrennung. Am besten wäre es jedoch, wenn Schnittholz und Reisig
gar nicht erst verbrannt werden würden, sondern in der Landschaft
blieben, um Tieren einen Unterschlupf zu bieten.

Weitere Informationen, wie man im eigenen Garten einen Beitrag zur
Artenvielfalt leisten kann, sind unter 

www.NABU-Hamburg.de/garten erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 16.04.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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ÖKOLOGIE/087: Pilzsuche mit Boot und Kescher - 10 faszinierende Fakten zu Pilzen im Wasser (idw)


Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) -
12.04.2019

Pilzsuche mit Boot und Kescher - 10 faszinierende Fakten zu Pilzen
im Wasser



Im Wasser leben Pilze - im klaren Bergsee ebenso wie im tiefen Ozean,
sogar im Eis. Dennoch ist kaum eine Organismengruppe so wenig
erforscht wie aquatische Pilze. Erst seit wenigen Jahren lassen sich
die meisten Arten mittels modernster genetischer Analysen zuverlässig
nachweisen und unterscheiden, aber es gibt immer noch einen großen
Anteil an "mikrobieller schwarzer Materie". Ein internationales
Forscherteam um Hans-Peter Grossart vom Leibniz-Institut für
Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) hat nun die vorhandenen

Informationen zu aquatischen Pilzen zusammengetragen und in der
Fachzeitschrift "NATURE Reviews Microbiology" veröffentlicht. Hier
sind die faszinierendsten Fakten.




[image: Bild: © Silke Van den Wyngaert]

Aquatische Pilze (in Hellblau) siedeln auf einem Dinoflagellaten.

Bild: © Silke Van den Wyngaert



1. Über kaum eine Organismengruppe auf unserem Planeten ist so wenig
bekannt wie über Pilze in stehenden Gewässern. Forschende nennen
aquatische Pilze auch "mikrobielle schwarze Materie", wenn sie sich im
Labor noch nicht anzüchten und vermehren lassen.

2. Aquatische Pilze kommen in allen Gewässertypen vor, in kleinen
Pfützen, großen Ozeanen, sogar in Eis und Schnee. Auch im Eis gibt es
Inseln von ungefrorenem Wasser, in dem Pilze mithilfe von
ausgeklügelten Schutzmechanismen sogenannten Cryoprotektoren überleben
und sich sogar vermehren können.

3. Es gibt nur grobe Schätzungen über den Anteil von Pilzen an den
Mikroorganismen in den unterschiedlichen Gewässertypen - in
Süßgewässern können sie vermutlich bis zu 50 Prozent der
Kleinstlebewesen mit Zellkern ausmachen.

4. Pilze besiedeln sogar Plastikpartikel und können zu deren Abbau
beitragen. Im Jahr 2012 entdeckten Forschende im Amazonas erstmals
einen Pilz, der Kunststoffe zersetzen kann.

5. Aquatische Pilze sind unterschätzte Akteure in aquatischen
Nahrungsnetzen.

6. Als Symbionten und Parasiten stehen sie mit anderen Lebewesen im
Gewässer in steter Beziehung.

7. Aquatische Pilze spielen eine wichtige Rolle für den Umsatz von
Kohlenstoff in Gewässern und produzieren Klimagase wie Kohlendioxid
und Methan.

8. Sie sind zusammen mit anderen Kleinstlebewesen ein wichtiger Faktor
der "Ozeanischen Kohlenstoffpumpe", da sie das Absinken von
organischem Material über Hunderte von Metern bis auf den Meeresboden
bewirken. Andere Lebewesen können dieses Material mit Hilfe der Pilze
wiederum für ihr Wachstum verwenden - anders wäre das Leben in der
dunklen Tiefsee kaum möglich.

9. Aquatische Pilze "kauen vor": Sie schließen die Nährstoffe aus
totem Pflanzenmaterial auf und machen sie daher besser für andere
Lebewesen im Gewässer verfügbar.

10. Pilze sind im Wasser quasi überall: Selbst aquatische Insekten
beherbergen Pilze in ihrem Darm, die ihre Verdauung unterstützen.

Zitat Prof. Dr. Hans-Peter Grossart, Erstautor der Studie: 

"Ich gehe gerne Pilze suchen, dann aber mit Boot und Kescher.
Aquatische Pilze sind deswegen so faszinierend, weil sie für uns
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler lange Zeit nur schwer
greifbar waren. Erst mit ausgeklügelten genetischen Analysen können
wir nun aquatische Pilze in Gewässerproben detektieren und
identifizieren. Sie sind oft mikroskopisch winzig, aber in ihrer Masse
übernehmen sie wichtige Funktionen im Gewässer: als Nahrungsquelle,
für den Stoffumsatz und damit die Selbstreinigungskapazität von
Gewässern sowie für den globalen Kohlenstoffkreislauf - also auch
dafür, ob Gewässer als Senke oder Quelle von klimarelevanten
Treibhausgasen wirken. Und wer weiß, vielleicht helfen sie in Zukunft
auch im großen Maßstab dabei, Plastik und Mikroplastik in Gewässern
abzubauen."

Über Prof. Dr. Hans-Peter Grossart:

Hans-Peter Grossart leitet am IGB die Forschungsgruppe "Aquatische
mikrobielle Ökologie". Außerdem ist er Professor für "Biodiversität
und mikrobielle Ökologie" an der Universität Potsdam. Sein
Forschungsthema sind die unterschiedlichsten Mikroorganismen im
Gewässer, insbesondere Bakterien und Pilze. Diese tragen
milliardenfach zu wichtigen Ökosystemfunktionen bei, so auch zur
Selbstreinigungskapazität von Gewässern. Hans-Peter Grossart und sein
Team untersuchen wie Umweltbedingungen die mikrobielle Vielfalt sowie
die Um- und Abbauprozesse von Stoffen in Gewässern beeinflussen.

Originalpublikation:

Grossart, H.P., Van den Wyngaert, S., Kagami, M., Wurzbacher, C.,
Cunliffe, M., Rojas-Jimenez, K. (2019) Fungi in aquatic ecosystems.
Nature Reviews Microbiology, 

https://doi.org/10.1038/s41579-019-0175-8.

https://www.nature.com/articles/s41579-019-0175-8

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news713960

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1985

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) - 12.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUTO/362: Schulze - Neue EU-Grenzwerte machen Neuwagen sparsamer und klimafreundlicher (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 15. April 2019

Schulze: Neue EU-Grenzwerte machen Neuwagen sparsamer und
klimafreundlicher

Deutschland stimmt im EU-Rat für schärfere Verbrauchs- und
Klimagrenzwerte für Pkw und leichte Nutzfahrzeuge



In der EU wird der CO2-Ausstoß und damit auch der Kraftstoff-Verbrauch
von neuen Pkw auch nach 2020 weiter deutlich sinken. Das gilt
ebenfalls für leichte Nutzfahrzeuge wie Lieferwagen und Kleinbusse.
Die entsprechende EU-Verordnung wurde heute im Rat der Mitgliedstaaten
beschlossen. Auch Deutschland stimmte der Verordnung zu - und
unterstützte damit zum ersten Mal einen schärferen CO2-Pkw-Grenzwert
als von der EU-Kommission vorgeschlagen.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Die neuen europaweiten
Grenzwerte für die Autoflotten sind nicht nur gut für den Klimaschutz,
sondern auch für die Verbraucherinnen und Verbraucher: Denn sie werden
künftig aus einem besseren Angebot an sparsamen Fahrzeugen wählen
können. Die Autoindustrie wird künftig auch deutlich mehr attraktive
und erschwingliche Fahrzeuge mit abgasfreien Antrieben anbieten. Für
die Automobilwirtschaft gibt es mit dem heutigen Beschluss
verlässliche Rahmenbedingungen bis ins Jahr 2030. Die Hersteller
können ihre Produktion rechtzeitig auf neue Antriebe umstellen. Das
ist wichtig, damit Deutschland auch in Zukunft führender
Automobilstandort bleibt und die Zukunftsjobs nicht nur in China,
sondern auch bei uns entstehen. Die neuen Flottengrenzwerte wirken
bereits jetzt, erste Hersteller setzen bereits stark auf
Elektromobilität."

Die EU-Verordnung legt neue CO2-Ziele für die Fahrzeugflotten der
Autohersteller fest. Demnach muss der CO2-Ausstoß von Pkw bis 2030 im
Durchschnitt um 37,5 Prozent gegenüber 2021 sinken. Die EU-Kommission
hatte ursprünglich eine Senkung um 30 Prozent vorgeschlagen. Dieser
Wert konnte mit Unterstützung Deutschlands deutlich erhöht werden. Für
Niedrig- und Nullemissions-Fahrzeuge gelten besondere Anreize.

Bereits 2013 war vereinbart worden, dass ab 2021 neu zugelassenen Pkw
in der EU im Schnitt nur noch 95g CO2/km ausstoßen dürfen. Dieser Wert
entspricht einem Verbrauch von 3,6 Liter Diesel bzw. 4,1 Liter Benzin
auf 100 Kilometern. Er bezieht sich aber nicht auf das einzelne
Fahrzeug, sondern auf die EU-Fahrzeugflotte eines Herstellers, also
auf die gesamte Palette an Neuwagen, die Autohersteller jährlich in
der EU verkaufen. Dieser Wert muss nun in zwei Schritten weiter
sinken: bis 2025 um 15 Prozent, bis 2030 um 37,5 Prozent. Für leichte
Nutzfahrzeuge ist bis 2025 eine Minderung von 15 Prozent vorgesehen,
bis 2030 sind es 31 Prozent. Die CO2-Absenkung wird auf die Hersteller
verteilt, entscheidend für den Verteilungsschlüssel ist die
durchschnittliche Masse ihrer Fahrzeugflotte.

Fahrzeug-Hersteller, die überdurchschnittlich viele Null- und
Niedrigemissionsfahrzeuge anbieten, dürfen ihr CO2-Flottenziel um bis
zu 5 Prozent überschreiten. Durch diesen Bonus werden voraussichtlich
vor allem Elektro- und Brennstoffzellenfahrzeuge, aber in geringerem
Umfang auch Plug-in Hybride, gefördert.

Verbessert werden soll auch die Kontrolle der Verbrauchsangaben der
Hersteller. Insbesondere soll sich die Lücke zwischen Testzykluswerten
und Realemissionen nicht weiter vergrößern.

Nachdem das EU-Parlament der Verordnung bereits zugestimmt hatte, ist
das Gesetzgebungsverfahren mit dem heutigen Beschluss der
EU-Mitgliedstaaten abgeschlossen.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 51/19, 15.04.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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MASSNAHMEN/367: Der Preis der CO2-Emissionen (idw)


Deutsches Klima-Konsortium e.V. - 12.04.2019

Der Preis der CO2-Emissionen



In den politischen Diskussionen ist der CO2-Preis hoch umstritten,
obwohl er von den meisten Wirtschaftswissenschaftlern und sogar Teilen
der Industrie als zentrale Klimaschutz-Maßnahme empfohlen wird - und
europäische Nachbarländer diesen bereits erfolgreich eingeführt haben.
Wie eine Umsetzung funktionieren kann, diskutierten die beiden
renommierten Klima-Ökonomen Ottmar Edenhofer und Gernot Klepper beim
Pressegespräch des Deutschen Klima-Konsortiums.

"Um die Erwärmung auf deutlich unter zwei Grad zu begrenzen, muss der
gesamte Ausstoß von Treibhausgasen künftig einen Preis bekommen, da
sind sich die meisten Wirtschaftswissenschaftlerinnen und
-wissenschaftler einig. Nur so wird das Einsparen von Emissionen
belohnt. Aktuell sind die CO2-Preise auf dem Strommarkt noch nicht
hoch genug und die Bereiche Gebäude, Verkehr und Landwirtschaft sind
komplett außen vor", sagte Professor Gernot Klepper vom Institut für
Weltwirtschaft beim Pressegespräch des Deutschen Klima-Konsortiums
(DKK). Das Vorstandsmitglied des Wissenschaftsverbands diskutierte mit
Professor Ottmar Edenhofer, der das Potsdam-Institut für
Klimafolgenforschung leitet, über Möglichkeiten, wie diese
klimaökonomische Forderung umgesetzt werden könnte. Beide Ökonomen
sehen die geplanten staatlichen Subventionen, etwa für den
Kohleausstieg oder die Elektromobilität, mit Sorge. Stattdessen haben
sie der Politik Vorschläge auf den Tisch gelegt, wie ein CO2-Preis die
Kosten begrenzen, die Emissionen reduzieren, die Wirtschaft
wettbewerbsfähig halten und gleichzeitig sozialverträglich umgesetzt
werden kann.

Kosteneffizient Emissionen senken

"Für eine konsequente klimapolitische Strategie ist es jetzt zentral,
unsere Ziele zur Emissionsreduktion nicht nur mit
Kompensationszahlungen wie beim Kohleausstieg oder dem massiven Ausbau
von Elektromobilität wie im Bereich Verkehr zu verfolgen, sondern auch
mit einem effektiven CO2-Preis über Marktmechanismen abzusichern. Nur
so ist sichergestellt, dass die Emissionen tatsächlich sinken und es
für die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler nicht zu teuer wird.
Schließlich geht es hier um den klimagerechten Umbau unserer gesamten
Volkswirtschaft", sagte Edenhofer.

Wie das in Deutschland und Europa umgesetzt werden soll, wird in
Wirtschaft, Politik und Wissenschaft intensiv diskutiert. Damit es
konkret werden kann, stellten Klepper und Edenhofer zwei Konzepte aus
ihrer Forschung vor. Klepper schlägt die Ausweitung des europäischen
Emissionshandelssystems vor, Edenhofer eine CO2-Preisrefom, für die
als eine von mehreren Möglichkeiten eine Besteuerung eine denkbare
Form wäre.

Den europäischen Emissionshandel ausweiten

"Das europäische Emissionshandelssystem, kurz EU-ETS, ist im Moment
das wichtigste Instrument, mit dem der Ausstoß von
Treibhausgasmissionen kontrolliert wird. Es verlangt, dass Unternehmen
mit großen Verbrennungsanlagen für die von ihnen verursachten
CO2-Emissionen Zertifikate vorweisen müssen. Das Problem dabei: Nur
rund die Hälfte des ausgestoßenen Kohlendioxids wird erfasst und
andere Treibhausgase wie Methan und Lachgas fallen komplett durchs
Raster", erklärte Klepper. Deshalb hat der Klima-Ökonom gemeinsam mit
seinem Team untersucht, wie das System auf alle Treibhausgase
ausgeweitet werden kann. Sein Fazit: "Nahezu alle CO2-Emissionen und
auch der Ausstoß weiterer Treibhausgase können in den europäischen
Emissionshandel integriert werden. Dafür schlagen wir vor, die
Zertifikatspflicht im Verkehr auf die Anbieter von fossilen
Kraftstoffen zu verlagern, also bei den Raffinerien oder Tankstellen
anzusetzen. Analog dazu wären das im Bereich Wärme etwa die
Heizölhändler und bei den Methanemissionen der Landwirtschaft die
landwirtschaftlichen Verwaltungen. Nur Importe von emissionsintensiven
Gütern in die EU stellen eine Herausforderung dar. Das gegenwärtige
System der freien Zuteilung von Emissionsrechten für Anlagen in
Sektoren mit hohen Importen wird reformiert werden müssen."

CO2-Preisreform

Edenhofer wiederum setzt auf eine Reform, in der ein europäischer
Mindestpreis für den Ausstoß von CO2 festgesetzt und sukzessive
gesteigert wird. Ende des vergangenen Jahres hat der Ökonom gemeinsam
mit dem Vorsitzenden der Wirtschaftsweisen Christoph Schmidt vom RWI
Essen seine Vorschläge vorgestellt. Danach wird zudem eine
Energiesteuerreform durchgeführt und auf eine einheitliche Bepreisung
der fossilen Energieträger nach CO2-Gehalt umgestellt - Benzin, Diesel
oder Heizöl werden damit teurer. Im Gegenzug wird die Stromsteuer auf
den europäischen Mindestsatz abgesenkt. Damit werden die Haushalte
entlastet und die erneuerbaren Energien gefördert. Zusätzliche
Mehreinnahmen werden verwendet, um einkommensschwache Haushalte zu
kompensieren.

"Deutschland könnte sich für die Einführung eines solchen europäischen
Mindestpreises stark machen und durch eine breite Allianz für den
Klimaschutz Wettbewerbsnachteile für die deutsche Industrie
beseitigen. Frankreich, Österreich, die Benelux-Staaten, Spanien,
Italien, Dänemark und Schweden sind bereits davon überzeugt, dass
dieser Mindestpreis auch für sie sinnvoll ist. Diesen Initiativen
könnte Deutschland mit einer europäischen Koalition der Klima-Pioniere
zum Durchbruch verhelfen", sagte Edenhofer.

Alle Informationen finden Sie online unter

https://www.deutsches-klima-konsortium.de/co2preis

Über das Deutsche Klima-Konsortium:

Das Deutsche Klima-Konsortium (DKK) ist ein Wissenschaftsverband und
vertritt führende Akteure der deutschen Klimaforschung und
Klimafolgenforschung. Dazu gehören Universitäten, außeruniversitäre
Forschungseinrichtungen und Bundesbehörden. Das DKK steht für
wissenschaftsbasierte Politikberatung, greift aktuelle Themen auf und
liefert Hintergründe aus Expertensicht.



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ifw-kiel.de/de/institut/forschungs-beratungseinheiten/umwelt-und-natuerliche-ressourcen/projects/etsplus-konsistente-foerderung-erneuerbarer-energien-durch-eine-ausweitung-des-europaeischen-emissionshandels/

https://www.kiel-earth-institute.de/Klimaoekonomie.html

https://www.pik-potsdam.de/aktuelles/pressemitteilungen/klimaplan-fuer-deutschland-oekonomen-schlagen-co2-preisreform-vor?set_language=de


https://www.kopernikus-projekte.de/projekte/systemintegration

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news713972 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1799

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Klima-Konsortium e.V. - 12.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ROHSTOFFE/058: Europa stärkster Konsument und Importeur globaler pflanzlicher Rohstoffe (WU)


Wirtschaftsuniversität Wien - Presseinformation, 15.04.2019

Europa stärkster Konsument und Importeur globaler pflanzlicher
Rohstoffe - Baumwolle und Palmöl an vorderster Stelle



Egal ob Kosmetik, Treibstoff oder die künftigen Bioplastik-Strohhalme -
 für alle diese Güter wird heute auf Palmöl, Soja, Ethanol und andere
Rohstoffe zurückgegriffen. Laut einer aktuellen Studie von Martin
Bruckner, Wissenschaftler der Wirtschaftsuniversität Wien, und
internationalen KollegInnen bezieht Europa heute rund 65 Prozent der
pflanzlichen Rohstoffe für Produkte, die nicht der Ernährung dienen,
aus dem Ausland. Pflanzenöle - zum Beispiel Palmöl - sind dabei
besonders gefragt: 6,3 Millionen Hektar (ca. 3/4 der Fläche
Österreichs) werden hauptsächlich in Asien rein für den europäischen
Bedarf bewirtschaftet. Die hohe Nachfrage nach Palmöl macht vor allem
tropische Regionen zu den stärksten Lieferanten. Und der Bedarf steigt
weiter.

935.000 Tonnen an pflanzlichen Rohstoffen (111 kg pro Kopf) aus dem
Ackerbau konsumiert Österreich jährlich alleine für die Produktion von
Nicht-Ernährungsprodukten. Zum Vergleich: In Europa liegt der Wert bei
52 Millionen Tonnen oder durchschnittlich 103 kg pro Kopf. Eine
aktuelle Studie von Martin Bruckner, Stefan Giljum und Victor Maus vom
Institute for Ecological Economics der Wirtschaftsuniversität Wien
untersuchte gemeinsam mit KollegInnen des International Institute for
Applied System Analysis (IIASA), der Stockholm University und der
Universität Bonn die Herkunft der landwirtschaftlichen Rohstoffe für
in Europa konsumierte Produkte. Dabei zeigte sich: Europa benötigt
Ressourcen weit über seine Grenzen hinaus. Rund 65 Prozent der
benötigten pflanzlichen Rohstoffe stammen von anderen Kontinenten -
vielfach aus tropischen Regionen. Im Ernährungsbereich ist der Bedarf
Europas an ausländischen Rohstoffen zwar ebenfalls tendenziell
steigend, aber mit 15 Prozent deutlich niedriger.

Konsumreduktion ist effektiver Umweltschutz

Die meisten pflanzlichen Rohstoffe für Europas Nutzung werden aus
Asien bezogen, nach Baumwolle (1,7 Millionen Hektar v.a. aus Indien,
China und Pakistan) steht Palmöl hier an zweiter Stelle: Etwa 6,4
Milliarden Liter - geerntet auf einer Fläche von rund 1,6 Millionen
Hektar jährlich - werden entweder unverarbeitet oder bereits in Form
von verarbeiteten Gütern meist aus Indonesien oder Malaysia nach
Europa gebracht. Hier wird es zum Beispiel für Biodiesel,
Reinigungsmittel, Seifen, kosmetische Produkte oder Kerzen verwendet.
Zudem liefert Asien Kautschuk von rund 1,3 Millionen Hektar
Anbaufläche und Kokosöl von 0,7 Millionen Hektar. 1,2 Millionen Hektar
der Ackerflächen Asiens werden für die Viehzucht zur Herstellung von
Leder und Wolle für den Konsum in Europa genutzt.

Der Umstieg von Palmöl auf heimischen Raps ist allerdings keine
globale Lösung, sagt Martin Bruckner: "Für die gleiche Menge an Öl
bräuchten wir in Europa dreimal so viel Fläche, die Folge wären
erhöhte Treibhausgasemissionen und Biodiversitätsverluste. Nur durch
eine starke Reduktion unseres Konsums können die Ökosysteme unseres
Planeten effektiv geschützt werden."

Aus den USA holt Europa maisbasiertes Ethanol, vorwiegend zur
Beimengung zu Benzin.

Massive Entwaldung, globale Problemverlagerung

Die massive Ausweitung an Ölpalmplantagen fordert eine zunehmende
Abholzung natürlicher tropischer Wälder. Studienautor Martin Bruckner
erklärt: "Die starke Entwaldung führt zu einer hohen Freisetzung an
Treibhausgasen - wir sehen, dass die Rodungen südostasiatischer Wälder
bis zum Jahr 2002 sogar mehr Emissionen als chinesische
Kohlekraftwerke im selben Zeitraum verursachten. Zudem zeigen sich
erschreckende Verluste an Biodiversität".

Die derzeit von der Politik gesetzten Schritte greifen für Bruckner
und seine KollegInnen zu kurz: "Wir sehen, dass einige
umweltpolitische Maßnahmen eher Probleme verlagern, als sie zu lösen.
 Beispielsweise führte die Biokraftstoffverordnung zwar einerseits zu
verringerten CO2-Emissionen im heimischen Verkehr, verursachte aber
ein ungeahntes Ausmaß an globaler Entwaldung und somit die Zerstörung
wertvoller Ökosysteme. Die derzeitige Richtlinie zum Verbot von
Einweg-Plastik lässt Ähnliches befürchten. Zwar könnte dadurch Plastik
in den Weltmeeren reduziert werden, doch auch das Geschäftsmodell
hinter Bioplastik ist sehr ressourcenintensiv", so Bruckner.

Über die Studie

Zur Berechnung des Flächenfußabdrucks nutzten die AutorInnen
einerseits ein globales Handelsmodell, welches Produktflüsse in
physischen Einheiten abbildet und es erlaubt, landwirtschaftliche
Produkte entlang internationaler Handelsrouten zu verfolgen.
Andererseits wurde ein globales ökonomisches Modell (EXIOBASE) in
komplementärer Form integriert, um industrielle Wertschöpfungsketten
abzubilden. Die Studie wurde mit Unterstützung des Deutschen
Umweltbundesamts erstellt und ist Teil des mit 2 Millionen Euro
dotierten Forschungsprogramms FINEPRINT (www.fineprint.global) des
Institute for Ecological Economics der WU Wien, das globale
Rohstoffflüsse und die damit einhergehenden Umweltfolgen untersucht.

Studie: Bruckner, M., Häyhä, T., Maus, V., Giljum, S., Fischer, G.,
Tramberend, S., Börner, J., 2019. Global land use driven by the EU
non-food bioeconomy. Environmental Research Letters 14, 045011. 

https://iopscience.iop.org/article/10.1088/1748-9326/ab07f5

 * 

Quelle:

Presseinformation, 15.04.2019

Wirtschaftsuniversität Wien

Vienna University of Economics and Business

Welthandelsplatz 1, 1020 Vienna

Internet: www.wu.ac.at/press
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GENTECHNIK/1082: Spuren von Gentech-Raps auf deutschen Versuchsfeldern (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 05.04.2019

Spuren von Gentech-Raps auf deutschen Versuchsfeldern



Bei Sortenversuchen eines Saatgutunternehmens wurde in sieben
Bundesländern gentechnisch verunreinigter Raps der Monsanto-Marke
Dekalb ausgesät. Das teilte das Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) am Dienstag mit. Außerdem spross solcher
Raps nach jüngsten Erkenntnissen bei 84 deutschen Landwirten auf fast
2200 Hektar Ackerfläche. Laut BVL haben sie die gesamte Aussaat
rechtzeitig vor der Blüte wieder vernichtet.

Wie berichtet stammt der Raps aus einer französischen Charge, für die
Monsanto konventionelles Saatgut aus Spanien und Argentinien gemischt
hatte. Wie der gentechnisch veränderte Raps GT 73, der gegen Glyphosat
resistent ist, hineingelangen konnte, ist nach Unternehmensangaben
unklar. Dieser Raps wird zwar in keinem dieser Länder angebaut, darf
aber als Lebens- und Futtermittel nach Europa importiert werden. Er
war in der Vergangenheit auch schon an Bahnstrecken gefunden worden.

Nach Recherchen der Behörden, die seit Dezember nach dem Verbleib von
598 Säcken dieses Saatguts fahndeten, wurde der Raps in Deutschland in
zehn Bundesländern ausgesät. Schleswig-Holstein, seit 2012 wieder
Mitglied des Europäischen Netzwerks Gentechnik freier Regionen ist,
war bisher nicht darunter. Es gehört nach Angaben seines
Agrarministeriums aber zu den sieben Bundesländern, wo der
Gentech-Raps im März auf Versuchsfeldern gefunden wurde. Hier sind
jeweils nur kleine Parzellen betroffen, laut BVL insgesamt gerade mal
0,6 Hektar. Auch dieser Raps wurde komplett vernichtet. Nach Angaben
des schleswig-holsteinischen Agrarministeriums sei auch in diesem Fall
der Gentech-Raps unbeabsichtigt ausgesät worden.

Wie das BVL weiter mitteilte, ordnete die Mehrheit der Bundesländer
auf allen Ackerflächen eine Anbaupause für Raps bis Juli 2020 an. Im
Anschluss sollen Nachkontrollen der Flächen sicherstellen, dass auch
später gekeimte Rapspflanzen erkannt und vernichtet werden. Im
Nachbarland Frankreich sei nach amtlichen Angaben auf rund 7400 Hektar
Rapssaatgut ausgesät worden, das mit GT73-Spuren verunreinigt war.
Auch dieser Raps musste umgepflügt werden. Der Monsanto-Mutterkonzern
Bayer als Hersteller habe mitgeteilt, dass betroffene Landwirte
entschädigt werden sollen, so das BVL.

In einem Brief an die Bundesländer hat die Arbeitsgemeinschaft
bäuerliche Landwirtschaft (AbL) gemeinsam mit weiteren Organisationen
ihre Sorge ausgedrückt, dass es erneut zu gentechnischen
Verunreinigungen von Raps gekommen ist. "Wir fordern die Länder auf
sicherzustellen, dass es nicht zu weiteren Kontaminationen kommt", so
Annemarie Volling, Gentechnikexpertin bei der AbL. Da Rapssamen 20
Jahre keimfähig im Boden bleiben könnten, müsse die Anbaupause auf den
betroffenen Flächen viel länger sein. "Die staatlichen Kontrollen
müssen bei Risikokulturen wie Raps lückenlos sein und vor der Aussaat
durchgeführt werden. Für die Kosten müssen die Verursacher - in diesem
Fall Bayer - haften", forderte Volling. [vef]



Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit: Über 2.000
Hektar Rapsaussaat in Deutschland vernichtet - Behörden veranlassen
Umbruch wegen gentechnisch veränderter Spurenanteile (2.4.2019)

https://www.bvl.bund.de/DE/06_Gentechnik/04_Fachmeldungen/2019/2019_04_02_Fa_Rapsaussaat.html;jsessionid=5A34063FDE97035576126B0F33470598.2_cid322

Medieninformation Agrarministerium Schleswig-Holstein.de: Unternehmen
sät Raps mit gentechnischer Verunreinigung unbeabsichtigt auf
Parzellen im Kreis Schleswig-Flensburg aus - Land lässt Pflanzen
zerstören (29.3.2019)

https://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/V/Presse/PI/2019/0319/190329_GVO.html

Infodienst - Gentechnik: Bauern müssen 10.000 Hektar Raps umpflügen
(04.03.2019)

https://www.keine-gentechnik.de/1/nachricht/33599/

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33647/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

US-Gericht: Bayer soll mit Glyphosat-Klägern Vergleich schließen,
12.04.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33655/

Agrarministerium: Artenschutzauflage für Pestizide rechtswidrig,
09.04.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33652/

Europawahl und Gentechnik: Ein Blick in die Wahlprogramme,
01.04.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33644/

 * 

Quelle:

Nachricht, 05.04.2019

Informationsdienst Gentechnik

c/o Zs-L Zukunftsstiftung Landwirtschaft

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

Telefon: 030 / 28482304, Fax: 030 / 28482309

E-Mail: info(at)keine-gentechnik(dot)de

Internet: www.keine-gentechnik.de
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RECHT/092: Agrarministerium hält Artenschutzauflage für Pestizide für rechtswidrig (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 09.04.2019

Agrarministerium hält Artenschutzauflage für Pestizide für
rechtswidrig



Umwelt- und Landwirtschaftsministerium streiten seit Wochen um
Artenschutzauflagen für Pestizide mit und ohne Glyphosat. Die
wichtigste Auflage des Umweltbundesamtes sei rechtlich nicht
umsetzbar, erklärte nun die Zulassungsbehörde von
Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner.

Der Streit begann bereits im November 2018. Damals legte
Bundesumweltministerin Svenja Schulze einen Vorschlag zum
Glyphosatausstieg vor und nutzte damit geschickt eine Lücke aus. Denn
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner hatte seit ihren
Glyphosatausstiegsversprechungen im April 2018 nichts Substanzielles
geliefert.

Ein Kernelement von Schulzes Vorschlag waren Auflagen zum Artenschutz,
die ihr Umweltbundesamt (UBA) an künftig zuzulassende Pestizide
stellte. Die wichtigste: Landwirte, die Glyphosat und andere die
Artenvielfalt gefährdende Pestizide einsetzen, müssen ab Anfang 2020
zehn Prozent ihrer Betriebsflächen als pestizidfreie Schutzflächen
vorhalten. Zu diesen Biodiversitätsflächen zählt das UBA Blühflächen,
Brachen oder Getreideäcker mit geringer Saatdichte.

Nach den deutschen Spielregeln erfolgen Pestizidzulassungen durch das
dem Landwirtschaftsministerium unterstehende Bundesamt für
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL), allerdings im
Einvernehmen mit dem Umweltbundesamt. Das BVL müsste also die
UBA-Auflagen in die Zulassungsbescheide übernehmen.

Das BVL ließ Ende Februar 18 Pestizide zu, darunter eines mit dem
Wirkstoff Glyphosat. Ohne die genannte Auflage und deshalb befristet
bis Ende 2019. Das UBA nannte dieses Vorgehen "rechtswidrig",
Umweltministerin Svenja Schulze schimpfte im Deutschlandfunk: "So geht
das nicht".

Das BVL hat seinen Standpunkt nun ausführlich dargelegt. "Die
Forderungen des UBA zum Schutz des Naturhaushalts, etwa zur Einhaltung
von Abständen zu angrenzenden Flächen und Gewässern, und/oder zum
Einsatz von abdriftmindernder Technik wurden bei den
Zulassungsentscheidungen zu den einzelnen Pflanzenschutzmitteln
berücksichtigt", schreibt das BVL. Die vom UBA ab 2020 geforderte
Anwendungsbestimmung sei jedoch "rechtlich nicht umsetzbar". Das
Pflanzenschutzrecht erlaube nur Bestimmungen in einem "unmittelbaren
Zusammenhang mit der Anwendung des Pflanzenschutzmittels auf einer
konkreten Anwendungsfläche". Von der Anwendung losgelöste Pflichten,
wie die Bereitstellung einer Ausgleichsfläche seien im Gesetz nicht
vorgesehen. Aus Sicht des BVL stellt die UBA-Bestimmung einen
"gravierenden Eingriff in das Grundrecht auf Eigentum der Landwirte
dar, da sie dadurch faktisch an der Nutzung eines Teils ihres
Eigentums gehindert werden". Ein solcher Eingriff wäre nur auf Basis
einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage zulässig, die im
Pflanzenschutzrecht nicht vorhanden sei, argumentiert das BVL.
Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner ließ durchblicken, dass auch
das SPD-geführte Justizministerium diese juristischen Bedenken teile.
UBA und Umweltministerium ließen eine Anfrage des Infodienstes zur
Argumentation des BVL unbeantwortet.

Die Online-Aktivisten von Campact sehen hinter der befristeten
Zulassung bis Ende 2019 einen Trick. Sie argumentieren, dass nach
Ablauf der befristeten Zulassung Ende 2019 das BVL diese einfach
verlängern könne. Denn bei technischen Verlängerungen müsse das UBA
nicht mehr einbezogen werden. Knapp 400.000 Menschen haben Julia
Klöckner via Campact inzwischen aufgefordert, keine Zulassungen zu
verlängern. [lf]



Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit:
BVL-Zulassungsbescheide im Einklang mit geltendem Pflanzenschutzrecht
(05.04.2019)

https://www.bvl.bund.de/DE/08_PresseInfothek/01_FuerJournalisten_Presse/01_Pressemitteilungen/04_Pflanzenschutzmittel/2019/2019_04_05_PSM-Zulassung.html;jsessionid=98A8E70DB9A8CFDF79C5AF4A7C5A129E.2_cid350

Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit:
Pflanzenschutzmittel befristet zugelassen (28.02.2019)

https://www.bvl.bund.de/DE/04_Pflanzenschutzmittel/06_Fachmeldungen/2019/2019_02_28_Fa_Zulassungen_befristet_ohne_Biodiv.html?nn=1401276

Bundesumweltministerium: FAQ: Plan zum Glyphosat-Ausstieg
(06.11.2018)

https://www.bmu.de/themen/wasser-abfall-boden/bodenschutz-und-altlasten/bodenschutz-und-altlasten-worum-geht-es/faq-plan-zum-glyphosat-ausstieg/#c33931

Topagrar: Pflanzenschutzstreit zwischen UBA und BVL verschärft sich
(15.03.2019)

https://www.topagrar.com/management-und-politik/news/pflanzenschutzstreit-zwischen-uba-und-bvl-verschaerft-sich-10565553.html

Deutschlandfunk: Umweltministerin Svenja Schulze (SPD) im Interview
der Woche (24.03.2019)

https://www.deutschlandfunk.de/umweltministerin-svenja-schulze-spd-zeit-fuer-symbole-in.868.de.html?dram:article_id=444429

taz: Klöckners Bienengift für die Regierung (07.03.2019)
http://www.taz.de/!5573163/

Campact: Kein Rechtsbruch für Bienengift

https://aktion.campact.de/bienengift/kloeckner/teilnehmen?pk_vid=59c2bbdcf7804ed91553511815b8dace

Infodienst: Glyphosat: Behörde verlängert Spritzmittelzulassungen
ungeprüft (12.12.2018)

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33503/

Infodienst: Glyphosat-Ausstieg: Ministerinnen planen um die Wette
(07.11.2018)

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33464/

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33652/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

US-Gericht: Bayer soll mit Glyphosat-Klägern Vergleich schließen,
12.04.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33655/

Spuren von Gentech-Raps auf deutschen Versuchsfeldern, 05.04.2019


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33647/

Europawahl und Gentechnik: Ein Blick in die Wahlprogramme,
01.04.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33644/

 * 

Quelle:

Nachricht, 09.04.2019

Informationsdienst Gentechnik
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GEFAHR/152: Freilaufende Hunde gefährden Wiesenvögel (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 16. April 2019

Freilaufende Hunde gefährden Wiesenvögel

Brutzeit bedrohter Vogelarten begonnen - Tipps für Spaziergänger und
Hobbysportler



Hilpoltstein, 16.04.2019 - Osterferien, Frühlingssonne, die ersten
blühenden Wiesen. Naturfreunde und Erholungssuchende fühlen sich jetzt
wieder von der beginnenden Farbenpracht und Artenvielfalt feuchter
Wiesen und Moore angezogen. Aber Bekassine, Kiebitz und andere vom
Aussterben bedrohte Vogelarten nutzen diese Feuchtgebiete derzeit zur
Brut und ziehen dort ihren Nachwuchs groß. Der LBV bittet deshalb alle
Naturfreunde beim Osterspaziergang um Rücksichtnahme: "Jeder kann im
Frühjahr mit rücksichtsvollem Verhalten dazu beitragen, dass unsere
gefährdeten Feld- und Wiesenvögel ihren Nachwuchs durchbringen - ohne
selbst auf Erholung und Naturerlebnis verzichten zu müssen", sagt Dr.
Andreas von Lindeiner, LBV-Landesfachbeauftragter. Denn bereits einige
einfache Verhaltensregeln für Spaziergänger können den Konflikt
entschärfen.

Kritisch ist vor allem die Frühlingszeit bis in den Juli. Gerade in
dieser Zeit ziehen zahlreiche bodenbrütende Vogelarten in Wiesen ihre
Jungen groß. Doch der Osterspaziergang durch eine blühende
Wiesenlandschaft und der Schutz der Wiesenbrüter vor Störungen müssen
sich nicht ausschließen. "Hunde anleinen, auf den ausgewiesenen Wegen
bleiben und sich ruhig verhalten - mit diesen einfachen Regeln kann
man Bekassine und Co. eine ungestörte Brut ermöglichen, ohne selbst
auf Erholung und Naturerlebnis verzichten zu müssen", erklärt von
Lindeiner. In manchen Wiesenbrüterlebensräumen wie im Donau- und
Altmühltal gibt es eine spezielle Besucherlenkung durch
Hinweisschilder, die den Wiesenvögeln zuliebe auch unbedingt
eingehalten werden sollte. Die Wege führen dann durch weniger sensible
Bereiche. Aber auch in nicht beschilderten Gebieten kommt es auf die
Rücksichtnahme und das richtige Verhalten jedes Einzelnen an.

Die Erfahrung der Naturschützer zeigt: brütende Feldvögel wie Rebhuhn,
Feldlerche oder Schafstelze verlassen bei Begegnungen mit
Spaziergängern, Fahrradfahrern oder Hundebesitzern nur allzu leicht
fluchtartig ihr Nest. "Das von den aufgeschreckten Elternvögeln
schutzlos zurückbleibende Gelege kann auskühlen und Fressfeinden wie
Rabenkrähe und Fuchs oder auch freilaufenden Hunden zum Opfer fallen",
sagt der LBV-Experte. Die Störungen werden nicht nur durch
Spaziergänger verursacht. Der LBV bittet auch Fischer und Jäger, diese
Regeln einzuhalten und auf die Fahrt mit dem Auto zum Angelplatz oder
auf den Abschuss des Maibocks im Schutzgebiet zu verzichten.

Allen wiesenbrütenden Vögeln zu Liebe sollten in dieser Zeit in
Wiesen, Brachland und extensiv bewirtschafteten Weiden auch Quad- und
Motocrossfahrten oder andere lautstarke Aktionen tabu sein. Auch auf
Veranstaltungen in der Feldflur, die noch ein weit höheres
Störpotenzial entfalten als ein Spaziergänger, sollte verzichtet
werden.

Feld- und Wiesenvögel haben es schwer bei uns: Von allen heimischen
Vogelarten haben sie in den letzten Jahrzehnten die stärksten
Rückgänge erlebt. Die Intensivierung der Landnutzung hat ihre
Lebensbedingungen drastisch verschlechtert. "Nicht nur seltene Arten
wie Ortolan, Brachvogel oder Kiebitz sind heute auf dem Rückzug -
selbst die Feldlerche, Vogel des Jahres 2019, und andere ehemals
häufige und weit verbreitete Arten stehen unter Druck. Umso wichtiger
ist es, dass wir alles vermeiden, was ihren Bruterfolg noch mehr
schmälert", so von Lindeiner.

 * 

Quelle:

Presseinformation 23/19, 16.04.2019

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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KLIMA/700: Artensterben - vor langer Zeit ... (SB)




Die Hinweise verdichten sich, daß vor 252 Mio. Jahren Vulkanismus das
größte Artensterben der Erdgeschichte ausgelöst hat. Damals wurden
rund 90 Prozent der Meeresbewohner und über 75 Prozent der
Landlebewesen ausgelöscht. Das Massensterben zog sich über mehrere
hunderttausend Jahre hin. Über diesen Zeitraum hat ein größeres
Vulkangebiet im heutigen Zentralrußland, das Sibirische Trapp,
permanent Lava, Asche und Gase in die Atmosphäre entlassen bzw.
ausgeworfen. Das und weitere Faktoren führten dazu, daß sich das
Klima veränderte, die Erde im Durchschnitt zehn Grad wärmer wurde und
die Ozeane rasch versauerten.

An zehn marinen Standorten, verteilt über die Nordhalbkugel, wiesen
nun Forscherinnen und Forscher der University of Cincinnati in den
USA und der China University of Geosciences Spuren von Quecksilber
nach. Das war zuvor in Form feinster Dampftröpfchen mit den
vulkanischen Gasen aus Erdspalten ausgetreten, aber auch aus
Vulkanausbrüchen hoch in die Atmosphäre geschleudert worden,
schrieben sie im Journal Nature Communications. Darüber hinaus hat
der Vulkanismus Kohleflöze in Brand gesetzt. Kohle, das weiß man
nicht zuletzt von den Emissionen heutiger Kohlekraftwerke, enthält
Quecksilber. Die feinen Tröpfchen dieses flüssigen Metalls regneten
im Laufe der Zeit aus der Atmosphäre wieder heraus und verteilten
sich dabei flächig über den Meeresboden. [1]

Hauptautor Jun Shen, assoziierter Professor an der China University
of Geosciences, wird von ScienceDaily.com mit den Worten zitiert:
"Durch vulkanische Aktivitäten, einschließlich der Emissionen
vulkanischer Gase und der Verbrennung organischer Substanzen, wurde
reichlich Quecksilber auf die Erdoberfläche gebracht." [2]

Den Berechnungen nach besaßen die Ascheauswürfe ein Gesamtvolumen von
drei Mio. Kubikkilometern. Mit dem Sibirischen Trapp wird eine bis zu
3000 Meter mächtige und mehrere Millionen Quadratkilometer große
Gesteinsschicht aus Flußbasalt bezeichnet. In den chemischen Analysen
der marinen Gesteinsproben bildete das Quecksilber sogenannte
Spitzen. Die dienten nun als Marker zur Einordnung der geologischen
Schichten.

"Typischerweise wird bei starken, explosiven vulkanischen Eruptionen
eine Menge Quecksilber in die Atmosphäre entlassen", sagte auch
Geologieprofessor Thomas Algeo vom McMicken College of Arts and
Sciences der Universität von Cincinnati. Quecksilber sei ein relativ
neuer Indikator, der inzwischen gerne verwendet wird, um vulkanische
Einflüsse auf größere Ereignisse in der Erdgeschichte zu untersuchen.

Vulkanausbrüche, insbesondere wenn sie so schwefelhaltig sind wie
1991 beim Ausbruch des philippinischen Vulkans Pinatubo, werden
normalerweise nicht mit einer globalen Erwärmung in Verbindung
gebracht, sondern im Gegenteil mit einer Abkühlung. Deswegen werden
in der Wissenschaft Konzepte zur Klimabeeinflussung (Geoengineering)
vorgeschlagen, bei denen Schwefelpartikel in der oberen Atmosphäre
ausgebracht und dadurch die Rückstrahlkraft der Erde erhöht werden
soll. Das heißt, die wärmenden Sonnenstrahlen würden gar nicht erst
die Erdoberfläche erreichen. Die Nebenwirkungen solcher Maßnahmen
wären jedoch ihrerseits katastrophal.

Doch der Vulkanismus, der vor 252 Mio. Jahren an der Grenze zwischen
den geologischen Zeitaltern Perm und Trias auftrat, hatte, wie bereits
erwähnt, Kohlelagerstätten entzündet, die lange Zeit brannten und
dabei das Treibhausgas Kohlenstoffdioxid freisetzten.

Geologische Phasen, die mehrere hunderttausend Jahre dauern und dabei
lediglich den Übergang von zwei noch sehr viel längeren Zeitaltern
markieren, haben vordergründig kaum etwas mit der überschaubaren
Lebensspanne eines Menschen zu tun. Und doch hinterläßt der Mensch
nicht erst seit Beginn der industriellen Revolution vor rund 200
Jahren, aber seitdem im besonderen Ausmaß, seine terrestrischen
Spuren. Die schlagen sich sogar geologisch nieder. Das hat bereits
eine Fachdebatte darüber ausgelöst, das heutige Erdzeitalter
"Anthropozän" zu nennen. Über die Kriterien und damit den Beginn
einer solchen menschengemachten Epoche ist man sich in der
Wissenschaft allerdings noch nicht einig.

Ungeachtet dessen erscheinen zwei Jahrhunderte gegenüber
Hunderttausenden von Jahren bedeutungslos zu sein. Ganz so eindeutig
ist das jedoch nicht. Denn auch in der unvorstellbar langen Zeit
während des Perm-Trias-Übergangs liefen manche Prozesse mal
schneller, manche mal langsamer ab. Man kann davon ausgehen, daß die
Veränderungen in Schüben auftraten und es innerhalb des
Gesamtzeitraums hochaktive Phasen gab, die das Antlitz der Erde
stärker veränderten als andere Phasen. Ohne hier näher auf die Studie
eingehen zu wollen, werden auch in ihr zwei Quecksilber-Peaks, die im
Abstand von mehreren zehntausend Jahren während des
Perm-Trias-Übergangs auftraten, beschrieben. Das heißt, die
Wissenschaft versucht, genauer zu werden, aber je weiter man in der
Erdgeschichte zurückgeht, desto gröber die Einordnungen.

Analog dazu könnte man sagen, daß der Mensch mit seinen
Treibhausgasemissionen vor 200 Jahren solch eine hochaktive
Veränderungsphase eingeleitet hat, wie sie auch während des
Perm-Trias-Übergangs zu vermuten ist. In Folge der menschengemachten
Kohlenstoffdioxidemissionen versauern die Meere mit einer
Geschwindigkeit, wie sie die letzten drei Millionen Jahre nicht
vorkam. Die Erde heizt sich auf, der Permafrost zieht sich
beschleunigt zurück, der Meeresspiegel steigt immer schneller an.
Eigentlich würde die Erde auf eine neue Eiszeit zusteuern, doch kann
man schon jetzt feststellen, daß die nächste Eiszeit ausfällt und um
Jahrzehntausende hinausgezögert wird. Das ist keineswegs
wünschenswert, denn statt dessen steuert die Erde auf eine
regelrechte Heißzeit zu. Nicht wie vor langer Zeit der Vulkanismus,
sondern die massive Ausbreitung des Menschen in praktisch alle
Lebensräume hat den Startschuß zum sechsten großen Massensterben der
Erdgeschichte gegeben.


Fußnoten:

[1] https://www.nature.com/articles/s41467-019-09620-0

[2] http://www.spacedaily.com/reports/New_evidence_suggests_volcanoes_caused_biggest_mass_extinction_ever_999.html

16. April 2019
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AKTION/250: Diskussionsveranstaltung mit Politiker*innen zur Bezirkswahl in Hamburg, 9.5. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 15. April 2019

Thema beim NABU: 

In den Bezirken wird gewählt: Ihr Kreuz für den Naturschutz 

Diskussionsveranstaltung mit Politiker*innen am 9. Mai, 18 Uhr



Mit Blick auf die Bezirksversammlungswahlen Ende Mai lädt der NABU
Hamburg Politiker*innen zu einer Podiumsdiskussion ein. Im Rahmen der
Veranstaltungsreihe "Thema beim NABU" geht es diesmal um den Schutz
und die Förderung von StadtNatur konkret in den einzelnen Bezirken.

Fehlende Wohnungen, zu kleine Schulen oder neue Straßenführungen -
überall in Hamburg wird gebaut und immer mehr Grünflächen gehen dabei
verloren. Der Druck auf das städtische Grün steigt. Dabei ist der
Erhalt des öffentlichen Grüns die Grundlage für ein gesundes
Stadtklima und eine gute Lebensqualität. Wir möchten in Erfahrung
bringen, wer dazu welchen Beitrag leisten kann.

Wie können Grünflächen in den Bezirken geschützt werden? Was
unternimmt die Politik, um den anhaltenden Rückgang des Baumbestandes
zu stoppen? Was sind die Ziele der Parteien zur Erhöhung der Qualität
der Natur in der Stadt? Wie kann eine ökologische, naturgerechte
Pflege und Entwicklung von Parks und Grünanlagen erreicht werden?

Über diese und andere Fragen möchten wir mit Politiker*innen der SPD,
Grünen, CDU, LINKE und FDP diskutieren. Der NABU Hamburg lädt alle
Interessierten herzlich ein, auch ihre Fragen zu stellen und sich an
der Diskussion aktiv zu beteiligen.

Die Diskussion findet am 09. Mai um 18 Uhr in der
NABU-Landesgeschäftsstelle in Hamburg-Borgfelde, Klaus-Groth-Str. 21,
statt. Der Eintritt ist frei.

Die Teilnehmer der Diskussionsrunde sind: 

Dr. Monika Schaal (SPD) / Christoph Reiffert (Grüne) / Stephan Gamm
(CDU) / Dr. Kurt Duwe (FDP) / Stephan Jersch (Linke) / Alexander
Porschke, NABU Hamburg

Moderation: Angelika Hillmer, Hamburger Abendblatt

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 15.04.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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AKTIONSTAGE/992: Stunde der Gartenvögel vom 10.-12.5. mit NABU-Führungen in Hamburg


NABU Landesverband Hamburg - 12. April 2019

Der NABU ruft wieder zur bundesweiten Vogelzählung auf

Mitmach-Aktion wird zeigen, wie es um die Vogelbestände in Gärten und
Parks steht / NABU bietet am Aktionswochenende vogelkundliche
Führungen in Hamburg an



Wer fliegt und piept in Deutschlands Gärten und Parks? Das soll die
15. Stunde der Gartenvögel zeigen. Der NABU ruft gemeinsam mit der
NAJU vom 10. bis zum 12. Mai dazu auf, eine Stunde lang Vögel zu
beobachten, zu zählen und zu melden.

"Wir wollen wissen: Stemmen sich unsere Gartenvögel weiter gegen den
Abwärtstrend der Vogelbestände in der offenen Landschaft?", so
NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller. "Seit 1980 ist mehr als jeder
zweite Feldvogel in der EU verschwunden. Bei den Vögeln, die in Gärten
und Parks vorkommen, sah es zumindest bisher deutlich besser aus."

Allerdings gibt es auch bei diesen Arten Sorgenkinder. Das betrifft
vor allem Gebäudebrüter und Insekten fressende Vögel wie Mauersegler
und Mehlschwalben. "Diese finden durch das Insektensterben immer
weniger Nahrung und durch Gebäudesanierungen auch immer weniger
Wohnraum", so NABU-Vogelschutzexperte Lars Lachmann. Seit der ersten
Vogelzählung 2005 sind beide Arten um etwa die Hälfte zurückgegangen.
Das zeigt die Auswertung aus 15 Jahren Stunde der Gartenvögel, die
jetzt als Broschüre erschienen ist.

Unter www.NABU.de/15-jahre-sdg kann man sie downloaden.

Wer schon vor der "Stunde der Gartenvögel" spielerisch das Erkennen
von Arten üben will, kann dies mit dem neuen Online-Learning-Tool NABU
Vogeltrainer unter www.vogeltrainer.de machen. Hier werden 15 häufige
Gartenvögel vorgestellt.

Im vergangenen Jahr hatten fast 57.000 Vogelfreunde bei der Stunde der
Gartenvögel mitgemacht und Ergebnisse aus über 37.000 Gärten gemeldet.
Gemeinsam mit der Schwesteraktion, der "Stunde der Wintervögel"
handelt es sich damit um Deutschlands größte wissenschaftliche
Mitmach-Aktion.

Und so funktioniert es: Von einem ruhigen Plätzchen im Garten oder vom
Zimmerfenster aus wird von jeder Vogelart die höchste Anzahl notiert,
die im Laufe einer Stunde entdeckt wird. Die Beobachtungen können
online unter www.stundedergartenvoegel.de und mit der kostenlosen NABU
Vogelführer App gemeldet werden. Meldeschluss ist der 20. Mai. Eine
kostenlose Rufnummer zum Melden ist am 11. und 12. Mai, jeweils von 10
bis 18 Uhr: 0800-1157115 geschaltet.

Aktuelle Zwischenstände und erste Ergebnisse sind ab dem ersten
Zähltag auf www.stundedergartenvoegel.de abrufbar und können mit
vergangenen Jahren verglichen werden.

Für kleine Vogelexperten hat die NAJU die "Schulstunde der
Gartenvögel" (6. bis 10. Mai) ins Leben gerufen. Ein NAJU-Aktionspaket
versorgt teilnehmende Gruppen und Klassen mit Zählkarten, einem
"Vogelbüchlein für die Hosentasche" für jedes Kind, einem NAJU-Poster,
auf dem Kinder die häufigsten Vogelarten in Deutschlands Gärten und
ihre Besonderheiten kennenlernen, sowie einem Begleitheft.

Weitere Informationen unter www.NAJU.de/sdg



In Hamburg bietet der NABU zur "Stunde der Gartenvögel" mehrere
vogelkundliche Führungen an:

Blankeneser Friedhof 

Freitag, 10. Mai, 18:00 Uhr

Führung: Matthias Votel

Treff: HVV Busstopp M1 Blankeneser Friedhof Haupteingang

Stellinger Schweiz

Freitag, 10. Mai um 18:00 Uhr

Führung: Christa Fischer, Irene Poerschke, Olaf Studt

Treff: HVV Busstopp 181 Hagenbeck Nordeingang

Osdorfer Feldmark

Samstag, 11. Mai um 8:30 Uhr

Führung: Beate Eisenhardt

Treff: Parkplatz Freibad Am Osdorfer Born

Wandse / Berner Au

Sonntag, 12. Mai um 9:00 Uhr

Führung: NABU-Gruppe Wandsbek

Treff: Nordmarkstraße Wandsebrücke (Infotafel)

Gut Karlshöhe

Sonntag, 12. Mai um 11:00 Uhr

Führung: Michael Obladen

Treff: Vor dem weissen Gutshaus

Norderstedt / Stadtpark

Samstag, 11. Mai um 9:00 Uhr

Führung: NABU Norderstedt

Treff: Haupteingang

Wedeler Autal

Samstag, 11. Mai um 18:00 Uhr

Führung: Jens Sturm

Sonntag, 12. Mai um 17:00 Uhr

Führung: Martina Möllenkamp

Treff jeweils vor dem S-Bhf. Wedel, Ausgang Busse

Infos zur Aktion: www.stundedergartenvoegel.de

NABU Vogelführer App: www.NABU.de/vogelwelt

Einen NABU Online-Vogelführer gibt es unter

www.nabu.de/vogelfuehrer

Broschüre 15 Jahre Stunde der Gartenvögel:

www.NABU.de/15-jahre-sdg

Vogeltrainer: www.vogeltrainer.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 43/19, 12.04.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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BILDUNG/3336: Magdeburg - Gewächshaus-Rundgang zum Thema "Seltene und vom Aussterben bedrohte Pflanzen", 21.4.


Stadt Magdeburg - 15. April 2019

Seltene und vom Aussterben bedrohte Pflanzen

Am Ostersonntag in den Gruson-Gewächshäusern



Beim nächsten thematischen Rundgang in den Gruson-Gewächshäusern am
Ostersonntag, 21. April, werden Pflanzenarten mit besonderem
Seltenheitswert vorgestellt. Beginn ist um 15.00 Uhr.

Botanische Gärten beherbergen zahlreiche seltene, vom Aussterben
bedrohte oder in der Natur bereits ausgestorbene Pflanzenarten und
können so zu deren Erhalt beitragen. Der Gärtnermeister Stefan
Neuwirth stellt während des Rundgangs Arten vor, die nur einmal in der
Natur gefunden wurden, die nur winzige Verbreitungsgebiete haben oder
deren natürliche Vorkommen gar nicht mehr existieren.

Die Veranstaltung kostet einschließlich Eintritt 4,50 Euro (ermäßigt
drei Euro). Weil die Teilnehmerzahl begrenzt ist, kann unter der
Rufnummer 03 91/4 04 29 10 eine telefonische Reservierung vorgenommen
werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 15.04.2019

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





TOUR/7414: Leer - Minikreuzfahrt von Ditzum nach Leer und zurück am 20. April


Landkreis Leer

Minikreuzfahrt von Ditzum nach Leer und zurück - jetzt zu Ostern am
20. April



In diesem Jahr gibt es von April bis Oktober monatlich eine
Minikreuzfahrt von Ditzum nach Leer und zurück. Die erste Fahrt findet
zu Ostern, 20. April, statt. Auf der zweieinhalbstündigen Fahrt
stromaufwärts wird das eindrucksvolle Emssperrwerk durchquert und die
Ziegelei in Midlum passiert. Danach wird die Jann-Berghaus-Brücke
durchfahren - dafür muss die längste Klappbrücke Europas sogar
geöffnet werden. Zum Abschluss wird das Schiff in den Leeraner Hafen
geschleust.

Nach einer ausgiebigen Mittagspause fährt das Schiff auf demselben Weg
wieder zurück nach Ditzum. Neben der Hin- und Rückfahrt können auch
einzelne Fahrten, zum Beispiel von Ditzum nach Leer oder von Leer nach
Ditzum, gebucht werden.

Bei den einfachen Fahrten bietet es sich an, das Rad auf der Fähre
mitzunehmen und vor oder nach der Schifffahrt eine Radtour zu
unternehmen. Es ist unbedingt notwendig sich für die Fahrt anzumelden.

Am 20. April startet die Fahrt um 10 Uhr vom Außenanleger in Ditzum.
Ankunft in Ditzum nach der Rückfahrt ist um 17.30 Uhr. 

Anmeldung sowie weitere Termine und Informationen unter 0491 919696 50,
info@dollard-route.de und www.dollard-route.de/minikreuzfahrt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 15. April 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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